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Vorwort

Liebe Kollegin, lieber Kollege,

im Sommer 2023 hat die Niedersachsische Landesregierung das Personalvertretungsgesetz (NPersVG) sowie
die zugehdrige Wahlordnung novelliert und mit Hinblick auf die zunehmende Digitalisierung weiterentwickelt. Unter
anderem sind Personalratssitzungen nun auch als Telefon- oder Videokonferenzen mdglich. Auch bei den Personal-
ratswahlen sind in Zukunft digitale Mdglichkeiten stérker nutzbar.

Aus diesem Anlass haben wir unsere Broschiire aktualisiert. Denn damit Personalvertretungen ihre Rechte voll
ausschépfen kdnnen, miissen sie gut Uber die gesetzlichen Grundlagen ihrer Arbeit informiert sein. Diese von DGB,
GEW, GdP und ver.di gemeinsam herausgegebene Broschiire ist dafiir eine bewdhrte Arbeitshilfe. Damit sie recht-
zeitig vor den Personalratswahlen im Februar 2024 genutzt werden kann, erscheint sie in digitaler Form.

Aktualisiert sind der Gesetzestext des NPersVG und die Wahlordnung. Aber auch diverse Kommentare und
Erlduterungen sind neu. So kénnen sich Wahlvorstande und Personalrdt*innen informieren und Beschaftigte die
Personalratswahlen kompetent vorbereiten.

Wir wiinschen allen, die diese Broschire nutzen, viel Erfolg bei ihrer wichtigen Arbeit!

(M U(’(f}k/

Andrea Wemheuer
Leiterin des ver.di Landesbezirks Niedersachsen-Bremen

! Mehrdagl Payandeh
Vorsitzendet des DGB Niedefsachsen

Gl esfFz .

Stefan Stoérmer
Vorsitzender der GEW Niedersachsen

Kevin Komolka
Vorsitzender der GdP Niedersachsen
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Niedersachsisches
Personalvertretungsgesetz

in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 2007 (NdsGVBI Nr. 2/2007, S. 11)
Stand: letzte beriicksichtigte Anderung: §§9, 22, 29, 31, 61, 68,72, 76, 107, 107d, 107f und 121 geéndert durch

Artikel 1 des Gesetzes vom 21.06.2023 (Nds. GVBI. 11/2023)



Niedersachsisches Personalvertretungsgesetz



Niedersachsisches
Personalvertretungsgesetz (NPersVG)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 2007 (NdsGVBI Nr. 2/2007, S. 11)
unter Bericksichtigung des Art. 1 des Gesetzes zur Anderung personalvertretungsrechtlicher Vorschriften vom
15. Dezember 2015.
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ERSTER TEIL

Personalvertretungen

ERSTES KAPITEL
Allgemeine Vorschriften

§1
Bildung von Personalvertretungen; Geltungsbereich
(1) Personalvertretungen werden gebildet in den Verwaltungen und Gerichten des Landes, den Verwaltungen
der Gemeinden, der Landkreise sowie der sonstigen Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen
Rechts, die der Aufsicht des Landes unterstehen.

(2) Auf Religionsgesellschaften und ihre karitativen und erzieherischen Einrichtungen sowie auf Weltanschau-
ungsgemeinschaften ist dieses Gesetz nicht anzuwenden.

§2
Grundsatze der Zusammenarbeit; Neutralitat

(1) Dienststelle und Personalvertretung arbeiten unter Beachtung der Gesetze und Tarifvertrdge vertrauensvoll
und partnerschaftlich zusammen zur Erfiillung der der Dienststelle obliegenden Aufgaben und zur Wahrung der
Belange der in der Dienststelle Beschaftigten.

(2) 'Dienststelle und Personalvertretung haben alles zu unterlassen, was geeignet ist, den Frieden in der Dienst-
stelle zu beeintrachtigen. 2Insbesondere dirfen sie keine MaBnahmen des Arbeitskampfes gegeneinander durch-
fuhren. *Arbeitskampfe tariffahiger Parteien werden hierdurch nicht beriihrt.

(3) Dienststelle und Personalvertretung diirfen sich als solche nicht parteipolitisch betatigen.

(4) Die Mitglieder der Personalvertretung haben ihr Amt gegentiber allen Beschaftigten unparteiisch auszu-
iiben.

§3
Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigungen

(1) Dienststelle und Personalvertretung wirken bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz
vertrauensvoll mit den in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigungen zusammen.

(2) Die Aufgaben der Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigungen, insbesondere die Wahrnehmung der
Interessen ihrer Mitglieder, werden durch dieses Gesetz nicht bertihrt.

(3) Beschaftigte, die Aufgaben nach diesem Gesetz wahrnehmen, werden dadurch in ihrer Betatigung fir ihre
Gewerkschaft in der Dienststelle nicht beschrankt.

(4) Dienststelle und Personalvertretung haben sich fiir die Wahrung der Vereinigungsfreiheit der Beschaftigten
einzusetzen.

§4
Beschéftigte
(1) 'Beschéftigte im Sinne dieses Gesetzes sind Beamtinnen und Beamte, Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer der in § 1 genannten Verwaltungen einschlieBlich der zu ihrer Berufsausbildung Beschaftigten sowie Richterin-
nen und Richter, die auBerhalb eines Gerichts tatig sind.
XKeine Beschéftigten im Sinne dieses Gesetzes sind die bei einer Staatsanwaltschaft tatigen Staatsanwaltinnen
und Staatsanwalte.

"
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(2) Als Beschaftigte im Sinne dieses Gesetzes gelten auch Personen, die nicht in einem Beschaftigungsver-
héltnis zu den in § 1 genannten Verwaltungen stehen, aber den Weisungen der Dienststelle unterliegen, in der sie
tatig sind.

(3) Beschaftigte im Sinne dieses Gesetzes sind nicht
1. Personen, die ehrenamtlich tatig sind,

2. Personen, die (iberwiegend zu ihrer Heilung, Wiedereingewohnung, Besserung oder Erziehung beschaftigt
werden.

5
Bildung vin Gruppen
(1) Je eine Gruppe bilden:
1. die Beamtinnen und Beamten,
2. die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

(2) "Wer Beamtin oder Beamter ist, bestimmt das Beamtenrecht.' 2Die Beschéftigten in einem 6ffentlich-recht-
lichen Ausbildungsverhaltnis sowie die in §4 Abs. 1, Satz 1 bezeichneten Richterinnen und Richter gehéren zur
Gruppe der Beamtinnen und Beamten.

(3) Zur Gruppe der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gehéren die Beschaftigten, die nach ihren Arbeits-
vertragen als Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer in der Dienststelle tatig sind oder die sich in einer beruflichen
Ausbildung fir eine Arbeitnehmertatigkeit befinden, die dienstordnungsmaBigen Angestellten der Trager der So-
zialversicherung und ihrer Verbande sowie die in § 4 Abs. 2 genannten Beschaftigten.

§6
Dienststelle
(1) Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes sind die einzelnen Behdrden, selbstdndigen Betriebe einschlieBlich
der Eigenbetriebe und, sofern Behorden nicht vorhanden sind, die Verwaltungsstellen der in § 1 genannten Ver-
waltungen sowie die Gerichte.

(2) Die einer Mittelbehorde unmittelbar nachgeordnete Behdrde bildet mit den ihr nachgeordneten Verwal-
tungsstellen eine Dienststelle; dies gilt nicht, soweit auch die weiter nachgeordneten Stellen im Verwaltungsaufbau
nach Aufgabenbereich und Organisation selbsténdig sind.

(3) "Weist eine Dienststelle Nebenstellen oder sonstige Teile auf (Gesamtdienststelle),

1. deren Leitung zu selbstandigen MaBnahmen nach MaBgabe des § 65, des § 66, des
§67 oder des § 75 befugt ist oder

2. die rdumlich weit von der Stammdienststelle entfernt liegen und in denen in der Regel
mehr als 50 Wahlberechtigte beschaftigt sind,

so sind diese von der obersten Dienstbehdrde zu selbstandigen Dienststellen zu erkldren, wenn die Mehrheit ihrer
wahlberechtigten Beschaftigten dies in geheimer Abstimmung beschlieBt. 2Die Erklarung zur selbstandigen Dienst-
stelle ist erstmals fir die folgende Wahl und so lange wirksam, bis sie wieder aufgehoben wird. *Die Erklarung
kann aufgehoben werden, wenn die Voraussetzungen nach Satz 1 Nr. 1 oder 2 nicht mehr vorliegen. *Wahrend der
laufenden Amtszeit des Personalrats ist die Aufhebung der Erklérung nur zuldssig, wenn die Mehrheit der wahl-
berechtigten Beschaftigten die Aufhebung in geheimer Abstimmung verlangt.

(4) 'Mehrere Dienststellen sind durch die oberste Dienstbehorde zu einer Dienststelle im Sinne dieses Gesetzes
zusammenzufassen, wenn die oberste Dienstbehdrde es fir erforderlich hélt und die Mehrheit der wahlberechtigten
Beschaftigten in den einzelnen Dienststellen zustimmt oder wenn die Mehrheit der wahlberechtigten Beschaftigten

' Vgl. §§4 bis 9 BeamtStG, §§4 bis 8 NBG.
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in den einzelnen Dienststellen in geheimer Abstimmung die Zusammenfassung beschlieBt und die oberste Dienstbe-
horde dem zustimmt. 2Unterstehen die Dienststellen verschiedenen obersten Dienstbehdrden, so entscheiden diese
gemeinsam. *Die Sétze 1 und 2 gelten fir die Authebung der Zusammenfassung entsprechend. * Die Zusammen-
fassung und deren Aufhebung sind jeweils erst fiir die folgende Wahl wirksam.

§7
Gemeinsame Dienststelle
Bilden die in § 1 genannten Verwaltungen gemeinsame Dienststellen mit Einrichtungen, die nicht unter dieses
Gesetz fallen, so erhalten nur die Beschaftigten der in § 1 genannten Verwaltungen einen Personalrat nach den
Vorschriften dieses Gesetzes.

§8
Dienststellenleitung; Vertretung
(1) "Fir die Dienststelle handelt ihre Leitung. Diese kann sich durch in der Sache zusténdige und entschei-
dungsbefugte Beschaftigte vertreten lassen. *Kollegiale Leitungsorgane kénnen sich durch ein entscheidungsbe-
fugtes Mitglied oder mehrere entscheidungsbefugte Mitglieder vertreten lassen. “Die vertretungsberechtigten Be-
schaftigten sind von der Dienststelle generell zu bestimmen.

(2) Fiir den Schriftverkehr zwischen Dienststelle und Personalvertretung bleiben Regelungen iber die Zeich-
nungsbefugnisse unberihrt.

§9
Schweigepflicht; elektronische Ubermittlung
(1) Personen, die Aufgaben oder Befugnisse nach diesem Gesetz wahrnehmen oder wahrgenommen haben,
miissen Uber die ihnen dabei? bekannt gewordenen Angelegenheiten und Tatsachen Stillschweigen bewahren?,
soweit diese nicht offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedurfen.*

(2) 'Die Schweigepflicht besteht nicht fiir die Mitglieder der jeweils zustdndigen Personalvertretungen unter-
einander sowie gegeniiber der zustandigen Schwerbehindertenvertretung;® sie entfallt ferner gegentiber den vor-
gesetzten Dienststellen, den bei ihnen gebildeten Stufenvertretungen nach diesem Gesetz und nach dem Neunten
Buch des Sozialgesetzbuchs (SGB IX) sowie der Einigungsstelle, wenn diese Stellen von der Personalvertretung
angerufen worden sind. 2§ 60 Abs. 2 Satze 2 und 3 bleiben unberiihrt.

2 Eine Ubersicht tber die Tétigkeiten, im Rahmen derer entsprechende Kenntnisse erworben werden kdnnen, findet sich auf (siehe
S.305).

> Zur Strafbarkeit bei VerstoBen beachte §§203, 204, 353b StGB (siehe S. 158ff.), §§36, 37 NDSG (siehe S. 145), § 15 NSpG (siehe
S.284).

4 Ininnerdienstlichen kollektiven Angelegenheiten (Rationalisierung, Digitalisierung und andere neue Arbeitsmethoden, Arbeitszeiten,
Urlaub, Outsourcing, etc.) kann es gegeniiber den Kolleg*innen keine Schweigepflicht geben — insofern handelt es sich um Angele-
genheiten, die ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedirfen — weil der Personalrat in der Phase, in der die Dienststelle die
MaBnahme plant, priifen muss, ob Beschaftigten Nachteile im Sinne von §66 (1) Nr. 12 NPersVG drohen und daher ggf. ein Sozialplan
verhandelt werden muss. Um dem Personalrat mitteilen zu kénnen, welche Nachteile sie durch die geplante MaBnahme befiirchten,
muss der Personalrat die Beschaftigten bereits in der Planungsphase umfanglich ber das Beabsichtigte informieren. Im kommunalen
Bereich sind solche Dinge haufig schon deswegen kein Geheimnis, weil sie in 6ffentlichen Ratssitzungen, spatestens bei der Haus-
haltsaufstellung, beraten werden.

5 Einzige Ausnahme diirfte hier die Wahrnehmung der Mitbestimmung unter den Bedingungen des §66 Abs. 1 Nr. 6 NPersVG sein, da
das dort gewahlte Mitbestimmungsmodell sinnentleert ware, wenn iiber die persénlichen Daten dieser Angelegenheit innerhalb des
Gremiums gesprochen werden diirfte.

13
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(3) Fir die elektronische Ubermittlung nach diesem Gesetz oder nach den aufgrund von § 118 Abs. 1 erlassenen
Wahlordnungen dirfen ausschlieBlich technische Einrichtungen verwendet werden, die durch die Dienststelle zur
dienstlichen Nutzung freigegeben sind.®

§9a
Unfallfiirsorge

Erleidet eine Beamtin oder ein Beamter anldsslich der Wahrnehmung von Rechten oder der Erfiillung von
Pflichten nach dem Personalvertretungsrecht einen Unfall, der im Sinne der beamtenrechtlichen Unfallfiirsorgevor-
schriften ein Dienstunfall wére, so finden diese Vorschriften entsprechende Anwendung.

ZWEITES KAPITEL
Personalrat; Personalversammlung

Erster Abschnitt
Wahl und Zusammensetzung des Personalrats

§10
Wahl von Personalraten

(1) Beschéftigt eine Dienststelle in der Regel mindestens fiinf Wahlberechtigte und sind von den Wahlberech-
tigten mindestens drei wahlbar, so ist ein Personalrat zu wahlen.

(2) Dienststellen, bei denen die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht gegeben sind, werden von der zustén-
digen Mittelbehdrde oder obersten Dienstbehdrde im Einvernehmen mit der Stufenvertretung einer benachbarten
Dienststelle zugeteilt.

(3) Frauen und Manner sind bei der Bildung des Personalrats entsprechend ihrem Anteil an den wahlberechtig-
ten Beschaftigten der Dienststelle nach MaBgabe dieses Gesetzes und der auf ihm beruhenden Rechtsvorschriften
zu berlicksichtigen.

§11
Wahlberechtigung

(1) Wahlberechtigt sind

1. alle Beschéftigten im Sinne des §4 Abs. 1,/

2. Beschaftigte im Sinne des § 4 Abs. 2, die am Wahltag mindestens seit einem Monat in
der Dienststelle tétig sind, sowie

3. Personen, deren Beschaftigungsverhaltnis aufgrund tariflicher Bestimmung wegen Unterbrechung der Arbeiten
ohne besondere Kiindigung beendet worden ist und die Anspruch auf Wiedereinstellung haben.

6 Mitdieser Regelung wird der Arbeitgeber davor geschiitzt, dass von den Beschéftigten beschaffte Arbeitsmittel ggf. die notwendigen
Sicherheitsstandards nicht aufweisen und damit eine Anfalligkeit fiir Computersabotage im Datennetz des Arbeitgebers besteht.
Der Personalrat sollte darauf achten, dass private Arbeitsmittel gar nicht genutzt werden miissen, um dem Grundsatz, dass die
Bereitstellung des Arbeitsplatzes in technischer, raumlicher und organisatorischer Hinsicht zu den Grundpflichten des Arbeitgebers
im Dienst- oder Arbeitsverhaltnis gehdrt, gerecht zu werden. Private Arbeitsmittel zuzulassen muss daher die Ausnahme bleiben und
der Arbeitgeber sollte dafiir stets auch einen Ausgleich fiir seine Ersparnis an die Beschaftigten zurlickgeben, die ihre privaten Mittel
einsetzen. Dieser Ausgleich ist in Dienstvereinbarungen festzulegen.

7 Nicht wahlberechtigt sind gem. § 105 Abs. 4 S. 1 NPersVG studentische Hilfskrafte.
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(2) 'Sind Wahlberechtigte in mehreren Dienststellen im Sinne des § 6 beschéftigt, so kann das Wahlrecht nur
in der Dienststelle ausgelibt werden, in der sie Giberwiegend beschaftigt sind. 2Bei gleichem Umfang der Beschéfti-
gung entscheidet die oder der Beschéftigte, in welcher Dienststelle sie oder er das Wahlrecht austbt.

(3) "Wer sich im Vorbereitungsdienst oder in einer sonstigen Berufsausbildung befindet, ist bei seiner Ausbil-
dungsbehérde wahlberechtigt. 2Die Ministerien werden ermachtigt, durch Verordnung fiir ihren Geschaftsbereich
anstelle der Ausbildungsbehérde eine andere Dienststelle zu bestimmen, wenn dies wegen der besonderen Verhalt-
nisse in dem Dienstzweig erforderlich ist.

(4) 'Das Wahlrecht in der Dienststelle erlischt, wenn
1. eine Abordnung,

eine Beurlaubung,

3. eine Zuweisung nach § 20 des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) oder einer

entsprechenden tarifrechtlichen Regelung oder 8
4. eine Personalgestellung® ldnger als drei Monate gedauert hat und zu diesem Zeitpunkt feststeht, dass die

oder der Beschaftigte nicht innerhalb von weiteren sechs Monaten an die bisherige Dienststelle zuriickkehrt.

2Satz 1 gilt beim Wechsel der iberwiegenden Beschaftigung nach Absatz 2 Satz 1 entsprechend. 3Satz 1 gilt
nicht, wenn die oder der Beschaftigte einer Einrichtung auBerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes zu-
gewiesen ist oder in einer solchen im Wege der Personalgestellung Arbeitsleistung erbringt.”® “Bei Altersteilzeit

im Blockmodell erlischt das Wahlrecht mit Beginn der Freistellungsphase.

(5) Das Wahlrecht erlischt nicht bei
1. der Einberufung zum Grundwehr- oder Zivildienst,

2. der Inanspruchnahme von Urlaub aus familiaren Griinden (§62 des Niedersachsischen Beamtengesetzes')
oder Elternzeit bis zu insgesamt drei Jahren.

(6) Wer zu einer Dienststelle im Geltungsbereich dieses Gesetzes abgeordnet oder ihr nach § 20 BeamtStG
oder einer entsprechenden tarifrechtlichen Regelung zugewiesen ist oder in ihr im Wege der Personalgestellung
Arbeitsleistung erbringt, wird in ihr zu dem Zeitpunkt wahlberechtigt, in dem in der bisherigen Dienststelle das
Wahlrecht erlischt."

(7) Nicht wahlberechtigt sind Beschaftigte, die infolge strafgerichtlicher Verurteilung das Recht, in 6ffentlichen
Angelegenheiten zu wahlen oder zu stimmen, nicht besitzen.

§12
Wahlbarkeit
(1) "Wahlbar sind alle Wahlberechtigten, die am Wahltag
1. volljahrig sind und

2. seit sechs Monaten der Dienststelle angehéren oder seit einem Jahr in 6ffentlichen
Verwaltungen beschéftigt sind.

8 Beachte §44 h (2) SGB Il (siehe S. 123) fiir in ein Jobcenter entsandte Kolleg*innen.

9 Beachte §44 h (2) SGB Il (siehe S. 123) fiir in ein Jobcenter entsandte Kolleg*innen.

12 Das bedeutet, dass Beschaftigte, die einem Jobcenter als gemeinsame Einrichtung zugewiesen sind und somit dem BPersVG unter-
fallen, in ihrer kommunalen Herkunftsdienststelle wahlberechtigt fiir den Personalrat sind. Ggf. erstreckt sich dieses Wahlrecht nur
auf den Gesamtpersonalrat.

" §62NBG.

2 Das bedeutet, wenn ein Jobcenter in Niedersachsen als kommunale Anstalt 6ffentlichen Rechts gefiihrt wird, verlieren dorthin zu-
gewiesene Beschaftigte der Kommune nach spétestens neun Monaten (§11 (4) S. 1 NPersVG) nach ihrem Wechsel das Wahlrecht in
ihrer Heimatkommune und erlangen in der Kommunalen Anstalt das aktive und passive Wahlrecht, da sie in Niedersachsen gem. § 11
(2) S. 1 NPersVG nur in einer Dienststelle wahlen diirfen.
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2Besteht die Dienststelle am Wahltag weniger als ein Jahr, so bedarf es nicht der sechsmonatigen Zugehdrigkeit zur
Dienststelle. 3Beschéftigte, die einer Einrichtung auBerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes zugewiesen sind
oder in ihr Arbeitsleistungen erbringen, sind in ihrer bisherigen Dienststelle nicht wahlbar.”

(2) 'Fur den Personalrat ihrer Dienststelle sind nicht wahlbar
1. die Leitung der Dienststelle und deren standige Vertretung,'

2. Beschaftigte, die in Personalangelegenheiten entscheiden oder fir den Schriftverkehr

zwischen Dienststelle und Personalvertretung zeichnungsbefugt sind,”
3. Beschéftigte, die dem Wahlvorstand angehdren, wenn der zu wahlende Personalrat aus

mehreren Mitgliedern besteht,
4. Beschaftigte im Sinne des §4 Abs. 2.
“Diein § 11 Abs. 3 genannten Beschaftigten sind nicht in eine Stufenvertretung (§ 47) oder einen Gesamtpersonalrat
(§49) wahlbar. *Beschaftigte, die einer Einrichtung auBerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes zugewiesen
sind oder in einer solchen im Wege der Personalgestellung Arbeitsleistungen erbringen, sind in ihrer bisherigen
Dienststelle nicht wahlbar.'®

(3) Nicht wahlbar sind Beschéftigte, die infolge strafgerichtlicher Verurteilung die Fahigkeit, Rechte aus offent-
lichen Wahlen zu erlangen, nicht besitzen.

§13
Zahl der Personalratsmitglieder

(1) 'Der Personalrat besteht in Dienststellen mit in der Regel
5 bis 20 Wahlberechtigtenaus 1 Mitglied,

21 bis 50 Wahlberechtigtenaus 3 Mitgliedern,
51 bis 150 Wahlberechtigtenaus 5 Mitgliedern,
151 bis 300 Wahlberechtigtenaus 7 Mitgliedern,
301 bis 600 Wahlberechtigtenaus 9 Mitgliedern,
601 bis 1000 Wahlberechtigtenaus 11 Mitgliedern.

“Die Zahl der Mitglieder erhdht sich in Dienststellen mit 1001 bis 5000 Wahlberechtigten um je zwei fir je weitere
angefangene Tausend, mit 5001 und mehr Wahlberechtigten um je zwei je weitere angefangene Zweitausend. *Die
Hochstzahl der Mitglieder betragt 25.

(2) MaBgebend fiir die Feststellung nach Absatz 1 ist der Tag des Erlasses des Wahlausschreibens.

' Dain den Jobcentern gem. §44 h (3) SGB Il (siehe S. 123).das Bundespersonalvertretungsgesetz gilt, sind in ein als gemeinsame Ein-
richtung gefihrtes Jobcenter entsandte Kolleg*innen fiir den Personalrat ihrer Herkunftsdienststelle nicht wahlbar.

" Gem. §107 (1) gilt dies in kommunalen Dienststellen auch fiir die Leitung des Rechnungspriifungsamts sowie die Gleichstellungsbe-
auftragte und ihre Vertretung (§ 22 Abs. 1'S. 2 NGG in der Fassung vom 17.11.2011 (siehe S. 179), (beachte auch FuBnote 205) sowie
gem. §107 Abs. 4 auch fiir die erste Ebene unterhalb der Wahlbeamt*innen, der ,Amtsleiter*innen”, ,Fachdienst- oder Bereichs-
leiter*innen” und dhnlichen Funktionstrager*innen mit Leitungs- also Entscheidungsfunktion (Zeichnungsbefugnis).

5 Nicht wahlbar ist die Gleichstellungsbeauftragte an Hochschulen gem. § 105 Abs. 4 NPersVG.

16 Diese Klarstellung hat fiir die Personalgestellung in Jobcentern folgende Konsequenz:

(Siehe auch FuBnoten 10, 12 und 13) Von einer Kommune in ein klassisches Jobcenter als gemeinsame Einrichtung entsandte Beschaf-
tigte verlieren nach 9 Monaten ihr passives Wahlrecht (Wahlbarkeit), konnen in ihrer Heimatdienststelle aber noch den Personalrat
wahlen. Werden sie hingegen in einem Jobcenter angestellt, das als kommunale Anstalt 6ffentlichen Rechts (KAGR) gefiihrt wird, oder
in einer anderen Kommune, die Optionskommune ist, eingesetzt (Verbleib im Geltungsbereich des NPersVG) verlieren Sie ihr aktives
und passives Wahlrecht in der Herkunftsdienststelle. Sie sind damit nicht mehr fiir ihren Personalrat der Herkunftsdienststelle wahlbar.
In der Arbeitsgemeinschaft sind sie nach § 44h Abs. 2 SGB Il wahlberechtigt und wahlbar, weil dort ein Personalrat nach dem BPersVG
gewahlt wird. Dort gilt das NPersVG nicht.
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§14
Gruppenvertretung

(1) Der Wahlvorstand errechnet die Verteilung der Sitze auf die Gruppen nach dem Hochstzahlverfahren.

(2) 'Sind in der Dienststelle Angehdrige verschiedener Gruppen beschéftigt, so muss jede Gruppe in einem
aus mehreren Mitgliedern bestehenden Personalrat entsprechend ihrer Stdrke vertreten sein. ?Jede Gruppe erhalt
jedoch mindestens einen Sitz, in Personalvertretungen mit mehr als neun Mitgliedern mindestens zwei Sitze. 3Ge-
héren einer Gruppe in der Regel nicht mehr als fiinf Beschaftigte an, so erhalt sie abweichend von Satz 2 nur dann
eine Vertretung, wenn sie mindestens ein Zwanzigstel der Beschaftigten der Dienststelle umfasst. *Erhalt nach
Satz 3 eine Gruppe keine Vertretung, so gelten die Angehdrigen dieser Gruppe als Angehdrige der anderen Gruppe.

(3) "Macht eine Gruppe von ihrem Recht, im Personalrat vertreten zu sein, keinen Gebrauch, so verliert sie bis
zur nachsten Wahl des Personalrats ihren Anspruch auf Vertretung. ?Die auf diese Gruppe entfallenden Sitze erhalt
die andere Gruppe.

(4) Die Verteilung der Sitze des Personalrats auf die Gruppen kann abweichend von den Absatzen 2 und 3
vorgenommen werden, wenn die Angehérigen jeder Gruppe dies vor der Wahl in getrennter und geheimer Ab-
stimmung beschlieBen.

§15
Verteilung der Sitze auf Frauen und Ménner

(1) 'Der Wahlvorstand stellt fest, wie hoch der Anteil an Frauen und Ménnern bei den wahlberechtigten Be-
schaftigten insgesamt und in den Gruppen ist. 2Steht einer Gruppe mehr als ein Sitz im Personalrat zu, so errechnet
der Wahlvorstand die Verteilung der Sitze innerhalb der Gruppe auf die Geschlechter nach dem Héchstzahlver-
fahren.

(2) 'Das in der Minderheit befindliche Geschlecht erhalt stets einen Sitz, wenn mindestens
1. ein Zwanzigstel der Beschaftigten in der Dienststelle diesem Geschlecht angehért und
2. einer Gruppe, in der Frauen und Manner vertreten sind, mehr als ein Sitz zusteht.

“Dieser Sitz ist der Gruppe zuzurechnen, in der das in der Minderheit befindliche Geschlecht am starksten vertreten
ist. 3Bei gleicher Starke entscheidet das Los.

(3) §14 Abs. 3 gilt entsprechend.

§16
Allgemeine Wahlgrundsatze; Gruppenwahl; gemeinsame Wahl

(1) 'Der Personalrat wird in geheimer und unmittelbarer Wahl nach den Grundsatzen der Verhaltniswahl (Lis-
tenwahl) gewahlt. 2Die auf die Listen entfallenden Sitze werden nach dem Hochstzahlverfahren ermittelt. *Wird nur
ein Wahlvorschlag eingereicht, so findet Mehrheitswahl (Personenwahl) statt.

(2) Besteht der Personalrat aus mehr als einer Person, so wahlen Beamtinnen und Beamte, Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer die Vertretung ihrer Gruppen in nach Gruppen getrennten Wahlgangen (Gruppenwahl).

(3) Abweichend von Absatz 2 findet eine gemeinsame Wahl statt, wenn die Beschaftigten dies vor der Wahl
mit der Mehrheit der Stimmen der Wahlberechtigten jeder Gruppe in getrennter und geheimer Abstimmung be-
schlieBen.

§17
Wahlvorschlage
(1) Zur Wahl des Personalrats kénnen die wahlberechtigten Beschaftigten und die in der Dienststelle vertrete-
nen Gewerkschaften Wahlvorschldge machen.
(2) 'Jede Person kann nur auf einem Wahlvorschlag benannt werden. 2Die Wahlvorschlédge missen mindestens
so viele Bewerberinnen und Bewerber enthalten, wie erforderlich sind, um die anteilige Verteilung der Sitze im
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Personalrat auf Frauen und Manner zu erreichen. *Wahlvorschlége, die diesem Erfordernis nicht entsprechen, hat
der Wahlvorstand nach néherer MaBgabe der Wahlordnung als giltig zuzulassen, wenn die Abweichung schriftlich
begriindet wird. *Die Begriindung ist mit dem Wahlvorschlag zu veréffentlichen.

(3) 'Die Angehdrigen jeder Gruppe kénnen auch Angehérige anderer Gruppen zur Wahl vorschlagen. 2im Fall
der Wahl gelten die Gewahlten insoweit als Angehérige der Gruppe, von deren Angehdrigen sie vorgeschlagen
worden sind.

(4) 'Die von den Beschéftigten eingereichten Wahlvorschlage missen von einem Zwanzigstel der wahlberech-
tigten Gruppenangehdrigen, jedoch mindestens von zwei wahlberechtigten Gruppenangehérigen unterzeichnet
sein. ?In jedem Falle geniigt die Unterzeichnung durch 30 wahlberechtigte Gruppenangehdrige.

(5) Bei gemeinsamer Wahl gilt Absatz 4 entsprechend.

§18
Wahlvorstand
(1) Spatestens elf Wochen vor Ablauf der regelméBigen Amtszeit bestellt der Personalrat drei Wahlberechtigte
als Wahlvorstand und eine oder einen von ihnen als Vorsitzende oder Vorsitzenden.

(2) "Besteht zehn Wochen vor Ablauf der regelmaBigen Amtszeit des Personalrats kein Wahlvorstand, so be-
ruft die Dienststelle auf Antrag von mindestens drei Wahlberechtigten oder einer in der Dienststelle vertretenen
Gewerkschaft eine Personalversammlung zur Wahl des Wahlvorstandes ein. 2Besteht in einer Dienststelle, die die
Voraussetzungen des § 10 erfilllt, kein Personalrat, so beruft die Dienststelle eine Personalversammlung zur Wahl
des Wahlvorstandes ein. *Die Personalversammlung wahlt sich eine Versammlungsleitung.

(3) Findet eine Personalversammlung nicht statt oder wahlt die Personalversammlung keinen Wahlvorstand,
so bestellt ihn die Dienststelle auf Antrag von mindestens drei Wahlberechtigten oder einer in der Dienststelle ver-
tretenen Gewerkschaft binnen einer Frist von zwei Wochen.

(4) 'Im Wahlvorstand muss jede in der Dienststelle vorhandene Gruppe vertreten sein, wenn ihr mindestens drei
wahlberechtigte Beschaftigte angehdren. 2Fiir jedes Mitglied soll ein Ersatzmitglied berufen werden. 3Dem Wahlvor-
stand sollen Frauen und Manner angehdren.

§19
Aufgaben des Wahlvorstandes

(1) 'Der Wahlvorstand hat die Wahl rechtzeitig einzuleiten. Kommt der Wahlvorstand dieser Verpflichtung
nicht nach, so beruft die Dienststelle auf Antrag von mindestens drei Wahlberechtigten oder einer in der Dienststelle
vertretenen Gewerkschaft eine Personalversammlung zur Wahl eines neuen Wahlvorstandes ein. 3§ 18 Abs. 2 Satz
3, Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.

(2) Unverziiglich nach Abschluss der Wahl nimmt der Wahlvorstand offentlich die Auszahlung der Stimmen
vor, stellt deren Ergebnis in einer Niederschrift fest und gibt es den Beschéftigten der Dienststelle durch Aushang
bekannt.

§20
Schutz der Wahl; Kostenlast der Dienststelle

(1) "Niemand darf die Wahl des Personalrats behindern oder in einer gegen die guten Sitten verstoBenden
Weise beeinflussen. 2insbesondere darf niemand in der Ausiibung seines Wahlrechts oder in seiner Wahlbarkeit
beschrankt werden.

(2) "Mitglieder des Wahlvorstandes sowie Wahlbewerberinnen und Wahlbewerber sind von ihrer dienstlichen
Tatigkeit befreit, soweit es fiir die Aufgaben des Wahlvorstandes oder fiir die Aufstellung zur Wahl erforderlich ist.
2§39 Abs. 2 Satz 2 und §41 gelten entsprechend. 3§40 gilt fir Mitglieder des Wahlvorstandes entsprechend fiir
Veranstaltungen, die der Vorbereitung der Personalratswahlen dienlich sind.
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(3) Fur Reisekosten von Mitgliedern des Wahlvorstandes gilt § 37 Abs. 2 entsprechend.

§21
Anfechtung der Wahl
Ist gegen wesentliche Vorschriften iiber das Wahlrecht, die Wahlbarkeit oder das Wahlverfahren verstoBen
worden, so kénnen mindestens drei Wahlberechtigte, eine in der Dienststelle vertretene Gewerkschaft oder die
Dienststelle binnen einer Frist von 14 Tagen, vom Tag der Bekanntgabe des Wahlergebnisses gerechnet, die Wahl
unmittelbar bei den Verwaltungsgerichten anfechten, wenn eine nach der Wahlordnung zuldssige und beantragte
Berichtigung nicht vorgenommen worden ist und der VerstoB das Wahlergebnis &ndern oder beeinflussen kénnte.

Zweiter Abschnitt
Amtszeit des Personalrats

§22
Zeitpunkt der Personalratswahl; Ende der regelméaBigen Amtszeit

(1) Die regelmaBigen Personalratswahlen finden alle vier Jahre in der Zeit vom 1. Februar bis 30. April statt.

(2) 'Die regelmaBige Amtszeit des Personalrats endet mit der Konstituierung (§ 29 Abs. 1) des neu gewahlten
Personalrats, spatestens am 30. April des Jahres, in dem die regelméBigen Personalratswahlen stattfinden. ?Hat
der neu gewahlte Personalrat die Wahl nach § 28 Abs. 1 bis zum 30. April nicht durchgeftihrt, so verlangert sich die
Amtszeit bis zu dieser Sitzung, langstens jedoch bis zur Dauer von zwei Monaten.

(3) Ist ein Personalrat am 1. Februar des Jahres der regelmaBigen Personalratswahlen weniger als ein Jahr im
Amt, so verlangert sich seine Amtszeit um die nachste regelmaBige Amtszeit.

§23
Vorzeitige Neuwahl des Personalrats

(1) Der Personalrat ist vorzeitig neu zu wahlen, wenn

1. die Zahl der regelmaBig Beschaftigten, die wahlberechtigt sind, nach Ablauf von 18 Monaten, vom Tag der
Wahl gerechnet, gegentiber der Zahl der am Tag der Wahl Wahlberechtigten um mindestens die Halfte, min-
destens aber um 50 gestiegen oder gesunken ist und die Frist bis zum Ablauf der regelmaBigen Amtszeit
mindestens sechs Monate betragt,

2. die Gesamtzahl der Mitglieder des Personalrats auch nach Eintreten samtlicher Ersatzmitglieder um mehr als
ein Viertel der vorgeschriebenen Zahl gesunken ist,
der Personalrat mit der Mehrheit seiner Mitglieder seinen Riicktritt beschlossen hat,
die Wahl mit Erfolg angefochten ist oder
der Personalrat durch gerichtliche Entscheidung aufgelost ist.

(2) 'In den Féllen des Absatzes 1 Nrn. 1 bis 3 dauert die Amtszeit des bisherigen Personalrats bis zur ersten
Sitzung des neu gewahlten Personalrats, langstens jedoch bis zur Dauer von drei Monaten. 2Der bisherige Personal-
rat hat innerhalb einer Frist von drei Wochen seit Eintritt der Voraussetzungen fir eine Neuwahl den Wahlvorstand
zu bestellen. 3Im Ubrigen gelten die §§ 18 und 19 entsprechend.

(3) In den Fallen des Absatzes 1 Nrn. 4 und 5 hat der Wahlvorstand bis zur ersten Sitzung des neu gewahlten
Personalrats, langstens jedoch bis zur Dauer von drei Monaten, die Befugnisse und Pflichten des Personalrats; § 18
Abs. 2 Satze 2 und 3 sowie § 19 sind anzuwenden.

(4) 'Die Vertretung einer Gruppe ist neu zu wahlen, wenn
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1. die Gesamtzahl der Vertretung einer Gruppe auch nach Eintreten samtlicher Ersatzmitglieder um mehr als die
Halfte gesunken und die Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 2 nicht gegeben ist oder

2. die Wahl der Vertretung einer Gruppe mit Erfolg angefochten ist.

2Bis zur Neuwahl gilt in den Fallen des Satzes 1 Nr. 1 der Absatz 2 entsprechend, in den Fallen des Satzes 1 Nr. 2 der
Absatz 3 mit der MaBgabe, dass die Mitglieder des Personalrats, deren Wahl nicht angefochten ist, die Geschafte
des Personalrats weiterfiihren.

§24
Ausschluss eines Mitgliedes und Auflésung des Personalrats durch gerichtliche Entscheidung

'Auf Antrag eines Viertels der Wahlberechtigten oder einer in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaft kann
das Verwaltungsgericht den Ausschluss eines Mitgliedes aus dem Personalrat oder die Aufldsung des Personalrats
wegen grober Vernachlassigung seiner gesetzlichen Befugnisse oder wegen grober Verletzung seiner gesetzlichen
Pflichten beschlieBen. 2Der Personalrat kann aus den gleichen Griinden den Ausschluss eines Mitgliedes beantra-
gen. *Die Dienststelle kann den Ausschluss eines Mitgliedes aus dem Personalrat oder die Aufldsung des Personal-
rats wegen grober Verletzung seiner gesetzlichen Pflichten beantragen.

§25
Erléschen der Mitgliedschaft im Personalrat

(1) 'Die Mitgliedschaft im Personalrat erlischt durch

Beendigung der Amtszeit des Personalrats,

Niederlegung des Amtes,

Beendigung des Beschaftigungsverhéltnisses, es sei denn, die Wahlberechtigung bleibt bestehen,
Erléschen der Wahlberechtigung in der Dienststelle,

Verlust der Wahlbarkeit,

Ausschluss durch gerichtliche Entscheidung oder

gerichtliche Feststellung, dass die oder der Gewahlte nicht wahlbar war.

N ok W~

Im FaII des Satzes 1 Nr. 7 gilt fiir die Antragsberechtigung § 1 entsprechend mit der MaBgabe, dass der Antrag erst
nach Ablauf der dort genannten Frist statthaft ist.

(2) Die Mitgliedschaft im Personalrat und in der Gruppenvertretung wird durch einen Wechsel der Gruppen-
zugehdrigkeit nicht berihrt.

§26
Ruhen der Mitgliedschaft im Personalrat; zeitweilige Verhinderung

(1) Die Mitgliedschaft im Personalrat ruht, solange
1. dem Mitglied die Wahrnehmung der Dienstgeschafte untersagt ist,
2. eine vorldufige Dienstenthebung im Zusammenhang mit einem Disziplinarverfahren andauert oder
3. (iber eine Klage wegen auBerordentlicher Kiindigung noch nicht rechtskraftig entschieden worden ist.

(2) Ein Mitglied ist an der Mitarbeit im Personalrat zeitweilig verhindert, wenn es beurlaubt ist, ohne dass
deshalb die Wahlberechtigung erlischt, oder wenn die Teilnahme an Sitzungen aus dienstlichen oder zwingenden
personlichen Griinden vorlibergehend nicht moglich ist.
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§27
Eintritt von Ersatzmitgliedern

(1) 'Scheidet ein Mitglied aus dem Personalrat aus, so tritt ein Ersatzmitglied ein. 2Das gleiche gilt, solange die
Mitgliedschaft ruht oder ein Mitglied des Personalrats zeitweilig verhindert ist.

(2) 'Die Ersatzmitglieder werden der Reihe nach aus den nicht gewdhlten Beschaftigten derjenigen Vorschlags-
listen entnommen, denen die zu ersetzenden Mitglieder angehoren. ?Im Fall der Mehrheitswahl tritt die oder der
Beschaftigte mit der nachsthoheren Stimmenzahl als Ersatzmitglied ein. 3Tritt ein Ersatzmitglied fir ein ausgeschie-
denes Mitglied ein, so gilt § 25 Abs. 2 entsprechend.

Dritter Abschnitt
Geschaftsfiihrung des Personalrats

§28
Vorsitz

(1) 'Der Personalrat wahlt aus seiner Mitte mit einfacher Mehrheit die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter. 2Die Reihenfolge der Stellvertretung bestimmt der Personalrat. *Bei der Wahl
sind die im Personalrat vertretenen Gruppen jeweils zu berlicksichtigen. “Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(2) 'Die oder der Vorsitzende fiihrt die laufenden Geschafte und vertritt den Personalrat im Rahmen der von
diesem gefassten Beschlisse. ?Betrifft die Angelegenheit nur eine Gruppe', so vertritt den Personalrat die oder der
Vorsitzende gemeinsam mit einem dieser Gruppe angehdrenden Mitglied'.

§29
Einberufung der Personalratssitzungen

(1) Spétestens zwei Wochen nach dem Wahltag hat der Wahlvorstand die Mitglieder des neu gewahlten Per-
sonalrats zur Vornahme der nach § 28 Abs. 1 vorgeschriebenen Wahlen einzuberufen und die Sitzung zu leiten, bis
der Personalrat aus seiner Mitte ein Mitglied fiir die Leitung der Wahl bestellt hat.

(2) Die oder der Vorsitzende des Personalrats beraumt die weiteren Sitzungen an, setzt die Tagesordnung fest,
ladt die Mitglieder des Personalrats zu den Sitzungen rechtzeitig unter Mitteilung der Tagesordnung ein und leitet
die Verhandlungen.

(3) Auf Verlangen'

1. eines Viertels der Mitglieder des Personalrats,

7 Gruppenangelegenheiten finden sich vorrangig in den personellen EinzelmaBnahmen gem. §65 (1) und (2), da die MaBnahmen sich
in der Regel auf eine konkrete Person beziehen, die entweder der Gruppe der Beamt*innen oder der Arbeitnehmer*innen angehdrt.
Aber auch kollektive Angelegenheiten der §§66, 67 konnen Gruppenangelegenheiten sein, wenn sie ausdricklich als solche bezeich-
net sind. Leistungspramien, die nur einer Gruppe gewahrt werden wie die leistungsorientierte Bezahlung gem. § 18 TV6D, sind auch
Gruppenangelegenheiten, weil sie nur fir die Tarifbeschaftigten — die Arbeitnehmer*innen — gelten.

'8 Diese Regelung bedeutet, dass bei allen personellen EinzelmaBnahmen (im Wesentlichen § 65) und bei allen kollektiven MaBnahmen,
die nur eine Gruppe betreffen, die Mitteilung an den Arbeitgeber tber die Beschlussfassung des Personalrats von der oder dem Vor-
sitzenden zu unterzeichnen und von einem Mitglied der betroffenen Gruppe gegenzuzeichnen ist. Das gilt insbesondere auch, wenn
Entscheidungen des Personalrats und deren Begriindung in unterschiedlichen Dokumenten iibermittelt werden. Beides verlangt die
Unterschrift von Vorsitz und Gruppenmitglied.

Besonders bei digitalen Kommunikationsformen ist darauf zu achten, dass diese Formvorschrift umgesetzt wird, wenn die Ebene von
Word- oder PDF-Dokumenten verlassen wird, bei denen Unterschriften eingefigt werden kénnen.

19 Auch die Schwerbehindertenvertretung kann gem. § 178 Abs. 4 S. 1, 2. HS SGB IX verlangen, dass Angelegenheiten der von ihr zu
vertretenden Personen auf die Tagesordnung der Personalratssitzung gesetzt werden.
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2.
3.
4.

der Vertretung einer Gruppe,
der Jugend- und Auszubildendenvertretung oder
der Dienststelle

ist innerhalb von zwei Wochen eine Sitzung anzuberaumen und der Gegenstand, der behandelt werden soll, auf
die Tagesordnung zu setzen.

(4) 'Die oder der Vorsitzende des Personalrats kann in der Einladung zu einer Sitzung des Personalrats festset-

zen, dass alle oder einzelne Mitglieder des Personalrats durch Zuschaltung per Video- oder Telefonkonferenztechnik
an der Sitzung teilnehmen konnen (Video- oder Telefonkonferenz, wenn?

1.

vorhandene Einrichtungen genutzt werden, die durch die Dienststelle zur dienstlichen Nutzung freigegeben
sind,”!

nicht mindestens ein Viertel der Mitglieder des Personalrats oder die Mehrheit der Vertreterinnen und Vertreter
einer Gruppe binnen einer von der oder dem Vorsitzenden zu bestimmenden Frist gegeniiber der oder dem
Vorsitzenden schriftlich oder elektronisch widerspricht?? und

der Personalrat geeignete organisatorische MaBnahmen trifft, um sicherzustellen, dass Dritte vom Inhalt der
Sitzung keine Kenntnis nehmen.?

2Eine Aufzeichnung ist unzuldssig.?* 3Zu Beginn einer Video- oder Telefonkonferenz stellt die oder der Vorsitzende
des Personalrats durch namentliche Nennung fest, welche Personen durch Zuschaltung an der Video- oder Telefon-
konferenz teilnehmen und trdgt diese abweichend von § 34 Abs. 1 Satz 3 in die Anwesenheitsliste ein.?

22

In der Geschaftsordnung des Personalrats kdnnen Falle geregelt werden, in denen das Gremium den Vorsitzenden oder die Vor-
sitzende erméchtigt, ganz oder teilweise digitale Sitzungen anzuberaumen. Insbesondere konnte darin geregelt werden, Mitglieder
wiinschen, dauerhaft nur digital teilzunehmen. Der Gesetzesbegriindung ist zu entnehmen, dass die digitale Sitzung kein Instrument
zur Einsparung von Haushaltsmitteln sein darf. Das bedeutet, dass die Dienststellenleitung keinen Einfluss darauf nehmen darf, ob der
oder die Vorsitzende zu einer komplett oder teilweise digitalen Sitzung einladt.

Siehe dazu den neuen §9 (3) und die FuBnote 6.

Hiermit will der Gesetzgeber sicherstellen, dass der oder die Vorsitzende den Grundsatz der Prasenzsitzung nicht aushéhlt, in dem er
oder sie von den digitalen Sitzungsformaten zu viel Gebrauch macht. Minderheiten, die dem Grundsatz der Prasenzsitzung Vorrang
geben méchten, sind durch diese Regelung vor Missbrauch geschiitzt.

In einer Geschaftsordnung sollte die Frist geregelt werden, in der der Widerspruch gegen das digitale Sitzungsformat geduBert
werden muss, um das Gremium vor Willkiir zu schiitzen. Gerade eilige Angelegenheiten konnten in digitalen Formaten schnell nicht
mehr sachgerecht behandelt werden, weil die Vorbereitungszeit fehlt und die Kommunikation im digitalen Format, soll sie technisch
funktionieren, doch erheblich gehemmter und reduzierter ist als im Prasenzformat.

Hierin besteht das groBte Problem der digitalen Sitzung. Wenn in dem Raum, in dem ein Personalratsmitglied digital teilnimmt,
weitere Personen sind, die sich still verhalten, von einer ggf. eingeschalteten Kamera nicht erfasst werden und im schlimmsten Fall
die Sitzung auf einem separaten Gerat aufzeichnen, dann ist das fiir den oder die Vorsitzende nicht kontrollierbar. Abhilfe sollten als
LJorganisatorische MaBnahmen" schriftliche Erklérungen der Mitglieder, dass die Sitzung von keiner dritten Person ganz oder teilweise
verfolgt werden konnte, schaffen. Wenn Menschen aus dem Homeoffice oder Biiroraumen digital teilnehmen, wird es vermutlich oft
gar nicht vermeidbar sein, dass Dritte vom Sitzungsinhalt Kenntnis bekommen, wenn Tiren nicht verschlossen sind und Kolleg*innen
eintreten kdnnen oder Familienangehdrige in nicht abgeschlossenen Raumlichkeiten an der Sitzung teilhaben kénnen. Der Text dieser
Erklarungen, die oft das einzige ,organisatorische Mittel” sind, sollten als Anlage der Geschaftsordnung beschlossen werden. Es
sollte auf jeden Fall dar(iber nachgedacht werden, dort auch Verpflichtungen zu verankern, dass digital teilnehmende Personen nur
von Réumlichkeiten aus teilnehmen diirfen, die vor dem Zutritt von Dritten geschitzt sind und die auch sicher sind vor einem Abhoren
vom Flur oder von Nachbarbiiros oder anderen anliegenden Raumlichkeiten.

Siehe FuBnote 23

Die Teilnehmendenliste ist im Fall gerichtlicher Auseinandersetzungen ein wichtiges Beweismittel. Daher sollte der klar formulierte
Auftrag des Gesetzgebers auch im Sitzungsprotokoll wiedergegeben werden, um keine Zweifel bei der Beschlussfahigkeit und der
Besetzung des Gremiums aufkommen zu lassen.
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§30
Durchfiihrung der Personalratssitzungen

(1) 'Die Sitzungen des Personalrats sind nicht offentlich. ?Sie finden in der Regel wéhrend der Arbeitszeit statt.
3Bei der Anberaumung der Sitzungen ist auf die dienstlichen Erfordernisse Riicksicht zu nehmen. “Die Dienststelle
ist vom Zeitpunkt der Sitzung rechtzeitig zu verstandigen.

(2) 'Die Dienststelle nimmt an den Sitzungen, die auf ihr Verlangen anberaumt sind, und an den Sitzungen, zu
denen sie eingeladen ist, teil. 2In diesen Fallen ist der Zeitpunkt der Sitzung im Einvernehmen mit der Dienststelle
festzusetzen. 3Sie kann sachkundige Beschaftigte hinzuziehen. “Die Dienststelle kann im Einvernehmen mit der oder
dem Vorsitzenden des Personalrats die zustandige Arbeitgebervereinigung hinzuziehen; in diesem Fall sind auch die
Gewerkschaften, denen mindestens ein Mitglied des Personalrats angehort, einzuladen.

(3) "Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des Personalrats oder der Mehrheit der Vertretung einer Gruppe
sind die Gewerkschaften, denen mindestens ein Mitglied des Personalrats angehort, zu einer Personalratssitzung
einzuladen. 2In den Fallen des Absatzes 2 Satz 1 ist die Dienststelle Uiber die Teilnahme der Gewerkschaften recht-
zeitig zu verstandigen; sie ist berechtigt, die zustandige Arbeitgebervereinigung hinzuzuziehen.

(4) 'Der Personalrat ist berechtigt, zu den Sitzungen
1. Biiropersonal zur Anfertigung der Sitzungsniederschrift sowie
2. sachkundige Personen
hinzuzuziehen. “Entstehen durch die Hinzuziehung sachkundiger Personen Kosten, so ist vorher das Einvernehmen
mit der Dienststelle herzustellen. 3In personellen Angelegenheiten kann der Personalrat beschlieBen, betroffene
Beschaftigte zu horen.

(5) Der Personalrat kann beschlieBen, dass beauftragte Mitglieder des Gesamtpersonalrats oder einer Stufen-
vertretung, die bei der Ubergeordneten Dienststelle besteht, zu einer Personalratssitzung eingeladen werden, um
sich zu bestimmten Punkten in der Tagesordnung zu duBern.

(6) "Nicht dem Personalrat angehdrende Personen sind von den Teilen der Sitzung ausgeschlossen, in denen
1. Beschliisse des Personalrats gefasst werden oder
2. schutzwirdige Personalien Einzelner erdrtert werden, wenn nicht diese der Teilnahme zuvor ausdriicklich zu-

gestimmt haben.

Satz 1 Nr. 2 gilt nicht firr die Vertreterinnen oder Vertreter der Dienststelle. 3§ 95 Abs. 4 SGB IX (neu: § 178 Abs. 4
SGB IX),%¢ §3 Abs. 1 des Zivildienstvertrauensmann-Gesetzes,?’ Absatz 4 Satz 1 Nr. 1 und § 56 bleiben unberiihrt.

§31
Beschliisse des Personalrats

(1) Der Personalrat oder die Vertretung einer Gruppe ist nur beschlussféhig, wenn mindestens die Hélfte der
Mitglieder anwesend ist; Stellvertretung durch Ersatzmitglieder ist nach MaBgabe des § 27 zulassig.

(2) 'Beschliisse werden mit Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst, soweit dieses Gesetz nichts
anderes bestimmt.”® 2Stimmenthaltung gilt als Ablehnung. *Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt.

(3) 'Ein Mitglied des Personalrats darf wéhrend der Beratung und Entscheidung nicht anwesend sein, wenn
durch eine Angelegenheit seine besonderen Interessen berihrt werden. ?Dies gilt auch, wenn besondere Interessen
von Angehdrigen im Sinne des § 20 Abs. 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes? oder einer vom Mit-

% §178 Abs. 4 SGB IX (siehe S. 168) regelt das Teilnahmerecht der Schwerbehindertenvertretung.

77 Hinweis: Da der Zivildienst durch den Bundesfreiwilligendienst abgeldst wurde, ist diese Vorschrift hinféllig. Eine betriebliche Interes-
senvertretung sieht das BFDG nicht vor.

% Anders lautende Bestimmungen finden sich in Abs. 4, (siehe FuBnote 32) §35 und §66 Abs. 1 Nr. 6 NPersVG.
2§20 Abs. 5 VWVIG (siehe S. 121).
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glied kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person bertihrt werden.

(4) "In der Geschéaftsordnung (§35) kann die Beschlussfassung im schriftlichen oder elektronischen Umlauf-
verfahren vorgesehen werden.®® 2Die Beschlussfassung im Umlaufverfahren ist unzuldssig, wenn ein Mitglied des
Personalrats oder eine nach § 56 oder nach § 178 (4) SGB IX teilnahmeberechtigte Person binnen einer von der oder
dem Vorsitzenden zu bestimmenden Frist gegentiber der oder dem Vorsitzenden schriftlich oder elektronisch wider-
spricht.> 3Beschllisse im Umlaufverfahren werden mit der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des Personalrats ge-
fasst.? “Nach Absatz 3 ausgeschlossene Mitglieder des Personalrats diirfen am Umlaufverfahren nicht teilnehmen.
°Die oder der Vorsitzende gibt das Ergebnis der Beschlussfassung im Umlaufverfahren spatestens in der nachsten
Sitzung des Personalrats bekannt.

§32
Beschlussfassung in gemeinsamen Angelegenheiten und Gruppenangelegenheiten

(1) Uber die Angelegenheiten der Beschaftigten wird von den Mitgliedern des Personalrats gemeinsam beraten
und beschlossen.

(2) 'Uber Angelegenheiten, die nur die Angehérigen einer Gruppe betreffen, darf der Personalrat nicht gegen
den Willen der Mehrheit der Vertretung dieser Gruppe beschlieBen. ?In diesem Fall bindet die Entscheidung der
Mehrheit der Gruppenvertretung den Personalrat.

§33
Aussetzung von Personalratsheschliissen

(1) 'Der Personalrat hat einen Beschluss fiir die Dauer einer Woche auszusetzen, wenn
ein Viertel seiner Mitglieder,

die Vertretung einer Gruppe,

die Jugend- und Auszubildendenvertretung oder

die Schwerbehindertenvertretung*

dies wegen einer erheblichen Beeintrachtigung wichtiger Interessen verlangt. 2Wahrend dieser Frist soll, soweit
erforderlich mithilfe der unter den Mitgliedern des Personalrats vertretenen Gewerkschaften, eine Verstandigung

W~ =

0 Diese Regelung bedeutet, dass das Umlaufverfahren nur zuléssig ist, wenn dessen Ablauf in einer Geschéftsordnung geregelt ist.
Ohne eine solche Regelung in einer Geschaftsordnung kann keine Umlaufabstimmung durchgefiihrt werden. Besonders problematisch
ist hier, dass bei Themen, die die Jugendlichen und Auszubildenden oder die Schwerbehinderten betreffen, keine wirkliche Beratung
— also wechselseitiger Bezug auf geauBerte Argumente — stattfinden kann. Daher sollte eine Geschéftsordnung fiir solche Falle die
Durchfiihrung einer Umlaufabstimmung untersagen.

31 Auch diese Widerspruchsfrist sollte in der Geschéftsordnung geregelt werden — siehe auch § 29, FuBnote 22.

Siehe auch FuBnote 30 — es sollte nicht dazu kommen missen, dass die Schwerbehindertenvertretungen (SBV) oder die Jugend- und
Auszubildendenvertretungen (JAV) erst ihre Bedenken gegen eine digitale Beschlussfassung einbringen missen, denn gerade in
kleineren Dienststellen ist bei diesen beiden Interessenvertretungen nicht immer eine nahtlose Aufgabenwahrnehmung durch die
gewahlten Personen moglich.

32 Im Unterschied zur Regelung des § 31 (2) ist hier nicht die normalerweise tibliche ,einfache Mehrheit”, also die Mehrheit der anwesen-
den Personalratsmitglieder, maBgeblich, sondern die BasisgroBe fiir die Frage der Abstimmungsmehrheit ist die Gr6Be des gewahlten
Gremiums.

33 Auch hier lasst der Gesetzgeber Spielraum, wie die Verkiindung des Beschlussergebnisses unter den Personalratsmitgliedern erfolgt,
insbesondere bei mehrwdchigen Sitzungsrhythmen. Wahrend in einer Prasenzsitzung alle anwesenden Mitglieder zur gleichen Zeit
das Abstimmungsergebnis mitbekommen, gibt es bei der Umlauf-Abstimmung nur eine Person, die weiB, wer an der Abstimmung
teilgenommen hat und wie das Ergebnis der Abstimmung lautet. Hier sollte also in der Geschaftsordnung geregelt werden, wie im
Normalfall die Verkiindung des Abstimmungsergebnisses an alle Personen erfolgt, die an einer Présenz-sitzung berechtigt hétten
teilnehmen diirfen.

3 Siehe auch § 178 Abs. 4 S. 2 SGB IX (siehe S. 168).
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versucht werden.
(2) Nach Ablauf der Frist hat der Personalrat Uber die Angelegenheit endgliltig zu beschlieBen.

(3) 'Die Aussetzung des Beschlusses fiihrt zu einer Verldngerung der in § 68 Abs. 2 Sdtze 3 und 4 genannten
Frist bis zu einer Woche. ?Die Dienststelle ist unverziglich zu unterrichten.

§34
Sitzungsniederschrift

(1) 'Uber jede Sitzung des Personalrats ist eine Niederschrift aufzunehmen, die mindestens den Wortlaut der
Beschliisse und das Abstimmungsergebnis enthlt. 2Die Niederschrift ist von der oder dem Vorsitzenden und einem
weiteren Mitglied des Personalrats zu unterzeichnen. 3Der Niederschrift ist eine Anwesenheitsliste beizufiigen, in
die sich alle teilnehmenden Personen eigenhéandig einzutragen haben.

(2) War die Dienststelle in der Sitzung vertreten, so ist ihr die Niederschrift iiber den Teil der Sitzung, an dem
sie teilgenommen hat, zur Mitunterzeichnung vorzulegen.

§35
Geschaftsordnung

Sonstige Bestimmungen iiber die Geschaftsfiihrung kénnen in einer Geschaftsordnung getroffen werden, die
der Personalrat mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder beschlieBt.

§36
Sprechstunden

(1) Der Personalrat kann Sprechstunden wahrend der Arbeitszeit einrichten.

(2) 'Der Personalrat ist berechtigt, die Beschaftigten an ihrem Arbeitsplatz aufzusuchen. 2Die Beschaftigten
sind befugt, den Personalrat wahrend der Arbeitszeit aufzusuchen.

(3) Arbeitsversdumnisse wegen des Besuchs der Sprechstunden oder sonstiger Inanspruchnahme des Personal-
rats mindern die Besoldung, das Arbeitsentgelt oder sonstige Vergitungen nicht.

(4) Dienstliche Erfordernisse sind zu berlicksichtigen.

§37
Kosten
(1) 'Die durch die Tatigkeit des Personalrats entstehenden notwendigen Kosten tragt die Dienststelle nach
MaBgabe des Haushaltsplans. 2Kosten, die der Teilnehmerin oder dem Teilnehmer an den in § 40 genannten Veran-
staltungen entstehen, sind erstattungsfahig, soweit diese Kenntnisse vermitteln, die fiir die Tatigkeit im Personalrat
erforderlich sind.

(2) 'Fiir Reisen, die Mitglieder des Personalrats in Erfiillung ihrer Aufgaben machen, gelten die beamtenrecht-
lichen Bestimmungen Uber die Reisekostenverglitung entsprechend mit der Magabe, dass die Dienststatte die
Dienststelle ist, der das Personalratsmitglied angehdrt. 2Die Reisen sind der Dienststelle vorher anzuzeigen.

(3) Fiir Mitglieder des Personalrats gelten die beamtenrechtlichen Bestimmungen iiber den Ersatz von Sach-
schaden entsprechend.

(4) Fir die Sitzungen, die Sprechstunden und die laufende Geschéftsfiihrung hat die Dienststelle in erforder-
lichem Umfang Raume, den Geschaftsbedarf und Biiropersonal zur Verfiigung zu stellen.®

% Eine nicht abschlieBende Liste der erforderlichen Sachmittel (siehe S. 306.)

Gem. §179 (9) SGB IX (siehe S. 168) hat die Schwerbehindertenvertretung das Recht, die dem Personalrat zur Verfiigung gestellten
Raumlichkeiten und Arbeitsmittel mitzunutzen.
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(5) 'Dem Personalrat sind in jeder Dienststelle geeignete Platze fir Bekanntmachungen und Anschldge zur
Verfiigung zu stellen. 2Der Personalrat kann Bekanntmachungen auch in einem von der Dienststelle bereits ein-
gerichteten Intranet oder einem anderen zwischen Personalvertretung und Dienststelle vereinbarten elektronischen
Medium veréffentlichen.

§38
Verbot der Entgelterhebung

Der Personalrat darf fiir seine Zwecke von den Beschaftigten keine Beitrdge oder sonstigen Entgelte erheben
oder annehmen.

§39
Ehrenamtliche Tatigkeit und Freistellung

(1) Die Mitglieder des Personalrats tben ihr Ehrenamt unentgeltlich aus.

(2) "Mitglieder des Personalrats sind von ihrer dienstlichen Tatigkeit befreit, soweit es zur ordnungsgeméBen
Durchfiihrung der personalvertretungsrechtlichen Aufgaben® erforderlich ist. 2Die Besoldung, das Arbeitsentgelt
oder sonstige Vergltungen werden dadurch nicht gemindert. *Werden Mitglieder des Personalrats durch die Erftil-
lung ihrer Aufgaben iber ihre regelméBige Arbeitszeit hinaus beansprucht, so ist ihnen Dienst- oder Arbeitsbefrei-
ung in entsprechendem Umfang zu gewahren. *Satz 3 gilt sinngemaB bei Teilzeitbeschaftigung oder bei sonstiger
abweichender Regelung der Arbeitszeit.

(3) "Mitglieder des Personalrats sind auf Antrag des Personalrats von ihrer dienstlichen Tétigkeit freizustellen,
wenn und soweit es nach Umfang und Art der Dienststelle zur ordnungsgemaBen Durchfiihrung ihrer Aufgaben er-
forderlich ist. 2Uber den Umfang der Freistellung entscheidet die Dienststelle im Einvernehmen mit dem Personalrat.
3Dabei sind in der Regel freizustellen in Dienststellen mit regelmaBig

250  bis 550 Beschaftigten 1 Mitglied,

551 bis 900 Beschaftigten 2 Mitglieder,

901 bis  1.500 Beschaftigten 3 Mitglieder,
1.501 bis  2.000 Beschaftigten 4 Mitglieder,

bi

s 10.000 Beschaftigten
je weitere angefangene 1.000 Beschaftigte 1 weiteres Mitglied,

iiber 10.000 Beschaftigten
je weitere angefangene 2.000 Beschaftigte 1 weiteres Mitglied.

*Auf Antrag des Personalrats kénnen anstelle der ganzen Freistellung eines Mitgliedes mehrere Mitglieder zum
Teil freigestellt werden. °In Dienststellen mit weniger als 250 Beschaftigten konnen Teilfreistellungen vorgenommen
werden. 8Wird Uber die Freistellung kein Einvernehmen erzielt, so gilt § 70 mit der MaBgabe, dass die Einigungs-
stelle angerufen werden kann.

(4) Bei der Auswahl der freizustellenden Mitglieder hat der Personalrat nach der oder dem Vorsitzenden die
Gruppen angemessen zu beriicksichtigen.

(5) 'Die Freistellung darf nicht zu einer Beeintrachtigung des beruflichen Werdegangs fiihren. ?Zeiten einer
Freistellung gelten als Bewahrungszeit im Sinne der beamtenrechtlichen oder tarifrechtlichen Bestimmungen. *Die
Dienststelle kann die Freistellung von Beschéftigten wahrend einer beruflichen Ausbildung sowie einer beamten-
rechtlich oder tarifrechtlich vorgesehenen Probezeit ganz oder teilweise ablehnen. *Absatz 2 Satze 2 bis 4 gilt
sinngemaB.

(6) "Fir freigestellte Mitglieder des Personalrats sind Planstellen und Stellen entsprechender Wertigkeit bereit-

3 Siehe hierzu die Ubersicht , Tatigkeiten des Personalrats” unter ,Schaubilder” (siehe S. 305).
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zustellen. 2Entsprechendes gilt fiir Teilfreistellungen. *Das Néhere regeln die haushaltsrechtlichen Bestimmungen.

§40
Schulungs- und Bildungsveranstaltungen
'Mitgliedern des Personalrats ist fiir die Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, die der Perso-
nalratsarbeit dienlich sind, auf Antrag der erforderliche Urlaub unter Fortzahlung der Beziige zu gewéhren, wenn
dringende dienstliche Griinde nicht entgegenstehen. Gleiches gilt

1. bei Mehrheitswahl fir zwei Ersatzmitglieder,

2. bei Verhdltniswahl fir ein Ersatzmitglied jeder Vorschlagsliste, von der Mitglieder in den Personalrat
gewahlt worden sind.

§41
Schutzvorschriften 3’

(1) Die Mitglieder des Personalrats und die Ersatzmitglieder diirfen in der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und
Befugnisse nicht behindert und wegen ihrer Tatigkeit, auch nach ihrem Ausscheiden aus dem Personalrat, nicht
benachteiligt oder beglnstigt werden.*®

(2) "Mitglieder des Personalrats diirfen gegen ihren Willen nur versetzt, abgeordnet oder umgesetzt werden,
wenn dies auch unter Berlicksichtigung der Mitgliedschaft im Personalrat aus dienstlichen Griinden unvermeidbar
ist und der Personalrat zustimmt. 2Fir Mitglieder des Personalrats, die im Arbeitsverhéltnis stehen, gelten die §§ 15
und 16 des Kiindigungsschutzgesetzes.*

(3) 'Absatz 2 gilt nicht fur Mitglieder des Personalrats, die sich im Vorbereitungsdienst oder in sonstiger Berufs-
ausbildung befinden. ?Absatz 2 gilt ferner nicht bei der Versetzung oder Abordnung dieser Beschaftigten zu einer
anderen Dienststelle im Anschluss an das Ausbildungsverhaltnis. *Die Mitgliedschaft der in Satz 1 bezeichneten
Beschaftigten im Personalrat ruht, solange sie entsprechend den Erfordernissen ihrer Ausbildung einer anderen
Dienststelle zugewiesen oder zu ihr versetzt oder abgeordnet sind; § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 ist nicht anzuwenden.

(4) 'Die auBerordentliche Kiindigung von Mitgliedern des Personalrats, die in einem Arbeitsverhéltnis stehen,
bedarf der Zustimmung dieses Personalrats. 2Verweigert der Personalrat seine Zustimmung oder duBert er sich
nicht innerhalb von drei Arbeitstagen nach Eingang des Antrags, so kann das Verwaltungsgericht sie auf Antrag
der Dienststellenleiterin oder des Dienststellenleiters ersetzen, wenn die auBerordentliche Kiindigung unter Be-
riicksichtigung aller Umstande gerechtfertigt ist. °In dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht ist die betroffene
Arbeitnehmerin oder der betroffene Arbeitnehmer Beteiligte oder Beteiligter.*® *Eine durch den Arbeitgeber aus-
gesprochene Kiindigung des Arbeitsverhaltnisses ist unwirksam, wenn der Personalrat nicht beteiligt worden ist. #

37 Beachte auch § 109 BPersVG alte Fassung (siehe S. 119), § 9a NPersVG — Unfallschutz fir Beamt*innen.
38 Vgl. §107 BPersVG alte Fassung (siehe S. 119).

3 §§15, 16 KSchG (siehe S. 203).

4 Vgl. §108 Abs. 1 BPersVG alte Fassung (siehe S. 119).

41 Vgl. § 108 Abs. 1 BPersVG alte Fassung (siehe S. 119).
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Vierter Abschnitt
Personalversammlung

§42
Personalversammlung
(1) 'Die Personalversammlung besteht aus den Beschaftigten der Dienststelle. 2Die Personalversammlung ist
nicht 6ffentlich. 3Der Personalrat bestimmt, welches Mitglied die Personalversammlung leitet.

(2) "Kann nach den rdumlichen oder dienstlichen Verhaltnissen eine gemeinsame Versammlung aller Beschaf-
tigten nicht stattfinden, so sind Teilversammlungen abzuhalten. 2Darlber hinaus sind Teilversammlungen nur zu-
ldssig, wenn Angelegenheiten behandelt werden sollen, die sich fiir eine Personalversammlung aller Beschaftigten
nicht eignen, oder wenn die Teilversammlung eine Personalversammlung entbehrlich macht.

(3) "Innerhalb einer Gesamtdienststelle sind gemeinsame Personalversammlungen der Stammdienststelle und
der verselbstandigten Dienststellen nach § 6 Abs. 3 nur zuldssig, wenn Angelegenheiten zu behandeln sind, die die
Gesamtdienststelle als Einheit oder die Beschaftigten in ihrer Gesamtheit betreffen. 2Der Gesamtpersonalrat be-
ruft die gemeinsame Personalversammlung nach MaBgabe des §43 Abs. 2 ein und bestimmt, welches Mitglied
diese leitet.

§43
Einberufung; Tatigkeitshericht

(1) "Der Personalrat hat mindestens einmal in jedem Kalenderjahr in einer Personalversammlung tiber seine
Tatigkeit zu berichten. 2Auf Verlangen des Personalrats hat die Dienststelle {iber die Entwicklung der Aufgaben in
der Dienststelle, Uber die Personalentwicklung unter besonderer Beriicksichtigung der Verwirklichung der Gleich-
berechtigung von Frauen und Mannern sowie iiber die Planung, Einfiihrung oder wesentliche Erweiterung techni-
scher Einrichtungen zur Arbeitserledigung, insbesondere neuer Informations- und Kommunikationstechniken, zu
berichten.*

(2) Der Personalrat ist berechtigt und auf Verlangen der Dienststelle, auf Antrag eines Viertels der wahlbe-
rechtigten Beschaftigten oder auf Antrag des Gesamtpersonalrats (§49) verpflichtet, eine Personalversammlung
einzuberufen und den Gegenstand, der behandelt werden soll, auf die Tagesordnung zu setzen.

(3) Auf Antrag einer im Personalrat vertretenen Gewerkschaft muss der Personalrat innerhalb von vier Wo-
chen eine Personalversammlung einberufen, wenn im vorhergegangenen Kalenderjahr keine Personalversammlung
durchgefiihrt worden ist.

§44
Zeitpunkt
(1) Personalversammlungen finden wahrend der Arbeitszeit statt, es sei denn, dass die dienstlichen Verhélt-
nisse dies nicht zulassen.

(2) 'Die Teilnahme an der Personalversammlung mindert nicht die Besoldung, das Arbeitsentgelt oder sonstige
Vergiitungen. 2Entstehen durch die Teilnahme an der Personalversammlung besondere Fahrtkosten, so sind diese
zu erstatten. *Finden Personalversammlungen aus dienstlichen Griinden auBerhalb der Arbeitszeit statt, so ist aus
Anlass der Teilnahme Dienst- oder Arbeitsbefreiung in entsprechendem Umfang zu gewahren; dies gilt auch bei
Teilzeitbeschaftigung oder bei sonstiger abweichender Regelung der Arbeitszeit.

(3) 'Bei der Anberaumung der Personalversammlungen ist auf die dienstlichen Erfordernisse Riicksicht zu neh-
men. 2Die Dienststelle ist von dem Zeitpunkt der Versammlungen rechtzeitig zu versténdigen.

4 Siehe hierzu auch das Schaubild zur Personalratsbeteiligung bei Digitalisierungsprojekten (siehe S. 317).
Beachte, dass bei diesen Themen niemals §9 NPersVG — Schweigepflicht — greifen kann, weil die Dienststelle hier eine gesetzliche
Offenbarungspflicht hat.
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3Wird die Versammlung auf Verlangen der Dienststelle anberaumt oder hat sie daran teilzunehmen, dann ist der
Zeitpunkt der Versammlung im Einvernehmen mit der Dienststelle festzusetzen.

§45
Befugnisse der Personalversammlung
'Die Personalversammlung darf alle Angelegenheiten behandeln, die zur Zustandigkeit des Personalrats geho-
ren, sowie andere Angelegenheiten des offentlichen Dienstes, die die Dienststelle oder die Beschaftigten beriihren.
2Personelle Angelegenheiten Einzelner diirfen nur behandelt werden, wenn diese zuvor ausdriicklich zugestimmt
haben. 3Die Personalversammlung kann dem Personalrat Antrage unterbreiten und zu seinen Beschliissen Stellung
nehmen.

§46
Teilnahme der Dienststelle sowie weiterer Personen

(1) 'Die Dienststelle kann an den Personalversammlungen teilnehmen. 2An den Versammlungen, die auf ihr
Verlangen anberaumt sind, und an den Versammlungen, zu denen sie eingeladen ist, hat sie teilzunehmen. *Die
Dienststelle kann die zustandige Arbeitgebervereinigung hinzuziehen. *Sie hat den Personalrat hiervon rechtzeitig
zu unterrichten. °Die Gesamtdienststelle kann an einer Personalversammlung einer verselbstandigten Dienststelle
(§6 Abs. 3) teilnehmen.

(2) Teilnahmeberechtigt an der Personalversammlung sind ferner mit beratender Stimme

1. die in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften,

2. beauftragte Mitglieder des Gesamtpersonalrats (§ 49),

3. ein beauftragtes Mitglied der bei der (ibergeordneten Dienststelle bestehenden Stufenvertretungen (§ 47),

4. die libergeordnete Dienststelle.

(3) 'Der Personalrat oder die Personalversammlung kann beschlieBen, dass zu einzelnen Punkten sachkundige
Personen gehdrt werden. 2§ 30 Abs. 4 Satz 2 und §37 Abs. 1 Satz 1 gelten entsprechend.

(4) Der Personalrat hat die Einberufung der Personalversammlung den in der Dienststelle vertretenen Gewerk-
schaften rechtzeitig mitzuteilen.

DRITTES KAPITEL
Stufenvertretungen und Gesamtpersonalrat

§47
Wahl und Zusammensetzung der Stufenvertretungen
(1) Fiir den Geschéftshereich mehrstufiger Verwaltungen werden bei den Mittelbehdrden Bezirkspersonalrate,
bei den obersten Dienstbehérden Hauptpersonalrate gebildet (Stufenvertretungen).

(2) 'Die Mitglieder des Bezirkspersonalrats werden von den zum Geschéaftsbereich der Mittelbehdrde, die Mit-
glieder des Hauptpersonalrats von den zum Geschéftsbereich der obersten Dienstbehdrde gehdrenden Beschéftig-
ten gewahlt. 2Soweit bei Mittelbehdrden oder anderen nachgeordneten Behdrden die Personalangelegenheiten der
Beschaftigten zum Geschéaftsbereich verschiedener oberster Dienstbehorden gehéren, sind diese Beschaftigten fiir
den Hauptpersonalrat bei der jeweils zustandigen obersten Dienstbehdrde wahlberechtigt.

4 Darlber hinaus ist die Schwerbehindertenvertretung gem. § 178 Abs. 8 SGB IX (siehe S. 169) teilnahmeberechtigt und somit immer
vom Personalratsvorsitz einzuladen.
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(3) Die Stufenvertretungen bestehen bei in der Regel
bis zu 3000 Beschaftigten aus 7 Mitgliedern,
3001 bis 5000  Beschaftigten aus 9 Mitgliedern,
5001 und mehr  Beschaftigten aus 11 Mitgliedern.

(4) 'Fur die Wahl und Zusammensetzung der Stufenvertretungen gelten die §§ 10 bis 12 und 14 bis 21 nach
MaBgabe der folgenden Satze entsprechend. 2Dienststelle gem. § 12 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1 und 2 ist die Dienststelle,
bei der die Stufenvertretung zu errichten ist. Die entsprechende Anwendung des § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 ist darauf
beschrankt, dass die Mitglieder des Bezirks- oder des Hauptwahlvorstandes fiir den jeweiligen Bezirks- oder Haupt-
personalrat nicht wahlbar sind. *Abweichend von § 14 Abs. 2 Satze 2 bis 4 erhalt in den Stufenvertretungen jede
Gruppe mindestens einen Sitz. >Abweichend von § 18 Abs. 2 findet eine Personalversammlung zur Bestellung des
Bezirks- oder Hauptwahlvorstandes nicht statt. ®Abweichend von § 18 Abs. 3 bestellt die Dienststelle, bei der die
Stufenvertretung zu errichten ist, auch ohne Antrag den Wahlvorstand.

(5) "Werden in einer Verwaltung die Personalrate und Stufenvertretungen gleichzeitig gewahlt, so flihren die
bei den Dienststellen bestehenden Wahlvorstéande die Wahlen der Stufenvertretungen im Auftrage des Bezirks-
oder Hauptwahlvorstandes durch. 2Andernfalls bestellen auf sein Ersuchen die Personalrate oder, wenn solche nicht
bestehen, die Dienststellen die 6rtlichen Wahlvorstande fir die Wahl der Stufenvertretungen.

§48
Amtszeit und Geschaftsfilhrung der Stufenvertretungen

(1) "Fir die Amtszeit und die Geschaftsfiihrung der Stufenvertretungen gelten die §§ 22 bis 41 entsprechend.*
?Abweichend von §39 Abs. 3 Satz 3 sind fiir Stufenvertretungen unter Beriicksichtigung der Zahl der Beschaftigten
des jeweiligen Geschaftsbereichs in der Regel freizustellen bei regelmaBig

300 bis 600 Beschaftigten 1 Mitglied,
601 bis 1000 Beschéftigten 2 Mitglieder,
bis  10.000 Beschaftigten
je weitere angefangene
1000 Beschaftigte weitere Mitglieder zu einem Fiinftel,
ber 10.000 Beschéaftigten
je weitere angefangene
2000 Beschaftigte weitere Mitglieder zu einem Finftel.
3Die Hochstzahl der Freistellungen betrdgt fiinf. “Es kénnen mehrere Teilfreistellungen zusammengefasst wer-
den.
(2) Ist eine Stufenvertretung aufgeldst oder ihre Wahl mit Erfolg angefochten, so bestellt die Dienststelle, bei
der die Stufenvertretung zu errichten ist, den Wahlvorstand.

§49
Gesamtpersonalrat
(1) "In den Féllen des §6 Abs. 3 wird ein Gesamtpersonalrat gebildet. 2Das Gleiche gilt in Gemeinden, Land-
kreisen und kommunalen Zusammenschlissen mit mehr als einer Dienststelle im Sinne des § 6 Abs. 1, es sei denn,
die Dienststellen und Personalréte verzichten einvernehmlich auf die Bildung eines Gesamtpersonalrats.

4 Fiir den Bereich mehrstufiger Verwaltungen sind gem. § 180 (3) SGB IX (siehe S. 170) bei Mittelbehorden Bezirksschwerbehinderten-
vertretungen und bei den obersten Dienstbehdrden Hauptschwerbehindertenvertretungen zu wahlen, die dann die gleichen Zusam-
menarbeitsrechte mit dem gleichrangigen Personalrat haben, wie es die drtlichen SBVen mit den dortigen Personalraten haben.
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(2) Fur die Wahl, die Amtszeit und die Geschaftsfiihrung des Gesamtpersonalrats gelten die §§ 10 bis 41, mit
Ausnahme des §39 Abs. 3 Satz 3, §47 Abs. 5 sowie §48 Abs. 1 Sétze 2 bis 4 und Abs. 2 entsprechend.*

VIERTES KAPITEL
Jugend- und Auszubildendenvertretungen

§50
Bildung; Wahlberechtigung und Wahlbarkeit
(1) In Dienststellen, in denen Personalrdte gebildet werden und denen in der Regel mindestens fiinf Beschaf-
tigte angehdren, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben (jugendliche Beschaftigte) oder die sich im
Vorbereitungsdienst oder einer sonstigen Berufsausbildung befinden (Auszubildende), werden Jugend- und Auszu-
bildendenvertretungen gewahlt.
(2) "Wahlberechtigt sind alle jugendlichen Beschaftigten und Auszubildenden. 2§ 11 gilt entsprechend.

(3) 'Wahlbar sind wahlberechtigte Beschaftigte, die am Wahltag das 16. und noch nicht das 26. Lebensjahr
vollendet haben, sowie wahlberechtigte Auszubildende. 2Nicht wahlbar sind
1. Beschéftigte, die dem Wahlvorstand angehdren, wenn die zu wahlende Jugend- und
Auszubildendenvertretung aus mehreren Mitgliedern besteht,
2. Beschaftigte im Sinne des § 4 Abs. 2 und

3. Beschéftigte, die infolge strafgerichtlicher Verurteilung die Fahigkeit, Rechte aus Gffentlichen Wahlen zu er-
langen, nicht besitzen.

§51
Zusammensetzung
(1) 'Die Jugend- und Auszubildendenvertretung besteht in Dienststellen mit in der Regel
5 bis 20 jugendlichen Beschaftigten und Auszubildenden aus 1 Mitglied,
21 bis 40 jugendlichen Beschaftigten und Auszubildenden aus 3 Mitgliedern,

41 bis 100 jugendlichen Beschaftigten und Auszubildenden aus 5 Mitgliedern,
101 bis 200 jugendlichen Beschaftigten und Auszubildenden aus 7 Mitgliedern.

“Die Zahl der Mitglieder erhdht sich in Dienststellen mit mehr als 200 jugendlichen Beschéftigten und Auszu-
bildenden um je zwei fiir je weitere angefangene 300 jugendliche Beschéaftigte und Auszubildende.

(2) 'Die Jugend- und Auszubildendenvertretung soll sich aus Angehdrigen der verschiedenen Beschaftigungs-
arten zusammensetzen. 2In einer aus mehreren Mitgliedern bestehenden Jugend- und Auszubildendenvertretung
sind Frauen und Manner entsprechend ihrem Anteil an den jugendlichen Beschéftigten und Auszubildenden der
Dienststelle nach MaBgabe dieses Gesetzes und der auf ihm beruhenden Rechtsvorschriften zu berticksichtigen; der
Wahlvorstand errechnet die Verteilung der Sitze auf Frauen und Manner nach dem Héchstzahlverfahren.

§52
Wahlvorschriften; Amtszeit
(1) 'Der Personalrat bestimmt den Wahlvorstand. 2Besteht ein Personalrat nicht, so beruft die Dienststelle den
Wahlvorstand. 3§ 16 Abs. 1, § 17 Abs. 1 und 2, § 18 Abs. 1 sowie die §§ 19 bis 21 gelten entsprechend. #§ 17 Abs.
4 gilt mit der MaBgabe, dass an die Stelle der Gruppenangehdrigen die Wahlberechtigten nach § 50 Abs. 2 treten.

4 Gem. §180 (1) SGB IX (siehe S. 170) ist auch eine Gesamtschwerbehindertenvertretung zu wahlen, wenn ein Gesamtpersonalrat

gewahlt wird. Die Gesamtschwerbehindertenvertretung hat die gleichen Zusammenarbeitsrechte mit dem Gesamtpersonalrat, wie es
die ortlichen SBV'en mit den dortigen Personalraten haben.
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(2) "Der Wahlvorstand kann bestimmen, dass die Wahl in Dienststellen mit in der Regel bis zu 20 jugendlichen
Beschaftigten und Auszubildenden in einer Wahlversammlung stattfindet, die er spatestens vier Wochen vor Ablauf
der regelméBigen Amtszeit einzuberufen hat. 2Gewahlt wird nach den Grundsétzen der Mehrheitswahl (Personen-
wahl). 3Die oder der Vorsitzende des Wahlvorstandes leitet die Wahlversammlung, flihrt die Wahl durch und fertigt
iiber das Ergebnis der Wahl eine WahIniederschrift.

(3) 'Die regelmaBige Wahl zur Jugend- und Auszubildendenvertretung findet alle zwei Jahre in der Zeit vom
1. Februar bis 30. April statt. 2§ 22 Abs. 2 und 3 sowie die §§ 23 bis 27 gelten entsprechend.

(4) Die Mitgliedschaft in der Jugend- und Auszubildendenvertretung bleibt bestehen, wenn ein Mitglied im
Laufe der Amtszeit das 26. Lebensjahr vollendet oder die Ausbildung beendet.

§53
Vorsitz; Geschaftsfiihrung

(1) 'Besteht die Jugend- und Auszubildendenvertretung aus mehr als einem Mitglied, so wahlt sie spétestens
zwei Wochen nach dem Wahltag aus ihrer Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine Vertreterin oder
einen Vertreter. 2Den Zeitpunkt der Wahl bestimmt der Wahlvorstand.

(2) 'Im Ubrigen gelten § 28 Abs. 1 Satz 4 und Abs. 2 Satz 1, § 29 Abs. 2 und 3, §30 Abs. 1 bis 3 und 6, §§ 31,
34 bis 38, 39 mit Ausnahme des Absatzes 3 Satz 3 sowie §40 entsprechend. 2§39 Abs. 3 Satz 1 gilt nicht fiir
Auszubildende. 3§ 41 gilt entsprechend mit der MaBgabe, dass die Versetzung, Abordnung und Umsetzung sowie
die auBerordentliche Kiindigung von Mitgliedern der Jugend- und Auszubildendenvertretung der Zustimmung des
Personalrats bediirfen.

(3) An den Sitzungen der Jugend- und Auszubildendenvertretung kann ein vom Personalrat beauftragtes Per-
sonalratsmitglied teilnehmen, es sei denn, dass die Mehrheit der Jugend- und Auszubildendenvertretung dem wi-
derspricht.

§54
Aufgaben und Befugnisse

(1) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung hat folgende allgemeine Aufgaben:

1. MaBnahmen zu beantragen, die den jugendlichen Beschéftigten und Auszubildenden
dienen, insbesondere in Fragen der Berufsausbildung und der Gleichberechtigung von
weiblichen und ménnlichen Jugendlichen und Auszubildenden,

2. darauf zu achten, dass die zugunsten der jugendlichen Beschaftigten und Auszubilden-
den geltenden Gesetze, Verordnungen, Unfallverhiitungsvorschriften, Tarifvertrage,
Vereinbarungen nach § 81, Dienstvereinbarungen und Verwaltungsanordnungen
durchgefiihrt werden,

3. Anregungen und Beschwerden von diesen Beschaftigten entgegenzunehmen und, soweit
sie berechtigt erscheinen, durch Verhandlung mit der Dienststelle auf ihre Erledigung
hinzuwirken.

(2) 'Dienststelle und Jugend- und Auszubildendenvertretung sollen mindestens einmal im Vierteljahr zu ge-
meinsamen Besprechungen zusammentreten. “Unabhéngig hiervon kann die Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung Angelegenheiten, die die jugendlichen Beschaftigten und Auszubildenden betreffen, jederzeit mit der Dienst-
stelle besprechen. 3Im Ubrigen gilt § 60 entsprechend.
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§55
Jugend- und Auszubildendenversammlung
'Die Jugend- und Auszubildendenvertretung hat mindestens einmal in jedem Kalenderjahr in einer Jugend- und
Auszubildendenversammlung tiber ihre Tétigkeiten zu berichten. 2lm Ubrigen gelten die §§ 42 bis 46 entsprechend.
3An der Jugend- und Auszubildendenversammlung kénnen vom Personalrat beauftragte Mitglieder teilnehmen.

§56
Zusammenarbeit mit dem Personalrat

(1) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung ist zu allen Sitzungen des Personalrats einzuladen und kann
eine Vertreterin oder einen Vertreter mit beratender Stimme entsenden.

(2) '"Werden Angelegenheiten behandelt, die die jugendlichen Beschaftigten und Auszubildenden betreffen,
kann die gesamte Jugend- und Auszubildendenvertretung teilnehmen. 2Sie hat Stimmrecht bei Beschliissen, die
iiberwiegend die Belange jugendlicher Beschaftigter und Auszubildender berthren. 3§32 Abs. 2 bleibt unberiihrt.

§56a
Gesamtjugend- und Auszubildendenvertretung

(1) 'Besteht in einer Dienststelle ein Gesamtpersonalrat und gehdren mehr als einer Dienststelle in der Regel
mindestens fiinf jugendliche Beschéftigte und Auszubildende an, so ist eine Gesamtjugend- und Auszubildenden-
vertretung zu bilden. 2In die Gesamtjugend- und Auszubildendenvertretung entsendet jede Jugend- und Auszu-
bildendenvertretung ein Mitglied fir die Dauer ihrer Amtszeit. 3Fiir den Fall, dass ein Mitglied ausscheidet oder
zeitweilig verhindert ist, sollen Ersatzmitglieder bestellt werden.

(2) 'Die Gesamtjugend- und Auszubildendenvertretung wahlt aus ihrer Mitte eine Vorsitzende oder einen Vor-
sitzenden und eine Vertreterin oder einen Vertreter. 2§ 53 Abs. 2 und 3 und § 54 gelten entsprechend.

(3) Besteht im Bereich der Gesamtdienststelle nur eine Jugend- und Auszubildendenvertretung, nimmt diese
auch die Aufgaben und Befugnisse der Gesamtjugend- und Auszubildendenvertretung wahr.

(4) Fiir die Zusammenarbeit mit dem Gesamtpersonalrat gilt § 56 entsprechend.

§57
Teilnahme der Jugend- und Auszubildendenvertretung an Sitzungen der Stufenvertretungen
(1) 'Zu den Sitzungen von Stufenvertretungen, in denen Angelegenheiten im Sinne des § 56 Abs. 2 verhandelt
werden, ist die Jugend- und Auszubildendenvertretung einzuladen, die von der Angelegenheit betroffen ist. ?Ist eine
Angelegenheit keiner bestimmten Jugend- und Auszubildendenvertretung zuzuordnen, so hat die Stufenvertretung
die nach Absatz 2 bestimmte Vertretung einzuladen. 3An der Sitzung sollen bis zu drei Mitglieder der Jugend- und
Auszubildendenvertretung teilnehmen. *§ 56 Abs. 2 Sétze 2 und 3 gilt entsprechend.

(2) "Der Hauptpersonalrat beruft die Jugend- und Auszubildendenvertretungen, die bei den Dienststellen des
Geschaftsbereichs der zusténdigen obersten Dienstbehdrde gewahlt worden sind, spétestens sechs Wochen nach
Beginn ihrer regelmaBigen Amtszeit zu einer Versammlung ein, in der die in Absatz 1 Satz 2 genannten Jugend- und
Auszubildendenvertretungen bestimmt werden. Jede in der Versammlung anwesende Jugend- und Auszubilden-
denvertretung verfligt (iber eine Stimme. *Fir jede in Betracht kommende Stufenvertretung ist eine Jugend- und
Auszubildendenvertretung zu bestimmen. “Dieselbe Jugend- und Auszubildendenvertretung kann fiir mehrere Stu-
fenvertretungen bestimmt werden. *Zusétzliche Jugend- und Auszubildendenvertretungen sollen fiir den Fall be-
stimmt werden, dass eine Jugend- und Auszubildendenvertretung an der Sitzungsteilnahme verhindert ist.
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§58
Schutzvorschriften fiir Auszubildende*

(1) Beabsichtigt der Arbeitgeber, Auszubildende, die Mitglieder einer Personalvertretung oder einer Jugend-
und Auszubildendenvertretung sind, nach erfolgreicher Beendigung des Berufsausbildungsverhaltnisses nicht in ein
Arbeitsverhdltnis auf unbestimmte Zeit zu Gibernehmen, so hat er dies drei Monate vor Beendigung des Berufsaus-
bildungsverhaltnisses den Auszubildenden schriftlich mitzuteilen.

(2) Verlangen die in Absatz 1 genannten Auszubildenden innerhalb der letzten drei Monate vor Beendigung des
Berufsaushildungsverhaltnisses schriftlich vom Arbeitgeber die Weiterbeschéftigung, so gilt zwischen den Auszu-
bildenden und dem Arbeitgeber im Anschluss an das erfolgreiche Berufsausbildungsverhaltnis ein Arbeitsverhaltnis
auf unbestimmte Zeit als begriindet.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten auch, wenn das Berufsausbildungsverhaltnis vor Ablauf eines Jahres nach Be-
endigung der Amtszeit der Personalvertretung oder der Jugend- und Auszubildendenvertretung erfolgreich endet.

(4) 'Der Arbeitgeber kann spatestens bis zum Ablauf von zwei Wochen nach Beendigung des Berufsausbil-
dungsverhaltnisses beim Verwaltungsgericht beantragen,

1. festzustellen, dass ein Arbeitsverhaltnis nach den Absdtzen 2 und 3 nicht begriindet wird,

oder
2. das bereits nach den Absétzen 2 und 3 begriindete Arbeitsverhéltnis aufzuldsen,
wenn Tatsachen vorliegen, aufgrund derer dem Arbeitgeber unter Beriicksichtigung aller Umstande die Weiter-
beschaftigung nicht zugemutet werden kann. 2in dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht ist die Personalver-
tretung, bei einem Mitglied der Jugend- und Auszubildendenvertretung auch diese, beteiligt.

(5) Die Absétze 2 bis 4 sind unabhéngig davon anzuwenden, ob der Arbeitgeber seiner Mitteilungspflicht nach
Absatz 1 nachgekommen ist.

FUNFTES KAPITEL
Beteiligung der Personalvertretung

Erster Abschnitt
Allgemeines

§59
Allgemeine Aufgaben des Personalrats
Der Personalrat hat folgende allgemeine Aufgaben:

1. daflir zu sorgen, dass alle Beschaftigten der Dienststelle nach Recht und Billigkeit behandelt werden,*” insbe-
sondere, dass jede Benachteiligung von Personen wegen ihrer Abstammung, Religion, Nationalitét, Herkunft,
sexuellen Identitat, politischen oder gewerkschaftlichen Betétigung oder Einstellung, wegen ihres Alters, ihrer
Behinderung oder nach MaBgabe der Nummer 5 wegen ihres Geschlechts unterbleibt,*®

4 Siehe hierzu das Schaubild auf S. 319.
4 Beachte §612a BGB (siehe S. 186), §§ 16 (1) und 17 (2) ArbSchG (siehe S. 232).

4 Beachte §1, §2 Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 3, Abs. 3, §3 bis §12 (2) AGG (siehe S. 195ff), §9 NGG in der Fassung vom 09.12.2010
(siehe S. 174), §§4, 5 TzBfG (siehe S. 205), §612a BGB (siehe. S. 186), § 16 TzBfG, § 164 (2) SGB IX (siehe S. 162).
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darauf zu achten, dass die zugunsten der Beschaftigten geltenden Gesetze,* Verordnungen, Tarifvertrage,® Ver-
einbarungen nach §81, Dienstvereinbarungen und Verwaltungsvorschriften durchgefihrt werden,

darauf hinzuwirken, dass MaBnahmen durchgefiihrt werden, die der Dienststelle und ihren Beschaftigten die-
nen,”'

Anregungen und Beschwerden von Beschaftigten entgegenzunehmen und, soweit sie berechtigt erscheinen,
durch Verhandlung mit der Dienststelle auf ihre Erledigung hinzuwirken,

darauf zu achten, dass die der Gleichberechtigung von Frauen und Méannern dienenden MaBnahmen, insbesonde-
re aufgrund von Planen zur Herstellung der Gleichberechtigung von Frauen und Ménnern, durchgefiihrt werden,

die Eingliederung und berufliche Entwicklung jugendlicher Beschéftigter und Auszubildender, Schwerbehinder-
ter,” nicht sténdig Beschéftigter und anderer schutzbediirftiger Beschaftigter zu fordern,>

die Eingliederung und berufliche Entwicklung von Beschaftigten mit Migrationshintergrund sowie das Verstandnis
zwischen Beschaftigten unterschiedlicher Herkunft zu fordern,

auf die Wahl der Schwerbehindertenvertretung hinzuwirken,*

mit der Jugend- und Auszubildendenvertretung zur Wahrung der Interessen der jugendlichen Beschaftigten und
Auszubildenden eng zusammenzuarbeiten; er kann zu diesem Zweck Vorschlage und Stellungnahmen anfordern.

§60
Informationsrecht des Personalrats

(1) 'Die Dienststelle hat den Personalrat zur Durchfiihrung seiner Aufgaben rechtzeitig und umfassend zu unter-

richten.*® 2lhm sind die hierfir erforderlichen Unterlagen und Tatsachen zuganglich zu machen oder bereitzustellen.

49

7.B.:— §38 NDSG (siehe S. 145) — Gibt es ein Verzeichnis aller Datenverarbeitungstatigkeiten?

—§163(2) S. 3SGB IX (siehe S. 161) — bekommt der Personalrat eine Kopie der Pflichtmitteilungen an die Bundesagentur fir Arbeit?
— Hat die Dienststellenleitung gem. § 181 SGB IX (siehe S. 171) eine*n Inklusionsbeauftragte*n bestellt und diese Person gemeinsam
mit der SBV gem. § 163 (8) SGB IX (siehe S. 161) der Bundesagentur fir Arbeit gemeldet?

— Fragt die Dienststellenleitung vor externen Ausschreibungen gem. § 164 (1) SGB IX (siehe S. 162) beim Arbeitsamt nach geeigneten
Bewerberlnnen und sorgt gem. § 164 (3) SGB IX (siehe S. 162) dafiir, dass stets die Pflichtquote erfillt wird?

—Gem. §167 (2) S. 7 SGB IX (siehe S. 164) hat der Personalrat die Durchfihrung von BEM-Verfahren zu iberwachen.

— Werden freie Stellen gem. § 18 TzBfG den befristet Beschaftigten zur Kenntnis gegeben (siehe S. 210)?

Beachte, dass gem. §4 Abs. 1 TVG (siehe S. 205) nur die beiderseitige Mitgliedschaft in den tarifschlieBenden Parteien die unein-
geschrankte Anwendbarkeit des Tarifvertrages auslost. TVGD, TV-L und TVV sind keine allgemein giiltigen Tarifvertrége, die von
Arbeitgebern wie Gesetze beachtet werden miissen.

Hierbei handelt es sich um eine nicht an Formalien und Fristen gebundene Aufgabe des Personalrats. Diese wird insbesondere im
Rahmen der Quartalsgesprache ausgeiibt. Wenn der Personalrat Belange der Beschéftigten auf der Ebene durchsetzbarer Rechte
herbeiftihren mochte, dann muss er entweder das Instrument des Initiativantrages gem. §69 nutzen oder der Dienststellenleitung
einen Entwurf fiir eine Dienstvereinbarung gem. § 78 vorlegen.

Beachte auch §§9, 10, 19 TzBfG (siehe S. 208ff.)

Beachte §§ 1 bis 17 NGG in der Fassung vom 09.12.2010 (siehe S. 172ff.).

Zundchst hat die Dienststellenleitung dies zu erméglichen, in dem sie gem. § 181 SGB IX (siehe S. 171) eine*n Inklusionsbeauftragte*n
benennt. Dienststellenleitung, Inklusionsbeauftragte*r, Schwerbehindertenvertretung und Personalrat haben gem. § 182 (1) SGB IX
(siehe S. 171) zu diesem Zweck eng zusammen zu arbeiten. Weiterhin ist zur Férderung der Integration Schwerbehinderter gem. § 166
SGB IX (siehe S. 163) mit dem Personalrat unter Beteiligung der SBV eine Inklusionsvereinbarung zu schlieBen.

Beachte §§5, 12, 17 AGG (siehe S. 196ff.), §19 (2) TV-V (siehe S. 268).

Beachte § 176 SGB IX (siehe S. 166).

Beachte §107 Abs. 2 NPersVG sowie in allen technischen oder organisatorischen Fragen die §§3, 6 und 9 ASiG (siehe S. 235). Eine
Ubersicht tber die Rechte im Zusammenhang mit der Personalplanung der Dienststelle ist auf S. 310 abgedruckt. Ein Anspruch des
Personalrats auf Information tber Teilzeitwiinsche von Beschaftigten besteht gem. 7 (4) TzBfG (siehe S. 207)
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*Die Unterrichtung ist rechtzeitig, solange eine beabsichtigte MaBnahme noch gestaltet werden kann.”” *Sie ist
umfassend, wenn alle der Dienststelle fiir die Entscheidung zur Verfiigung stehenden Unterlagen oder von ihr der
Entscheidung sonst zugrunde gelegten Tatsachen dem Personalrat in den Grenzen des Absatzes 2 iibermittelt oder
bereitgestellt werden.

(2) 'Unterlagen, die personenbezogene Daten enthalten, sind dem Personalrat zur Durchfiihrung seiner Auf-

gaben nach folgenden MaBgaben zu tibermitteln oder bereitzustellen®:

1.

aus Anlass von Einstellungen eingereichte Bewerbungsunterlagen, auf Verlangen des Personalrats die Bewer-
bungsunterlagen aller Bewerberinnen und Bewerber,*

einzelne Personaldaten oder die listenmaBige Zusammenfassung von Personaldaten, soweit sie fiir beteili-
gungspflichtige Personalentscheidungen® oder fiir die Wahrnehmung allgemeiner Aufgaben®' erforderlich
sind,®

zusammenfassende Ergebnisse amtsarztlicher Gutachten, psychologischer Eignungsgutachten oder Eignungs-
tests aus Anlass von Einstellungen®, wenn die Dienststelle bei ihrer Entscheidung darauf abstellen will und die
betroffene Person einwilligt,

dienstliche Beurteilungen, wenn die oder der Beschaftigte die Vorlage an den Personalrat verlangt; die Ge-
samtnote ist dem Personalrat zu tibermitteln oder bereitzustellen, wenn ihre Kenntnis fiir beteiligungspflichtige
Personalentscheidungen erforderlich ist,

Ausdrucke personenbezogener Daten aus automatisierten Dateien, wenn der Personalrat priifen will, ob
Dienstvereinbarungen iber die Einrichtung und Anwendung automatisierter Verfahren oder die MaBgaben
eingehalten werden, unter denen er ihrer Einrichtung und Anwendung zugestimmt hat.5

“Die Personalakten diirfen nur mit Einwilligung der betroffenen Person durch ein von dieser bestimmtes Mitglied
des Personalrats eingesehen werden.®> *Abweichend von § 9 Abs. 2 Satz 1 entfallt fiir dieses Mitglied die Schweige-
pflicht gegeniiber den anderen Mitgliedern des Personalrats nur Uber solche Daten, die fiir die Beschlussfassung
des Personalrats bedeutsam sind.

1.

(3) 'Einem vom Personalrat benannten Mitglied ist die Teilnahme zu gestatten: %
bei dem miindlichen Teil von Prifungen, die eine Dienststelle von den Beschaftigten ihres
Bereichs abnimmt; dies gilt nicht fir die Beratungen,

Zur rechtzeitigen Beteiligung des Personalrats siehe die Zeitstrahl-Darstellung auf S. 308.

Hier sind besonders die Datenschutzregeln des §61 zu beachten. Siehe auch FuBnote 75,76 zu §61 (3)

Beachte die Pflicht zur Einbeziehung Schwerbehinderter in die Personalauswahl gem. § 164 (1), § 165 SGB IX (siehe S. 162f).
Dies sind typischerweise die personellen EinzelmaBnahmen des §65 (1) und (2).

Diese ,allgemeinen Aufgaben” sind die in § 59 genannten.

Beachte §3, §6 Abs. 3und 4, § 12, § 17 Abs. 1 Nrn. 2 und 3, §§ 36, 37 NDSG (siehe S. 139ff.), § 26 BSDG BDSG (siehe S. 136), § 7 Abs.
4, §20 TzBfG (siehe S. 210) und die Riickgabepflicht gem. §61 NPersVG.

Beachte § 12 (2) NDSG (siehe S. 142).
Siehe FuBnote 63.
Beachte auch §3 (5) TVGD (siehe S. 242), §3 (6) TV-V (siehe S. 263) und § 3 (6) TV-L (siehe S. 253).

Hierbei sind durch die entsandten Personalratsmitglieder insbesondere die in §59 Nr. 1 NPersVG genannten Aufgaben und die in der
dortigen FuBnote genannten Vorschriften zu beachten!
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2. bei Vorstellungs- oder Eignungsgesprachen der Dienststelle im Rahmen von Auswahlverfahren zur Vorberei-
tung mitbestimmungspflichtiger MaBnahmen,

3. bei Personalgesprachen mit der fir Personalentscheidungen der Dienststelle zustandigen Stelle, wenn die oder
der Beschaftigte dies wiinscht.®’

“Die Dienststelle kann den Personalrat in geeigneten Fallen in die Vorbereitung beteiligungspflichtiger MaBnah-
men® einbeziehen. 3Sie soll einem Mitglied die Teilnahme in von der Dienststelle eingerichteten Projektgruppen,
Planungsgruppen oder vergleichbaren Gruppen, die beteiligungspflichtige MaBnahmen vorbereiten, gestatten.®

§60a
Wirtschaftsausschuss’”

(1) 'Dienststellen mit in der Regel mehr als zweihundert Beschéftigten sollen auf Antrag des Personalrats
einen Wirtschaftsausschuss bilden. 2Der Wirtschaftsausschuss hat die Aufgabe, wirtschaftliche Angelegenheiten
der Dienststelle (Absatz 3) zu beraten und den Personalrat dariiber zu unterrichten.

(2) 'Die Dienststelle hat den Wirtschaftsausschuss rechtzeitig und umfassend iiber ihre wirtschaftlichen Ange-
legenheiten zu unterrichten sowie die sich daraus ergebenden Auswirkungen auf die Personalplanung darzustellen.
2lhm sind die hierfiir erforderlichen Unterlagen und Tatsachen zuganglich zu machen oder bekannt zu geben, soweit
dadurch nicht Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse oder Dienstgeheimnisse gefahrdet werden.

(3) Wirtschaftlichen Angelegenheiten’* der Dienststelle sind

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Dienststelle,

Veranderungen der Produktplane,

beabsichtigte bedeutende Investitionen,

beabsichtigte Partnerschaften mit Privaten sowie dauerhafte Privatisierungen und
Aufgabenverlagerungen an Dritte,

Rationalisierungsvorhaben,

W~ =

Einflihrung neuer Arbeits- und Managementmethoden,

Fragen des betrieblichen Umweltschutzes,

Verlegung von Dienststelle oder Dienststellenteilen,

Neugriindung, Zusammenlegung oder Teilung der Dienststelle oder von Dienststellen-

©O© 00 ~N o u

teilen’?
10. Kooperation mit anderen Dienststellen im Rahmen interadministrativer Zusammenarbeit,

11. sonstige wirtschaftliche Vorgange und Vorhaben, welche die Interessen der Beschéftigten der Dienststelle
wesentlich bertihren kénnen.

7 Eine gesetzliche Ausnahme von dieser die Inanspruchnahme des Personalrats sehr einschrankenden Regelung ist das Recht auf Hinzu-
ziehung eines Personalratsmitgliedes gem. § 7 Abs. 2 S. 3 TzBfG (siehe S. 207).

% Diese ,beteiligungspflichtigen MaBnahmen” sind alle, die in den §§65, 66, 67 und 75 genannt sind oder unter die , Allzustandigkeit”
des §64 (1), (3) fallen.

% Hier ist das Ermessen der Dienststelle (, Soll-Vorschrift”) durch die §§2, 64 Abs. 1, §62 NPersVG nahezu auf Null reduziert. Es ist
also nahezu immer einem Personalratsmitglied die Teilnahme zu gestatten. Insbesondere wegen der umfassenden Auswirkungen
der Digitalisierung und des demografischen Wandels auf nahezu alle Facetten des Arbeitsplatzes sollten Personalratsgremien darauf
drdngen, in entsprechenden vorbereitenden Gremien vertreten zu sein.

70 Beachte die bildliche Darstellung auf S. 318.

7' Beachte hier die Beteiligungsrechte gem. §67 Abs. 1 Nm. 2, 3, 4 und 6 sowie § 75 Abs. 1 Nrn. 4, 7, 8, 9 NPersVG sowie die Einschal-
tung von Betriebsarzt oder -arztin und Fachkraft fir Arbeitssicherheit gem. §§3, 6 und 9 ASIG (siehe S. 235).

72 Beachte ggf. §613a BGB (siehe S. 186).

37



38

Niedersachsisches Personalvertretungsgesetz

(4) 'Der Wirtschaftsausschuss besteht aus mindestens drei und hochstens sieben Mitgliedern, die Beschaftigte
der Dienststelle sein miissen; darunter muss sich mindestens ein Personalratsmitglied befinden. 2Ersatzmitglieder
konnen bestellt werden. 3Dem Wirtschaftsausschuss sollen Frauen und Manner angehéren. “Die Mitglieder sollen
die zur Erfiillung ihrer Aufgaben erforderliche fachliche und persénliche Eignung besitzen. *Sie werden vom Perso-
nalrat fiir die Dauer seiner Amtszeit bestimmt und konnen jederzeit abberufen werden. 6§37 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2
und 3 sowie §39 Abs. 1 und 2 gelten entsprechend.

(5) 'Der Wirtschaftsausschuss soll einmal im Vierteljahr zusammentreten. ?Er kann sachkundige Beschftigte
hinzuziehen. *Der Wirtschaftsausschuss hat dem Personalrat tber jede Sitzung unverziiglich und umfassend zu
berichten.

(6) 'Die Dienststelle nimmt an den Sitzungen des Wirtschaftsausschusses teil. 2Sie kann sachkundige Beschéf-
tigte hinzuziehen.

(7) Ist ein Gesamtpersonalrat gebildet, so tritt dieser an die Stelle des Personalrats und die Gesamtdienststelle
an die Stelle der Dienststelle.

§61
Behandlung personenbezogener Unterlagen
(1) Unterlagen mit personenbezogenen Daten, die dem Personalrat aus Anlass seiner Beteiligung an einer
bestimmten MaBnahme zur Verfligung gestellt wurden, sind nach Abschluss des Beteiligungsverfahrens der Dienst-
stelle zurlickzugeben.”?

(2) "Andere Unterlagen des Personalrats, die personenbezogene Daten enthalten, insbesondere Niederschrif-
ten und Personallisten, sind fiir die Dauer der regelmaBigen Amtszeit des Personalrats aufzubewahren. 2Sie sind
spatestens nach Ablauf einer weiteren regelmaBigen Amtszeit an das zusténdige Archiv abzugeben, soweit dies in
den entsprechenden Rechtsvorschriften vorgesehen ist,” oder zu vernichten.

(3) 'Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten hat der Personalrat die Vorschriften tiber den Datenschutz
einzuhalten.” 2Soweit der Personalrat zur Erfiillung der in seiner Zustandigkeit liegenden Aufgaben personenbe-
zogene Daten verarbeitet, ist die Dienststelle der fir die Verarbeitung Verantwortliche im Sinne der datenschutz-
rechtlichen Vorschriften.’s *Die Dienststelle und der Personalrat unterstitzen sich gegenseitig bei der Einhaltung der
datenschutzrechtlichen Vorschriften.””

3 Siehe FuBnote 63.
7 §7 NArchG (siehe S. 156).

> Diese Regelung ist schon wegen §59 Nr. 2 eine Selbstverstandlichkeit. Zu den einschlégigen Datenschutzvorschriften im Arbeits-
verhaltnis gehdren im Wesentlichen die Artikel 13 bis 15, 30 und 88 DS-GVO in Verbindung mit § 12 NDSG und § 26 BDSG (s. S. 134).

76 Diese Regelung fiihrt dazu, dass der Personalrat nicht selbst als datenerhebende Stelle und damit nicht als Datenschutzverantwort-
licher gefiihrt wird. Der Gesetzgeber legt hier fest, dass der Personalrat nur eine Organisationseinheit innerhalb der Dienststelle ist, fiir
die die Leitung der Dienststelle datenschutzrechtlich verantwortlich ist. Damit ist geregelt, dass die Dienststelle die Datenweitergabe
innerhalb der Dienststelle an den Personalrat nicht mit dem Argument des Datenschutzes verweigern darf, wenn der Personalrat im
Sinne von §60 (2) eine Aufgabe wahrnehmen will.

Daraus folgt auch, dass der Personalrat nicht selbst ein Verzeichnis gem. §30 DS-GVO fiihren muss, in dem er die erfassten Daten
und ihre Verwendung dokumentiert. Gleichwohl muss er aber der Dienststelle als verantwortlicher Stelle diese Informationen liefern,
wenn Beschaftigte nach den beim Personalrat tiber sie gespeicherte Daten fragen. Insofern ist ein entsprechendes Verzeichnis auch
vom Personalrat vorzuhalten. Er ist nur gegentiber Betroffenen damit nicht in der datenschutzrechtlichen Haftung — im Innenverhéltnis
zur Dienststellenleitung aber gleichwohl in der Pflicht zur Zuarbeit. Somit muss der Personalrat faktisch ein Verzeichnis der von ihm
verarbeiteten Beschaftigtendaten haben, damit er es im Bedarfsfall der Dienststellenleitung zur Verfiigung stellen kann.

Siehe FuBnote 76 — aus den dort genannten Griinden mssen sich die Dienststelle und der Personalrat in Datenschutzangelegenheiten
gegenseitig unterstiitzen, weil der Personalrat zum einen bei der Bearbeitung seiner Unterlagen nicht den Weisungen der Dienststelle
unterliegt, die Dienststelle aber andererseits die gesetzlichen Pflichten beim Datenschutz zu erfillen hat.
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§62
Gemeinsame Besprechungen

(1) 'Dienststelle und Personalrat sollen mindestens einmal im Vierteljahr zu gemeinsamen Besprechungen zu-
sammentreten. 2In ihnen sollen insbesondere alle Vorgange, die die Beschaftigten wesentlich beriihren oder kiinftig
beriihren kénnen, behandelt werden.

(2) 'Die Jugend- und Auszubildendenvertretung und die Schwerbehindertenvertretung sind berechtigt, an den
Besprechungen teilzunehmen.”® 2Die Dienststelle und der Personalrat kdnnen im beiderseitigen Einvernehmen sach-
kundige Personen zu den Besprechungen hinzuziehen.

§63
Unzulédssige MaBnahmen”

'MaBnahmen,® bei denen
1. die gesetzlich vorgeschriebene Beteiligung unterlassen®' oder
2. bei einer Beteiligung gegen wesentliche Verfahrensvorschriften verstoBen worden ist,®

diirfen nicht vollzogen werden. 2MaBnahmen, die entgegen Satz 1 durchgefiihrt worden sind, sind zuriickzuneh-
men, soweit nicht Rechte Dritter oder dffentliche Interessen entgegenstehen.®

Zweiter Abschnitt
Mitbestimmung

§64
Umfang der Mitbestimmung

(1) Der Personalrat bestimmt gleichberechtigt mit bei allen personellen, sozialen, organisatorischen und sons-
tigen innerdienstlichen MaBnahmen, die die Beschéftigten der Dienststelle insgesamt, Gruppen von ihnen oder
einzelne Beschaftigte betreffen oder sich auf sie auswirken.

(2) "Eine MaBnahme ist eine Handlung oder Entscheidung, durch die die Dienststelle in eigener Zustandigkeit
eine Regelung trifft, die die Beschaftigten nicht nur geringfligig beriihrt oder innerdienstliche Verhaltnisse nicht nur
unwesentlich und nicht nur kurzfristig verandert.

Keine MaBnahmen sind insbesondere

Handlungen, die eine MaBnahme nur vorbereiten,

2. Erlduterungen bestehender verbindlicher Regelungen oder
Weisungen zur Erfiillung dienstlicher Obliegenheiten.

w

8 Siehe § 178 Abs. 5, § 182 SGB IX (siehe S. 169 und 171).

7 Zubeachten ist Art. 20 Abs. 3 GG (siehe S. 116).

8 Der Begriff der personalvertretungsrechtlichen MaBnahme wird in §64 Abs. 2 NPersVG erlautert.

8 Hierzu zahlen VerstoBe gegen §68 Abs. 2, § 76 bzw. § 107f NPersVG.

8 Hierzu zahlen VerstoBe gegen §60 Abs. 3 Nr. 2, §68 Abs. 2, §70 (§ 107b), §72 (§ 107d), § 73
(§107e), § 74, §76 (§ 107f) und § 77 NPersVG.

8 Hier ist ggf. das Recht der Dienststellenleitung, gem. § 74 vorldufige MaBnahmen anzuordnen, zu beachten, wenn denn die Voraus-
setzungen des § 74 S. 1 vorliegen bzw. die Bedingungen des § 2 NPers VG eingehalten werden.
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(3) 'Soweit in den §§ 65 bis 67 einzelne Manahmen benannt sind, handelt es sich um eine beispielhafte Auf-

zdhlung, die die Mitbestimmung bei MaBnahmen von &hnlichem Gewicht nicht ausschlieBt. 2Die §§65 bis 67 und
75 regeln die dort aufgeflihrten Sachverhalte abschlieBend.

(4) Die Mitbestimmung entfallt bei
Erlass von Rechtsvorschriften,
Organisationsentscheidungen der Landesregierung,

allgemeinen Regelungen der Landesregierung oder einer obersten Landesbehérde, die nach §81 mit den Spit-
zenorganisationen der Gewerkschaften zu vereinbaren sind.

(5) "Der Personalrat kann seine Zustimmung durch Vereinbarung mit der Dienststelle fiir bestimmte MaBnah-

men oder Gruppen von MaBnahmen vorab erteilen. 2§ 78 bleibt unberthrt.

§65
Mitbestimmung bei personellen MaBnahmen®

(1) Der Personalrat bestimmt insbesondere bei folgenden personellen oder allgemeinen MaBnahmen fiir Be-

amtinnen und Beamte mit:

1.
2.
3.

Einstellung,
Beférderung,

Ubertragung eines Amtes mit niedrigerem Endgrundgehalt, sofern die Beamtin oder der Beamte die Beteili-
gung des Personalrats beantragt; die Dienststelle hat auf das Antragsrecht rechtzeitig hinzuweisen.

. Ubertragung eines Amtes, das mit einer Amtszulage oder Stellenzulage verbunden ist,

5. Ubertragung eines Amtes, das mit dem Wegfall einer Amtszulage oder Stellenzulage verbunden ist, sofern die

Beamtin oder der Beamte die Beteiligung des Personalrats beantragt; die Dienststelle hat auf das Antragsrecht
rechtzeitig hinzuweisen.

. Zulassung zum Aufstieg in die ndchsthéhere Laufbahn,
. nicht nur voriibergehende Ubertragung eines Dienstpostens, der aufgrund seiner Bewertung einem anderen

Amt mit hoherem Endgrundgehalt zugeordnet ist,

. Verldngerung der Probezeit,

. Versetzung zu einer anderen Dienststelle,

. Abordnung, sofern sie den Zeitraum von drei Monaten iiberschreitet,

. Zuweisung nach § 20 BeamtStG # fiir eine Dauer von mehr als drei Monaten,

. Umsetzung innerhalb der Dienststelle, wenn die neue Dienststétte auf einer iiblicherweise befahrenen Strecke

mindestens 15 Kilometer von der bisherigen Dienststatte entfernt liegt, die Umsetzung den Zeitraum von drei
Monaten (iberschreitet und die Beamtin oder der Beamte ihr nicht zustimmt,

. vorzeitige Versetzung in den Ruhestand, sofern die Beamtin oder der Beamte die Beteiligung des Personalrats

beantragt; die Dienststelle hat auf das Antragsrecht rechtzeitig hinzuweisen,®

Beachte Art. 33 Abs. 2 bis 5 GG (siehe S. 116), kommunale Zustandigkeiten siehe § 107 Abs. 4 NKommVG (siehe S. 291).
Beachte § 12 (1) NGG (siehe S. 175) Unterreprasentanz des Minderheitengeschlechts prifen, wenn Auswahlverfahren stattfinden!

Beachte § 12 (1) NGG (siehe S. 175) Unterreprasentanz des Minderheitengeschlechts priifen, wenn Auswahlverfahren durchgefiihrt
werden.
§20 BeamStG (siehe S. 239).

Zustandigkeit im Kommunalbereich hierfir liegt gem. § 107 (4) NKomVG (siehe S. 291) beim Rat, sofern der diese nicht auf den Ver-
waltungsausschuss oder den Birgermeister bzw. die Blrgermeisterin delegiert hat.



22.
23.

24.
25.

26.
27.
28.

29.
30.
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. Entlassung nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BeamtStG,® sofern die Beamtin oder der Beamte die Beteiligung des

Personalrats beantragt; die Dienststelle hat auf das Antragsrecht rechtzeitig hinzuweisen,

. Feststellung der begrenzten Dienstfahigkeit, sofern die Beamtin oder der Beamte die Beteiligung des Personal-

rats beantragt; die Dienststelle hat auf das Antragsrecht rechtzeitig hinzuweisen,

. Entscheidungen im Zusammenhang mit dem Hinausschieben der Altersgrenze (§ 36 NBG),*
. Entlassung von Beamtinnen und Beamten auf Probe oder auf Widerruf nach den § 23 Abs. 3 und 4 und §30

Abs. 2 BeamtStG,?!

. Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der Wohnung beschrénken,
. Untersagung der Ubernahme einer Nebentétigkeit,
. Verzicht auf Ausschreibung, es sei denn, der Dienstposten soll mit einer Beamtin oder einem Beamten der ent-

sprechenden Besoldungsgruppe besetzt werden,*

. Ablehnung von Antrdgen auf Teilzeitbeschaftigung sowie Urlaub, bei Erholungsurlaub jedoch nur, sofern die

Beamtin oder der Beamte die Beteiligung beantragt; die Dienststelle hat auf das Antragsrecht rechtzeitig hin-
Zuweisen,

Aufstellung von Grundsatzen iiber die Durchfiihrung der Fortbildung,*

Auswahl fir die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen, wenn mehr Bewerberinnen oder Bewerber vor-
handen sind, als Platze zur Verflgung stehen,*

Bestimmung des Inhalts von Beurteilungsrichtlinien,

Ablehnung von Antragen auf Ausnahme von dem regelmaBigen Ausgleich fiir vorherige langfristige unregel-
maBige Verteilung der Arbeitszeit,

Ablehnung von Antrdgen auf Teilnahme an der Telearbeit oder an mobilem Arbeiten,
Herabsetzung der Anwarterbeziige oder der Unterhaltsbeihilfe,

Geltendmachung von Ersatzanspriichen, sofern die Beamtin oder der Beamte die Beteiligung des Personalrats
beantragt; die Dienststelle hat auf das Antragsrecht rechtzeitig hinzuweisen,

Bestimmung des Inhalts von Befdrderungsrichtlinien,
Bestimmung des Inhalts von Personalentwicklungskonzepten.®
(2) Der Personalrat bestimmt insbesondere bei folgenden personellen oder allgemeinen MaBnahmen fir Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit:

§23 BeamtStG (siehe S. 239).
§36 NBG (siehe S. 241).
§23 Abs. 3 und 4 und §30 Abs. 2 BeamStG (siehe S. 240ff.).

Beachte §§ 11, 12 (1) NGG (siehe S. 175) — Ausschreibungspflicht bei Unterreprasentanz des Minderheitengeschlechts. Beachte ferner
die Pflicht der Dienststellenleitung, vor Besetzungen Kontakt mit der Agentur fiir Arbeit aufzunehmen, um nach einer Besetzungsmég-
lichkeit mit Schwerbehinderten zu fragen (§ 165 S. 1 SGB IX (siehe S. 163). Weiterhin muss der Personalrat priifen, ob diese MaBnahme
ggf. eine mitbestimmungspflichtige Umsetzung gem. Nr. 12 ist.

Beachte auch § 12 (2) AGG (siehe S. 198), §§ 10, 14 NGG (siehe S. 175f), §§ 10, 19 TzBfG (siehe S. 208, 210), §§ 1 und 2 Abs. 1 Nrn 1
und 3 AGG (siehe S. 195), § 164 Abs. 2 und 4 Nrn. 2 und 3 SGB IX (siehe S. 162), §23 (1) S. 3 SGB VIl (siehe S. 237).

Siehe vorherige FuBnote.

Beachte §§ 10, 15, 16 NGG in der Fassung vom 09.12.2010 — Frauenforderplan — (siehe S. 175ff.), § 166 SGB IX — Inklusionsverein-
barung — (siehe S. 163). Siehe auch das Schaubild zur Personalplanung auf S. 312.
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Einstellung,®® auch als Verlangerung eines befristeten Vertrages,”’

Eingruppierung, Hoher- oder Herabgruppierung einschlieBlich der damit jeweils verbundenen Stufenzuord-
nung, bei Ermessensentscheidungen jedoch nur, wenn Grundsatze zur Ausfillung der tariflichen Erméchtigung
vorliegen,®® Bestimmung der Fallgruppe, Zahlung tariflicher oder auBertariflicher Zulagen,

Ubertragung einer hoher oder niedriger zu bewertenden oder mit einem Wechsel der Fallgruppe verbundenen
Tatigkeit fir eine Dauer von mehr als drei Monaten,*

Befristung eines Arbeitsvertrages im Anschluss an ein zuvor befristetes Arbeitsverhaltnis, '
Versetzung zu einer anderen Dienststelle,'™!
Abordnung, sofern sie den Zeitraum von drei Monaten Uberschreitet,'®2

Zuweisung nach tarifrechtlichen Regelungen entsprechend § 20 BeamtStG '® fiir eine Dauer von mehr als drei
Monaten,

Personalgestellung fiir eine Dauer von mehr als drei Monaten,'®

Umsetzung innerhalb der Dienststelle, wenn die neue Dienststatte auf einer Ublicherweise befahrenen Strecke
mindestens 15 Kilometer von der bisherigen Dienststatte entfernt liegt, die Umsetzung den Zeitraum von drei
Monaten (berschreitet und die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer ihr nicht zustimmt,

. ordentliche Kiindigung auBerhalb der Probezeit einschlieBlich Anderungskiindigung,'®®

Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der Wohnung beschrénken,
Versagung oder Widerruf der Genehmigung zur Ubernahme einer Nebenbeschaftigung,'%6
Aufstellung von Grundsdtzen Gber die Durchfihrung der Berufsausbildung und Fortbildung,'”’

100

101

102

103

104

105

106

107

Bei einer Einstellung gem. §65 Abs. 2 Nr. 1 ist gleichzeitig immer die Mitbestimmung bezlglich der Eingruppierung (§ 65 Abs. 2 Nr.
2 NPersVG) durchzufiihren. Mitbestimmungsrechtlich sind beides selbststéndige MaBnahmen, tiber die unterschiedlich entschieden
werden kann, auch wenn sie in einem Antragsschreiben der Dienststelle zusammengefasst sind. Hat die Dienststellenleitung vor der
Auswahl gem. § 165 SGB IX (siehe S. 163) bei der Bundesagentur fiir Arbeit nach geeigneten Bewerber*innen gefragt?

Sind bei der Bewerber*innenauswahl ausreichend Kandidat*innen des Minderheitengeschlechts zur Vorstellung eingeladen worden
(812 (1) NGG (siehe S. 175).

Mit diesem Tatbestand ist umgangssprachlich die ,Entfristung” nach vorheriger befristeter Beschaftigung gemeint. §65 Abs. 2 Nr.
4 hingegen beinhaltet eine erneute Befristung nach vorangegangener befristeter Beschaftigung. Zu beachten sind auch § 11 TV6D
(siehe S. 247) bzw. § 11 TV-L (siehe S. 259), § 7 TV-V (siehe S. 264)

Ggf. Dienstvereinbarung gem. §66 Abs. 1 Nr. 5 NPersVG (ber die Grundsétze zur Ausfiillung der tariflichen Ermachtigung ab-
schlieBen.

Beachte § 12 (1) NGG (siehe S. 175) Unterreprasentanz des Minderheitengeschlechts priifen, wenn Auswahlverfahren durchgefiihrt
werden!

Zu beachten sind die Sonderregelungen an Hochschulen gem. § 105 Abs. 5 NPersVG. Zu beachten sind auch § 625 BGB (siehe S. 189),
§14 Abs. 4 TzBfG (siehe S. 209) sowie das WissZeitVG (hier nicht abgedruckt).

Beachte §4 (1) TVGD (siehe S. 243), §3 (4) TV-V (siehe S. 263), §4 (1) TV-L (siehe S. 253).
Siehe vorherige FuBnote.
Diese ,entsprechende tarifliche Vorschrift” ist §4 Abs. 3 TVGD (siehe S. 243) bzw. §4 Abs. 3 TV-L (siehe S. 254).

Die Personalgestellung ist individualrechtlich in §4 Abs. 3 TVGD (siehe S. 243), §4 Abs. 3 TV-L (siehe S. 254) und in §3 Abs. 4 (TV-V)
(siehe S. 263) geregelt.

Beachte §41 Abs. 4 NPersVG, § 11 TzBfG (siehe S. 208), §622 BGB (siehe S. 188), §§33, 34 TVOD/TV-L (siehe S. 251, 261), § 19 TV-V
(siehe S. 267f.), §§ 168 bis 173, 178 (2) S. 3 SGB IX (siehe S. 164ff), §§ 1, 2 KSchG (siehe. S. 201f.).

Beachte §3 Abs. 3 TVGD (siehe S. 242) §3 Abs. 4 TV-L, (siehe S. 254), §3 Abs. 2 TV-V (siehe S. 263).

Beachte auch §§ 10, 14 NGG in der Fassung vom 09.12.2010 (siehe S. 175f.), §§ 10, 19 TzBfG (siehe S. 208, 210), §2 Abs. 1 Nrn 1 und
3, 12 (2) AGG (siehe S. 195ff.), § 164 Abs. 4 Nrn. 2 und 3 SGB IX (siehe S. 162), §6 Abs. 6 ArbZG (siehe S. 212), § 5 TVAD (siehe S. 243),
§5TV-L (siehe S. 254), §23 (1) S. 3 SGB VIl (siehe S. 237).
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. fiir die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen, wenn mehr Bewerberinnen oder Bewerber vorhanden sind,

als Platze zur Verfligung stehen,®®

. a) Aufstellung von Richtlinien iiber die Gewdhrung des Bildungsurlaubs nach dem Niederséchsischen

Bildungsurlaubsgesetz, '
b) Entscheidung, in welcher Reihenfolge mehrere Bewerberinnen und Bewerber Bildungsurlaub erhalten, '

) Entscheidung Uber den Zeitpunkt des Bildungsurlaubs, falls ein Einvernehmen zwischen Arbeitnehmerin
oder Arbeitnehmer und Dienststelle nicht erreichbar ist,'

. Verzicht auf Ausschreibung, es sei denn, der Arbeitsplatz soll mit einer oder einem Beschaftigten der entspre-

chenden Vergiitungs-, Lohn- oder Entgeltgruppe besetzt werden,

. Ablehnung von Antragen auf Teilzeitbeschaftigung,'™ Arbeitsbefreiung sowie Urlaub mit Ausnahme von Bil-

dungsurlaub,"™ bei Erholungsurlaub jedoch nur, sofern die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer die Beteili-
gung des Personalrats beantragt; die Dienststelle hat auf das Antragsrecht rechtzeitig hinzuweisen,

. Bestimmung des Inhalts von Beurteilungsrichtlinien,
. Ablehnung von Antragen auf Ausnahme von dem regelmaBigen Ausgleich fiir vorherige langfristige unregel-

méaBige Verteilung der Arbeitszeit,

. Ablehnung von Antragen auf Teilnahme an Telearbeit oder an mobilem Arbeiten,
. Geltendmachung von Ersatzanspriichen, sofern die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer die Beteiligung des

Personalrats beantragt; die Dienststelle hat auf das Antragsrecht rechtzeitig hinzuweisen,'"

. Entwicklung von Personalentwicklungskonzepten.!®

(3) Die Mitbestimmung erstreckt sich nicht auf personelle MaBnahmen sowie MaBnahmen nach Absatz 1

.16 und Absatz 2 Nr. 15 fiir: '

Beschaftigte, soweit Stellen der Besoldungsgruppe A 16, der Besoldungsordnung B und der Besoldungsord-
nung R von der Besoldungsgruppe R 3 an aufwarts sowie entsprechender Vergitungs- oder Entgeltgruppen
betroffen sind,

10:

8

10

3

110

m

12

13

114

115

116

17

18

Siehe vorherige FuBnote.
Beachte auch §§ 10, 14 NGG in der Fassung vom 09.12.2010 (siehe S. 175), § 2 Abs. 6, §§3, 8 NBildUG (siehe S. 269).

Beachte neben den Hinweisen in FuBnote 107 auch §3, §8 Abs. 2 und 3 NBildUG (siehe S. 269) sowie §§ 5 und 6 NGG in der Fassung
vom 09.12.2010 (siehe S. 173f.), §§ 2 bis 4 PflegeZG (siehe S. 225f.) und §§ 2 bis 5 FPZG (siehe S. 228f.).

Beachte auch die in FuBnote 107 genannten Rechtsvorschriften.

Beachte §§ 11, 12 (1) NGG (siehe S. 175) — Ausschreibungspflicht bei Unterreprasentanz des Minderheitengeschlechts! Beachte ferner
die Pflicht der Dienststellenleitung, vor Besetzungen Kontakt mit der Agentur fir Arbeit aufzunehmen, um nach einer Besetzungsmdg-
lichkeit mit Schwerbehinderten zu fragen (§ 165 S. 1 SGB IX (siehe S. 163). Weiterhin muss der Personalrat priifen, ob diese MaBnahme
ggf. eine mitbestimmungspflichtige Umsetzung gem. Nr. 9 ist. Ferner sollte der Personalrat priifen, ob es nicht Berechtigte gem. §7
(1) TzBfG (Teilzeitkrafte mit Veranderungswiinschen) (siehe S. 207f.) oder § 18 TzBfG (befristet Beschaftigte) (siehe S. 210) gibt, mit
denen die Stelle besetzt werden miisste.

Beachte die Informationspflicht der Dienststellenleitung gem. § 7 Abs. 4 TzBfG, (siehe S. 208) § 11 TVGD (siehe S. 247) bzw. § 11 TV-L
(siehe S. 259), §7 TV-V (siehe S. 264) sowie ihre Teilzeit-Forderpflicht gem. §164 (5) S. 2 SGB IX (siehe S. 162) und §4 NGG (siehe
S.173).

Die Mitbestimmung beim Bildungsurlaub ist in Nummer 17 ausgenommen, weil sie in Nummer 15 abschlieBend geregelt ist.

Beachte §§619a, 628 (2), §§823—845 BGB (siehe S. 188ff.), §§ 3 (4) im TVGD (siehe S. 242), TV-L (siehe S. 253) und § 3 (6) TV-V (siehe
S. 263).

Siehe die Hinweise in FuBnote 95 sowie §§6, 20 TzBfG (siehe S. 207, 210).

Gem. § 105 Abs. 6 NPersVG unterliegen auch MaBnahmen, die studentische Hilfskrafte oder Gleichstellungsbeauftragte an Hochschu-

len betreffen, nicht der Mitbestimmung gem. §65 Abs. 2. Fiir diese Personen ist auch keine Benehmensherstellung gem. §75 Abs. 1
Nr. 1 NPersVG vorgesehen.

Im Bereich des TV&D/TV-L beginnen diese bei der Vergiitungsgruppe EG 15 U. Die Beteiligung des Personalrats ist, soweit nicht die
Leitungsfunktionen von Nr. 2 betroffen sind, in § 75 (1) Nr. 1 im Rahmen der Benehmensherstellung geregelt.
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Leiterinnen oder Leiter von Dienststellen und standige Vertreterinnen oder Vertreter sowie Beschéftigte, die in

Personalangelegenheiten der Dienststelle entscheiden.™

(4) Von der Mitbestimmung ausgenommen sind Einzelfallentscheidungen

im Besoldungs-, Versorgungs-, Beihilfe-, Reisekosten-, Trennungsgeld- und Umzugskostenrecht, Disziplinar-

recht, Recht der Heilfiirsorge sowie bei der Festsetzung von Verglitung, Lohn oder Entgelt soweit nicht in den

Absatzen 1 und 2 etwas anderes bestimmt ist,

von Abordnungen und Umsetzungen, die auf einem Reform- oder Umstrukturierungskonzept beruhen,

a) das auch mindestens Rahmenbedingungen fiir den notwendigen personellen Vollzug enthélt und

b) an dessen Ausarbeitung die bei den fiir den personellen Vollzug zustandigen Dienststellen gebildeten
Personalrate oder an ihrer Stelle die zustdndigen Stufenvertretungen oder von diesen bestimmte
Mitglieder beteiligt waren, wenn diese den in Buchstabe a genannten Teilen des Konzepts zugestimmt
haben.

§66

Mitbestimmung bei sozialen und sonstigen innerdienstlichen MaBnahmen
(1) Der Personalrat bestimmt insbesondere bei folgenden MaBnahmen mit:
a) Festlegung von Dauer, Beginn und Ende der tdglichen Arbeitszeit einschlieBlich der Pausen, der Rufbereit-
schaft und des Bereitschaftsdienstes; ausgenommen bleibt die fiir die Dienststelle nicht vorhersehbare, auf-
grund besonderer Erfordernisse kurzfristig und unregelmaBig festzusetzende tagliche Arbeitszeit fiir bestimmte
Gruppen von Beschaftigten,'
b) Regelungen (iber die gleitende Arbeitszeit oder die langfristige unregelmaBige Verteilung von Arbeitszeit,”?!
Festlegung der Grundsatze fiir die Aufstellung von Dienstplénen, fir die Anordnung von Bereitschaftsdienst
und Rufbereitschaft sowie fiir unvorhersehbare Arbeitszeitregelungen im Sinne der Nummer 1,22
Aufstellung des Urlaubsplans; ' Festsetzung der zeitlichen Lage des Erholungsurlaubs fiir einzelne Beschaf-
tigte, wenn zwischen der Dienststelle und der oder dem beteiligten Beschaftigten kein Einversténdnis erzielt
wird, '
Errichtung, Verwaltung und Auflésung von Kinderbetreuungs- oder anderen Sozialeinrichtungen ohne Riick-
sicht auf ihre Rechtsform,'?®
betriebliche Lohngestaltung,'® inshesondere Aufstellung von Entlohnungsgrundsatzen, Einfiihrung und An-
wendung von neuen Entlohnungsmethoden sowie deren Anderung, Festsetzung der einzelnen Akkord- und

19

120

1

122

123

124

125

126

Gem. § 107 Abs. 4 NPersVG gilt dies auch fiir kommunale Dezernent*innen, Amtsleiter*innen und &hnliche Funktionstrager*innen in
der ersten Ebene unterhalb der Wahlbeamt*innen.

Beachte auch §§ 3 bis 12 (insbes. §6 (4) S. 2 und § 7 (2) Nr. 4) ArbZG (siehe S. 211ff.), §§4, 5 NGG in der Fassung vom 09.12.2010 (siehe
S.173), § 12 TzBfG (siehe S. 208f.), § 164 Abs. 4 Nr. 4, § 207 SGB IX (siehe S. 162), §§ 3 bis 6 MuSchG (siehe S. 217f.) sowie die §§6 bis
10 TVGD (siehe S. 244ff.) bzw. 6 bis 10 TV-L (siehe S. 255ff.), §§8 bis 11 TV-V (siehe S. 264ff.). Gem. § 78 (1) NPersVG i.V.m. §§ 3 und
4 TVG (siehe S. 205) ist der Tarifvorbehalt zu beachten. Tariflich sind daher zu beachten: §§8, 9 und 11 TV-V (siehe S. 264ff.), §§6, 7,
9 und 10 TVAD (siehe S. 244ff.) und TV-L (siehe S. 253ff.).

Siehe vorherige FuBnote.

Siehe FuBnote 120.

An Bildungsurlaub denken! NBildUG (siehe S. 269f.).

Beachte auch §4 NGG in der Fassung vom 09.12.2010 (siehe S. 173), §§ 2 bis 4 PflegeZG (siehe S. 225f.), §§ 2 bis 5 FPfZG (siehe S. 228).

Solche Einrichtungen sind beispielsweise Dienststellenkantinen, Aufenthaltsraume, Beschaftigtenparkplatze, Teekiichen, Beschaftig-
tensport-Einrichtungen.

Im Bereich des TVGD (VKA) ist gem. § 18 (7) (siehe S. 249f.) eine betriebliche Kommission zu bilden, die das Leistungsentgeltsystem
regelmaBig evaluiert, Verbesserungen vorschldgt und Beschwerden behandelt. Die Zusammensetzung und Arbeitsweise der Kommis-
sion sollten in einer Dienstvereinbarung (§ 78) geregelt werden.
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Prémiensatze sowie der leistungsbezogenen' und sonstigen Zulagen und Festsetzung von Pauschvergi-
tungen,

. Unterstlitzungen, Gehaltsvorschiissen und entsprechenden sozialen Zuwendungen, wobei auf Verlangen der

Antragstellerin oder des Antragstellers nur ein von ihr oder ihm bestimmtes Mitglied des Personalrats mitbe-
stimmt;'2 § 31 Abs. 2 findet keine Anwendung,

Zuweisungen und Kiindigungen von Wohnungen, iber die die Dienststelle verfigt oder fiir deren Vergabe der
Dienststelle ein Vorschlagsrecht zusteht, mit Ausnahme von Dienst- und Werkdienstwohnungen,

. Zuweisung und Kiindigung von Dienst- und Pachtland und Festsetzung der Nutzungsbedingungen,
. Bestellung und Abberufung von Vertrauens-, Vertrags- und Betriebsarztinnen und -arzten, Beauftragten fiir

Arbeitssicherheit und Sonderaufgaben im sozialen Bereich, soweit nicht in anderer Weise gesetzlich geregelt,'®

. Regelung der Ordnung in der Dienststelle und des Verhaltens der Beschéftigten® einschlieBlich des Schutzes

der Beschéftigten vor sexueller Belastigung, '

. MaBnahmen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes'™? einschlieBlich der Erstellung von Arbeitsschutzprogram-

men sowie Regelungen, die der Verhiitung von Dienst- und Arbeitsunfallen und Berufskrankheiten sowie dem
Gesundheitsschutz auch mittelbar dienen,™

. Sozialpléne einschlieBlich Plane fir Umschulungen, die aus Anlass von Rationalisierungs- oder sonstigen or-

ganisatorischen MaBnahmen®* zum Ausgleich von Hartefdllen oder zur Milderung wirtschaftlicher Nachteile
aufgestellt werden,'*>

12

128

12!

131

13

13

13

13

®

13!

Hier ist die Mitbestimmung bei der Aufstellung der Grundsatze fiir die Verteilung von Leistungen aus § 18 TVD (LoB) geregelt (siehe
S. 248f.).

Aus dieser Regelung dirfte auch resultieren, dass dieses der einzige Fall ist, in dem es eine Schweigepflicht gegentiber anderen Mit-
gliedern der gesetzlichen Interessenvertretung gibt. Ansonsten wiirde der Sinn der Vorschrift nicht erfiillt werden.

Beachte §§2, 4, 5,7, 9 Abs. 3, 16 ASiG (siehe S. 234-236) in Verbindung mit § 116 NPersVG — eine Mitbestimmung bei der Bestellung
eines externen Betriebsarztes/einer externen Betriebsdrztin ist wegen des Vorbehalts anderweitiger gesetzlicher Regelungen nicht
gegeben. Wegen der Bestellung von Sicherheitsbeauftragten beachte §22 SGB VIl (siehe S. 237).

Beachte Artikel 1 bis 14 GG (siehe S. 114) bei diesen MaBnahmen. Regelungen der Ordnung in der Dienststelle sind stets Grundrechts-
eingriffe. Der Personalrat hat mitzuentscheiden, ob sie gerechtfertigt sind oder nicht!

Beachte § 1 bis 4 Nds. NiRSG, §3 Abs. 4, §12 Abs. 2 und 3, § 14, § 17 AGG (siehe S. 195). Ggf. sollte im Wege einer Dienstvereinba-
rung eine Beschwerdestelle gem. § 13 AGG (siehe S. 198f.) eingerichtet werden. Auch der ,Whistle-Blower"-Schutz gem. §43 NDSG
(siehe S. 147) ist zu beachten.

Hiermit sind MaBnahmen gemeint, die notwendig werden, weil im Rahmen einer Gefdhrdungsbeurteilung gem. §5 ArbSchG (siehe
230f.) festgestellt wurde, dass abhilfebedirftige Gefahren fiir Beschaftigte bestehen.

Beachte § 1 bis 4 Nds. NiRSG, § 167 Abs. 2 SGB IX (siehe S. 163f.), §§3, §12 (4) 13, 14, 17 AGG (siehe S. 195), §5 ArbSchG (siehe
S. 230f.), die Arbeitsstattenverordnung (hier nicht abgedruckt) sowie die Rechtsgrundlage fir die wichtige Zusammenarbeit mit Be-
triebsarzt bzw -arztin und Fachkraft fir Arbeitssicherheit in §9 (3) in Verbindung mit §§3 und 6 ASiG (siehe S. 235f.). Im Zuge der
geplanten vollstandigen Digitalisierung im Land und bei den Kommunen in Niedersachsen wird auch der Umgang mit damit einher-
gehenden psychischen Belastungen unter diesem Mitbestimmungstatbestand zu behandeln sein.

Die §§9 bis 12 MuSchG sind bei Schwangeren oder Frauen in der Stillzeit zu beachten (siehe S. 219).

Auf S. 312 ist zur Vereinfachung ein Prifschema beziiglich arbeitsschutzrechtlicher Vorschriften abgedruckt.

Organisatorische MaBnahmen im Sinne dieses Beteiligungstatbestands finden sich in §§67 und 75 NPersVG.

Die Formulierung dieses Tatbestandes verlangt die intensive Kommunikation des Personalrates tber die geplante MaBnahme mit
den davon betroffenen Beschaftigten, weil diese ihm sonst nicht mitteilen kdnnen, welche Hérten oder wirtschaftlichen Nachteile sie
bei Umsetzung der geplanten organisatorischen MaBnahmen treffen kénnten. Dieser Tatbestand hebt die Schweigepflicht gem. §9
NPersVG fir die innerbetriebliche Kommunikation auf, weil der Personalrat sonst seine Aufgaben gem. §66 Abs. 1 Nr. 12 nicht wahr-
nehmen kann.

Im Kontext fortschreitender Digitalisierung [siehe die §§4 bis 10 des Gesetzesentwurfs zur Férderung und zum Schutz der digitalen
Verwaltung in Niedersachsen und zur Anderung des Niederséchsischen Beamtengesetzes (NDiG siehe S. 295f.) sowie die Ubersicht
zur Beteiligung bei Digitalisierungsprojekten (S. 315)] kénnte das beispielsweise die Herabwertung von Stellen nach sich ziehen — wirt-
schaftlicher Nachteil -, weil die Software in der Lage ist, immer komplexere Dinge automatisch zu bearbeiten, und dariiber hinaus zum
Abbau von Stellen fiihren. Beachte daher auch den Rationalisierungsschutz Tarifvertrag vom 09.01.1987 (hier nicht abgedruckt).
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13. Bestimmung des Inhalts von Personalfragebogen’ mit Ausnahme von Fragebogen im Rahmen der Rechnungs-
priifung und von Organisationsuntersuchungen,

14. Abschluss von Arbeitnehmeriberlassungs- und Gestellungsvertragen mit Ausnahme der Gestellungsvertrage
mit den Kirchen Gber die Abstellung katechetischer Lehrkréfte fir den Religionsunterricht an 6ffentlichen Schu-
len,

15. Aufstellung von Grundsatzen tber das behérdliche und betriebliche Vorschlagswesen.

(2) §65 Abs. 3 Nrn. 1 und 2 gilt entsprechend fir MaBnahmen nach Absatz 1 Nrn. 6 bis 8.

§67
Mitbestimmung bei organisatorischen MaBnahmen
(1) Der Personalrat bestimmt insbesondere bei folgenden MaBnahmen mit:

1. Festlegung oder Verénderung des Umfangs der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten'’
der Beschaftigten fir Zwecke der Personalverwaltung oder Personalwirtschaft auBerhalb von Besoldungs-,
Vergiitungs-, Lohn-, Entgelt- und Versorgungsleistungen sowie von Beihilfen, Heilflrsorge, Reisekosten-, Tren-
nungsgeld- und Umzugskostenrecht,'®

2. Einfiihrung, wesentliche Erweiterung und Anwendung technischer Einrichtungen, die geeignet sind, das Ver-
halten oder die Leistung der Beschaftigten zu Giberwachen.®

134

§12 NDSG (siehe S. 140), § 26 BDSG (siehe S. 136f.)
Beachte Art. 9 (2) b DS-GVO (siehe S. 128f.).
Beachte § 26 BDSG (siehe S. 134), § 12 NDSG (siehe S. 142).

Siehe vorherige FuBnote.

In der Regel ist fiir neue Informationstechnologie im Einzelnen in einer Dienstvereinbarung zu regeln, welche Auswertungsmdglichkei-
ten die Dienststellenleitung oder andere Beschaftigte nutzen diirfen. Wegen der bevorstehenden Digitalisierung der Verwaltung [siehe
die §§ 4 bis 10 des Gesetzesentwurfs zur Férderung und zum Schutz der digitalen Verwaltung in Niedersachsen und zur Anderung des
Niederséchsischen Beamtengesetzes (NDIG siehe S. 295) sowie die Ubersicht zur Beteiligung bei Digitalisierungsprojekten S. 313] wird
diesem Thema unter dem Gesichtspunkt der Gefahrdungsbeurteilung psychischer Belastungen (§ 5 ArbSchG — siehe S. 230f) sowie
gem. Art. 35 DS-GVO (siehe S. 129f.) in Verbindung mit §67 BDSG bezlglich der Datenschutzfolgeabschatzung eine zentrale Rolle in
der Personalratsarbeit der Wahlperiode ab 2020 zukommen.

Der Personalrat hat insbesondere auf die in Art. 4 Nr. 4 DS-GVO (siehe S. 124f)) bezeichneten , Profiling-"Méglichkeiten zu achten, um
vor gesteigerter psychischer Belastung durch grenzenlose Kontrolle zu schiitzen. Dabei ist der Ausnahmetatbestand des Art. 9 (2) h
DS-GVO (siehe S. 128f.) beziglich Datenerhebung zum Gesundheitsschutz zu beachten.

Wenn die Erhebung der Daten nicht aus Griinden der Abrechnung mit Sozialtrdgern oder anderen gesetzlichen Pflichten [vgl. §§ 22, 26
BDSG (siehe S. 134f.)] verpflichtend ist, kann es sein, dass eine Einwilligung der Kolleg*innen fiir die Speicherung gem. Art. 7 DS-GVO
(siehe S. 128) notwendig ist.

Gem. Art. 15 DS-GVO und §§50, 51 NDSG (siehe S. 148) missen die Kolleg*innen stets priifen kénnen, welche Daten (ber sie ge-
speichert sind. Die Abwicklung solcher Auskunftsrechte sollte in Dienstvereinbarungen geklart werden.

In aller Regel sollte hier eine enge Zusammenarbeit mit dem betrieblichen Datenschutzbeauftragten er-folgen. Wenn dieser die Vo-
raussetzungen seiner Emennung gem. Art. 37 (5) DS-GVO (siehe S. 131) erfiillt, sind die Voraussetzungen fir eine Zusammenarbeit
gut, denn er hat von Gesetzes wegen gem. § 58 (1) BDSG die gleiche Aufgabe wie der Personalrat gem. § 59 Nr. 2 NPersVG.
VerstoBe gegen Datenschutzvorschriften konnen gem. §§59 und 60 NDSG (siehe S. 153) Ordnungswidrigkeiten oder Straftaten sein.
Solche VerstoBe kdnnten einer Dienststellenleitung stets als Grund gem. § 1 KSchG fiir eine verhaltensbedingte-, in der Regel sogar
gem. §626 BGB (siehe S. 189) fristlose Kiindigung ausreichen. Es ist also nicht notwendig, in einer Dienstvereinbarung zum Daten-
schutz weitere Sanktionen zu vereinbaren.

13

13

13!
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3. Gestaltung der Arbeitsplatze,'*

. MaBnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung und zur Erleichterung des Arbeitsablaufs,*!

5. Aufstellung oder wesentliche Anderung von Planen zur Herstellung der Gleichberechtigung von Frauen und

Nr

Mannern,'*
. Einflihrung grundlegend neuer Arbeitsmethoden,'*

Anordnung von vorhersehbarer Mehrarbeit und Uberstunden;' von unvorhersehbar notwendigen Anordnun-
gen und MaBnahmen ist der Personalrat unverziiglich zu unterrichten,'®

. Festsetzung von Kurzarbeit,

Bestellung und Abberufung von Beauftragten fiir Datenschutz,'*6

. Einfihrung der Telearbeit,"’

. Einrichtung von Platzen fiir den Bundesfreiwilligendienst oder den Jugendfreiwilligendienst,
Grundsatze der Arbeitsplatz- und Dienstpostenbewertung.

(2) 'Die Mitbestimmung entfallt bei MaBnahmen nach Absatz 1 Nrn. 2 bis 4 und 6 unter den in §65 Abs. 4
. 2 Buchst. b genannten Voraussetzungen. 2§65 Abs. 4 Nr. 2 Buchst. a gilt entsprechend.

140

4

142

143

144

145

146

147

Beachte §§3 bis 6, 12, 14, 20 ArbSchG (siehe S. 230ff.) sowie die Arbeitsstattenverordnung (hier nicht abgedruckt), dazu ergangene
technische Regeln (hier nicht abgedruckt) und die einschlégigen Unfallverhiitungsvorschriften, die dringend bei der zustdndigen Be-
rufsgenossenschaft [Gemeindeunfallversicherungsverband (GUV) oder Landesunfallkasse Niedersachsen (LUK)] angefordert werden
sollten.

Die Dienststellenleitung hat gem. §618 BGB (siehe S. 188) und §§ 3 und 4 ArbSchG (siehe S. 230) Arbeitsplatze stets so zu gestalten,
dass die Gesundheit der Beschaftigten bestmaglich gewahrt bleibt. Dies gilt auch fiir Telearbeits- und fir die dauerhafte Nutzung
eingerichtete Homeoffice-Arbeitsplétze.

Diese Vorschrift korrespondiert mit dem Auftrag des Personalrats gem. § 77 (1) NPersVG und wird erganzt durch die Mitbestimmung
gem. §66 (1) Nr. 11 NPersVG.

Besonders im Hinblick auf Schwerbehinderte hat der Arbeitgeber gem. § 164 (4) Nrn. 4 und 5 SGB IX (siehe S. 162) alles Mdgliche zu
tun, um die Beschaftigung Schwerbehinderter an ihrem konkreten Arbeitsplatz zu ermdglichen.

Ob und wie sich die geplanten Veranderungen personell auswirken, kann der Personalrat Uber seine Beteiligung gem. § 75 (1) Nrn. 4
und 6 im Rahmen der Benehmensherstellung mitgestalten!

Die Tatbestande der Nrn. 3, 4 und 6 sind bei vielen MaBnahmen in der Regel gemeinsam betroffen, da neue Arbeitsmethoden (Nr. 6)
in der Regel zur Effizienzsteigerung (Nr. 4) eingefiihrt werden und haufig auch Einfluss auf die Gestaltung des Arbeitsplatzes (Nr. 3)
haben. Beachte daher auch die vorstehende FuBnote n. sowie FuBnote 116.

Betriebsarzt bzw. -arztin und Fachkraft fiir Arbeitssicherheit sind gem. §§3 und 6 ASIG (siehe S. 234f.) in der Planungsphase einzu-
beziehen. Gem. §§5, 6 ArbSchG (siehe S. 230f.) sind die Gefahrdungsbeurteilungen fortzuschreiben und erforderliche MaBnahmen zu
dokumentieren, sowie die Beschaftigten gem. § 14 ArbSchG (siehe S. 231) zu unterrichten. Ggf. bestehen die Voraussetzungen fiir die
Vereinbarung von Umschulungs- oder Sozialpldnen gem. §66 Abs. 1 Nr. 12 NPersVG.

Zu beachten sind §§ 13 bis 15 NGG in der Fassung vom 09.12.2010 (siehe S. 175f.).
Siehe FuBnoten 141 und 142.

Bei neuen Arbeitsmethoden oder RationalisierungsmaBnahmen gem. Nr. 4 greift fiir viele Beschaftigte des offentlichen Dienstes der
Tarifvertrag Uber den Rationalisierungsschutz fiir Angestellte (RatSchTV Ang) vom 9. Januar 1987 (siehe S. 299f.).

Beachte auch §§4, 5 NGG in der Fassung vom 09.12.2010 (siehe S. 173), § 12 TzBfG (siehe S. 208), § 164 Abs. 4 Nr. 4, §207 SGB IX
(siehe S. 162), §§4, 5 MuSchG (siehe S. 217f.) sowie die § 7 Abs. 6, 7, 8a und 8b TVGD (siehe S. 245f.) bzw. § 7 Abs. 6, 7, 8a und 8b
TV-L (siehe S. 257f.) und §9 Abs. 6, 7, 8a und 8b TV-V) (siehe S. 265f.).

Zu beachten ist hier auch das Recht, vorldufige MaBnahmen gem. § 74 NPersVG anzuordnen.
Beachte §58 NDSG (siehe S. 152) in Verbindung mit Art. 37 (5) DS-GVO (siehe S. 131).

Fiir den Landesdienst in Niedersachsen gibt es eine Vereinbarung gem. §81 zu Telearbeit und mobile Arbeit (hier nicht abgedruckt —
tber Internet digital als *.pdf erhaltlich).
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§68
Mitbestimmungsverfahren

(1) Soweit eine MaBnahme der Mitbestimmung des Personalrats unterliegt, bedarf sie seiner Zustimmung.

(2) 'Die Dienststelle unterrichtet den Personalrat von der beabsichtigten MaBnahme schriftlich oder elektro-
nisch™® und beantragt seine Zustimmung."* 2Der Personalrat kann verlangen, dass die Dienststelle die beabsichtig-
te MaBnahme schriftlich oder elektronisch’™® begriindet oder mit ihm erértert. 3Der Beschluss des Personalrats ist
der Dienststelle innerhalb von zwei Wochen mitzuteilen.” “In dringenden Fallen kann die Dienststelle diese Frist
auf eine Woche abkirzen. °Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Antrag der oder dem Vorsitzenden des
Personalrats zugeht. ®Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn der Personalrat sie nicht innerhalb der Frist schriftlich
oder elektronisch' unter Angabe von Griinden verweigert oder die aufgefihrten Griinde offensichtlich auBerhalb
der Mitbestimmung nach den §§ 64 bis 67 liegen." 7Im Fall der Einigung hat die Dienststelle die beantragte MaB-
nahme in angemessener Frist durchzufiihren oder dem Personalrat die Hinderungsgriinde mitzuteilen.

(3) 'Die in Absatz 2 Satz 3 genannte Frist kann im Einzelfall im beiderseitigen Einvernehmen um eine Woche
verldngert werden. 2§ 33 bleibt unberiihrt.

§69
Initiativrecht des Personalrats

(1) "Der Personalrat kann eine MaBnahme, die seiner Mitbestimmung'* unterliegt, schriftlich oder elektro-
nisch™® bei der Dienststelle beantragen. Bei einer MaBnahme, die nur einzelne Beschaftigte betrifft und keine
Auswirkungen auf Belange der Gesamtheit der in der Dienststelle Beschaftigten hat, ist ein Antrag nach Satz 1 nicht
zulassig, wenn die betroffenen Beschaftigten selbst klagebefugt sind.

(2) 'Die Dienststelle gibt dem Personalrat innerhalb von zwei Wochen'™® schriftlich oder elektronisch’™ be-
kannt, ob sie dem Antrag entsprechen will. ?Sie fihrt die beantragte MaBnahme in angemessener Frist durch, wenn

|

1% Durch die Veranderung von , durch E-Mail” auf , elektronisch” sind auch andere Formen digital- schriftlicher Kommunikation, wie z. B.
Bestatigungen iber innerdienstliche Kommunikationsplattformen wie ,Slack” oder andere ,Microsoft- Outlook “-Derivate zulassige
und rechtsverbindliche Kommunikationsformen.

1 Bei personellen EinzelmaBnahmen sind ggf. vorher die Gleichstellungsbeauftragte gem. §§20, 21 NGG (siehe S. 178f.) sowie die
Schwerbehindertenvertretung gem. § 178 (2) 2 SGB IX (siehe S. 168) zu beteiligen. Bei technischen, mechanischen oder organisato-
rischen MaBnahmen sollten dem Antrag die Stellungnahmen von Betriebsarzt bzw. -arztin und Fachkraft fiir Arbeitssicherheit gem.
8§§3, 6 ASIG (siehe S. 234) beiliegen.

10 Siehe FuBnote 148

1 Zur Fristenberechnung beachte §§ 187 bis 193 BGB (siehe S. 184).

Bei der Mitteilung der Beschlussfassung an die Dienststelle ist gem. §28 (2) S. 1 zu beachten, dass in Gruppenangelegenheiten der
oder die Vorsitzende und eine Vertretung der Gruppe unterzeichnen muss (Siehe auch FuBnoten 17 und 18).

152 Siehe FuBnote 148

153 Das NPersVG kennt keine Liste mit Ablehnungsgrinden. Zur Orientierung iiber mégliche Ablehnungsgriinde sei hier auf §78 (5)
BPersVG verwiesen, der fiir personelle MaBnahmen einen Katalog mit Ablehnungsgriinden vorgibt. Wenn sich ein nach dem NPersVG
gewahlter Personalrat bei seinen Ablehnungsgriinden an diesem Katalog orientiert, lauft er keine Gefahr, dass seine Griinde offen-
sichtlich auBerhalb der Mitbestimmung liegen.

¢ Auch in den Féllen, in denen das Benehmen herzustellen ist, konnen gem. § 76 Abs. 5 sowie 107f Abs. 8 NPersVG vom Personalrat
Initiativantrage gestellt werden. Die Verfahrenswege richten sich dann nach diesen Vorschriften. (Siehe auch die Verfahrenstabellen
ab S. 321).

155 Durch die Verdnderung von ,durch E-Mail” auf ,elektronisch” sind auch andere Formen digital-schriftlicher Kommunikation, wie z.B.
Bestatigungen iber innerdienstliche Kommunikationsplattformen wie ,Slack” oder andere ,Microsoft- Outlook “-Derivate zulassige
und rechtsverbindliche Kommunikationsformen.

16 Zur Fristenberechnung siehe FuBnote 151.

7 Siehe FuBnote 155
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sie nicht innerhalb der in Satz 1 genannten Frist schriftlich oder elektronisch’® unter Angabe von Griinden dem
Personalrat ihre Ablehnung mitgeteilt hat. 3§ 68 Abs. 3 Satz 1 gilt entsprechend. *Satz 2 gilt nicht, wenn der Durch-
fuhrung Rechtsvorschriften, inshesondere des Haushaltsrechts, tarifliche Regelungen oder Vereinbarungen nach
§81 entgegenstehen. *Die in Satz 1 bestimmte Frist verdoppelt sich, wenn die MaBnahme von der Entscheidung
oder der Beteiligung eines Kollegialorgans oder von ihm eingesetzter Gremien abhangt.

§70
Verfahren bei Nichteinigung'®

(1) 'Einigen sich die Dienststelle und der Personalrat nicht, so konnen sie die Angelegenheit innerhalb von zwei
Wochen'® der iibergeordneten Dienststelle, bei der eine Stufenvertretung besteht, vorlegen. 2In den Féllen des § 68
beteiligt die {ibergeordnete Dienststelle umgehend die Stufenvertretung nach MaBgabe des §68 Abs. 2. 3In den
Fallen des § 69 verhandelt sie mit der Stufenvertretung und nimmt zu dem Antrag innerhalb eines Monats nach dem
Eingang Stellung’.

(2) "Einigen sich die iibergeordnete Dienststelle und die bei ihr bestehende Stufenvertretung nicht, so kdnnen
sie die Angelegenheit innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der ablehnenden Stellungnahme oder nach Ablauf
derin Absatz 1 Satz 3 genannten Monatsfrist der obersten Dienstbehdrde vorlegen. ?Fiir das weitere Verfahren gilt
Absatz 1 Sétze 2 und 3 entsprechend.

(3) "Einigen sich die oberste Dienstbehérde und der bei ihr bestehende Personalrat nicht, so kann innerhalb
von zwei Wochen
1. die oberste Dienstbehdrde die bei ihr bestehende Stufenvertretung beteiligen oder
2. der Personalrat verlangen, dass die oberste Dienstbehdrde die bei ihr bestehende Stufenvertretung beteiligt.

2Fiir das weitere Verfahren gilt Absatz 1 Satze 2 und 3 entsprechend.

(4) 'Einigen sich die oberste Dienstbehorde und
1. die bei ihr bestehende Stufenvertretung oder,

2. wenn eine Stufenvertretung nicht zu bilden ist, der bei ihr bestehende Personalrat

nicht, so kénnen sie in den in den §§65 bis 67 genannten Fallen innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der
ablehnenden Stellungnahme oder nach Ablauf der in Absatz 1 Satz 3 genannten Monatsfrist die Einigungsstelle
anrufen. ?In den anderen Féllen entscheidet die oberste Dienstbehdrde endgliltig.

(5) Die fir die Dienststellen bestimmten Fristen verdoppeln sich, wenn die MaBnahme von der Entscheidung
oder der Beteiligung eines Kollegialorgans oder von ihm eingesetzter Gremien abhangt.

§71
Einigungsstelle'

(1) 'Bei jeder obersten Dienstbehdrde wird fir die Dauer der regelmaBigen Amtszeit der Personalréte eine
Einigungsstelle gebildet. Sie besteht aus sechs Mitgliedern, die je zur Halfte von der obersten Dienstbehérde und
dem Hauptpersonalrat bestellt werden, und einer oder einem unparteiischen Vorsitzenden, auf die oder den sich
beide Seiten einigen. *Kommt eine Einigung Uber den Vorsitz innerhalb von acht Wochen nach Beginn der Amtszeit
nicht zustande, so bestellt die Présidentin oder der Prasident des Oberverwaltungsgerichts die Vorsitzende oder den
Vorsitzenden. “Der Einigungsstelle sollen Frauen und Manner angehéren. *Soll von Satz 4 abgewichen werden, so
haben dies die fiir die Bestellung der Mitglieder zustandigen Stellen zu begriinden.

158 Siehe FuBnote 155
50 Fir den Kommunalbereich ist § 107b die dem § 70 vorgehende Spezialvorschrift.

160 Zur Fristenberechnung siehe FuBnote 151.
Diese Frist ist eine Ausschlussfrist. Versdumt die Dienststellenleitung diese, muss sie von der MaBnahme absehen.

1" Fir den Kommunalbereich ist § 107c die dem § 71 vorgehende Spezialvorschrift.
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(2) 'Fiir oberste Dienstbehérden, bei denen kein Hauptpersonalrat zu bilden ist, tritt an seine Stelle der Per-
sonalrat. 2Bestehen bei einer obersten Dienstbehdrde mehrere Hauptpersonalrate, so wird fir den Bereich jedes
Hauptpersonalrats eine Einigungsstelle gebildet.

(3) "Von den Mitgliedern, die die Personalvertretung bestellt, muss ein Mitglied im Beamtenverhaltnis und ein
Mitglied im Arbeitnehmerverhéltnis stehen, wenn in den am Verfahren beteiligten Personalvertretungen die ent-
sprechenden Gruppen vertreten sind. “Betrifft eine Angelegenheit lediglich Beschaftigte im Beamtenverhdltnis, so
mussen zwei der in Satz 1 genannten Mitglieder Beamtinnen oder Beamte sein. *Betrifft eine Angelegenheit ledig-
lich Beschaftigte im Arbeitnehmerverhéltnis, so miissen zwei der in Satz 1 genannten Mitglieder Arbeitnehmerinnen
oder Arbeitnehmer sein.

(4) Fir die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und die Mitglieder der Einigungsstelle sind Stellvertreterinnen
oder Stellvertreter zu bestellen.

(5) Die Mitgliedschaft wird durch einen Wechsel der Gruppenzugehdrigkeit nicht berihrt.

(6) 'Die oder der Vorsitzende und die Mitglieder der Einigungsstelle tiben ihr Amt unabhéngig und frei von
Weisungen aus. Die §§9 und 41 Abs. 1 gelten entsprechend.

(7) 'Vorsitzende erhalten eine angemessene Verglitung, deren Hohe das Finanzministerium nach pauschalen
Satzen bestimmt.'® 2§37 gilt entsprechend.

§72
Verfahren der Einigungsstelle's?

(1) 'Die Verhandlungen der Einigungsstelle sind nicht 6ffentlich. 2Die oberste Dienstbehérde und die zustandige
Personalvertretung kénnen sich schriftlich, elektronisch'®* oder miindlich duBern. 3Die Einigungsstelle kann be-
schlieBen, zu den Verhandlungen sachkundige Personen hinzuzuziehen. “Fiir die Einsicht in Personalakten gilt § 60
Abs. 2 Satze 2 und 3 entsprechend mit der MaBgabe, dass die oder der Vorsitzende Einsicht nimmt.

(2) 'Die oder der Vorsitzende der Einigungsstelle kann in der Einladung zu einer Sitzung der Einigungsstelle
festsetzen'®, dass alle oder einzelne Mitglieder durch Zuschaltung per Video- oder Telefon-Konferenztechnik an der
Sitzung teilnehmen kdnnen (Video- oder Telefonkonferenz), wenn
1. vorhandene Einrichtungen genutzt werden, die durch die Dienststelle zur dienstlichen Nutzung freigegeben

sind,'6

2. kein Mitglied der Einigungsstelle binnen einer von der oder dem Vorsitzenden zu bestimmenden Frist gegen-
iiber der oder dem Vorsitzenden schriftlich oder elektronisch widerspricht und'®’

16.

Siehe Runderlass des Finanzministeriums v. 6.4.2016 — VD4-11 17/104 (Nds.MBI. Nr.16/2016 S. 508) — VORIS 20470 — (siehe S. 120).
Die Verglitung betrdgt fiir den oder die Vorsitzende, unabhangig von Aufwand und Umfang des Verfahrens, 150,00 €. Diese Rechts-
lage wurde mit Erlass vom 15.04.2021 auf den 31.12.2023 verldngert.

16.

Fiir den Kommunalbereich ist § 107d die dem § 72 vorgehende Spezialvorschrift!
16

Y

Durch die Veranderung von ,durch E-Mail” auf ,elektronisch” sind auch andere Formen digital-schriftlicher Kommunikation, wie z. B.
Bestatigungen tiber innerdienstliche Kommunikationsplattformen wie ,Slack” oder andere , Microsoft- Outlook “- Derivate zulassige
und rechtsverbindliche Kommunikationsformen.

16!

Ahnlich wie bei den Personalratssitzungen liegt hier die Entscheidungsgewalt beim Vorsitz. Es ist durchaus zulssig, dass sich
Einigungsstellen eine Geschaftsordnung geben, in der Fragen der Organisation der digitalen Sitzungsformate geregelt werden. Ins-
besondere im Landesdienst kann sich dies lohnen, denn die Einigungsstelle ist eine Einrichtung, die fir die vierjahrige Amtszeit des
Personalrats besteht und ggf. auch héufig tagt.

Siehe FuBnoten 6, 20 und 21

Auch hier gilt, dass eine solche Frist in einer Geschaftsordnung der Einigungsstelle geregelt werden kann.

16

N
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3. geeignete organisatorische MaBnahmen getroffen werden, um sicherzustellen, dass Dritte vom Inhalt der Sit-
zung keine Kenntnis nehmen.'68

2Eine Aufzeichnung ist unzuldssig.'® *Zu Beginn einer Video- oder Telefonkonferenz stellt die oder der Vorsitzende
der Einigungsstelle durch namentliche Nennung fest, welche Personen durch Zuschaltung an der Video- oder Tele-
fonkonferenz teilnehmen. '

(3) Der Beschluss der Einigungsstelle muss sich im Rahmen der Rechtsvorschriften, insbesondere des Haus-
haltsrechts, der tariflichen Regelungen und der Vereinbarungen nach §81 halten.

(4) 'Folgt die Einigungsstelle nicht dem Antrag der obersten Dienstbehdrde, so beschlieBt sie in den Fallen
des §65 Abs. 1 und 2 sowie des §67 eine Empfehlung an die oberste Dienstbehdrde. 2Diese entscheidet sodann
endgiltig.

(5) 'In den Fallen des §66 bindet die Entscheidung der Einigungsstelle die Beteiligten. 2An die Stelle der Ent-
scheidung tritt jedoch eine Empfehlung der Einigungsstelle an die oberste Dienstbehdrde, wenn von einem Be-
schluss der Landesregierung abgewichen werden soll oder wenn die Entscheidung durch die Landesregierung oder
geschaftsbereichsiibergreifend durch die Ministerprésidentin oder den Ministerprasidenten zu treffen ist.

(6) Weicht die endgiltige Entscheidung von einer Empfehlung der Einigungsstelle ab, so ist dies der beteiligten
Personalvertretung und der Einigungsstelle mit schriftlicher Begriindung bekannt zu geben.

§72a
Regionale Landesamter fiir Schule und Bildung, Oberfinanzdirektion und Polizeibehérden
als Gibergeordnete Dienststelle und oberste Dienstbehdrde

'Die Regionalen Landesamter fir Schule und Bildung, das Landesamt fiir Steuern und die Polizeibehdrden, bei
denen Bezirkspersonalrdte bestehen, treten in Verfahren nach den §§70 und 72 an die Stelle der dibergeordneten
Dienststelle und der obersten Dienstbehdrde im Sinne dieses Gesetzes fiir MaBnahmen, fir die ihnen oder den ihnen
nachgeordneten Dienststellen die Entscheidungsbefugnis durch Rechtsvorschriften, durch Beschluss der Landes-
regierung oder durch die oberste Landesbehdrde Ubertragen worden ist. 2Eine Beteiligung des Hauptpersonalrats
entfallt.

§73
Aufhebung von Entscheidungen der Einigungsstelle'"

(1) 'Die oberste Dienstbehdrde kann bei einer Entscheidung nach § 72 Abs. 5 Satz 1, die wegen ihrer Auswir-
kungen auf das Gemeinwesen die Regierungsverantwortung wesentlich berthrt, innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung der Entscheidung der Einigungsstelle die endgiiltige Entscheidung der Landesregierung beantragen. ?Wird
eine Entscheidung der Einigungsstelle teilweise oder ganz aufgehoben, so ist dies den Beteiligten mit schriftlicher
Begriindung bekannt zu geben.

(2) Fir den Bereich der Landtagsverwaltung entscheidet die Prasidentin oder der Président des Landtages im
Benehmen mit dem Prasidium.

(3) Fiir den Bereich des Landesrechnungshofs entscheidet die Landesregierung im Benehmen mit der Prasiden-
tin oder dem Prasidenten des Landesrechnungshofs.

1% Siehe hierzu die FuBnote 23
18 Siehe hierzu die FuBnote 23

70 Auch hier ist es wichtig, die formal korrekte Besetzung der Einigungsstelle im Protokoll zu vermerken, um bei eventuell entstehenden
Rechtsstreitigkeiten iiber die inhaltliche Entscheidung der Einigungsstelle deren korrekte Besetzung belegen zu konnen.

7' Fir den Kommunalbereich ist § 107e die dem § 73 vorgehende Spezialvorschrift.
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(4) Fiir den Bereich der oder des Landesbeauftragten fiir den Datenschutz entscheidet die oder der Landes-
beauftragte.

§74
Vorlaufige Regelungen'?

'Die Dienststelle kann bei MaBnahmen, die keinen Aufschub dulden, bis zur endglltigen Entscheidung vor-
laufige Regelungen treffen. 2Sie hat dem Personalrat die vorldufige Regelung mitzuteilen, sie zu begriinden und
unverzliglich das Verfahren nach §68 Abs. 2, §70 oder 73 einzuleiten oder fortzusetzen.

Dritter Abschnitt
Andere Formen der Beteiligung

§75
Herstellung des Benehmens

(1) Bei folgenden MaBnahmen hat die Dienststelle das Benehmen mit dem Personalrat herzustellen:

1. personelle und allgemeine MaBnahmen nach § 65 fiir Beschaftigte, soweit Stellen der Besoldungsgruppe A 16
oder vergleichbarer Vergiitungs- oder Entgeltgruppen' betroffen sind; § 65 Abs. 3 Nr. 2 gilt entsprechend,

2. Abmahnungen, wenn die Beteiligung beantragt wird; die Dienststelle hat auf das Antragsrecht rechtzeitig hin-
zuweisen,™

auBerordentliche Kiindigung® sowie Kiindigung wahrend der Probezeit,'”®
Aufstellung oder wesentliche Anderung von Organisationsplanen und Geschaftsverteilungsplénen,”’
Anordnung von Organisationsuntersuchungen,

Aufstellung der Entwiirfe des Stellenplans, des Beschaftigungsvolumens und des Personalkostenbudgets durch
die oberste Dienstbehérde,

7. Ubertragung von Arbeiten der Dienststelle, die tiblicherweise von ihren Beschiftigten vorgenommen werden,
auf Dauer an Privatpersonen oder wirtschaftliche Unternehmen,'®

o U A~ W

72 Auch fiir den Kommunalbereich gilt diese Regelung gem. § 107f (8).
' |m Bereich des TVOD/TV-L beginnen diese bei der Vergiitungsgruppe EG 15 U.

174

Beachte in Bezug auf die Frage, ob die Abmahnung, deren Rechtsgrundlage §314 (2) BGB (siehe S. 185) ist, die folgenden Vorschrif-
ten: — §612a BGB (siehe S.186), — § 16 ArbSchG (siehe S. 232), — §§7, 12 (3), 13, 14, 16 AGG (siehe S. 195ff.), — §43 NDSG (siehe
S. 147) — § 36 Hinweisgeberschutzgesetz.

Dariiber hinaus sind VerstBe gegen Dienstvereinbarungen nicht abmahnungsfahig, wenn nicht gleichzeitig gegen arbeitsvertragliche
Pflichten verstoBen wird oder in der Dienstvereinbarung eine Strafe (BetriebsbuBe) oder rechtliche Konsequenz konkret bezeichnet
wird.

75 Beachte §626 BGB (siehe S. 189), §41 Abs. 4 S. 4, §76 Abs. 2°S. 3 bzw. § 107f Abs. 2 S. 3 NPersVG und §§ 174, 178 (2) S. 3 SGB IX
(siehe S. 168) bei Schwerbehinderten.

76 Beachte §41 Abs. 4 S. 4, §76 Abs. 2 S. 3 bzw. § 107f Abs. 2 S. 3 NPersVG sowie bei Schwerbehinderten §§ 168 bis 175 SGB IX (siehe
S. 164ff).

Die Benehmensherstellung bei Stellenplanentwiirfen wird in Kommunen mit Gesamtpersonalrat (GPR) von diesem ausgeiibt und nicht
durch die 6rtlichen Personalrdte. Der GPR hat diese aber zu beteiligen (§ 107f Abs. 5 NPersVG).

178 Beachte §613a BGB (siehe S. 184) und den Rationalisierungsschutz-Tarifvertrag vom 09.01.1987 (siehe S. 299). Der Personalrat sollte
hier ggf. im Wege eines Sozialplans (§66 Abs. 1 Nr. 12 NPersVG) eine Personalgestellung gem. §4 Abs. 3 TVOD/TV-L (siehe S. 243,
254) in Verbindung mit §65 Abs. 2 Nr. 7 NPersVG durchsetzen.

Sofern diese Privatisierung im Ausgliedern von EDV-Dienstleistungen besteht, sind insbesondere die §§5, 19 (2) und 45 NDSG (siehe
S. 139ff.) sowie § 25 BDSG (siehe S. 136) zu beachten.
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8. Auflésung, Einschrankung, Verlegung oder Zusammenlegung von Dienststellen oder wesentlichen Teilen von
ihnen,'”®

9. Planung von Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Anmietung von Dienstrdumen,'s

10. allgemeine Regelungen, sofern sie nicht in den §§65 bis 67 sowie den vorstehenden Nummern aufgefiihrt
oder Gegenstand von Vereinbarungen mit den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften nach §81 sind oder
der Beteiligung der Spitzenorganisationen der Gewerkschaften und Berufsverbande nach beamtenrechtlichen
Vorschriften unterliegen.'®!
(2) §65 Abs. 3 Nrn. 1 und 2 gilt entsprechend fiir MaBnahmen nach Absatz 1 Nrn. 2 und 3.

§76
Verfahren zur Herstellung des Benehmens'®

(1) 'Soweit die Dienststelle das Benehmen mit dem Personalrat herzustellen hat, ist dem Personalrat vor Durch-
fuhrung der MaBnahme Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

2§68 Abs. 2 Satze 2 bis 5 gilt entsprechend. 3Die beabsichtigte MaBnahme gilt als gebilligt, wenn der Personal-
rat sich nicht innerhalb der Frist schriftlich oder elektronisch'®* unter Angabe von Griinden duBert.

(2) 'Im Fall des § 75 Abs. 1 Nr. 3 ist die Stellungnahme des Personalrats der Dienststelle innerhalb einer Woche
zuzuleiten. ?In dringenden Fallen kann die Dienststelle diese Frist auf drei Tage abkirzen. *Eine ohne Beteiligung
nach Absatz 1 ausgesprochene Kiindigung ist unwirksam.

(3) Entspricht die Dienststelle Einwendungen des Personalrats nicht oder nicht im vollen Umfang, so teilt sie ihm
ihre Entscheidung unter Angabe von Griinden schriftlich oder elektronisch'®* mit.

(4) "AuBer im Fall des §75 Abs. 1 Nr. 3 kann der Personalrat innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der
Mitteilung nach Absatz 3 die Entscheidung der (ibergeordneten Dienststelle beantragen. 2Diese entscheidet nach
Verhandlung mit der bei ihr bestehenden Stufenvertretung endgiltig. 3Ist das Benehmen mit dem Personalrat einer
obersten Dienstbehdrde herzustellen, so entscheidet sie endglltig nach

179 Beachte den Rationalisierungsschutz-Tarifvertrag vom 09.01.1987 (siehe S. 299) sowie die Mdglichkeit, gem. §66 Abs. 1 Nr. 12 einen
Sozialplan beziiglich der MaBnahme abzuschlieBen. Die Benehmensherstellung gem. § 75 Abs. 1 Nrn. 7 und 8 regelt das grundsatz-
liche ,Ob" einer MaBnahme. Uber die Mitbestimmung gem. §66 Abs. 1 Nr. 12 kann der Personalrat auf das ,Wie" und das Abfedern
negativer Konsequenzen fiir die Beschaftigten Einfluss nehmen.

In § 117 gibt es eine Verordnungsermdchtigung, von der die Landesregierung Gebrauch gemacht hat. Die ,Verordnung iiber die Neu-
und Umbildung von Dienststellen und Korperschaften” vom 04.07.1996 kann hier einschlagig sein

Unter dieser Nummer konnen auch Formen der interkommunalen Zusammenarbeit zu fassen sein, weil sie in aller Regel Elemente der
,Einschrdnkung von Dienststellenteilen” beinhalten oder gar Formen der ,Zusammenlegung” sind.

18 7y beachten ist die Arbeitsstattenverordnung sowie die dazu ergangenen technischen Regeln (hier nicht abgedruckt).

81 Diese Regelung stellt einen Auffangtatbestand dar, der dem Allzustandigkeitsgedanken des § 64 (1) und (3) NPersVG Rechnung tragen
soll. Es ist also bei einer beabsichtigten MaBnahme immer zu priifen ob sie:
1.) unter § 75 (1) Nrn. 1 bis 9 NPersVG fallt oder
2.) unter die §§65 bis 67 NPersVG fallt und keine Ausnahmen (z.B. § 65 (3) NPersVG) gelten.
Ist die MaBnahme in keiner der Nummern aufgefiihrt, ist sie gem. § 75 (1) Nr. 10 benehmensherstellungspflichtig, wenn sie eine all-
gemeine Regelung enthélt und eine personalvertretungsrechtliche MaBnahme im Sinne von. §64 (2) NPersVG ist.

'8 Fir den Kommunalbereich ist § 107f die dem § 76 vorgehende Spezialvorschrift.

18 Durch die Veranderung von ,durch E-Mail” auf ,elektronisch” sind auch andere Formen digital-schriftlicher Kommunikation, wie z. B.
Bestatigungen dber innerdienstliche Kommunikationsplattformen wie ,Slack” oder andere ,Microsoft- Outlook “-Derivate zulassige
und rechtsverbindliche Kommunikationsformen.

Beachte hier auch die Regelung des §28 (2) zur Unterzeichnung durch den Vorsitz und eine Vertretung der Gruppe — siehe FuB-
note 18.

18 Siehe FuBnote 183. Ausnahme: Dienststellenseitig geniigt in der Regel die Unterzeichnung durch eine Person.
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1. Verhandlung mit der bei ihr bestehenden zustandigen Stufenvertretung oder,
2. wenn eine Stufenvertretung nicht zu bilden ist, nach Durchfiihrung des Verfahrens nach Absatz 1.

“Hat eine oberste Dienstbehdrde das Benehmen mit ihrem Hauptpersonalrat herzustellen, so gilt Absatz 1 ent-
sprechend. ® Nach Durchfihrung des Verfahrens entscheidet sie endgltig.

(5) Die 8§69, 72 a und 74 gelten entsprechend.

§77
Arbeits- und Gesundheitsschutz
(1) Der Personalrat hat bei der Bekampfung von Unfall- und Gesundheitsgefahren die fiir den Arbeitsschutz zu-
standigen Behorden, die Trager der gesetzlichen Unfallversicherung und die tibrigen in Betracht kommenden Stellen
durch Anregung, Beratung und Auskunft zu unterstiitzen'® und sich fiir die Durchfihrung der Vorschriften tber
den Arbeitsschutz und die Unfallverhiitung in der Dienststelle einzusetzen.'®

(2) 'Die Dienststelle und die in Absatz 1 genannten Stellen sind verpflichtet, den Personalrat oder die von ihm
bestimmten Mitglieder bei allen im Zusammenhang mit dem Arbeitsschutz und der Unfallverhiitung stehenden
Besichtigungen und Fragen sowie bei Unfalluntersuchungen hinzuzuziehen. 2Die Dienststelle hat dem Personalrat
unverzliglich die den Arbeitsschutz und die Unfallverhiitung betreffenden Auflagen und Anordnungen der in Absatz
1 genannten Stellen mitzuteilen.

(3) An den Besprechungen der Dienststelle mit Sicherheitsbeauftragten oder dem Sicherheitsausschuss nach
dem Siebten Buch des Sozialgesetzbuchs'® oder dem Arbeitsschutzausschuss nach dem Gesetz (iber Betriebsarzte,
Sicherheitsingenieure und andere Fachkréfte fiir Arbeitssicherheit nehmen vom Personalrat beauftragte Personal-
ratsmitglieder teil.'®

(4) Der Personalrat erhalt die Niederschriften (iber Untersuchungen, Besichtigungen und Besprechungen, zu
denen er nach den Absétzen 2 und 3 hinzuzuziehen ist.

(5) Die Dienststelle hat dem Personalrat eine Durchschrift der nach dem Siebten Buch des Sozialgesetzbuchs zu
erstattenden Unfallanzeige oder des nach beamtenrechtlichen Vorschriften zu erstattenden Berichts zu Gibermitteln.

§78
Dienstvereinbarungen

(1) 'Dienstvereinbarungen sind zuldssig, soweit nicht gesetzliche, tarifliche oder in Vereinbarungen nach § 81
getroffene Regelungen entgegenstehen. 2Sie sind unzuldssig, soweit sie Arbeitsentgelte oder sonstige Arbeitshe-
dingungen betreffen, die iiblicherweise durch Tarifvertrag geregelt werden;' das gilt nicht, wenn ein Tarifvertrag
den Abschluss erganzender Dienstvereinbarungen ausdriicklich zuldsst.!

(2) 'Dienstvereinbarungen werden von der Dienststelle und dem Personalrat schriftlich geschlossen. 2Sie sind
von beiden Seiten zu unterzeichnen und von der Dienststelle in geeigneter Weise bekannt zu machen.

18!

Diese Behorden sind zum Beispiel die Berufsgenossenschaften fiir den Landesdienst ,Landesunfallkasse” sowie der ,Gemeindeun-
fallversicherungsverband — GUV". Dartiber hinaus konnen wichtige Arbeitsschutzbehdrden neben Polizei (Umgang mit Gewalt und
Gebaudesicherung) und Feuerwehr (Brandschutz), Baubehdrden (Gebaudenutzung) und dem Gesundheitsamt (Hygiene) die Kranken-
kassen und Rentenversicherungstrager (Gesundheitspravention) sein. Neben der Berufsgenossenschaft wichtigster Ansprechpartner
sind die Gewerbeaufsichtséamter, die die Einhaltung staatlicher Arbeitsschutzvorschriften tiberwachen.

Beachte §618 BGB (siehe S. 188), §§5 bis 14 und 17 ArbSchG (siehe S. 230ff.) und §59 Nr. 2 NPersVG. Beachte auch die Ubersicht
zum Arbeits- und Gesundheitsschutz auf S. 314.

Siehe §22 SGB VIl (siehe S. 237).
Siehe §8§ 11, 16 ASIG (siehe S. 236, 234) in Verbindung mit § 116 NPersVG.
Hierin liegt eine Ausnahme vom in §4 Abs. 3 TVG (siehe S. 203) normierten Glnstigkeitsprinzip.

Solche tariflichen Offnungsklauseln beinhalten z.B. §§5(2) S. 1 TV&D und TV-L, §§ 10 (1) TV8D und TV-L, § 18 TVSD oder § 11 (1) TV-V
(siehe S. 243ff., 254ff., 266)

18
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(3) Dienstvereinbarungen, die fiir einen gréBeren Bereich gelten, gehen den Dienstvereinbarungen fiir einen
kleineren Bereich vor.

(4) 'Dienstvereinbarungen kdnnen, soweit nicht eine kiirzere Frist vereinbart worden ist, von beiden Seiten mit
einer Frist von vier Monaten gekiindigt werden. ?Die Weitergeltung der Regelung einer gekiindigten oder abgelau-
fenen Dienstvereinbarung bis zum Abschluss einer neuen Dienstvereinbarung kann nur fir MaBnahmen verabredet
werden, bei denen die Einigungsstelle eine die Beteiligten bindende Entscheidung'®' treffen kénnte. 3Im Ubrigen
kann eine weitergeltende Regelung jederzeit aufgehoben werden, wenn sie wegen ihrer Auswirkungen auf das
Gemeinwesen die Regierungsverantwortung wesentlich berihrt. “Uber die Authebung entscheidet bei Dienstver-
einbarungen mit der obersten Dienstbehdrde diese, sonst die zustandige ibergeordnete Dienststelle.

Vierter Abschnitt
Beteiligung der Stufenvertretungen und des Gesamtpersonalrats

§79
Zustandigkeit des Personalrats und der Stufenvertretungen
(1) Die zur Entscheidung befugte Dienststelle beteiligt in Angelegenheiten, die sie oder ihre Beschaftigten be-
treffen, den bei ihr gebildeten Personalrat.

(2) Die zur Entscheidung befugte tbergeordnete Dienststelle beteiligt in Angelegenheiten, die nicht nur sie
oder die bei ihr Beschaftigten betreffen, die bei ihr gebildete und fiir den betroffenen Bereich zustandige Stufen-
vertretung.

(3) Hat die Landesregierung oder geschaftsbereichstibergreifend die Ministerprasidentin oder der Minister-
prasident zu entscheiden, so beteiligt die oberste Dienstbehdrde, deren Geschéftsbereich die Entscheidung betrifft,
rechtzeitig die zustandige Personalvertretung. 2Betrifft die Angelegenheit den Geschéftsbereich mehrerer oberster
Dienstbehdrden, so beteiligen diese ihre zustandigen Personalvertretungen und teilen das Ergebnis der federfihren-
den obersten Dienstbehdrde mit; § 70 Abs. 4 ist nicht anzuwenden. *Die federfiihrende oberste Dienstbehdrde fihrt
die Entscheidung der Landesregierung herbei; ihr sind die Stellungnahmen der beteiligten Personalvertretungen
mitzuteilen.

(4) "Bevor die Stufenvertretung nach Absatz 2 in Angelegenheiten beschlieBt, die einzelne Beschaftigte oder
Dienststellen betreffen, gibt sie den zustandigen Personalraten Gelegenheit zur AuBerung. 2AuBer im Fall des § 76
Abs. 2 verdoppeln sich die im Zweiten und Dritten Abschnitt vorgeschriebenen Fristen. *Zustandig im Sinne von
Satz 1 sind die Personalrate der Dienststellen, die die Angelegenheit unmittelbar angeht. “In Angelegenheiten,
die einzelne Beschaftigte betreffen, ist der Personalrat der Dienststelle zusténdig, fir den die Beschaftigten wahl-
berechtigt sind. *Der Personalrat der Dienststelle, fiir den das Wahlrecht zuletzt bestand, ist zustandig, wenn das
Wahlrecht bei Dienststellen im Geltungsbereich dieses Gesetzes erloschen ist.

(5) Bei Versetzungen ist nur der Personalrat der abgebenden Dienststelle zu beteiligen.

(6) Bei allgemeinen Regelungen der obersten Dienstbehdrde (§ 75 Abs. 1 Nr. 10), die iiber den eigenen Ge-
schaftsbereich hinausgehen, gibt die federflihrende den beteiligten obersten Dienstbehérden Gelegenheit, das Be-
nehmen mit ihrer zustdndigen Personalvertretung herzustellen.

(7) Ist in Angelegenheiten einer oder eines Beschaftigten eine andere als jene Korperschaft, Anstalt oder Stif-

tung, deren Dienststelle die oder der Beschaftigte derzeit angehdrt, zur Entscheidung berufen, so ist der Personalrat
der Beschaftigungsdienststelle zu beteiligen.

1 Damit sind die Félle der sozialen Mitbestimmung des § 66 NPersVG gemeint, in denen die Einigungsstelle gem. §§ 72 Abs. 5 bzw. 107d
Abs. 5 NPersVG eine abschlieBende Entscheidung treffen kann.
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(8) Fir die Befugnisse und Pflichten der Stufenvertretung gelten die Vorschriften fir den Personalrat ent-
sprechend.

§80
Zustandigkeit des Gesamtpersonalrats
(1) 'Der Gesamtpersonalrat ist bei allen MaBnahmen zu beteiligen, fiir die die Gesamtdienststelle zusténdig ist
und die nicht nur den Bereich der Stammdienststelle'®? betreffen.

2§79 Abs. 4 Satze 1 und 3 (gelten)'*® mit der MaBgabe, dass sich die im Zweiten und Dritten Abschnitt vor-
geschriebenen Fristen nicht verdoppeln, und Abs. 8 gilt entsprechend.

(2) Die oberste Dienstbehérde kann in Ubereinstimmung mit den beteiligten Personalréten einzelne Aufgaben
und Zustandigkeiten der Personalrate auf den Gesamtpersonalrat Ubertragen.

Fiinfter Abschnitt
Allgemeine Regelungen auf Landesebene

§81
Vereinbarung mit den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften
(1) Allgemeine Regelungen tber die in den §§ 65 bis 67 genannten MaBnahmen, die {iber den Geschéftsbereich
einer obersten Dienstbehdrde hinausgehen, sind zwischen den Spitzenorganisationen der zustandigen Gewerk-
schaften und der zusténdigen obersten Landesbehérde oder der Landesregierung zu vereinbaren.

(2) 'Kommt eine Vereinbarung Uber eine allgemeine Regelung nicht zustande, so kann die allgemeine Regelung
durch die Landesregierung getroffen werden, nachdem die zustandige oberste Landesbehorde oder die beteiligten
Spitzenorganisationen die Verhandlungen schriftlich fir gescheitert erklart haben. 2Vor der Entscheidung der Lan-
desregierung héren die betroffenen obersten Landesbehérden ihre zustandigen Personalvertretungen an und teilen
das Ergebnis der Anhorung der federfiihrenden obersten Landesbehérde mit. *Diese fihrt die Entscheidung der
Landesregierung herbei und teilt ihr die Stellungnahmen der angehdrten Personalvertretungen mit. “Die Landesre-
gierung kann allgemeine Regelungen, die keinen Aufschub dulden, bis zum Abschluss einer Vereinbarung vorlaufig
treffen. °Die vorldufige Regelung ist als solche zu kennzeichnen.

(3) Allgemeine Regelungen nach diesen Vorschriften gehen Dienstvereinbarungen nach § 78 vor, soweit in der
allgemeinen Regelung nichts anderes vereinbart worden ist.

(4) Die Landesregierung kann allgemeine Regelungen ganz oder teilweise aufheben
1. (ber die in §65 Abs. 1 und 2 sowie § 67 genannten MaBnahmen jederzeit und

2. Uberdie in § 66 genannten MaBnahmen, wenn sie wegen ihrer Auswirkungen auf das Gemeinwesen die Regie-
rungsverantwortung wesentlich berthren.
(5) 'Allgemeine Regelungen nach den Absatzen 1 und 2 gelten auch fiir die Beschaftigten der Landtagsverwal-
tung, wenn die Prasidentin oder der Prasident des Landtages das Einvernehmen erklart. 2Satz 1 gilt entsprechend
fur die Aufhebung allgemeiner Regelungen.

(6) 'Absatz 5 gilt entsprechend fir den Landesrechnungshof. 2Uber das Einvernehmen entscheidet dessen
Prasidentin oder Prasident.

12 Stammdienststelle” ist der rtliche Personalrat, an dem in aller Regel auch die Personal- und Organisationsverwaltung der Behdrde
sitzt und deren ortliche*r Dienststellenleiter*in in der Regel der Leiter oder die Leiterin der Gesamtbehorde ist.

1% Hier liegt vermutlich ein redaktioneller Fehler im Gesetzestext vor —das Wort , gelten” fehlt in der Veréffentlichung. Ohne dieses Verb
(oder das eines gleichen Inhalts) ergibt der Satz keinen Sinn.
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(7) 'Absatz 5 gilt entsprechend fiir die Landesheauftragte oder den Landesbeauftragten fir den Datenschutz.
20ber das Einvernehmen entscheidet die oder der Landesbeauftragte.

§82
Unabdingbarkeit des Personalvertretungsrechts

Durch Tarifvertrag, Vereinbarung nach §81 oder Dienstvereinbarung nach § 78 darf nicht von den Vorschriften
dieses Gesetzes abgewichen werden.

SECHSTES KAPITEL
Gerichtliche Entscheidungen

§83
Zustandigkeit der Verwaltungsgerichte'*

(1) 'Fiir Streitigkeiten aus diesem Gesetz sind die Verwaltungsgerichte zustandig. 2Sie entscheiden insbeson-
dere (iber

1. Wahlberechtigung und Wahlbarkeit,

2. Wahl und Amtszeit der Personalvertretungen und der in den §§50 und 110 genannten Vertretungen sowie
Zusammensetzung der Personalvertretungen und der Einigungsstellen,

Zustandigkeit und Geschéaftsfiihrung der Personalvertretungen und der Einigungsstellen,
Bestehen oder Nichtbestehen von Dienstvereinbarungen,

Streitigkeiten nach §6 Abs. 3 und 4, §§ 21, 24, 58, 63, 72 Abs. 3 bis 5, § 73 Abs. 1 Satz 1, § 107d Abs. 3 bis 5,
§107e Satz 1 und § 109 Abs. 2 Satz 2.

(2) Die Vorschriften des Arbeitsgerichtsgesetzes Uiber das Beschlussverfahren gelten entsprechend.

§84
Fachkammern und Fachsenate

(1) Fur die nach diesem Gesetz zu treffenden Entscheidungen sind bei den Verwaltungsgerichten Fachkammern
und bei dem Niedersachsischen Oberverwaltungsgericht Fachsenate zu bilden.

(2) 'Die Fachkammer und der Fachsenat bestehen aus Richterinnen oder Richtern und ehrenamtlichen Beisitze-
rinnen oder Beisitzern. “Eine Richterin oder ein Richter ist Vorsitzende oder Vorsitzender. *Die ehrenamtlichen Bei-
sitzerinnen oder Beisitzer miissen Beschéftigte des Landes, einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes oder einer
sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Kdrperschaft, Anstalt oder Stiftung des offentlichen Rechts sein.
“Sie werden durch die Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle je zur Hélfte auf Vorschlag
1. der unter den Beschaftigten vertretenen Gewerkschaften und
2. der obersten Landesbehérden

berufen. °Fiir die Berufung und die Stellung der Beisitzerinnen und Beisitzer und ihre Heranziehung zu den Sitzungen
gelten die Vorschriften des Arbeitsgerichtsgesetzes tiber ehrenamtliche Richterinnen und Richter entsprechend.

194 Es empfiehlt sich bei der Anrufung des Verwaltungsgerichts, dass der Personalrat sich stets anwaltlich vertreten lésst, da die Stellung
prozessual korrekter Antrage sehr kompliziert ist. Vor einer Anrufung sollte der Personalrat sich von entsprechenden Fachanwalt*nnen
im Bereich Verwaltungs- oder Personalvertretungsrecht beraten lassen.
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(3) Die Fachkammer und der Fachsenat werden tatig in der Besetzung mit einer oder einem Vorsitzenden, zwei
weiteren Richterinnen oder Richtern und den beiden von der Landesregierung nach Absatz 2 Satz 4 berufenen
ehrenamtlichen Beisitzerinnen oder Beisitzern.

ZWEITER TEIL

Sondervorschriften

ERSTES KAPITEL
Grundsatz

§85
Vorschriften fiir besondere Verwaltungszweige

Fiir die nachstehenden Zweige des Gffentlichen Dienstes gilt dieses Gesetz nach MaBgabe der Sondervor-
schriften des Zweiten Teils.

ZWEITES KAPITEL
Polizei

§86
Dienststellen, Polizeibezirkspersonalréte; Polizeihauptpersonalrat

(1) 'Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes fir den Bereich der Polizei sind
das Landeskriminalamt Niedersachsen,

die Polizeibehérde fir zentrale Aufgaben,

die Polizeidirektionen und

> wor =

die Polizeiakademie Niedersachsen.
?Darliber hinaus bestimmt das Ministerium fir Inneres und Sport durch Verordnung, dass

1. bestimmte, einer Polizeidirektion nachgeordnete Stellen zu selbstandigen Dienststellen erkldrt oder mit ande-
ren Stellen zu selbstandigen Dienststellen zusammengefasst werden,

2. Teile der Polizeibehérde fiir zentrale Aufgaben eine selbstandige Dienststelle bilden, wenn dies zur sachgerech-
ten Wahrnehmung von Personalvertretungsaufgaben, insbesondere wegen der GroBe oder Eigenstandigkeit
der Stellen, erforderlich ist. 3§ 6 findet keine Anwendung.

(2) 'Bestimmt die Verordnung nach Absatz 1 Satz 2, dass bei den einer Polizeidirektion nachgeordneten Stellen
selbstandige Dienststellen gebildet werden, so wahlen die zum Geschéftsbereich dieser Polizeidirektion gehdren-
den Beschaftigten einen Polizeibezirkspersonalrat bei der jeweiligen Polizeidirektion. 2Satz 1 gilt entsprechend,
wenn Teile der Polizeibehorde fiir zentrale Aufgaben zu selbstéandigen Dienststellen bestimmt werden.

(3) Die Beschaftigten der in Absatz 1 bezeichneten Dienststellen, fiir die das Landespolizeiprasidium im fir
Inneres zustandigen Ministerium die Aufgaben der obersten Dienstbehdrde wahrnimmt, sowie die in diesem Minis-
terium beschaftigten Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten wahlen den Polizeihauptpersonalrat
beim flr Inneres zustdndigen Ministerium.
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§87
Ausnahmen fiir bestimmte Beschaftigte
(1) Die im Vorbereitungsdienst fiir das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Polizei be-
findlichen Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten, sind wahlberechtigt nur zur Jugend- und Auszu-
bildendenvertretung der Polizeiakademie Niedersachsen und zum Polizeihauptpersonalrat.

(2) Die zum Erwerb der Beféhigung, die den Zugang fiir das zweite Einstiegsamt der Laufbahn der Laufbahn-
gruppe 2 der Fachrichtung Polizei er6ffnet, an die Polizeiakademie Niedersachsen versetzten Polizeivollzugsbeam-
tinnen und Polizeivollzugsbeamten sind wahlberechtigt zum Personalrat der Polizeiakademie Niedersachsen und
zum Polizeihauptpersonalrat.

(3) Dieses Gesetz gilt nicht fir Professorinnen und Professoren an der Polizeiakademie Niedersachsen.

DRITTES KAPITEL
Verfassungsschutz

§88
Sonderregelungen

(1) 'Die Verfassungsschutzabteilung des fiir Inneres zustandigen Ministeriums ist selbstandige Dienststelle im
Sinne des § 6 Abs. 3. 2Abweichend von §49 Abs. 1 Satz 1 wird kein Gesamtpersonalrat gebildet.

(2) "Personalversammlungen kdnnen in Teilversammlungen durchgeflihrt werden. ?Die Leiterin oder der Leiter
der Verfassungsschutzabteilung des fiir Inneres zustandigen Ministeriums kann nach Anhérung des Personalrats
bestimmen, dass Beschaftigte nicht an Personalversammlungen teilnehmen, wenn dies aus dienstlichen Griinden
dringend geboten ist.

(3) 'Die Gewerkschaften tiben die ihnen nach diesem Gesetz zustehenden Befugnisse gegeniber der Dienst-
stelle, dem Personalrat und der Personalversammlung durch Beschéftigte der Dienststelle aus. 2Das Gleiche gilt
fur die Schwerbehindertenvertretung. *Arbeitgebervereinigungen nehmen an Sitzungen des Personalrats und an
Personalversammlungen nicht teil.

(4) '§60 Abs. 1 und 2 gilt nicht fiir solche Unterlagen und Tatsachen, deren Bekanntwerden die éffentliche
Sicherheit gefahrden oder sonst dem Wohl des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten wiirde. ?Die Entschei-
dung hiertiber trifft die Innenministerin oder der Innenminister personlich, im Falle der Verhinderung die standige
Vertreterin oder der standige Vertreter.

(5) Soweit nach den Vorschriften dieses Gesetzes die Stufenvertretung zustandig ist, tritt der Personalrat der
Verfassungsschutzabteilung des fir Inneres zustandigen Ministeriums an deren Stelle.

(6) In den Fallen des § 70 Abs. 4 entscheidet anstelle der Einigungsstelle die Innenministerin oder der Innen-
minister oder die standige Vertreterin oder der standige Vertreter personlich.

(7) '§75 Abs. 1 Nrn. 4, 6 und 8 ist nicht anzuwenden, wenn die Beteiligung des Personalrats die ¢ffentliche
Sicherheit gefahrden oder sonst dem Wohl des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten wiirde. ?Die Entschei-
dung hieriiber trifft die Innenministerin oder der Innenminister personlich, im Falle der Verhinderung die standige
Vertreterin oder der standige Vertreter.
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VIERTES KAPITEL
Staatliche Hochbauverwaltung

§89
Bildung eines Bezirks- und eines Hauptpersonalrats

(1) Die Beschaftigten der staatlichen Hochbauverwaltung wéhlen einen Bezirkspersonalrat und einen Haupt-
personalrat der Hochbauverwaltung.

(2) Beschaftigte der Hochbauverwaltung sind diejenigen, die ihre Bezlige, ihre Verglitung, ihren Lohn oder ihr
Entgelt aus dem Haushalt der Hochbauverwaltung erhalten, sowie die technischen Beschaftigten der Hochbauab-
teilung der zustandigen obersten Landesbehdrde.

(3) Bilden die Liegenschaftsverwaltung und die Hochbauverwaltung eine Organisationseinheit, so wahlen auch
die Beschaftigten der Liegenschaftsverwaltung und die Beschaftigten des fiir Liegenschaften zustandigen Referats
der zustandigen obersten Landesbehdrde die in Absatz 1 genannten Stufenvertretungen.

FONFTES KAPITEL

§90
— aufgehoben -

SECHSTES KAPITEL

§91
— aufgehoben -

SIEBENTES KAPITEL
Offentliche Schulen und Studienseminare

§92
Geltungsbereich

(1) Die Vorschriften dieses Kapitels gelten fur

1. Schulleiterinnen, Schulleiter und Lehrkrafte an 6ffentlichen Schulen im Sinne des Niedersachsischen Schulge-
setzes (NSchG),

die Ubrigen im Landesdienst stehenden Beschaftigten an 6ffentlichen Schulen,
3. die zu ihrer Ausbildung in den Studienseminaren Beschaftigten.

(2) Von der Geltung ausgenommen sind die Beschéftigten am Landesbildungszentrum fir Blinde und an den
Landesbildungszentren fir Horgeschadigte.

§93
— aufgehoben -

§94
Dienststellen

(1) Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes fiir den Bereich der 6ffentlichen Schulen und Studienseminare sind
die offentlichen Schulen und die Studienseminare.

(2) §6 Abs. 3 und 4 findet keine Anwendung.
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§95
Schulpersonalvertretungen; Auszubildendenpersonalrat
(1) "In Schulen wird ein Schulpersonalrat gebildet. 2In Studienseminaren wird ein Auszubildendenpersonalrat
gebildet; die §§ 50 bis 58 finden keine Anwendung.
(2) "Im Gebiet jedes der bis zum 31. Dezember 2004 bestehenden Regierungsbezirke wird ein Schulbezirksper-
sonalrat, in der obersten Schulbehdrde ein Schulhauptpersonalrat gebildet (Schulstufenvertretungen). 2Jede Schul-
stufenvertretung besteht aus 25 Mitgliedern.

§96
Wahlberechtigung

(1) 'Die zu ihrer Aushildung Beschéftigten sind nur wahlberechtigt zu dem Auszubildendenpersonalrat in ihrem
Studienseminar und zu den Schulstufenvertretungen.

(2) "Abweichend von § 11 Abs. 4 erlischt das Wahlrecht nicht, wenn feststeht, dass die oder der Beschaftigte
innerhalb von weiteren neun Monaten an die bisherige Schule zuriickkehrt. 2Abweichend von §47 Abs. 4 in Ver-
bindung mit § 11 Abs. 4 sind Lehrkréfte, die zum Dienst an Schulen in freier Tragerschaft beurlaubt sind, bei den
Wahlen zu den Schulstufenvertretungen wahlberechtigt.

(3) Abweichend von §25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 erlischt bei Fachleiterinnen und Fachleitern sowie Fachsemi-
narleiterinnen und Fachseminarleitern bei den Studienseminaren die Mitgliedschaft im Schulpersonalrat oder im
Personalrat des Studienseminars nicht, wenn sich der Uiberwiegende Einsatz wahrend der regelmaBigen Amtszeit
andert.

§97
Wahlbarkeit und Nachwahl zum Auszubildendenpersonalrat

(1) Fir die Wahlbarkeit fir den Auszubildendenpersonalrat gilt § 12 Abs. 1 Nr. 2 nicht.

(2) 'Scheiden wahrend der regelméBigen Amtszeit Mitglieder und Ersatzmitglieder aus dem Auszubildenden-
personalrat aus, so werden in entsprechender Anzahl Mitglieder und Ersatzmitglieder nachgewahlt. 2Diese Wahl
wird innerhalb von sechs Wochen nach jedem Einstellungstermin in einer Wahlversammlung durchgefiihrt und
von einem dort gewahlten Wahlvorstand geleitet. 3Der Auszubildendenpersonalrat oder die Dienststelle beruft die
Wahlversammlung ein.

§98
Wahlvorstand

Bei den Wahlen zu Schulpersonalrdten besteht der Wahlvorstand aus einer Person, wenn weniger als zehn
Beschaftigte wahlberechtigt sind.

§99
Freistellung von Mitgliedern der Schulpersonalvertretungen
und des Auszubildendenpersonalrats

(1) '§39 Abs. 3 und 4 ist auf Schulpersonalréte nicht anzuwenden. ?Diese erhalten auf Antrag Freistellungen
nach MaBgabe der folgenden Absatze. 3Die Verteilung der Freistellung auf die Mitglieder obliegt dem Schulperso-
nalrat; dabei entspricht bei den Beschaftigten nach §92 Abs. 1 Nr. 2 eine Unterrichtsstunde einer Arbeitsstunde.

(2) 'Schulpersonalrate erhalten folgende Freistellungen:
in Schulen mit
bis 7 Wahlberechtigten  keine,
8 bis 20 Wahlberechtigten eine halbe Unterrichtsstunde je Woche,
21 bis 25 Wahlberechtigten eine Unterrichtsstunde je Woche,
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26 bis 35 Wahlberechtigten zwei Unterrichtsstunden je Woche,
36 bis 65 Wahlberechtigten drei Unterrichtsstunden je Woche,
66 bis 100 Wahlberechtigten vier Unterrichtsstunden je Woche,
101 bis 150 Wahlberechtigten fiinf Unterrichtsstunden je Woche,
151 bis 170 Wahlberechtigten sechs Unterrichtsstunden je Woche,
ber 170  Wahlberechtigten sieben Unterrichtsstunden je Woche.
“MaBgeblich ist die Zahl der Personen, die zur Wahl des betreffenden Schulpersonalrats wahlberechtigt waren.

(3)'839 Abs. 3 und 4 sowie §48 Abs. 1 Satze 2 bis 4 sind auf Schulstufenvertretungen nicht anzuwenden. 2Die
Schulstufenvertretungen erhalten folgende Freistellungen:

1. Schulhauptpersonalrat 55 vom Hundert,
2. Schulbezirkspersonalrat Braunschweig 70 vom Hundert,
3. Schulbezirkspersonalrat Hannover 76 vom Hundert,
4. Schulbezirkspersonalrat Liineburg 70 vom Hundert,
5. Schulbezirkspersonalrat Weser-Ems 79 vom Hundert

der jeweiligen Regelstundenzahl oder regelmaBigen Arbeitszeit ihrer Mitglieder. > Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(4) 'Mitgliedern der Schulpersonalvertretungen, denen nach Absatz 1 Satz 3 Freistellungsstunden zugeteilt
worden sind, wird in der Regel eine Befreiung nach §39 Abs. 2 nicht gewahrt. 2Mitgliedern, die bei der Verteilung
der Freistellungsstunden unberiicksichtigt geblieben sind, sowie den Mitgliedern derjenigen Schulpersonalréte, die
nach Absatz 2 keine Freistellungen erhalten, ist nach MaBgabe des § 39 Abs. 2 Befreiung von dienstlichen Tétigkei-
ten zu gewahren, und zwar in der Regel von solchen Tatigkeiten, die ihnen auBerhalb der Unterrichtsverpflichtung
obliegen.

(5) Bei Mitgliedern von Auszubildendenpersonalréten ist § 39 Abs. 3 bis 6 nicht anzuwenden.

§100
Personalversammlung und Schulpersonalratssitzung

'Erganzend zu den Vorschriften in §44 Abs. 3 dirfen Personalversammlungen der Beschaftigten nach §92
Abs. 1 Nrn. 1 und 2 weder vor 13.00 Uhr noch vor Beendigung der sechsten Unterrichtsstunde anberaumt werden.
%Sitzungen der Schulpersonalrate dirfen nicht zu Unterrichtsausfall fihren.

§101
Beteiligung der Schulpersonalvertretungen

(1) §60 Abs. 2 Nr. 1 gilt mit der MaBgabe, dass dem Personalrat auf sein Verlangen Listen (iber alle Stellen-
bewerberinnen und Stellenbewerber sowie die Bewerbungsunterlagen aller Bewerberinnen oder Bewerber, die in
die engere Auswahl einbezogen oder zu einem Einstellungsgesprach eingeladen wurden, zu Gbermitteln oder be-
reitzustellen sind.

(2) Die Mitbestimmung oder Benehmensherstellung ist ausgeschlossen bei:

Einstellung in den Vorbereitungsdienst fiir Lehrkrafte,

Verzicht auf Ausschreibung nach § 52 Abs. 1 Satz 2 NSchG'™ bei Einstellungen in den Schuldienst,
Erteilung von Unterrichtsauftragen aufgrund von Gestellungsvertrdgen mit den Kirchen,
Abordnung bis zur Dauer eines Schulhalbjahres,

s N =

Entscheidungen tiber

% §52 NSchG (siehe S. 280f.).
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a) den flexiblen Unterrichtseinsatz,

b) die Gewdhrung von Anrechnungsstunden fiir besondere Belastungen und sonstige auBerunterrichtliche in-
ner- oder auBerschulische Aufgaben und

¢) die Ubertragung von Aufgaben, fiir die Anrechnungsstunden nach Buchstabe b gewahrt werden, es sei
denn, dass auBerschulische Aufgaben betroffen sind und dafir mindestens vier Anrechnungsstunden gewahrt
werden,

6. MaBnahmen, die der Entscheidung der Konferenzen'*¢, des Schulvorstands' oder der Bildungsgangs- und Fach-
gruppen an berufshildenden Schulen'® unterliegen, soweit in Abs. 3 Nr. 2 nichts Abweichendes bestimmt ist,

7. Entscheidungen der Schulleitung nach § 51 Abs. 1 Satze 2 und 4 NSchG.'®®
(3) 8§75 gilt auch

1. bei der Festlegung der Kriterien zur Bestimmung des Bewerberkreises zur Einstellung in den Schuldienst, wenn
nach §52 Abs. 1 Satz 2 NSchG®® auf eine Ausschreibung verzichtet wird,
fur die Entscheidung des Schulvorstands nach §38a Abs. 3 Nr. 4 und 13 NSchG, "

3. fir die Genehmigung der Schulbehérde nach § 106 Abs. 8 NSchG;?? ausgenommen hiervon ist die Errichtung
von Schulen,

4. bei dem Abschluss von Kooperationsvertragen ohne Arbeitnehmeriiberlassung in Ganztagsschulen und Ver-
ldsslichen Grundschulen.

(4) 'Abweichend von §65 Abs. 3 Nr. 2 erstreckt sich die Mitbestimmung auf personelle MaBnahmen fiir Schul-
leiterinnen oder Schulleiter und standige Vertreterinnen oder Vertreter sowie Mitglieder von kollegialen Schulleitun-
gen. 2§65 Abs. 3 Nr. 1 bleibt unbertihrt.

(5) Abweichend von § 65 erstreckt sich die Mitbestimmung auf die Ubertragung einer zusitzlichen Aufgabe
1. in der Lehrerausbildung und
2. nach der Beendigung eines Einsatzes in der Lehrerausbildung
auch dann, wenn die Aufgabeniibertragung nicht zu einer Anderung der Besoldungs-, Vergiitungs- oder Entgelt-
gruppe fiihrt.

(6) 'In den Féllen des Absatzes 5 sind sowohl die Schulpersonalvertretung als auch die allgemeine Personal-
vertretung der Studienseminare zu beteiligen. *Bei der Ubertragung von Aufgaben in der Lehrerausbildung, die
1. eine Befdrderung oder Héhergruppierung oder
2. eine nicht nur voriibergehende Ubertragung eines Dienstpostens mit hoherem Endgrundgehalt oder
3. die Zahlung einer Zulage oder
4. die Gewahrung von mindestens vier Anrechnungsstunden
zur Folge hat, ist die allgemeine Personalvertretung der Studienseminare zu beteiligen.
(7) Abweichend von §65 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 2 Nr. 17 gilt bei Ablehnung von Antragen auf Sonderurlaub

oder auf Arbeitshefreiung § 75 mit der MaBgabe, dass fir das Verfahren zur Herstellung des Benehmens §76
Abs. 4 keine Anwendung findet.

19 Siehe §§34, 35 NSchG (siehe S. 275).
197 Siehe §38a NSchG (siehe S. 276).

198 Sjehe §35a NSchG (siehe S. 276).

199 §51 NSchG (siehe S. 280).

20 Sjehe FuBnote 92,112.

201 §38a NSchG (siehe S. 276).

202 §106 NSchG (siehe S. 281).
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§102
Zustandigkeit der Schulpersonalvertretung bei beurlaubten Schulleiterinnen,
Schulleitern und Lehrkraften

'Bei MaBnahmen, die Schulleiterinnen, Schulleiter und Lehrkrafte betreffen, die entweder zum Auslandsschul-
dienst beurlaubt sind und deren Wahlrecht nach § 11 Abs. 4 in Verbindung mit § 96 Abs. 2 erloschen ist oder die
zum Dienst an Schulen in freier Trdgerschaft beurlaubt sind, ist nur die zustandige Schulpersonalvertretung zu be-
teiligen. 2§ 79 Abs. 4 findet keine Anwendung.

§103
— aufgehoben -

§104
— aufgehoben -

ACHTES KAPITEL
Offentliche Hochschulen

§105
Ausnahmen fiir bestimmte Beschaftigte; organisatorische Sonderregelungen

(1) Dieses Gesetz gilt nicht fiir folgende Mitglieder oder Angehérige der Hochschulen:
Professorinnen und Professoren,

Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren,

Hochschuldozentinnen und Hochschuldozenten,

Personen, die mit der Verwaltung einer Professorenstelle beauftragt sind,
Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren,

Gastwissenschaftlerinnen und Gastwissenschaftler,

Lehrbeauftragte,

© N oUW =

Fachhochschuldozentinnen und Fachhochschuldozenten.

(2) 'Dieses Gesetz findet ferner keine Anwendung bei Selbstverwaltungsangelegenheiten der Hochschule
im Sinne von § 15 des Niederséachsischen Hochschulgesetzes (NHG).2 2Bei MaBnahmen nach § 75 Abs. 1 Nm. 6
und 9 ist das Benehmen mit dem Personalrat herzustellen.

(3) Abweichend von §8 Abs. 1 Satz 3 konnen sich das Prasidium der Hochschule und der Vorstand der Uni-
versitdtsmedizin Gottingen auch durch in der Sache zusténdige und entscheidungsbefugte Beschaftigte vertreten
lassen, die generell zu bestimmen sind.

(4) 'Studentische Hilfskrafte sind abweichend von § 11 Abs. 1 nicht wahlberechtigt. 2Fiir Personalvertretungen
sind Gleichstellungsheauftragte nicht wéhlbar.

(5) "Fiir die wissenschaftlichen und kunstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die Lehrkrafte fiir be-
sondere Aufgaben sowie die wissenschaftlichen und kiinstlerischen Hilfskrafte gilt §65 Abs. 2 Nr. 4 auch fir die
erstmalige Befristung eines Arbeitsvertrages. 2Die Mitbestimmung bei personellen MaBnahmen dieser Beschaftig-
ten kann durch Verfahrensregelungen, inshesondere fiir Befristungen des Dienst- und Arbeitsverhaltnisses, nach
MaBgabe des §78 in Dienstvereinbarungen im Einvernehmen zwischen Hochschule und Personalvertretung ge-
regelt werden.

%2 §15NHG (siehe S. 272).
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(6) §65 Abs. 3 gilt auch fiir hauptberufliche Gleichstellungsbeauftragte und studentische Hilfskrafte.
(7) § 75 Abs. 1 Nr. 10 gilt auch fur die allgemeine Regelungen (iber

die Bewirtschaftung von Planstellen, Stellen und Stellenmitteln,

die Zuordnung von Planstellen und Stellen zu den Organisationseinheiten der Hochschule,

die Bildung von Stellenpools,

die Verwendung nicht in Anspruch genommener Ausgaben aus Planstellen und Stellen,

s N =

die Personalbewirtschaftung.

(8) 'Das Prasidium der Hochschule tritt in Verfahren nach den §§ 70, 72 und 76 an die Stelle der {ibergeordne-
ten Dienststelle und der obersten Dienstbehdrde im Sinne dieses Gesetzes fiir MaBnahmen, fir die der Hochschule
die Entscheidungshefugnis durch Rechtsvorschriften, durch Beschluss der Landesregierung oder durch die zusténdi-
ge oberste Landesbehorde Ubertragen worden ist. 2An die Stelle der Stufenvertretungen tritt der Gesamtpersonalrat
oder, wenn er nicht gebildet ist, der Personalrat. *Zustandige Einigungsstelle ist die bei der zustandigen obersten
Landesbehorde gebildete Einigungsstelle. “Die zustandige oberste Landesbehdrde wird ermdchtigt, durch Verord-
nung Einigungsstellen fiir einzelne Hochschulen, gemeinsam fiir mehrere Hochschulen oder gemeinsam fiir einzelne
Dienststellen von Hochschulen zu bilden.

(9) Fur Hochschulen in Tragerschaft von rechtsféhigen Stiftungen des 6ffentlichen Rechts gelten folgende ab-
weichende Regelungen:
1. Absatz 8 Sétze 3 und 4 sind nicht anzuwenden.
2. §108 Abs. 1 ist nicht anzuwenden.
3. Die der Landesregierung nach § 73 Abs. 1 vorbehaltene Entscheidung trifft der Stiftungsrat.
4. Die Einigungsstelle wird fir die Dauer der regelmaBigen Amtszeit der Personalrate vom Prasidium und dem

Gesamtpersonalrat oder, wenn ein solcher nicht besteht, dem Personalrat gebildet. Bei der Universitatsmedizin
Gottingen tritt der Vorstand an die Stelle des Prasidiums.

NEUNTES KAPITEL
Offentliche Theater und Orchester

§106
Sonderregelungen
(1) 'Fur offentliche Theater und Orchester gelten die Vorschriften dieses Gesetzes nur insoweit, als dem nicht
die Eigenart dieser Einrichtungen entgegensteht. 2Sie gelten insbesondere nicht bei MaBnahmen, die die kiinst-
lerische Gestaltung von Auffiihrungen oder Veranstaltungen wesentlich beeinflussen kénnen. 3§65 Abs. 3 gilt
auch flr Beschéaftigte mit Giberwiegend kiinstlerischer Tatigkeit, sofern fiir deren Beschaftigung die Beurteilung der
kiinstlerischen Befahigung entscheidend ist. “§ 60a findet keine Anwendung.

(2) Einigen sich Dienststelle und Personalrat nicht, so konnen sie innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der
ablehnenden Stellungnahme unmittelbar die Einigungsstelle anrufen.
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ZEHNTES KAPITEL
Gemeinden, Landkreise und kommunale Zusammenschliisse

§107
Allgemeines

(1) Nicht wahlbar fir den Personalrat und den Gesamtpersonalrat ihrer Dienststelle sind auch die Leiterin oder
der Leiter des Rechnungspriifungsamtes sowie die Gleichstellungsbeauftragte und ihre sténdige oder voriiberge-
hende Stellvertreterin.2** ?Fir eine weitere stellvertretende Gleichstellungsbeauftragte gilt Satz 1 entsprechend,
wenn zu ihrem abgegrenzten Aufgabenbereich Angelegenheiten gehéren, die der Personalratsbeteiligung nach
diesem Gesetz unterliegen.?®

(2) 'Die oberste Dienstbehorde?®® und die kraft Gesetzes zur Entscheidung befugten Ausschiisse?” haben die
bei ihnen zur Entscheidung anstehenden MaBnahmen, die der Beteiligung unterliegen, auf Verlangen des Personal-
rats mit diesem zu erértern. “Die oberste Dienstbehdrde kann sich dabei durch den héheren Dienstvorgesetzten?®
vertreten lassen.

(3) Ist fur die Entscheidung tber eine beteiligungspflichtige MaBnahme die oberste Dienstbehdrde?® oder der
héhere Dienstvorgesetzte?'® zustandig, so wird die Dienststelle bei der Begriindung und Erérterung der MaBnahme
nach §68 Abs. 2 Satz 2, auch in Verbindung mit § 107 f Abs. 1 Satz 2, durch den hdheren Dienstvorgesetzten ver-
treten.

(4) Fir Dezernentinnen und Dezernenten, Amtsleiterinnen und Amtsleiter und Beschéftigte in vergleichbaren
Funktionen?'" sowie fiir die hauptberuflichen Gleichstellungsbeauftragten gelten § 65 Abs. 3, §66 Abs. 2 und § 75
Abs. 2; §75 Abs. 1 Nr. 1 findet keine Anwendung.

§107 a
Abweichung

Anstelle der §§ 70 bis 73 und 76 gelten die §§ 107b bis 1071.

24 Diese Vorschrift dient der Vermeidung von Interessenkollisionen, denn die kommunale Gleichstellungsbeauftragte ist eine Stabsstelle
auf Dienststellenleitungsebene. Da es bei der urspriinglichen Fassung des § 107 noch keine Stellvertretung fir diese Aufgabe gab, hat
der Gesetzgeber jetzt fiir diese Personengruppe Klarheit tber deren Nicht-Wahlbarkeit geschaffen.

25 Siehe FuBnote 204; Stellvertretende Gleichstellungsbeauftragte, die nicht von der internen Geschaftsverteilung mit Angelegenheiten
betraut sind, die der Personalratsbeteiligung unterliegen, sind durchaus in den Personalrat wéhlbar. Allerdings ist bei der Beurteilung
die Gesamtheit der Beteiligungsrechte von §3 64 bis 67 und 75 zugrunde zu legen.

26 QOberste Dienstbehérde ist in der Kommunalverwaltung der Rat oder Kreistag (§ 107 Abs. 5'S. 5 NKomVG — siehe S. 290f.).

27 Der Verwaltungs- oder Hauptausschuss sind Ausschiisse, die gem. § 76 NKomVG Entscheidungskompetenzen haben, die Beteiligungs-

rechte des Personalrats beriihren.

Hoherer Dienstvorgesetzter ist der Haupt-, Verwaltungs- oder Kreisausschuss (§ 107 Abs. 5 S. 5 NKomVG) (siehe S. 290f.).

Siehe FuBnote 206.

719 Siehe FuBnote 208.

21T Mit Beschaftigten in vergleichbaren Funktionen ist die erste Leitungsebene in der Kommunalverwaltung gemeint, die nicht mehr von
den Kommunalparlamenten auf befristete Amtsdauer (Biirgermeister*innen, Dezernent*innen, Kreisrdte) gewahlt ist. In alter Verwal-
tungsterminologie waren das die , Amtsleiter*innen”, die heute — je nach Modell — Fachbereichs- oder Fachdienstleiter*innen heiBen.
Auch andere Bezeichnungen sind méglich.

20
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§107b
Verfahren bei Nichteinigung

(1) "Einigen sich die Dienststellen und der Personalrat nicht, so kdnnen sie die Angelegenheit innerhalb von
zwei Wochen nach Zugang der ablehnenden Entscheidung dem héheren Dienstvorgesetzten vorlegen.?”? ?In den
Féllen des §68 beteiligt der hohere Dienstvorgesetzte den Gesamtpersonalrat nach MaBgabe des §68 Abs. 2. 3In
den Féllen des §69 verhandelt er mit dem Gesamtpersonalrat und nimmt zu dem Antrag innerhalb eines Monats
nach dem Eingang Stellung.?”

(2) 'Einigen sich der hohere Dienstvorgesetzte und der Gesamtpersonalrat nicht, so kdnnen sie in den §§65
bis 67 genannten Fallen innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der ablehnenden Stellungnahme oder nach Ab-
lauf der in Absatz 1 Satz 3 genannten Monatsfrist die Einigungsstelle anrufen. ?In den anderen Féllen entscheidet
der héhere Dienstvorgesetzte endgiiltig.

(3) Das Verfahren nach Absatz 1 entfallt, wenn der Gesamtpersonalrat fiir die Angelegenheit zustandig ist
(880 Abs. 1) oder kein Gesamtpersonalrat gebildet ist; Absatz 2 gilt entsprechend.

(4) Die fiir die Dienststellen bestimmten Fristen verdoppeln sich, wenn die MaBnahme von der Entscheidung
oder der Beteiligung eines Kollegialorgans®* oder von ihm eingesetzter Gremien abhéngt.

§107 ¢
Einigungsstelle

(1) 'Die Einigungsstelle wird im ersten Fall der Nichteinigung gebildet. 2Sie bleibt bis zum Ende der regelmaBi-
gen Amtszeit der Personalrdte bestehen.

(2) 'Die Einigungsstelle besteht aus sechs Mitgliedern, die je zur Hélfte von der obersten Dienstbehdrde und
dem Gesamtpersonalrat bestellt werden, und einer oder einem unparteiischen Vorsitzenden, auf die oder den sich
beide Seiten einigen. Bei der Bestellung der Mitglieder entscheidet die oberste Dienstbehdrde nach den fiir sie
geltenden Vorschriften iber Wahlen. *Kommt eine Einigung Uber den Vorsitz innerhalb von acht Wochen nach
Beginn der Bildung nicht zustande, so bestellt die Prasidentin oder der Prasident des Oberverwaltungsgerichts die
Vorsitzende oder den Vorsitzenden. “Der Einigungsstelle sollen Frauen und Manner angehéren. *Soll von Satz 4 ab-
gewichen werden, so haben dies die fir die Bestellung der Mitglieder zustandigen Stellen zu begrtinden.

(3) Ist kein Gesamtpersonalrat gebildet, so tritt an seine Stelle der Personalrat.
(4) Im Ubrigen gilt § 71 Abs. 3 bis 7.

§107d
Verfahren der Einigungsstelle

(1) 'Die Verhandlungen der Einigungsstelle sind nicht 6ffentlich. 2Die Dienststelle und der zusténdige Personal-
rat konnen sich schriftlich, elektronisch?®> oder miindlich duBern. 3Die Einigungsstelle kann beschlieBen, zu den
Verhandlungen sachkundige Personen hinzuzuziehen. *Fir die Einsicht in Personalakten gilt § 60 Abs. 2 Satze 2 und
3 entsprechend mit der MaBgabe, dass die oder der Vorsitzende Einsicht nimmt.

212 Siehe dazu FuBnote 208
23 Zur Fristberechnung beachte §§ 187 bis 193 BGB (siehe S. 184).

214 Der Kreistag, Gemeinde- oder Stadtrat und die Verwaltungs-, Kreis- oder Hauptausschiisse oder auch ein mehrkopfiger Verwaltungs-
vorstand sind Kollegialorgane.
21

Durch die Veranderung von ,durch E-Mail” auf , elektronisch” sind auch andere Formen digital-schriftlicher Kommunikation, wie z. B.
Bestatigungen iber innerdienstliche Kommunikationsplattformen wie ,Slack” oder andere , Microsoft- Outlook “-Derivate zulassige
und rechtsverbindliche Kommunikationsformen.
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(2) 'Die oder der Vorsitzende der Einigungsstelle kann in der Einladung zu einer Sitzung der Einigungsstelle
festsetzen, dass alle oder einzelne Mitglieder durch Zuschaltung per Video- oder Telefon-Konferenztechnik an der
Sitzung teilnehmen kdnnen (Video- oder Telefonkonferenz), wenn

1. vorhandene Einrichtungen genutzt werden, die durch die Dienststelle zur dienstlichen Nutzung freigegeben
sind,

2. kein Mitglied der Einigungsstelle binnen einer von der oder dem Vorsitzenden zu bestimmenden Frist gegen-
tiber der oder dem Vorsitzenden schriftlich oder elektronisch widerspricht und

3. geeignete organisatorische MaBnahmen getroffen werden, um sicherzustellen, dass Dritte vom Inhalt der Sit-
zung keine Kenntnis nehmen.

2Eine Aufzeichnung ist unzuléssig. *Zu Beginn einer Video- oder Telefonkonferenz stellt die oder der Vorsitzende
der Einigungsstelle durch namentliche Nennung fest, welche Personen durch Zuschaltung an der Video- oder Tele-
fonkonferenz teilnehmen.2'®

(3) Der Beschluss der Einigungsstelle muss sich im Rahmen der Rechtsvorschriften, insbesondere des Haus-
haltsrechts und der tariflichen Regelungen halten.

(4) "Folgt die Einigungsstelle nicht dem Antrag der Dienststelle, so beschlieBt sie in den Fallen des §65
Abs. 1 und 2 sowie des §67 eine Empfehlung an den hoheren Dienstvorgesetzten.?”” 2Dieser entscheidet sodann
endgliltig.

(5) 'In den Féllen des §66 bindet die Entscheidung der Einigungsstelle die Beteiligten. 2An die Stelle der Ent-
scheidung tritt jedoch eine Empfehlung der Einigungsstelle an die oberste Dienstbehdrde,?'® wenn von einem von
dieser gefassten Beschluss abgewichen werden soll.

(6) Weicht die endgiiltige Entscheidung von einer Empfehlung der Einigungsstelle ab, so ist dies dem beteiligten
Personalrat und der Einigungsstelle mit schriftlicher Begriindung bekannt zu geben.

§107 e
Aufhebung von Entscheidungen der Einigungsstelle

'Der héhere Dienstvorgesetzte kann bei einer Entscheidung nach § 107 d Abs. 5 Satz 1, die wegen ihrer Aus-
wirkungen auf das Gemeinwesen die Verantwortung der obersten Dienstbehorde fir die der Kommune obliegende
Aufgabenerfillung wesentlich berthrt, innerhalb eines Monats nach Zustellung der Entscheidung der Einigungs-
stelle die endgiltige Entscheidung der obersten Dienstbehdrde beantragen. 2Wird eine Entscheidung der Einigungs-
stelle teilweise oder ganz aufgehoben, so ist dies den Beteiligten mit schriftlicher Begriindung bekannt zu geben.

§107 f
Verfahren zur Herstellung des Benehmens

(1) 'Soweit die Dienststelle das Benehmen mit dem Personalrat herzustellen hat, ist dem Personalrat vor Durch-
fuhrung der MaBnahme Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 2§68 Abs. 2 Sétze 2 bis 5 gilt entsprechend.
3Die beabsichtigte MaBnahme gilt als gebilligt, wenn der Personalrat sich nicht innerhalb der Frist schriftlich oder
elektronisch?'® unter Angabe von Griinden auBert.

716 Siehe hierzu die Kommentierung zu § 72 (4) FuBnoten 169 und 170.
217 Siehe FuBnote 208.
7% Siehe FuBnote 206.

2 Durch die Verdnderung von , durch E-Mail” auf , elektronisch” sind auch andere Formen digital-schriftlicher Kommunikation, wie z. B.
Bestatigungen iber innerdienstliche Kommunikationsplattformen wie ,Slack” oder andere ,Microsoft- Outlook "-Derivate zulassige
und rechtsverbindliche Kommunikationsformen.
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(2) "Im Fall des §75 Abs. 1 Nr. 320 ist die Stellungnahme des Personalrats der Dienststelle innerhalb einer
Woche zuzuleiten. ?In dringenden Fallen kann die Dienststelle diese Frist auf drei Tage abkiirzen. 3Eine ohne Be-
teiligung nach Absatz 1 ausgesprochene Kiindigung ist unwirksam.

(3) Entspricht die Dienststelle Einwendungen des Personalrats nicht oder nicht im vollen Umfang, so teilt sie ihm
ihre Entscheidung unter Angabe von Griinden schriftlich oder elektronisch??' mit.

(4) "AuBer im Fall des §75 Abs. 1 Nr. 3 kann der Personalrat innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der
Mitteilung nach Absatz 3 die Entscheidung des hoheren Dienstvorgesetzten beantragen. Dieser entscheidet nach
Verhandlung mit dem Gesamtpersonalrat endgliltig.

(5) 'Bei MaBnahmen nach § 75 Abs. 1 Nr. 4222 ist der Gesamtpersonalrat zustandig. 2Sind Eigenbetriebe oder ver-
selbstandigte Dienststellen nach § 6 Abs. 3 beteiligt, so hort er den bei diesen Dienststellen gebildeten Personalrat an.

(6) '§75 Abs. 1 Nr. 622 gilt mit der MaBgabe, dass an die Stelle der obersten Dienstbehérde der Dienstvor-
gesetzte tritt.??* 2Absatz 5 gilt entsprechend.

(7) Ist kein Gesamtpersonalrat gebildet, so tritt an seine Stelle der Personalrat.

(8) Die 8§69 und 74 gelten entsprechend.??

ELFTES KAPITEL
Sonstige Kdrperschaften, Anstalten und Stiftungen des éffentlichen Rechts;
Einrichtungen der 6ffentlichen Hand mit wirtschaftlicher Zweckbestimmung

§108
Entsprechende Anwendung der Vorschriften des Zehnten Kapitels;
Bestellung der Mitglieder der Einigungsstelle

(1) 'Fir die Beschéftigten der sonstigen Kérperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts
gelten die Sondervorschriften des § 107 Abs. 2 und 4, der §§ 107a und 107b, des § 107c mit Ausnahme des Ab-
satzes 2 Satz 2 sowie der §§ 107d bis 107f sinngemaB. *Die der obersten Dienstbehdrde nach § 107e vorbehaltene
Entscheidung trifft das oberste Organ oder ein von ihm gebildeter Ausschuss.??

(2) Bei den Trdgern der gesetzlichen Krankenversicherung ist oberste Dienstbehérde oder iibergeordnete
Dienststelle im Sinne dieses Gesetzes der Vorstand.

(3) Beschéftigte, die nach §110 einem Verwaltungsrat oder einem vergleichbaren Gremium, das oberste
Dienstbehdrde ist, angehdren, diirfen von der obersten Dienstbehdrde nicht als Mitglieder einer Einigungsstelle
bestellt werden, die bei ihrer Dienststelle zu bilden ist.

20 Das sind die Falle der fristlosen Kiindigung sowie der Kiindigung in der Probezeit.

21 Siehe FuBnote 219.

22§75 Abs. 1 Nr. 4 ist die Benehmensherstellung bei der Aufstellung von Organisations- und Geschaftsverteilungsplanen.
23§75 Abs. 1 Nr. 6 ist die Benehmensherstellung bei der Aufstellung des Stellenplanentwurfs.

224 Hier lasst sich der Rat oder Kreistag durch den Verwaltungs-, Kreis- oder Hauptausschuss vertreten.

25§69 ist das Recht des Personalrates, auch bei Angelegenheiten der Benehmensherstellung Initiativantrdge zu stellen. § 74 beinhaltet
das Recht der Dienststellenleitung ggf. vorldufige MaBnahmen durchzufihren.

226 n aller Regel ist dieses Organ ein ,Verwaltungs- oder Stiftungsrat” oder eine Verbandsversammlung. [z.B. § 145 NKomVG, §§47 Abs.
1Nr. 8, 48 und 49 Abs. WVG (siehe S. 182), § 10 S. 2, §13 S. 1 Nr. 6 NKomZG (siehe S. 181).]
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§108 a
Mitglieder in der Arbeitsgruppe Personalvertretung der Deutschen Rentenversicherung

'Die oder der jeweilige Vorsitzende des Gesamtpersonalrats jedes landesunmittelbaren Trdgers der Rentenver-
sicherung ist Mitglied in der Arbeitsgruppe Personalvertretung der Deutschen Rentenversicherung nach § 140 des
Sechsten Buchs des Sozialgesetzbuchs. 2Der Gesamtpersonalrat jedes landesunmittelbaren Trégers der Rentenver-
sicherung bestimmt aus seiner Mitte ein Ersatzmitglied, das die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Gesamt-
personalrats fir die Dauer einer Verhinderung als Mitglied in der Arbeitsgruppe Personalvertretung der Deutschen
Rentenversicherung vertritt. 3Ist kein Gesamtpersonalrat gebildet, so tritt an seine Stelle der Personalrat.

§109
Offentlich-rechtliche Versicherungsanstalten, Sparkassen,
sonstige Kreditinstitute und ihre Verbande
(1) Fiir die Beschaftigten der 6ffentlich-rechtlichen Versicherungsanstalten, Sparkassen, sonstigen Kreditinsti-
tute sowie ihrer Verbande gilt Folgendes:

1. Abweichend von §66 Abs. 1 Nr. 14 und §67 Abs. 1 Nr. 3 gilt fir den Abschluss von Arbeitnehmeriberlas-
sungs- und Gestellungsvertrdgen und die Gestaltung der Arbeitsplatze § 75.

2. §65Abs. 3, §66 Abs. 2 und § 75 Abs. 2 gelten auch fiir Beschaftigte, die
a) Generalvollmacht oder Prokura haben oder

b) nach Dienststellung und Dienstvertrag im Wesentlichen Aufgaben wahrnehmen, die ihnen regelmaBig we-
gen ihrer Bedeutung fiir den Bestand und die Entwicklung der Einrichtung im Hinblick auf besondere Erfah-
rungen und Kenntnisse Ubertragen werden, wenn sie dabei entweder die Entscheidungen im Wesentlichen
frei von Weisungen treffen oder sie maBgeblich beeinflussen; dies kann auch bei Vorgabe insbesondere
aufgrund von Rechtsvorschriften, Planen oder Richtlinien sowie bei Zusammenarbeit mit anderen leitenden
Angestellten gegeben sein.

3. Fiir das Verfahren bei Nichteinigung, die Bildung der Einigungsstelle und das Verfahren der Einigungsstelle
gelten § 107 b, § 107 ¢ mit Ausnahme des Absatzes 2 Satz 2, § 107 d sowie § 108 Abs. 3 sinngemaB.

4. Die der Landesregierung nach §73 Abs. 1 vorbehaltene Entscheidung trifft das gesetzlich oder satzungsméBig
fiir die laufende Uberwachung der Geschéaftsfiihrung vorgesehene Organ.?

5. 'Oberste Dienstbehdrde, libergeordnete Dienststelle und hoherer Dienstvorgesetzter im Sinne dieses Gesetzes
ist das gesetzlich oder satzungsmaBig fiir die Geschaftsfiihrung vorgesehene Organ.?? ?Eine endgiltige Ent-
scheidung des gesetzlich oder satzungsmaBig fir die Geschaftsfiihrung vorgesehenen Organs, die von einer
gemaB § 107 d Abs. 4 Satz 1 oder § 107 d Abs. 5 Satz 2 beschlossenen Empfehlung der Einigungsstelle ab-
weicht, bedarf der vorherigen Zustimmung des gesetzlich oder satzungsméBig fiir die laufende Uberwachung
der Geschaftsfihrung vorgesehenen Organs.

6. Fiir das Verfahren zur Benehmensherstellung gilt § 107 f Abs. 1 bis 5, 7 und 8 sinngemaB.
(2) 'Absatz 1 gilt entsprechend fiir die Beschéaftigten anderer Kdrperschaften, Anstalten und Stiftungen des
offentlichen Rechts, die der Befriedigung wirtschaftlicher Bedirfnisse der Allgemeinheit dienen und die auch in

privater Rechtsform betrieben werden kénnten. 2lm Zweifelsfall entscheidet die oberste Aufsichtsbehdrde, ob die
Voraussetzungen des Satzes 1 erfillt sind.

27 Das Uberwachungsorgan des Vorstandes ist in der Regel der Verwaltungsrat. Es empfiehlt sich fiir den Personalrat, zur Kl&rung dieser
Zustandigkeiten in den Griindungsvertragen, Satzungen oder sonstigen Errichtungsvorschriften die Begrifflichkeiten zu klaren.
228 |n der Regel ist der Vorstand das geschaftsfiihrende Organ. Es empfiehlt sich fiir den Personalrat zur Klérung dieser Zustandigkeiten, in

den Griindungsvertrdgen, Satzungen oder sonstigen Errichtungsvorschriften die Begrifflichkeiten zu kléren. Siehe auch die in FuBnote
172 angefiihrten Rechtsvorschriften.
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§110
Vertretung der Beschaftigten bei Einrichtungen der 6ffentlichen Hand
mit wirtschaftlicher Zweckbestimmung

(1) Einrichtungen der offentlichen Hand mit wirtschaftlicher Zweckbestimmung sind ihre kaufmannisch ge-
fihrten Betriebe ohne eigene Rechtspersonlichkeit sowie Kérperschaften, Anstalten und Stiftungen des dffentlichen
Rechts, die tiberwiegend wirtschaftliche Aufgaben erfillen.

(2) 'Besteht fir Einrichtungen nach Absatz 1 mit mehr als zehn Beschéftigten ein Verwaltungsrat, Aufsichts-
rat, Betriebsausschuss oder ein vergleichbares Gremium, so missen ihm auch Vertreterinnen oder Vertreter der
Beschaftigten angehdren. 2Die Zahl der hinzutretenden Vertreterinnen oder Vertreter betragt die Halfte der Mit-
gliederzahl, die fiir das Gremium nach den sondergesetzlichen Vorschriften oder der Satzung vorgeschrieben ist.
3Die Vertreterinnen oder Vertreter der Beschaftigten missen selbst Beschaftigte der Einrichtung sein. # Stehen den
Beschaftigten mehr als zwei Sitze zu, so dirfen von je drei Vertreterinnen oder Vertretern der Beschaftigten jede
oder jeder Dritte nicht Beschéftigter der Einrichtung sein.

(3) 'Die wahlberechtigten Beschaftigten der Einrichtung wahlen die Personen, die die Beschaftigten fur die
Dauer der Amtszeit des jeweiligen Gremiums vertreten sollen. 2Fiir jeden der zu besetzenden Sitze wird mindestens
die doppelte Anzahl der Personen gewahlt,

1. die Beschéftigte der Einrichtung sein mssen,
2. die nicht Beschéftigte der Einrichtung sein diirfen.?
*Die Personen nach Satz 2 Nrn. 1 und 2 werden in getrennten Wahlgangen gewahlt.

(4) 'Die Vertreterinnen und Vertreter der Beschaftigten werden aus dem Kreis der nach Absatz 3 gewahlten
Personen bestatigt, und zwar
1. flr Landeseinrichtungen durch die zusténdige oberste Landesbehdrde, 3
2. fur Einrichtungen der kommunalen Gebietskdrperschaften durch das zustandige oberste Vertretungsorgan®!

und
3. firdie in §109 Abs. 1 genannten Einrichtungen mit wirtschaftlicher Zweckbestimmung durch die Vertretung

des Tragers, die Tragerversammlung oder ein vergleichbares Gremium.

“Die fur die Bestatigung zustandige Stelle soll bei ihrer Entscheidung die sich aus dem Ergebnis der Wahl er-
gebende Reihenfolge der nach Absatz 3 gewdhlten Personen berticksichtigen. 3Nach dem vorstehenden Verfahren
sind auch die Ersatzmitglieder zu bestatigen.

(5) 'Wahlen die Beschaftigten nicht nach Absatz 3, so verlieren sie ihren Anspruch auf Vertretung bis zur
nachsten Wahl der Mitglieder des Gremiums. ?Die Wirksamkeit der Beschlisse des Gremiums wird hierdurch nicht
bertihrt. 3Scheidet eine Vertreterin oder ein Vertreter aus, ohne dass ein Ersatzmitglied vorhanden ist, so ist eine
Nachwah! durchzufiihren.

(6) Fur Vertreterinnen oder Vertreter, die Beschaftigte der Einrichtung sind, gelten die

§§ 15 und 16 des Kiindigungsschutzgesetzes,”? § 25 Abs. 1 sowie die §§26 und 41 Abs. 1, 2 und 4 dieses
Gesetzes entsprechend.

229 Beachte §§ 13, 14 NSpG (siehe S. 283f.).
20 Zustandige oberste Landeshehorde wird in aller Regel das Ministerium sein.

31 Das oberste Vertretungsorgan in der Kommune ist gem. § 58 NKomVG (siehe S. 287) der Rat bzw. Kreistag.
32 8815, 16 KSchG (siehe S. 203f.).
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ZWOLFTES KAPITEL
Beschéftigte im juristischen Vorbereitungsdienst

§111
- aufgehoben -

§112
- aufgehoben -

§113
- aufgehoben -

§114
Beschaftigte im juristischen Vorbereitungsdienst

(1) Die Beschaftigten im juristischen Vorbereitungsdienst (Referendarinnen, Referendare, sonstige Beschaftigte
ohne Berufung in das Beamtenverhaltnis) sind nur fiir die Referendarpersonalrdte wahlberechtigt.

(2) 'Dienststellen im Sinne des Gesetzes sind die Oberlandesgerichte. ?Fiir den Referendarpersonalrat des
Oberlandesgerichts sind die Beschaftigten im juristischen Vorbereitungsdienst wahlbar und wahlberechtigt, die am
Wahltage der Dienstaufsicht des Oberlandesgerichts unterliegen. 3§6 Abs. 3 und 4 und §12 Abs. 1 Nr. 2 gelten
nicht. “Die Wahl des Referendarpersonalrats findet in einer Wahlversammlung statt, die der Referendarpersonalrat
oder die Dienststelle spatestens acht Wochen nach dem ersten Einstellungstermin des Kalenderjahres einberuft.
°Die Wahl wird von einem in der Wahlversammlung gewahlten Wahlvorstand geleitet.

(3) "Der Referendarpersonalrat nimmt die Aufgaben eines Personalrats, eines Bezirkspersonalrats und einer
Jugend- und Auszubildendenvertretung gegentiber dem Oberlandesgericht sowie allen anderen Gerichten und
Dienststellen wahr, soweit ausschlieBlich die Beschaftigten im juristischen Vorbereitungsdienst betroffen sind. 2Bei
MaBnahmen einer obersten Dienstbehérde tritt an die Stelle der Beteiligung der Stufenvertretung die Beteiligung
aller Referendarpersonalréte der Oberlandesgerichte.

(4) '§65 Abs. 1 Nr. 1 findet keine Anwendung. “Die Mitbestimmung bei der Zuweisung an die Ausbildungs-
stellen und die Arbeitsgemeinschaften beschréankt sich auf die Aufstellung von Grundsatzen. *Die oberste Dienst-
behérde entscheidet endgliltig.

(5) Der Referendarpersonalrat des Oberlandesgerichts besteht

aus 3 Mitgliedern, wenn dem Oberlandesgerichtsbezirk weniger als 3 Landgerichte angehdren,

aus 5 Mitgliedern, wenn dem Oberlandesgerichtsbezirk 3 bis 5 Landgerichte angehéren,

aus 7 Mitgliedern, wenn dem Oberlandesgerichtsbezirk mehr als 5 Landgerichte angehéren.

(6) 'Die Amtszeit der Referendarpersonalrate betrdgt ein Jahr und endet jeweils am 31. Marz. 2§ 39 Abs. 3 bis
6, §48 Abs. 1 und §53 Abs. 2 finden keine Anwendung.

DRITTER TEIL
Schluss- und Ubergangsvorschriften

§115
Anwendung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes

§14 Abs. 1, 2 Satze 1 und 2 sowie Abs. 3 des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes in der Fassung vom 3. Feb-
ruar 1995 (BGBI. I S. 158), zuletzt gedndert durch Artikel 29 des Gesetzes vom 18. Juni 1997 (BGBI. I S. 1430), gilt
in seiner jeweils geltenden Fassung fiir die Anwendung dieses Gesetzes sinngemaB.
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§116
Verweisung auf andere Gesetze

Vorschriften in anderen Gesetzen, die den Betriebsraten Befugnisse oder Pflichten iibertragen, gelten ent-

sprechend fiir die nach diesem Gesetz zu errichtenden Personalvertretungen, soweit diese Vorschriften nicht die
Betriebsverfassung regeln.?3

§117
Umbildung von Kdrperschaften und Dienststellen

(1) "Das Ministerium fir Inneres und Sport wird ermachtigt, durch Verordnung Vorschriften zu erlassen, die

die Personalvertretung fiir den Fall sicherstellen oder erleichtern, dass Gemeinden, Gemeindeverbande, sonstige
Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des Gffentlichen Rechts oder Dienststellen umgebildet oder neu gebildet
werden. 2Dabei kann es insbesondere Bestimmungen treffen iiber

1.

2.
3.

die Voraussetzungen und den Zeitpunkt fiir die Neuwahl der Personalvertretungen,
die voriibergehende Fortfihrung der Geschafte durch die bisherigen Personalvertretungen,

die voriibergehende Wahrnehmung der Aufgaben neu zu wahlender Personalvertretungen durch die bisherigen
Personalvertretungen, deren Vorsitzende oder deren Stellvertreterinnen oder Stellvertreter,

die Dauer der regelmaBigen Amtszeit der Personalvertretungen und ihre Verlangerung,
die Bestellung der Wahlvorstande fir Neuwahlen,

die Mitgliedschaft in Personalvertretungen, wenn die oder der Gewahlte in Vollzug der Umbildung bei einer
anderen Dienststelle verwendet wird,

eine ausreichende Interessenwahrnehmung von Beschéftigten, die in einen anderen Geschaftsbereich wech-
seln.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend fir die Vertretung der Beschaftigten bei Einrichtungen der dffentlichen Hand

mit wirtschaftlicher Zweckbestimmung (§ 110), jedoch mit der MaBgabe, dass die Verordnung von dem jeweiligen
Fachministerium im Einvernehmen mit dem Ministerium fiir Inneres und Sport erlassen wird.

§118
Wahlordnung

(1) Zur Regelung der in den §§ 10 bis 21, 47 bis 52, 96 Abs. 2 sowie den §§ 110 und 114 bezeichneten Wahlen

wird die Landesregierung ermachtigt, durch Verordnung Vorschriften (iber die Vorbereitung und Durchfiihrung der
Wahl, insbesondere Uber

1.
2.

© N o s W

die Errechnung der Vertreterzahl,

die Aufstellung der Wahlerlisten, die Frist fiir die Einsichtnahme in die Wéhlerlisten und die Erhebung von Ein-
spriichen gegen ihre Richtigkeit,

die Vorschlagslisten, die Frist fir ihre Einreichung und das Zulassungsverfahren,

das Wahlausschreiben und die Fristen fiir seine Bekanntmachung,

die Stimmzettel,

die Wahlzeit und die Stimmabgabe,

die Feststellung des Wahlergebnisses und die Fristen fir seine Bekanntmachung,

die Erhebung von Einspriichen gegen die Giiltigkeit der Wahl und die Berichtigung des Wahlergebnisses,

33

Beachte z.B. §3 KSchG (siehe S. 202), §9 ASiG (siehe S. 236).
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9. die Ersatzmitglieder, ihre Reihenfolge und das Verfahren bei ihrem Eintritt in den Personalrat,
10. die Aufbewahrung der Wahlakten,
zu erlassen.

(2) 'Die Verordnung muss Regelungen tiber die Wahl von Frauen und Ménnern entsprechend ihrem Anteil an
den wahlberechtigten Beschaftigten der Dienststelle vorsehen. 2Sie hat Regelungen fiir den Fall vorzusehen, dass
die Wahlvorschldge nicht dem in Satz 1 genannten Anteil von Frauen und Mannern entsprechen.

§119
Anderung des Niedersichsischen Richtergesetzes

hier nicht abgedruckt

§120
Anderung des Niederséachsischen Bildungsurlaubsgesetzes

hier nicht abgedruckt

§121
Ubergangsvorschriften
(1) Am 31. Dezember 2015 bereits eingeleitete Beteiligungs- und Einigungsverfahren werden nach den bis zum
31. Dezember 2015 geltenden Vorschriften zu Ende gefiihrt.

(2) 'Erkldrungen der obersten Dienstbehdrde, mit denen Nebenstellen oder Dienststellenteile zu selbsténdigen
Dienststellen bestimmt worden sind, bleiben wirksam, solange sie nicht aufgehoben werden. ?§6 Abs. 3 Satze 2
bis 4 findet Anwendung.

(3) 'Die am 31. Dezember 2015 bestehenden Schulpersonalrédte und Schulstufenvertretungen bestehen bis zum
Ende der regelmaBigen Amtszeit fort. 2Auf die im Jahr 2016 stattfindenden regelmaBigen Schulpersonalratswahlen
ist § 22 Abs. 3 nicht anzuwenden.

§122 bis 125
— aufgehoben -

§126
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1994 in Kraft.?*

24 Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der urspriinglichen Fassung vom 02. Médrz 1994 (Nds. GVBI. S. 95).
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der spateren Anderungen ergibt sich aus den Bekannt-machungen vom 22. Januar 1998 (Nds. GVBI.
S. 19, 581) Januar 2007 (Nds. GVBI. S. 11) und Juni 2023 (Nds. GVBI. S. 111) sowie den in der vorangestellten Bekanntmachung néher
bezeichneten Gesetzen.
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Wahlordnung fiir die Personalvertretungen
im Land Niedersachsen (WO-PersV)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 8.Juli 1998 (Nds. GVBI. S.538), geandert durch VO vom 23.1.2003 (Nds.
GVBI. 3/2003 S.23), 17.7.2007 (Nds. GVBI. 22/2007 S.341), zuletzt geandert durch VO vom 10.08.2023 (Nds.

GVBI. 16/2023 S. 180)

Auf Grund des § 118 des Niederséchsischen Personalvertretungsgesetzes (NPersVG) in der Fassung vom 1. Januar
2016, geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21.06.2023 (Nds. GVBI. S. 111), wird verordnet:

INHALTSUBERSICHT

ERSTER TEIL
Wahl des Personalrats

Erster Abschnitt
Gemeinsame Vorschriften Gber Vorbereitung
und Durchfiihrung der Wahl

Wahlvorstand, Wahlhelferinnen, Wahlhelfer
Bekanntmachungen des Wahlvorstands
Feststellung der Zahl und der
Zusammensetzung der Beschaftigten
Wahlerverzeichnis

Einspriiche gegen das Wahlerverzeichnis
Vorabstimmungen

Ermittlung der Zahl der zu wahlenden
Personalratsmitglieder, Verteilung der
Sitze auf die Gruppen und Geschlechter

8 Wahlausschreiben

9 Wahlvorschldge, Einreichungsfrist

Inhalt der Wahlvorschldge

11 Sonstige Erfordernisse fiir Wahlvorschldge
12 Behandlung der Wahlvorschldge durch den
Wahlvorstand, ungultige Wahlvorschlage

Nachfrist fir die Einreichung von
Wahlvorschldgen

14 Bezeichnung der Wahlvorschléage

15 Bekanntgabe der Wahlvorschldge
Sitzungsniederschriften

17 Ausiibung des Wahlrechts,
Stimmzettel, unglltige Stimmabgabe
Wahlhandlung

Briefwahl
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wn L W W
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20 Behandlung der durch Briefwahl
abgegebenen Stimmen

21 Stimmabgabe in besonderen Féllen

22 Feststellung des Wahlergebnisses

23 Wahlniederschrift

24 Benachrichtigung der Gewahlten

25 Bekanntmachung des Wahlergebnisses

26 Berichtigung des Wahlergebnisses,
Einspriiche

27 Aufbewahrung der Wahlunterlagen

28 Verfahren bei Eintritt von Ersatzmitgliedern

Zweiter Abschnitt
Besondere Vorschriften fiir die Wahl des
Personalrats und der Gruppenvertretung nach
den Grundsatzen der Verhaltniswahl oder
der Mehrheitswahl

Erster Unterabschnitt
Wahlverfahren und Ermittlung des
Wahlergebnisses bei Vorliegen mehrerer
Wahlvorschldge (Verhaltniswahl)

29 Voraussetzungen fiir Verhaltniswahl,
Stimmzettel, Stimmabgabe

30 Ermittlung der gewahlten Gruppenvertretung
bei Gruppenwahl, wenn die Gruppenver-
tretung aus mehreren Personen besteht

31 Ermittlung der gewdhlten Gruppenver-
tretung bei gemeinsamer Wahl, wenn die
Gruppenvertretung aus mehreren
Personen besteht
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§ 32 Ermittlung des Wahlergebnisses, wenn der
Personalrat oder eine Gruppenvertretung
nur aus einer Person besteht

Zweiter Unterabschnitt
Wahlverfahren und Ermittlung des
Wahlergebnisses bei Vorliegen nur eines
Wahlvorschlags (Mehrheitswahl)

§ 33 Voraussetzungen fiir Mehrheitswahl,
Stimmzettel, Stimmabgabe
§ 34 Ermittlung der Gewahlten bei Mehrheitswahl

Dritter Abschnitt
Wahl der Jugend- und Auszubildendenvertretung

§ 35 Vorbereitung und Durchfiihrung der Wahl

ZWEITER TEIL
Wahl des Bezirkspersonalrats
§ 36 Entsprechende Anwendung der Vorschriften
tiber die Wahl des Personalrats, Leitung der
Wahl, Gleichzeitigkeit
§ 37 Feststellung der Zahl und der Zusammen-
setzung der Beschaftigten, Wahlerverzeichnis
§ 38 Wahlausschreiben
§ 39 Bekanntmachungen des Bezirkswahlvor-
stands, Sitzungsniederschriften
§ 40 Stimmabgabe, Stimmzettel
§ 41 Briefwahl bei nicht mehr als fiinf
Gruppenangehdrigen
§ 42 Feststellung und Bekanntmachung des
Wahlergebnisses

43

44

45

46

47

48
49

DRITTER TEIL
Wahl des Hauptpersonalrats

Entsprechende Anwendung von Vorschriften,
Leitung der Wahl

Durchfiihrung der Wahl nach Bezirken

VIERTER TEIL
Wahl des Gesamtpersonalrats
Entsprechende Anwendung von Vorschriften

FUNFTER TEIL
Wahl der Schulstufenvertretungen
Wahlausschreiben

SECHSTER TEIL
Wahl des Referendarpersonalrats

Vorbereitung und Durchfiihrung der Wahl

SIEBENTER TEIL
Schlussvorschriften

Berechnung von Fristen

Inkrafttreten, Aufhebung von
Rechtsvorschriften
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Erster Teil
Wahl des Personalrats

Erster Abschnitt
Gemeinsame Vorschriften Uber Vorbereitung und Durchfihrung der Wahl

§1
Wabhlvorstand, Wahlhelferinnen, Wahlhelfer

(1) 'Der Wahlvorstand fiihrt die Wahl des Personalrats durch. 2Er ist beschlussfahig, wenn alle Mitglieder oder
Ersatzmitglieder anwesend sind. 3Er fasst seine Beschlisse mit Stimmenmehrheit. “Bei Stimmengleichheit entschei-
det die Stimme der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden.

(2) Der Wahlvorstand kann Wahlberechtigte als Wahlhelferinnen oder Wahlhelfer zu seiner Unterstiitzung bei
der Durchfiihrung der Stimmabgabe und bei der Stimmenzéhlung bestellen; dabei soll er die in der Dienststelle ver-
tretenen Gruppen und Geschlechter angemessen beriicksichtigen.

(3) Die Dienststelle hat den Wahlvorstand bei der Erfillung seiner Aufgaben zu unterstiitzen, insbesondere die
notwendigen Unterlagen zur Verfligung zu stellen und die erforderlichen Auskiinfte zu erteilen.

(4) "Der Wahlvorstand macht?* die Namen seiner Mitglieder und der Ersatzmitglieder rechtzeitig nach seiner
Bestellung oder Wahl nach § 2 bis zum Abschluss der Stimmabgabe bekannt. 2Den in der Dienststelle vertretenen
Gewerkschaften ist auf Anforderung ein Abdruck dieser Bekanntmachung zu iibersenden.

(5) Der Wahlvorstand soll daftir sorgen, dass auslandische Wahlberechtigte, die der deutschen Sprache nicht
méchtig sind, vor Einleitung der Wahl iiber das Wahlverfahren, die Aufstellung des Wahlerverzeichnisses, die Ein-
reichung von Wahlvorschldgen, den Wahlvorgang und die Stimmabgabe in geeigneter Weise unterrichtet werden.

Erlauterung:

Bildung und Aufgaben des Wahlvorstands sind in den §§ 18 und 19 NPersVG geregelt. § 1 konkretisiert die gesetz-
lichen Bestimmungen.

Zu Absatz 1:

Zur Durchfihrung der Wahl des Personalrats gehéren zusammengefasst folgende Aufgaben:

- Bekanntgabe der Namen der Mitglieder (§ 1 Abs. 4 WO),

- Unterrichtung der ausléndischen Beschéftigten (§ T Abs. 5 WO),

- Feststellung der Zahl der Wahlberechtigten, Aufstellung des Wahlerverzeichnisses (§§ 3 und 4 WO),

- Ermittlung der Zahl der zu wéhlenden Personalratsmitglieder, Verteilung der Sitze auf die Gruppen und innerhalb
der Gruppe auf die Geschlechter (§§3, 7, 36 und 43 WO),

— Erlass des Wahlausschreibens (§8 WO),

- Entgegennahme und Behandllung der Wahlvorschidge (§ 12 WO),

- Nachfrist fiir die Einreichung von Wahlvorschldgen (§ 13 WO),

- Durchfiihrung der Wahlhandlung (§ 18 WO),

- Vorbereitung der Briefwahl (§ 19 WO),

- Behandlung der durch Briefwahl abgegebenen Stimmen (§ 20 WO),

- Durchfiihrung der Stimmabgabe bei Nebenstellen und Dienststellenteilen (§21 WO),

25 Die hier vorgenommene Anderung beriicksichtigt nur sprachlich die mehrfachen Maglichkeiten zur Bekanntmachung.
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- fFeststellung des Wahlergebnisses (§ 22 WO),

— Wahlniederschrift (§ 23 WO),

- Benachrichtigung der Gewéahlten (§ 24 WO),

- Bekanntmachung des Wahlergebnisses (§ 25 WO),

- Einberufung der konstituierenden Sitzung der neu gewéhlten Personalvertretung (§ 29 Abs. 1 NPersVG),
— Wahlausschreiben Wahl BPR + HPR,

- Erkldrung zur Briefwahl.

Zu den weiteren Aufgaben des Wahlvorstands gehort die Durchfiihrung der Wahlen zu den Stufenvertretungen
und zum Gesamtpersonalrat in den einzelnen Dienststellen im Auftrag und nach den Richtlinien der Wahlvorstande
dieser Wahlen (§§ 36, 43, 45 WO).

§2
Bekanntmachungen des Wahlvorstands

(1) 'Bekanntmachungen des Wahlvorstands aufgrund dieser Wahlordnung erfolgen

1. durch Aushang des bekannt zu machenden Schriftstiicks in der Dienststelle einschlieBlich ihrer rdumlich ge-
trennten Teile, ihrer Nebenstellen und ihrer nachgeordneten Stellen, denen Wahlberechtigte fiir die Wahl an-
gehdren, oder

2. durch elektronisches Zuganglichmachen des bekannt zu machenden Schriftstlicks mittels technischer Einrich-
tungen, die durch die Dienststelle zur dienstlichen Nutzung freigegeben sind.?®

“Die nach Satz 1 Nr. 2 zuganglich gemachten Inhalte sind geméB dem aktuellen Stand der Technik vor unbefug-
ten Veranderungen zu schiitzen.”’ 3Eine Bekanntmachung ausschlieBlich nach Satz 1 Nr. 2 ist nur zuldssig, wenn
fir alle Wahlberechtigten der technische Zugang zum Schriftstiick eréffnet ist.?® “Soll die Bekanntmachung nach
Satz 1 Nr. 1 erfolgen und kann der Wahlvorstand den Aushang nicht selbst vornehmen, so veranlasst die Dienst-
stelle diesen auf Ersuchen des Wahlvorstandes.?*

(2) Der Wahlvorstand bestimmt den Tag der Bekanntmachung.?°

(3) 'Der Wahlvorstand hat den Tag der Bekanntmachung bei einer Bekanntmachung durch Aushang auf dem
Schriftstiick und bei einer Bekanntmachung durch elektronisches Zuganglichmachen in dem elektronischen Doku-
ment zu vermerken. 2Nach Ablauf des vorgeschriebenen Zeitraums seit der Bekanntmachung ist der letzte Tag des
Aushangs und des elektronischen Zugénglichmachens entsprechend Satz 1 zu vermerken. *Im Fall des Absatzes

23

3

Hier folgt die Wahlordnung konsequenterweise der auch im NPersVG Gesetzestext vorgenommenen Anderung, dass nur dienstlich
zugelassene Gerate und Technik fiir die Personalratsarbeit und dementsprechend auch fiir die Wahlen genutzt werden diirfen.
23

Dieser Hinweis bedeutet, dass fiir die Kommunikation ggf. Verschliisselungssysteme zu nutzen sind und digitale Dokumente durch
denjenigen, der sie in das Verfahren einfiihrt, z.B. mit Passwortern zu schiitzen sind, um sie vor Manipulationen zu sichern.
231

&

Damit wird die ausschlieBlich digitale Bekanntmachung nur in wenigen Dienststellen méglich sein, da es sehr viele gerade kommunale
Dienststellen gibt, in der nicht fir alle Berufe die Arbeit an und mit einem Computer notwendig ist und die dort arbeitenden Kolleg*in-
nen noch immer auf herkémmlichem Weg mittels Aushang informiert werden missen!

23

8

Gerade in groBen Dienststellen wird der Wahlvorstand einen eigenhandigen Aushang an allen notwendigen Standorten nicht allein
bewaltigen konnen. Er soll sich also ggf. der Dienststelle, z.B. durch Versand der Unterlagen an Vorgesetzte aus Verwaltungseinhei-
ten vor Ort bedienen. Allerdings tragt der Wahlvorstand die Haftung fir diesen Weg. Sollten Aushénge nicht ordentlich ausgefihrt
werden und eine Wahl durch einen fehlenden Aushang erfolgreich angefochten werden, kann der Wahlvorstand sich nicht aus der
Verantwortung befreien, indem er sagt, dass er die Vornahme der Aushange auf die Dienststelle Ubertragen habe. Er sollte sich also,
wie auch in den Erlauterungen ausgefiihrt, mindestens stichprobenartig von der Vornahme der Aushange eigensténdig tiberzeugen.
241

s

Bei Vornahme der Aushange durch die Dienststelle sollte in einem Begleitanschreiben eine Art Bedienungsanleitung fiir die aushan-
genden Personen beiliegen, die die Formalien ,Aushangdatum” und ,Kennzeichnung des Aushang- und Abnahmedatums auf dem
Dokument” beinhaltet.
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1 Satz 4 hat die ersuchte Dienststelle dem Wahlvorstand den ersten Tag des Aushangs mitzuteilen und ihm das
Schriftstiick nach erfolgtem Aushang zurlickzugeben.

Erlauterung:
Es sind die Namen der Mitglieder und Ersatzmitglieder des Wahlvorstands (§ 1 Abs. 2) zum Zwecke der jederzeitigen

Erreichbarkeit durch die Beschaftigten der Dienststelle bekannt zu machen. Die-efektronische-Bekanntmachtingkann
zusétztich-erfolgen: 2!

Des Weiteren:
— das Wahlausschreiben (§8),
die Festsetzung einer Nachfrist fiir die Einreichung von Wahlvorschldgen (§ 13),

- das Fehlen von giltigen Wahlvorschldgen (§ 13 Abs. 3),
die Wahlvorschldge (§ 15) und
das Wahlergebnis (§ 25).

Bekanntmachungen sind in allen Dienststellenteilen auszuhdngen. Das Unterlassen des Aushdngens von Bekanntma-
chungen des Wahlvorstands in Dienststellenteilen kann zur erfolgreichen Anfechtung der Wahl fihren. Der Wahlvorstand
bzw. die ersuchte Dienststelle hat deshalb in geeigneter Form dariber zu wachen, dass die Aushdnge vollzogen sind und
sichtbar bleiben. Gegebenenfalls sind verloren gegangene Aushdnge zu ersetzen.

Der Wahlvorstand hat in gleicher Weise dafir zu sorgen, dass die Aushédnge fir die Wahlen zu Stufenvertretungen
oder dem Gesamtpersonalrat in seinem Bereich nach Weisung der Wahlvorsténde fiir diese Personalvertretungen erfol-
gen.

§3
Feststellung der Zahl und der Zusammensetzung der Beschaftigten

(1) Der Wahlvorstand stellt fest:

1. die Zahl der in der Regel Beschéftigten, die in der Dienststelle wahlberechtigt sind (§4 Abs. 1 und 2, § 11 des
Niedersdchsischen Personalvertretungsgesetzes — NPersVG),

2. den Anteil an Frauen und Mannern an der nach Nummer 1 festgestellten Zahl (§ 15 Abs. 1 NPersVG),

3. die Verteilung der nach Nummer 1 festgestellten Zahl auf die Gruppen (§ 5 Abs. 1 NPersVG), jeweils getrennt
nach Frauen und Mannern (§ 15 Abs. 1 NPersVG).

(2) "Fiir die Feststellung nach Absatz 1 ist der Bestand der Wahlberechtigten und seine Aufteilung auf Frauen
und Ménner sowie auf die einzelnen Gruppen zu ermitteln, der nach den in der Dienststelle am Tag des Erlasses
des Wahlausschreibens bestehenden tatséachlichen Verhaltnissen und sonstigen vorhandenen Unterlagen verldss-
lich vorhersehbar ist und voraussichtlich fiir den berwiegenden Teil der regelmaBigen Amtszeit des Personalrats
bestehen wird. 2Das gilt auch bei unbesetzten Dienstposten oder Arbeitsplatzen; Im Zweifel ist die Verteilung auf
Frauen und Manner und auf die einzelnen Gruppen entsprechend den am Tag des Erlasses des Wahlausschreibens
bestehenden Anteilen vorzunehmen.

Erlauterung:
Zu Absatz 1:
Neben der Zahl der Regel-Beschéftigten und ihrer Verteilung auf die Gruppen ist wegen §10 Abs. 3 und §15

NPersV/G auch die Verteilung der Geschlechter vom Wahlvorstand zu ermitteln, damit die Sitze entsprechend zugeordnet
werden kénnen. Bei der Ermittlung soll die Dienststelle die notwendige Hilfestellung leisten. Zum Beschéftigtenbegriff

21 Dieser Satz der Erlduterungen hat durch die Neuregelungen seine Bedeutung verloren.
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vgl. Fricke u. A., Basiskommentar zum NPersVG (BK) §4, zur Wahlberechtigung BK zu § 11 und zur Geschlechterverteilung
BK zu 15 NPersVG.

Zu Absatz 2

Absatz 2 soll dem Wahlvorstand Hilfestellung geben bei der Feststellung der Zahl der Mitglieder des Personalrats
und ihrer Verteilung auf die Gruppen und Geschlechter. Berticksichtigt wurde dabei die Rechtsprechung des Bundesver-
waltungsgerichts zum Begriff der »in der Regel Beschéftigten« (vgl. BVerwG, Der Personalrat 91, S. 369 ff).

Neben dem Stellenplan und anderen Unterlagen (ber den Stellenbestand sind auch personelle Verdnderungen zu
berticksichtigen, die wahrend des (iberwiegenden Teils der Amtszeit des zu wéhlenden Personalrats voraussichtlich be-
stehen und somit diese Amtszeit prédgen werden. Unbesetzte Stellen sollen entsprechend dem nach Absatz 1 Nummer 2
festgestellten Anteil den beiden Geschlechtern zugerechnet werden, um zu einer méglichst gerechten Verteilung der den
Geschlechtern zufallenden Sitze zu kommen.

§4
Wabhlerverzeichnis

(1) 'Der Wahlvorstand stellt ein Verzeichnis der Wahlberechtigten (Wahlerverzeichnis) auf, getrennt nach den
in der Dienststelle vertretenen Gruppen. ?In das Wahlerverzeichnis sind der Nachname und der Vorname aufzu-
nehmen, in das fir den Wahlvorstand bestimmte Wahlerverzeichnis auch das Geburtsdatum. *Der Wahlvorstand
hat das Wahlerverzeichnis bis zum Abschluss der Stimmabgabe auf dem Laufenden zu halten und zu berichtigen.

(2) Das Wahlerverzeichnis oder eine Abschrift ist unverziiglich nach der Bekanntmachung des Wahlausschrei-
bens (§ 8 Abs. 3) bis zum Abschluss der Stimmabgabe an geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen.

(3) 'Der Wahlvorstand kann auch die Auslegung in Nebenstellen, nachgeordneten Dienststellen und raumlich
getrennten Dienststellenteilen anordnen. 2In diesen Féllen ist die Auslegung eines Auszugs aus dem Wahlerver-
zeichnis, der die diesen Stellen angehdérenden Wahlberechtigten umfasst, zuldssig.

Erlauterung:

In das auszulegende Wéhlerverzeichnis, das getrennt nach Gruppen aufzustellen ist, werden aus Datenschutzgrdin-
den lediglich Namen und Vornamen der Wahlberechtigten aufgenommen. Demgegeniber muss das fir den Wahlvor-
stand bestimmte Verzeichnis aus Grinden der Identifizierung und Feststellung der Wahlberechtigung auch das Geburts-
datum enthalten. Der Wahlvorstand hat als »Herr des Verfahrens« Mdngel im Wahlerverzeichnis jederzeit von sich aus
2u korrigieren.

§5
Einspriiche gegen das Wahlerverzeichnis
(1) Jede Beschaftigte oder jeder Beschaftigte kann beim Wahlvorstand schriftlich oder elektronisch?? innerhalb
einer Woche seit Auslegung Einspruch gegen die Richtigkeit des Wahlerverzeichnisses einlegen.

(2) 'Uber den Einspruch entscheidet der Wahlvorstand unverziiglich. Die Entscheidung ist allen betroffenen
Beschaftigten unverzliglich schriftlich oder elektronisch®? mitzuteilen. ?Ist der Einspruch begriindet, so hat der
Wahlvorstand das Wahlerverzeichnis zu berichtigen.

Erlauterung:

Grundsétzlich hat der Wahlvorstand entsprechend §4 Abs. 1 Satz 3 WO das Wahlerverzeichnis von sich aus standig
auf dem Laufenden zu halten. Daneben haben die Beschéftigten der Dienststelle, aber nur diese, innerhalb einer Aus-

%2 Auch bei den Einspriichen gegen das Wahler*innenverzeichnis hat der Verordnungsgeber jetzt die digitale Mitteilung als ausreichend
eingefihrt.

3 Siehe FuBnote 148
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schlussfrist von einer Woche seit Auslegung des Wéhlerverzeichnisses die Mdglichkeit, Einspruch gegen die Richtigkeit des
Wahlerverzeichnisses beim Wahlvorstand einzulegen. Der Wahlvorstand entscheidet tber Einspriiche unverziglich und
teilt allen betroffenen Beschéftigten, also dem Einspruchfihrer sowie den weiteren an der Entscheidung Beteiligten das
Ergebnis mit und korrigiert ggf. das Wahlerverzeichnis.

Ein Rechtsmittel gegen die Entscheidung des Wahlvorstands ist unmittelbar nicht gegeben. Allerdings kann im Rah-
men einer spateren Wahlanfechtung gemdaB § 21 NPersV/G die Wahl vor dem Verwaltungsgericht angefochten werden.

§6

Vorabstimmungen
'Vorabstimmungen tiber

1. einevon § 14 Abs. 2 und 3 NPersVG abweichende Verteilung der Sitze des Personalrats auf die Gruppen (§ 14
Abs. 4 NPersVG) oder

2. die Durchfihrung gemeinsamer Wahl (§ 16 Abs. 3 NPersVG)

werden nur berticksichtigt, wenn ihr Ergebnis dem Wahlvorstand innerhalb von zwei Wochen seit der Bekannt-
gabe nach § 1 Abs. 4 vorliegt und dem Wahlvorstand glaubhaft gemacht wird, dass das Ergebnis unter Leitung
eines aus mindestens drei Wahlberechtigten bestehenden Abstimmungsvorstands in geheimen und nach Gruppen
getrennten Abstimmungen zustande gekommen ist. 2Dem Abstimmungsvorstand muss ein Mitglied jeder in der
Dienststelle vertretenen Gruppe angehdren; ihm sollen Frauen und Manner angehoren.

Erlauterung:

Das Ergebnis der Vorabstimmung Gber die abweichende Verteilung der Sitze des Personalrats auf die Gruppen bzw.
zur Durchfihrung einer gemeinsamen Wahl ist innerhalb von zwei Wochen nach dem Aushang der Namen des Wahl-
vorstands dem Wahlvorstand vorzulegen, damit das Ergebnis im Wahlausschreiben ggf. berticksichtigt werden kann. Der
Zeitraum zwischen der Bestellung des Wahlvorstands durch den zustandigen Personalrat und der 6ffentlichen Bekannt-
gabe seiner Namen kann durchaus mehr als zwei Wochen betragen. Die Durchfiihrung der Vorabstimmung ist daher auch
vor der dffentlichen Bekanntgabe der Namen des Wahlvorstands méglich.

§7
Ermittlung der Zahl der zu wahlenden Personalratsmitglieder,
Verteilung der Sitze auf die Gruppen und Geschlechter

(1) Der Wahlvorstand ermittelt die Zahl der zu wahlenden Personalratsmitglieder.

(2) Ist eine von § 14 Abs. 2 und 3 NPersVG abweichende Verteilung der Sitze des Personalrats auf die Gruppen
(§ 14 Abs. 4 NPersVG) nicht beschlossen worden, so ermittelt der Wahlvorstand nach dem Héchstzahlverfahren
zuerst die Verteilung der Personalratssitze auf die Gruppen (Absétze 3 bis 5) und danach erforderlichenfalls die
Verteilung auf Frauen und Manner innerhalb der Gruppen (Absatz 6).

(3) 'Die Beschaftigtenzahlen der in der Dienststelle vertretenen einzelnen Gruppen (§ 3) werden nebeneinan-
dergestellt und der Reihe nach durch 1, 2, 3 usw. geteilt. 2Auf die jeweils hochste Teilzahl (Hochstzahl) wird so lange
ein Sitz zugeteilt, bis alle Personalratssitze verteilt sind.?Jede Gruppe erhélt so viele Sitze, wie Hochstzahlen auf sie
entfallen. “Ist bei gleichen Hochstzahlen nur noch ein Sitz zu verteilen, so fallt er der Gruppe zu, die andernfalls im
Verhéltnis zu ihrem Anteil an der Gesamtzahl der Beschaftigten der Dienststelle am starksten benachteiligt ware;
bei gleicher Beschaftigtenzahl entscheidet das Los. *Entsprechendes gilt, wenn bei mehreren gleichen Hochstzahlen
weniger Sitze zu verteilen als Hochstzahlen vorhanden sind.

81



82

Wahlordnung

(4) "Jede Gruppe erhdlt mindestens die in § 14 Abs. 2 NPersVG vorgeschriebene Zahl von Sitzen. ?Die Zahl
der Sitze der anderen Gruppe?** vermindert sich entsprechend. 3Sitze, die einer Gruppe nach den Vorschriften des
Niedersachsischen Personalvertretungsgesetzes mindestens zustehen, kénnen ihr nicht entzogen werden.

(5) Gehoren beiden®* Gruppen in einer Dienststelle die gleiche Anzahl von Beschéftigten an, so eriibrigt sich
die Ermittlung der Sitze nach dem Hochstzahlverfahren; in diesen Féllen entscheidet das Los, wem die hochste Zahl
von Sitzen zufallt.

(6) 'Eine Aufteilung der Sitze auf Frauen und Manner erfolgt nur innerhalb der Gruppen, denen mehr als
ein Sitz im Personalrat zusteht (§ 15 Abs. 1 Satz 2 NPersVG). “Dies gilt auch, wenn in einer Dienststelle nur eine
Gruppe vorhanden ist. 3Fiir die Ermittlung gelten die Absatze 3 und 5 entsprechend. “Bleibt hiernach ein in der
Dienststelle vertretenes Geschlecht unberticksichtigt, so ist ihm ein Sitz (Minderheitensitz) zuzuerkennen, wenn
diesem Geschlecht mindestens ein Zwanzigstel aller Beschaftigten angehort. °In diesem Fall hat der Wahlvorstand
festzustellen, in welcher der Gruppen, denen mindestens zwei Sitze zustehen, das Geschlecht, bezogen auf seine
Gesamtzahl in allen Gruppen, in absoluten Zahlen am stdrksten vertreten ist. Dieser Gruppe ist der Sitz an Stelle
eines flir das andere Geschlecht ermittelten Sitzes zuzuordnen. “Liegen die Voraussetzungen bei beiden Gruppen
vor, so entscheidet iiber die Sitzzuordnung das Los (§ 15 Abs. 2 NPersVG).

Erlduterung:

Bei der Ermittlung der Zahl der Personalratsmitglieder ist wegen § 10 Abs. 3 und § 15 NPersVG die anteilige Ge-
schlechterreprdsentanz in der Dienststelle zu berticksichtigen.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 bestimmt, dass der Wahlvorstand - wie bisher - zunéchst die Verteilung der Sitze auf die Gruppen festzu-
legen hat und verweist auf die dabei zu beachtenden Regeln (Absétze 3 bis 5). In einem nachsten Schritt hat der Wahl-
vorstand regelmaBig auch die Verteilung der Sitze auf die Geschlechter innerhalb der Gruppen zu ermitteln (Verweisung
auf Absatz 6). Die auf die Gruppen und innerhalb der Gruppen auf Frauen und Ménner entfallenden Sitze werden jeweils
nach dem Hochstzahlverfahren (d’Hondlt) errechnet.

Berechnungsbeispiel zu Abs. 3 Satze 1 bis 3
Dienststelle mit 970 Beschéftigen = 11 Personalratsmitglieder (§ 13 Abs. 1 NPersV/G)

Beamtinnen und Beamte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
280 690
1 280 A3) 690 M
2 140 (6) 345 (2)
3 93,33 (10) 230 4
4 70 172,5 (5)
5 56 138 (7
6 46,66 115 (8)
7 40 98,57 9
8 35 86,25 (11)

%4 Hier hat der Verordnungsgeber nur die lange iiberfallige sprachliche Anpassung vorgenommen, dass es im Personalrat nur noch zwei
Gruppen gibt.

5 Siehe vorherige FuBnote
%6 Siehe FuBnote 244
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Also entfallen der 1, 2, 4., 5., 7, 8., 9, 11. Sitz auf die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, der 3., 6., 10. Sitz
auf die Beamtinnen und Beamten.

Zu Absatz 6

Satz 1 stellt zunéchst klar, dass eine Geschlechteraufteilung nur stattfindet, wenn der jeweiligen Gruppe mehrere
Sitze im Personalrat zustehen (§ 15 Abs. 1, S. 2 NPers\V/G), und zwar auch dann, wenn in einer Dienststelle nur eine Gruppe
vorhanden ist. Dabei ist Absatz 3 entsprechend anzuwenden, d. h. auch hier wird bei gleichen Héchstzahlen und weniger
zu verteilenden Sitzen der Sitz dem Geschlecht zugeteilt, das sonst am stérksten benachteiligt ware. Diese Regelung - an-
stelle eines Losentscheids — ist erforderlich, um zuféllige Ungleichgewichte und Verzerrungen zu verhindern. Bei einem
Losentscheid kdnnte es dazu kommen, dass ein Geschlecht den ihm eigentlich zustehenden Gesamtanteil an Sitzen nicht
erreicht, wenn der zuletzt zu verteilende Sitz ihm bei gleichen Hochstzahlen nicht zugeschlagen wird. Gleiches gilt fir
die Gruppen; vgl. Abs. 3.

Berechnungsbeispiel zu Abs. 6, S. 1 bis 3
Der Arbeitnehmergruppe in einer Dienststelle stehen sieben Sitze zu. Die Gruppe teilt sich auf in

Frauen Manner
185 113
H 185 (1 113 (2)
2 92,5 (3) 56,5 (5
3 61,66 4) 37,66 (7)
4 46,25 (6) 28,25
5 37 22,6

Sitzverteilung: Frauen: 4 Sitze - Ménner: 3 Sitze

Beispiel fiir die Berechnung der Sitzverteilung bei gleichen Hochstzahlen:
Dienststelle mit 150 Beschaftigten = 5 Personalratsmitglieder

Beamtinnen und Beamte
25 weiblich, 75 mannlich

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
25 weiblich, 25 mannlich

100 50
i 100 M 50 (2)
2 50 A3) 25 (5)?
3 33,33 (4) 16,66
4 25 (5)? 12,5

Der fiinfte zu verteilende Sitz fallt auf die Zahl 25. Bei einem eventuellen Losentscheid kann die Relation Beam-
te:Arbeitnehmer entweder 3:2 oder 4:1 lauten. Angesichts der Grundrelation 2:1 wére eine Sitzverteilung 4:1 eine grobe
Verzerrung.

Die Regelung in Abs. 3, S. 4 und 5 stellt klar, dass die Verteilung 3:2 lauten muss.

Beispiel fir den Minderheitenschutz eines Geschlechts, dem mindestens 5% der Beschéftigten einer Dienststelle
angehdren.

Satz 4 fiihrt aus Griinden des Minderheitenschutzes eine 5 %-Klausel ein (§ 15 Abs. 2 NPersVG). Stellt ein Geschlecht
zwar mindestens 5% aller Beschaftigen einer Dienststelle, wiirde ihm aber nach der ermittelten Sitzverteilung in keiner
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Gruppe ein Sitz zustehen, muss der Wahlvorstand zundchst feststellen, in welcher Gruppe mit mehreren Gruppensitzen
dieses Minderheitengeschlecht zahlenmdBig am stérksten vertreten ist. Dieser Gruppe ist dann der Minderheitensitz zu-
lasten des anderen Geschlechts zuzuordnen.

Dienststelle mit 970 Beschéftigen = 11 Personalratsmitglieder, 921 Ménner, 49 frauen. Von den 49 Frauen sind
19 Beamtinnen und 30 Arbeitnehmerinnen.

Die Sitzverteilung ist wie folgt ermittelt:

Beamte: 3 Mdnner Arbeitnehmer: 8 Mannersitze

Da dlie Frauen bezogen auf ihre Gesamtzahl in allen Gruppen (49) in den Arbeitnehmerinnen am starksten vertreten
sind (30), ist einer der 8 fiir die Arbeitnehmer ermittelten Ménnersitze einer Frau zuzuordnen.

Sitzverteilung:

Beamte: 3 Manner Arbeitnehmer: 7 Ménner/1 Frau

§8
Wahlausschreiben

(1) "Friihestens nach Ablauf von zwei Wochen seit der Bekanntmachung®’ nach § 1 Abs. 4 und spatestens
sechs Wochen vor dem letzten Tag der Stimmabgabe erldsst der Wahlvorstand ein Wahlausschreiben. 2Es ist von
samtlichen Mitgliedern des Wahlvorstands zu unterschreiben.

(2) Das Wahlausschreiben muss enthalten:
1. Ortund Tag seines Erlasses;
2. die Zahl und die Zusammensetzung der Beschaftigten nach §3 Abs. 1;

3. die Zahl der zu wahlenden Personalratsmitglieder, getrennt nach Gruppen und gegebenenfalls innerhalb der
Gruppen nach Frauen und Mannern;

4. die Mindestzahl der weiblichen und mannlichen Gruppenangehdrigen, die jeder Wahlvorschlag enthalten
muss, wenn nach Nummer 2 in der Gruppe Frauen und Manner zu wahlen sind;

. den Hinweis, dass Wahlvorschldge auch Angehdrige des Geschlechts enthalten kdnnen, fiir das innerhalb der

Gruppe kein Sitz ermittelt worden ist;

den Hinweis, ob ein Minderheitensitz (§ 7 Abs. 6 Satze 4 bis 7) zuerkannt worden und welcher Gruppe er zu-

zuordnen ist;

. Angaben dariber, ob die Beschaftigten ihre Vertreterinnen und Vertreter in getrennten Wahlgangen (Gruppen-
wahl) oder in gemeinsamer Wahl wahlen;

. die Angabe, wo und wann das Wahlerverzeichnis und diese Wahlordnung zur Einsicht ausliegen;

. den Hinweis, dass nur Beschaftigte wahlen kénnen, die in das Wahlerverzeichnis eingetragen sind;

. den Hinweis, dass Einspriiche gegen das Wahlerverzeichnis nur innerhalb einer Woche seit seiner Auslegung
schriftlich beim Wahlvorstand eingelegt werden kénnen; der letzte Tag der Einspruchsfrist ist anzugeben;

11. die Mindestzahl von Wahlberechtigten, die fiir die Unterzeichnung eines von ihnen eingereichten Wahlvor-
schlags vorgeschrieben ist (§ 10 Abs. 4), und den Hinweis, dass jede Bewerberin oder jeder Bewerber fiir die
Wahl des Personalrats nur auf einem Vorschlag benannt werden kann;

. die Aufforderung, Wahlvorschldge innerhalb von zwei Wochen nach dem Tag der Bekanntmachung®® des
Wahlausschreibens beim Wahlvorstand einzureichen; der letzte Tag der Einreichungsfrist ist anzugeben;

i

o

~

o WO

N

%7 Hier ist nur die sprachliche Erweiterung auf alle zulassigen Formen der Bekanntmachung eingefiigt.
%8 Siehe FuBnote 247
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13. den Hinweis, dass nur fristgerecht eingereichte Wahlvorschlage beriicksichtigt werden und dass nur gewahlt
werden kann, wer in einen solchen Wahlvorschlag aufgenommen ist;

14. den Ort, an dem die Wahlvorschldge bekanntgegeben werden;

15. den Ort und die Zeit der Stimmabgabe;

16. einen Hinweis auf die Mdglichkeit der Briefwahl;

17. Ort und Zeit der Sitzung, in der das Wahlergebnis festgestellt wird.

(3) 'Der Wahlvorstand hat das Wahlausschreiben spatestens sechs Wochen vor dem letzten Tag der Stimm-
abgabe bekannt zu machen.*® 2Die Mdglichkeit zur Kenntnisnahme des Aushangs (§ 2 Abs. 1 Satz 1. 1) und die
elektronische Zuganglichkeit (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) mssen bis zum Abschluss der Stimmabgabe aufrechterhalten
werden.”® 3Den in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften ist das Wahlausschreiben auf Anforderung zu
iibersenden.

(4) Offenbare Unrichtigkeiten des Wahlausschreibens kénnen vom Wahlvorstand jederzeit berichtigt werden.

Erlauterung:
Zu Absatz 1:

Die Fristbestimmung beginnt mit dem Aushang nach § 1 Abs. 4, um den zeitlichen Spielraum fiir den Wahlvorstand
2u vergréBern.

Zu Absatz 2

Das Wahlausschreiben muss die Zahl der zu wéhlenden Personalratsmitglieder nicht nur getrennt nach Gruppen,
sondern - wenn dies nach § 7 Abs. 6 erforderlich ist - auch getrennt nach Geschlechtern innerhalb der Gruppen nennen.
Nummer 3 soll die Listeneinreicher dardber informieren, wie viele Angehérige jedes Geschlechts sie mindestens in ihrem
Wahlvorschlag berticksichtigen mussen (§ 17 Abs. 2 NPersVG). Nummer 4 bezieht sich auf die Regelung in § 10 Abs. 1
Satz 2, wonach der Wahlvorschlag auch Angehérige des Geschlechts enthalten kann, auf das nach § 7 Abs. 6 Satze 1 bis
3 kein Sitz entféllt. Nummer 5 schreibt einen Hinweis auf den in § 15 Abs. 2 NPers\/G normierten Minderheitensitz vor,
damit sich Wahlberechtigte und Listeneinreicher auf diese Besonderheit rechtzeitig einstellen kénnen. In Folge des § 12
NPersV/G, wonach auch Mitglieder des Wahlvorstands wahlbar sind, ist ihnen auch das Vorschlagsrecht zu gewdhren. Dies
soll insbesondere in kleineren Dienststellen die Personalratswahlen erleichtern.

§9
Wahlvorschlage, Einreichungsfrist

(1) Zur Wahl des Personalrats konnen die Wahlberechtigten sowie die in der Dienststelle vertretenen Gewerk-
schaften Wahlvorschldge machen.

(2) 'Die Wahlvorschldge sind innerhalb von zwei Wochen nach dem Tag der Bekanntmachung®' des Wahlaus-
schreibens einzureichen. 2Bei der Gruppenwahl sind fiir die einzelnen Gruppen getrennte Wahlvorschldge einzu-
reichen.

Erlduterung:

Vorschlagsberechtigt sind die wahlberechtigten Beschéftigten (§ 11 NPersV/G) oder die Gewerkschaften, die in der
Dienststelle mit mindestens einem Mitglied vertreten sind.

%9 Siehe FuBnote 247

20 Sowohl der Aushang als auch die im Wahlausschreiben bekannt gemachten digitalen Zugangsmaglichkeiten mssen bis zum Schluss
der Wahllokale aufrechterhalten werden.

»' Siehe FuBnote 247
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Die Einreichungsfrist beginnt mit dem ersten Tag nach Aushang des Wahlausschreibens (§8 WO) und endet zwei
Wochen spéter. Die Frist ist nach § 186 ff. BGB zu berechnen. Die Frist ist eine Ausschlussfrist, d. h. nach dem letzten
Einreichungstag, der um 24:00 Uhr endet, beim Wahlvorstand eingegangene Wahlvorschldge diirfen nicht berticksichtigt
werden. Am letzten Tag der Einreichungsfrist — nach Dienstschluss des Wahlvorstands — zugegangene Wahlvorschldge
kénnen, soweit sie bis 24:00 Uhr noch eingereicht werden, berticksichtigt werden. Die Einreicher mussen glaubhaft ma-
chen, dass sie noch innerhalb der Frist dem Wahlvorstand zugegangen sind. Dies ist der Fall, wenn die Kenntnisnahme
durch den Wahlvorstand unter gewdhnlichen Verhltnissen ermdglicht ist und nach den Regeln der Lebenserfahrung
erwartet werden kann (BVerwG 03.02.1969, VIl P2.68 PersV 1970, 37), z.B. bei Einlegung in den Briefkasten oder das
Postfach des Wahlvorstands. Die Wahlvorschldge mussen dem Wahlvorstand nicht personlich Gbergeben werden. Sie
kénnen auch per Telefax zugeleitet werden, die Urschrift ist jedoch unverziiglich nachzureichen (VG Hamburg 11.12.
1992, PersR 1993, 508 ff).

WahMvorschldge, die vor Beginn der Einreichungsfrist eingegangen sind, hat der Wahivorstand aufzubewahren und
2u Fristbeginn ins Verfahren zu nehmen.

Eingereichte Wahlvorschldge kénnen nicht mehr zurickgenommen werden, auch dann nicht, wenn die Unterzeich-
ner zustimmen und die Einreichungsfrist noch nicht abgelaufen ist.

Bei Gruppenwahl sind fir die einzelnen Gruppen jeweils getrennte Wahlvorschldge einzureichen. Bei gemeinsamer
Wahl gendigt ein einziger Wahlvorschlag, aus dem jedoch genau hervorzugehen hat, welcher Bewerber oder welche Be-
werberin fiir welche Gruppe benannt wird.

§10
Inhalt der Wahlvorschlage

(1) YJeder Wahlvorschlag muss mindestens so viele Bewerberinnen und Bewerber enthalten, wie
1. bei Gruppenwahl in der jeweiligen Gruppe Frauen und Ménner oder
2. bei gemeinsamer Wahl Frauen und Manner

zu wahlen sind. 2Der Wahlvorschlag kann auch Angehdérige des Geschlechts enthalten, fir das innerhalb der Gruppe
kein Sitz ermittelt worden ist.

(2) 'Die Namen der Bewerberinnen sind links, die Namen der Bewerber sind rechts auf dem Wahlvorschlag
untereinander aufzufiihren und jeweils mit fortlaufenden Nummern zu versehen. ?AuBer dem Familiennamen sind
der Vorname, das Geburtsdatum, die Amts- oder Berufsbezeichnung, die Dienststelle und die Gruppenzugehdrig-
keit anzugeben. 3Bei gemeinsamer Wahl sind in dem Wahlvorschlag die Bewerberinnen links und die Bewerber
rechts jeweils nach Gruppen zusammenzufassen.

(3) Die Namen sind ohne Trennung nach Geschlechtern untereinander aufzufiihren,
1. wenn der Personalrat aus einer Person besteht,
2. wenn einer Gruppe nur ein Sitz zusteht,
3. im Falle des Absatzes 1 Satz 2.

(4) YJeder von Wahlberechtigten eingereichte Wahlvorschlag muss

1. bei Gruppenwahl von mindestens einem Zwanzigstel der wahlberechtigten Gruppenangehérigen, jedoch min-
destens von zwei wahlberechtigten Gruppenangehdrigen,

2. bei gemeinsamer Wahl von mindestens einem Zwanzigstel der Wahlberechtigten, jedoch mindestens von zwei
Wahlberechtigten,

unterzeichnet sein. 2In jedem Falle genligen bei Gruppenwahl die Unterschriften von 30 Gruppenangehérigen, bei

gemeinsamer Wahl die Unterschriften von 30 Wahlberechtigten. *Nach Einreichung des Wahlvorschlags kann eine
darauf geleistete Unterschrift nicht mehr zurickgenommen werden; § 12 Abs. 4 bleibt unbertihrt.
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(5) Jeder von einer in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaft eingereichte Wahlvorschlag muss von einer
Beauftragten oder einem Beauftragten der Gewerkschaft unterzeichnet sein.

(6) "Aus dem Wahlvorschlag soll zu ersehen sein, in welcher Reihenfolge die Beschaftigten, die den Wahlvor-
schlag unterzeichnet haben, zur Vertretung des Vorschlags gegeniiber dem Wahlvorstand und zur Entgegennahme
von Erkldrungen und Entscheidungen des Wahlvorstands berechtigt sind (Listenvertreterinnen oder Listenvertreter).
’Fehlt eine Angabe hiertiber, so gilt diejenige oder derjenige als berechtigt, die oder der an erster Stelle unterzeich-
net hat. *Bei Wahlvorschlagen einer Gewerkschaft ist die Beauftragte oder der Beauftragte vertretungsberechtigt.
“Die Gewerkschaft kann auf dem Wahlvorschlag auch Beschéftigte benennen, die zur Vertretung berechtigt sind.

(7) "Der Wahlvorschlag soll mit einem Kennwaort versehen werden. 2Der Wahlvorschlag einer Gewerkschaft ist
mit dem Namen der Gewerkschaft zu bezeichnen; daneben ist ein Kennwort zulassig.

(8) Ein Wahlvorschlag kann nur geéndert werden, wenn die in § 9 bestimmte Frist noch nicht abgelaufen ist und
alle Unterzeichnenden der Anderung zustimmen; § 12 Abs. 3 bleibt unberihrt.

Erlauterung:
Zu Absatz 1:

Dem Wahlausschreiben ist zu entnehmen, wie viele Sitze auf die jeweilige Gruppe und innerhalb der Gruppe ggf. auf
Frauen und Ménner entfallen. Dies gilt auch bei gemeinsamer Wahl. Der Wahlvorschlag hat fiir die betreffende Gruppe
Jjeweils so viele Manner und Frauen zu beinhalten, wie ausweislich des Wahlausschreibens Sitze getrennt nach Frauen und
Ménnern fiir die Gruppe zur Verfiigung stehen.

Satz 2 enthdlt eine zusatzliche Regelung zum Schutz von Minderheiten. Er stellt klar, dass ein Vorschlag auch An-
gehdrige eines Geschlechts benennen darf, das bei der Ermittlung der zu verteilenden Gruppensitze nach §7 Abs. 6,
S. 1 bis 3 nicht zum Zuge gekommen ist. Es kénnen also z.B. auch dann Frauen vorgeschlagen und bei entsprechender
Platzierung auf dem Wahlvorschlag auch gewdhlt werden, wenn nach der Sitzermittlung nur Mannersitze zu vergeben
waren. In diesen Féllen gelten die §§30 Abs. 3 und 31 Abs. 3, S. 1 nicht.

Zu Absatz 2:

Auf dem Wahlvorschlag miissen - abgesehen von den in Absatz 3 angefihrten Féllen — wegen der besseren Uber-
schaubarkeit und Zuordnung die Bewerberinnen links und die Bewerber rechts angeordnet sein.

Auf eine Angabe der Dauer der Beschdftigung in der 6ffentlichen Verwaltung sowie der Zugehdrigkeit zur Dienst-
stelle kann verzichtet werden.

Zu Absatz 3:

In den hier bestimmten Féllen ist eine Trennung nach Geschlechtern nicht erforderlich, da in diesen Féllen die zu ver-
gebenden Sitze nicht auf Frauen und Méanner aufgeteilt sind.

Zu Absatz 4:

Konkretisierung der Regelung in § 17 Abs. 4 und 5 NPersVG (siehe BK).

Zu Absatz 5:

Trifft eine Regelung fir die von Gewerkschaften eingereichten Wahlvorschldge. Es ist ausreichend, wenn diese Vor-
schldge von einer beauftragten Person der Gewerkschaft unterzeichnet werden.

Zu Absatz 6:

Absatz 6 stellt klar, dass zunachst die beauftragte Person nach Absatz 5 vertretungsberechtigt sein soll, die Gewerk-
schaft aber auch Beschéftigte der Dienststelle mit der Vertretung beauftragen kann. Dies muss bereits auf dem Wahlvor-
schlag geschehen, damit dem Wahlvorstand die vertretungsberechtigte Person friihzeitig bekannt ist.

Eine Viollmacht braucht nicht beigefiigt werden; Mitteilungen einer Gewerkschaft (iber eine fehlende Bevollméchti-
gung muss der Wahlvorstand aber beriicksichtigen.
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Zu Absatz 7:

Die Wahlvorschldge der Gewerkschaften missen mit dem Namen der jeweiligen Organisation gekennzeichnet wer-
den. Daneben ist ein weiteres Kennwort zuldssig. Diese Regelung soll zur Transparenz der Wahlvorschldge fir die Wahl-
berechtigten und zur Vereinfachung der Arbeit des Wahlvorstands beitragen.

Bei der Findung des Kennworts ist der Einreicher grundsétzlich frei, das Kennwort darf jedoch nicht diffamieren oder
in die Irre fiihren (s. OVG Brandenburg 04. 02. 1999, 6 A 194/98, Hess. VGH 24. 02. 2005, 22 TL 2583/04 Es \/GH 55,
251 Ls).

Zu Absatz 8:

Die Listeneinreicher kénnen einen Wahlvorschlag nur innerhalb von zwei Wochen nach dem ersten Tag des Wahl-
ausschreibens dndern. Bei einem von den Beschaftigten eingereichten Wahlvorschlag haben alle Unterzeichnenden der
Anderung zuzustimmen. Daneben stellt der Verweis auf § 12 Abs. 3 Klar, dass durch den Wahlvorstand Mehrfachnen-
nungen auf Wahlvorschldgen innerhalb dreier Arbeitstage zu bereinigen sind. Mehrfach genannte Bewerberinnen oder
Bewerber sind sonst von allen Wahlvorschlégen zu streichen.

§11
Sonstige Erfordernisse fiir Wahlvorschlage

(1) Jede Bewerberin oder jeder Bewerber kann fiir die Wahl des Personalrats nur auf einem Wahlvorschlag
benannt werden.

(2) 'Dem Wahlvorschlag ist die schriftliche Zustimmung der Bewerberinnen und Bewerber zur Aufnahme in den
Wahlvorschlag beizufiigen. ?Die Zustimmung kann nicht widerrufen werden.

(3) Jede vorschlagsberechtigte Beschaftigte oder jeder vorschlagsherechtigte Beschaftigte kann die Unter-
schrift zur Wahl des Personalrats rechtswirksam nur fiir einen Wahlvorschlag abgeben.

(4) Eine Verbindung von Wahlvorschlagen ist unzuldssig.

Erlduterung:

Zu Absatz 1:

Die Folge einer Mehrfachkandidatur ergibt sich aus § 12 Abs. 3. Das Verbot gilt nur fir die Personalratswahl; die Be-
werberinnen und Bewerber kénnen aber gleichzeitig fiir eine Wahl zu den Stufenvertretungen kandidieren.

Zu Absatz 2:

Im Interesse eines reibungslosen Wahlablaufs kann die Zustimmung nicht widerrufen werden. Erst nach der Feststel-
lung des Wahlergebnisses kann das nunmehr gewéhlte Personalratsmitglied von seinem Amt zuriicktreten.

Zu Absatz 3:

Die Regelungsnotwendigkeit ergibt sich aus der Pflicht zur Unterzeichnung von Wahlvorschlégen (§ 10 Abs. 4). Die
Folge einer Verletzung dieser Vorschrift ergibt sich aus § 12 Abs. 4.

§12
Behandlung der Wahlvorschldage durch den Wahlvorstand, ungiiltige Wahlvorschlage
(1) 'Ein Mitglied des Wahlvorstands vermerkt auf den Wahlvorschldgen den Tag und die Uhrzeit des Eingangs.
ZIm Falle der Absatze 5 und 6 ist auch der Zeitpunkt des Eingangs des berichtigten Wahlvorschlags zu vermerken.

(2) "Wahlvorschldge, die ungdiltig sind, weil sie bei der Einreichung nicht die erforderliche Anzahl von Unter-
schriften aufweisen oder weil sie nicht fristgerecht eingereicht worden sind, gibt der Wahlvorstand unverziiglich
nach Eingang unter Angabe der Griinde zurlick. 2Dasselbe gilt fiir die Wahlvorschlége einer Gewerkschaft, die nicht
von der Beauftragten oder dem Beauftragten (§ 10 Abs. 6 Sétze 3 und 4) unterzeichnet sind.
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(3) 'Der Wahlvorstand hat Bewerberinnen oder Bewerber, die mit ihrer schriftlichen Zustimmung auf mehreren
Wahlvorschldgen benannt sind, aufzufordern, innerhalb von drei Arbeitstagen zu erklaren, auf welchem Wahlvor-
schlag sie benannt bleiben wollen. 2Wird eine solche Erklarung nicht fristgerecht abgegeben, so wird die Bewerberin
oder der Bewerber von samtlichen Wahlvorschlagen gestrichen.

(4) 'Der Wahlvorstand hat vorschlagsberechtigte Beschaftigte, die mehrere Wahlvorschldge unterzeichnet ha-
ben, aufzufordern, innerhalb von drei Arbeitstagen zu erkléren, welche Unterschrift sie aufrechterhalten. Wird
diese Erklarung nicht fristgerecht abgegeben, so zahlt die Unterschrift nur auf dem zuerst eingegangenen Wahlvor-
schlag; auf den iibrigen Wahlvorschldgen wird sie gestrichen.

(5) 'Wahlvorschldge, die ohne schriftliche Begriindung die nach § 17 Abs. 2 Satz 2 NPersVG vorgeschriebe-
ne Mindestzahl von Bewerberinnen und Bewerbern nicht enthalten, hat der Wahlvorstand mit der Aufforderung
zurlickzugeben, die Wahlvorschldge innerhalb einer Frist von drei Arbeitstagen zu ergdnzen. 2Ist aus der Sicht der
Vorschlagenden eine Erganzung nicht maglich, so haben sie die daftir maBgebenden Griinde schriftlich darzulegen.
Wird innerhalb der gesetzten Frist weder der Aufforderung nach Satz 1 entsprochen noch eine schriftliche Be-
griindung fiir das Abweichen von § 17 Abs. 2 Satz 2 NPersVG vorgelegt, so sind diese Wahlvorschldge ungiiltig.
(6) "Wahlvorschlage, die
den Erfordernissen des § 10 Abs. 2 nicht entsprechen,
ohne die schriftliche Zustimmung der Bewerberinnen oder Bewerber eingereicht sind,
infolge von Streichungen nach Absatz 4 nicht mehr die erforderliche Anzahl von Unterschriften aufweisen,
Bewerberinnen oder Bewerber enthalten, die nicht wahlbar sind,

> W~ =

hat der Wahlvorstand mit der Aufforderung zurlickzugeben, die Mangel innerhalb einer Frist von drei Arbeitstagen
zu beseitigen. 2Werden die Mangel nicht fristgerecht beseitigt, so sind diese Wahlvorschlage ungiltig. *Betreffen
die Mangel nur einzelne Bewerberinnen oder Bewerber, so werden diese gestrichen.

Erlduterung:
Zu Absatz 1:
Aus Vereinfachungsgrinden ist ein Tétigwerden des gesamten Wahlvorstands nicht erforderlich.

Zu Absatz 5:

Sieht ein Wahlvorschlag die in § 17 Abs. 2, Satz 2 NPersV/G genannte Anzahl von Bewerberinnen oder Bewerbern
ohne schriftliche Begrindung nicht vor, kommt es zu einer bedingten Unguiltigkeit des Wahfvorschlags.

Der Listeneinreicher hat zur Ergdnzung des Wahlvorschlags eine Frist von drei Arbeitstagen. Entweder kann er weite-
re Frauen und Ménner zu einer Kandlidatur bewegen oder er begriindet gegendber dem Wahlvorstand schriftlich, warum
ihm dies nicht méglich ist. Legt der Listeneinreicher die maBgebenden Griinde schriftlich dar, so hat der Wahlvorstand
diesen Wahlvorschlag als gliltig anzusehen und zuzulassen. Mit dem Aushang des Wahlvorschlags mdssen auch die
schriftlichen Griinde ausgehangt werden (§ 15 Satz 2). Damit wird von der Erméchtigung des § 118 Abs. 2, Satz 2 NPersV/G
Gebrauch gemacht, wonach in der Wahlordnung Regelungen fir den Fall vorzusehen sind, dass die Wahlvorschldge nicht
den Anteilen der Geschlechter an den Wahlberechtigten entsprechen. Durch die Zulassung derartiger Wahlvorschldge
sowie den Aushang der Begriindung liegt das letzte Wort Gber diese abweichenden Wahlvorschldge letztlich bei den
Wahlerinnen und Wéhlern.

Eine Entscheidung dardiber, ob er die genannten Griinde fir inhaltlich ausreichend oder nicht ausreichend hélt, steht
dem Wahlvorstand nicht zu. Wahlvorschldge, die die nach § 10 Abs. 1, Satz 1 notwendigen Angaben nicht enthalten
und bei denen keine schriftliche Begriindung fiir die Abweichung vorgelegt wird, muss der Wahlvorstand als ungultig
zurtickweisen (Satz 3).
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§13
Nachfrist fiir die Einreichung von Wahlvorschléagen

(1) "lst nach Ablauf der in §9 Abs. 2 Satz 1 und §12 Abs. 5 Satz 1 und Abs. 6 Satz 1 genannten Fristen bei
Gruppenwahl nicht fiir beide Gruppen ein gliltiger Wahlvorschlag, bei gemeinsamer Wahl kein giiltiger Wahlvor-
schlag, eingegangen, so macht der Wahlvorstand dies unverziiglich in der gleichen Weise wie das Wahlausschrei-
ben bekannt.”>? Z2Entsprechendes gilt, wenn ein Sitz fiir eine Frau oder einen Mann vorgesehen ist (§7 Abs. 6
Sétze 4 bis 7) und kein Wahlvorschlag eingegangen ist, der eine Bewerberin oder einen Bewerber des Geschlechts
enthalt, fir das der Sitz vorgesehen ist. *Gleichzeitig fordert der Wahlvorstand zur Einreichung von Wahlvorschlagen
innerhalb einer Nachfrist von einer Woche auf.

(2) "Im Falle der Gruppenwahl weist der Wahlvorstand in der Bekanntmachung darauf hin, dass eine Gruppe
keine Vertreterinnen und Vertreter in den Personalrat wahlen kann, wenn auch innerhalb der Nachfrist fir sie kein
giltiger Wahlvorschlag eingeht. 2Im Falle gemeinsamer Wahl weist der Wahlvorstand darauf hin, dass der Personal-
rat nicht gewahlt werden kann, wenn auch innerhalb der Nachfrist kein giiltiger Wahlvorschlag eingeht.

(3) Gehen auch innerhalb der Nachfrist giiltige Wahlvorschldge nicht ein, so macht?>* der Wahlvorstand sofort
bekannt

1. bei Gruppenwahl, fiir welche Gruppe keine Vertreterinnen und Vertreter gewahlt werden konnen,

2. dass die Sitze, fir die gliltige Wahlvorschldge nicht eingegangen sind, die verbleibende Gruppe (§ 14 Abs. 3
Satz 2 NPersVG) oder das verbleibende Geschlecht (§ 15 Abs. 3 in Verbindung mit § 14 Abs. 3 Satz 2 NPersVG)
erhalt,

3. bei gemeinsamer Wahl, dass diese Wahl nicht stattfinden kann.

Erlauterung:

In der Folge von § 7 Abs. 6, Satze 4 bis 7 ist es notwendig, auch fir den Fall, dass die Wahlvorschldge den dort vorge-
sehenen Minderheitenschutz nicht erfiillen, eine Nachfrist vorzusehen. Das in der Minderheit befindliche Geschlecht soll
nochmals Gelegenheit bekommen, doch noch eine Bewerberin oder einen Bewerber in die Wahlvorschlige aufnehmen
2u lassen. Die Nachfrist betragt eine Woche.

§14
Bezeichnung der Wahlvorschlage

(1) "Nach Ablauf der in §9 Abs. 2 Satz 1, § 12 Abs. 3 bis 6 und § 13 Abs. 1 genannten Fristen versieht der
Wahlvorstand die Wahlvorschlége in der Reihenfolge ihres Eingangs mit Ordnungsnummern (Vorschlag 1 usw.),
bei Gruppenwahl getrennt in den betreffenden Gruppen. 2Wahlvorschlage, die vor Beginn der Einreichungsfrist
(89 Abs. 2) beim Wahlvorstand eingehen, gelten als mit Beginn dieser Frist eingegangen. 3Ist ein Wahlvorschlag
berichtigt worden, so ist der Zeitpunkt des Eingangs des berichtigten Wahlvorschlags maBgebend. “Sind mehrere
Wahlvorschldge gleichzeitig eingegangen, so entscheidet das Los (iber die Reihenfolge. °Die zur Vertretung der
Wahlvorschldge nach § 10 Abs. 6 Berechtigten sind zu einer Losentscheidung rechtzeitig einzuladen.

(2) 'Der Wahlvorstand bezeichnet die Wahlvorschldge mit den Familien- und Vornamen der in dem Wahlvor-
schlag jeweils benannten ersten drei Bewerberinnen und Bewerber, bei gemeinsamer Wahl mit dem Familien- und
Vornamen der fir die Gruppen jeweils an erster Stelle benannten Bewerberinnen und Bewerber. 2Bei Wahlvorschl-
gen, die mit einem Kennwort oder einer Gewerkschaftsbezeichnung versehen sind, ist auch das Kennwort oder die
Gewerkschaftsbezeichnung anzugeben.

2 Sprachliche Anpassung auf die verschiedenen Moglichkeiten der Bekanntmachung
3 Siehe FuBnote 252
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Erlduterung:
Zu Absatz 1:

Um die Transparenz des Verfahrens zu gewahrleisten, kénnen alle Listeneinreicher an der Sitzung des Wahlvorstands
teilnehmen, in der der Losentscheid erfolgt.

Zu Absatz 2:
Die Angabe der Gewerkschaftsbezeichnung folgt aus § 10 Abs. 7.

§15
Bekanntmachung der Wahlvorschlage

'Unverzlglich nach Ablauf der in §9 Abs. 2 Satz 1, § 12 Abs. 5 Satz 1 und Abs. 6 Satz 1 sowie §13 Abs. 1
Satz 3 genannten Fristen, spatestens jedoch eine Woche vor Beginn der Stimmabgabe, macht der Wahlvorstand die
als giiltig anerkannten Wahlvorschldge bis zum Abschluss der Stimmabgabe in der gleichen Weise wie das Wahl-
ausschreiben bekannt.?* 2Bei Wahlvorschlégen, die nach § 12 Abs. 5 als giltig anerkannt worden sind, macht der
Wahlvorstand zugleich die von den Vorschlagenden genannten Griinde fir das Abweichen von § 17 Abs. 2 Satz
2 NPersVG bekannt.> 3Es soll auch angegeben werden, ob nach den Grundsatzen der Verhdltniswahl oder der
Mehrheitswahl zu wahlen ist und wie viele Stimmen die Wahlberechtigten haben. *Die Stimmzettel sollen zu diesem
Zeitpunkt vorliegen.

Erlauterung:

Bei Abweichungen vom Geschlechterproporz erhalten die Wahlberechtigten die Méglichkeit, sich (iber die Grinde,
die fir das Fehlen der vorgeschriebenen Anzahl von Bewerberinnen und Bewerber im Wahlvorschlag angefihrt worden
sind, ein eigenes Urteil zu bilden und ihre Stimmabgabe daran zu orientieren.

§16
Sitzungsniederschriften

'Der Wahlvorstand fertigt tiber jede Sitzung, in der tber
1. Einspriiche gegen das Wahlerverzeichnis (§ 5),

2. die Ermittlung der Zahl der zu wahlenden Personalratsmitglieder und die Verteilung der Sitze auf die Gruppen
und Geschlechter (§7),

3. die Zulassung von Wahlvorschlégen (§ 12) und
4. die Gewahrung von Nachfristen (§ 13)
entschieden wird, eine Niederschrift. 2Sie ist von samtlichen Mitgliedern des Wahlvorstands zu unterzeichnen.

§17
Ausiibung des Wahlrechts, Stimmzettel, ungiiltige Stimmabgabe

(1) Wahlen kann nur, wer in das Wahlerverzeichnis eingetragen ist.

(2) 'Das Wahlrecht wird durch Abgabe eines Stimmzettels ausgeibt. Bei Gruppenwahl miissen die Stimmzettel
fir jede Gruppe, bei gemeinsamer Wahl alle Stimmzettel dieselbe GroBe, Farbe, Beschaffenheit und Beschriftung
haben. ?Dasselbe gilt fir die bei Briefwahl erforderlichen Wahlumschldge.

(3) "Ist nach den Grundséatzen der Verhaltniswahl zu wahlen (§ 29 Abs. 1), so kann die Stimme nur firr den ge-
samten Wahlvorschlag (Vorschlagsliste) abgegeben werden. ?Ist nach den Grundsatzen der Mehrheitswahl zu wéh-
len (§ 33 Abs. 1), so werden die Stimmen f(ir die zu wahlenden einzelnen Bewerberinnen und Bewerber abgegeben.

24 Siehe FuBnote 252
5 Siehe FuBnote 252
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4) Ungliltig sind Stimmzettel,

die bei Briefwahl nicht in einem Wahlumschlag abgegeben sind,

die nicht vom Wahlvorstand ausgegeben worden sind,

aus denen sich der Wahlerwille nicht zweifelsfrei ergibt,

die einen Zusatz oder einen Vorbehalt enthalten,

die gegen § 19 Abs. 2 verstoBen,

bei denen ein Name mehrfach angekreuzt ist (§ 33 Abs. 3 Satz 2 Nrn. 1 und 2).

(5) Mehrere in einem Wahlumschlag fiir eine Wahl enthaltene Stimmzettel, die gleich lauten, werden als eine
Stimme gezahlt.

ISAE L T o

Erlduterung:

Eine Festlequng der Farben fir die Stimmzettel bei den einzelnen Wahlen erfolgt rechtzeitig im Vorfeld der Wahlen
durch den Erlass des Nds. M fiir die Vorbereitung und Durchfihrung der Personalratswahlen.

§18
Wahlhandlung

(1) "Der Wahlvorstand trifft Vorkehrungen, dass die Wahlberechtigten ihre Stimmzettel im Wahlraum unbe-
obachtet kennzeichnen und zusammenfalten konnen. 2Fiir die Aufnahme der Stimmzettel sind Wahlurnen zu ver-
wenden. Vor Beginn der Stimmabgabe sind die Wahlurnen zu verschlieBen. “Sie miissen so eingerichtet sein, dass
die eingeworfenen Stimmzettel nicht vor Offnen der Urne entnommen werden kénnen. *Findet Gruppenwahl statt,
so kann die Stimmabgabe nach Gruppen getrennt durchgefiihrt werden; in jedem Falle sind jedoch getrennte Wahl-
urnen zu verwenden. ®Die Wahlhandlung ist fiir die Beschaftigten offentlich.

(2) "Wahlberechtigte, die wegen einer kdrperlichen Beeintrachtigung in der Stimmabgabe behindert sind, be-
stimmen eine Person ihres Vertrauens, deren sie sich bei der Stimmabgabe bedienen wollen, und geben dies dem
Wahlvorstand bekannt. ?Die Hilfeleistung hat sich auf die Erfiillung der Wiinsche der Wahlberechtigten zur Stimm-
abgabe zu beschranken. Die Vertrauensperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der
Hilfeleistung erlangt hat. “Wahlbewerberinnen oder Wahlbewerber, Mitglieder des Wahlvorstands und Wahlhelfe-
rinnen oder Wahlhelfer diirfen nicht zur Hilfeleistung herangezogen werden.

(3) Solange der Wahlraum zur Stimmabgabe gedffnet ist, miissen mindestens zwei Mitglieder des Wahlvor-
stands im Wahlraum anwesend sein; sind Wahlhelferinnen oder Wahlhelfer bestellt, gentigt die Anwesenheit eines
Mitglieds des Wahlvorstands und einer Wahlhelferin oder eines Wahlhelfers.

(4) 'Vor Aushandigung des Stimmzettels ist festzustellen, ob die Wahlberechtigte oder der Wahlberechtigte im
Wahlerverzeichnis eingetragen ist. 2Die Teilnahme an der Wahl ist im Wahlerverzeichnis zu vermerken.

(5) 'Wird die Wahlhandlung unterbrochen oder wird das Wahlergebnis nicht unmittelbar nach Abschluss der
Stimmabgabe festgestellt, so hat der Wahlvorstand fiir die Zwischenzeit die Wahlurne zu sichern. ?Bei Wieder-
eroffnung der Wahl oder bei Entnahme der Stimmzettel zur Stimmenzdhlung hat sich der Wahlvorstand davon zu
iiberzeugen, dass der Verschluss unversehrt ist.

(6) Nach Ablauf der fiir die Durchfiihrung der Wahlhandlung festgesetzten Zeit diirfen nur noch diejenigen
Wahlberechtigten abstimmen, die sich in diesem Zeitpunkt im Wahlraum befinden.

(7) 'Die Stimmabgabe kann sich (iber mehrere Tage erstrecken. 2Der Wahlvorstand kann, soweit ein Bedirfnis
vorliegt, im Bereich der Dienststelle verschiedene Wahlrdume mit unterschiedlichen Abstimmungszeiten bestimmen.

Erlauterung:

Die Sicherung der Wahlurnen nach Abs. 4 Satz 1 erfolgt durch sicheres VerschlieBen und Aufbewahren der Urne,
sodass der Einwurf oder die Entnahme von Stimmzetteln ohne Beschadigung des Verschlusses unméglich ist.
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§19
Briefwahl

(1) "Wahlberechtigten, die angeben, im Zeitpunkt der Wahl an der persénlichen Stimmabgabe verhindert zu
sein, hat ein Mitglied des Wahlvorstands auf Verlangen

1. den Stimmzettel und den Wahlumschlag,

2. eine vorgedruckte Erklarung, in der die Wahlberechtigten versichern, den Stimmzettel personlich gekennzeich-
net zu haben oder, soweit unter den Voraussetzungen des § 18 Abs. 2 erforderlich, die Vertrauenspersonen
versichern, den Stimmzettel gemaB dem erklarten Willen der Wahlberechtigten gekennzeichnet zu haben,

3. einen groBeren Briefumschlag, der die Anschrift des Wahlvorstands und als Absender den Namen und die An-
schrift der Wahlberechtigten oder des Wahlberechtigten sowie den Vermerk ,Briefwahl” tragt,

auszuhandigen oder zu Gbersenden. 2Auf Antrag ist auch ein Abdruck des Wahlausschreibens, der Wahlvorschlage
und ein Freiumschlag zur Riicksendung des Wahlumschlags beizufigen. 3Der Wahlvorstand hat die Aushandigung
oder Ubersendung im Wihlerverzeichnis zu vermerken.

(2) Die Wahlberechtigten geben ihre Stimme in der Weise ab, dass sie
1. den Stimmzettel kennzeichnen und in den Wahlumschlag legen,
2. die vorgedruckte Erklarung unter Angabe des Ortes und des Datums unterschreiben und

3. den Wahlumschlag, in den der Stimmzettel gelegt ist, und die unterschriebene Erkldrung unter Verwendung
des Briefumschlags so rechtzeitig an den Wahlvorstand absenden oder iibergeben, dass er vor Abschluss der
Stimmabgabe vorliegt.

§20
Behandlung der durch Briefwahl abgegebenen Stimmen

(1) Unmittelbar nach Abschluss der Stimmabgabe entnimmt der Wahlvorstand die Wahlumschldge den bis zu
diesem Zeitpunkt eingegangenen Briefumschlagen und legt sie nach Vermerk der Stimmabgabe im Wahlerverzeich-
nis ungedffnet in die Wahlurne.

(2) 'Werspatet eingehende Briefwahlunterlagen hat der Wahlvorstand mit einem Vermerk ber Datum und
Uhrzeit des Eingangs ungedffnet zu den Wahlunterlagen zu nehmen. ?Diese Briefwahlunterlagen sind einen Monat
nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses ungedffnet zu vernichten, wenn die Wahl nicht angefochten worden ist.

§21
Stimmabgabe in besonderen Fallen

(1) 'Der Wahlvorstand kann in folgenden Féllen die Stimmabgabe durchfiihren oder die Briefwahl anordnen:

1. fiir die Beschaftigten von nachgeordneten Verwaltungsstellen, die nicht nach §6 Abs. 2 Halbsatz 2 NPersVG
selbststandig sind,

2. fur die Beschaftigten von Nebenstellen oder sonstigen Teilen einer Dienststelle, die nicht nach §6 Abs. 3
NPersVG zu selbststandigen Dienststellen erklart worden sind,

3. flr die Beschaftigten von Dienststellen, die nach § 10 Abs. 2 NPersVG einer benachbarten Dienststelle zu ge-
teilt worden sind,

4. fir die zu ihrer Aushildung in den Studienseminaren Beschéftigten (§ 92 Abs. 1 Nr. 3 NPersVG) oder?®
fur die sonstigen Beschaftigten von Studienseminaren.?’
2Auch wenn Briefwahl angeordnet ist, kann die Stimmabgabe personlich in der Dienststelle erfolgen.

%6 Diese Regelung bezieht sich ausdriicklich auf die Lehramtsreferendar*innen.

57 Mit dieser Regelung kann die Briefwahl auch fir Referendar*innen anderer Berufsgruppen angeordnet werden.
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(2) Der Wahlvorstand kann die Briefwahl auch anordnen, wenn tatsachliche Anhaltspunkte dafir vorliegen,
dass durch die Anwesenheit in der Dienststelle zur Stimmabgabe Leben oder Gesundheit der Beschéftigten beein-
trachtigt werden konnten; Absatz 1 Satz 2 findet keine Anwendung.?®

§22
Feststellung des Wahlergebnisses

(1) "Wenn nach Beendigung der Stimmabgabe die Wahlumschldge fiir die Briefwahl in die Wahlurne gelegt
worden sind, 6ffnet der Wahlvorstand die Wahlurne, vergleicht die Zahl der in der Wahlurne enthaltenen Stimm-
zettel und Wahlumschldge mit der Zahl der nach dem Wahlerverzeichnis abgegebenen Stimmen und priift die
Gliltigkeit der Stimmzettel. 2Wenn die Gefahr besteht, dass wegen einer geringen Anzahl von Stimmzetteln oder
Wahlumschldgen Stimmzettel bestimmten Wahlerinnen oder Wahlern zugeordnet werden kénnen, hat der Wahl-
vorstand zur Wahrung des Wahlgeheimnisses vor der Stimmauszahlung die Stimmzettel aus den Wahlumschldgen
mit den Ubrigen zu vermischen.

(2) Der Wahlvorstand zahlt
1. im Falle der Verhéltniswahl die auf jede Vorschlagsliste,
2. im Falle der Mehrheitswahl die auf jede Bewerberin und jeden Bewerber
entfallenen giiltigen Stimmen.

(3) Stimmzettel, iber deren Giltigkeit oder Ungiltigkeit der Wahlvorstand beschlieBt, weil sie zu Zweifeln
Anlass geben, sind mit fortlaufender Nummer zu versehen und von den ibrigen Stimmzetteln gesondert bei den
Wahlunterlagen aufzubewahren.

(4) Danach stellt der Wahlvorstand das Wahlergebnis fest.

(5) Die Sitzung, in der das Wahlergebnis festgestellt wird, muss den Beschaftigten und den in der Dienststelle
vertretenen Gewerkschaften zuganglich sein.

Erlauterung:

Zur Sicherung des Wahlgeheimnisses wurde Abs. 1 um die Regelung des Satzes 2 erganzt. Der Wahlvorstand hat
unmittelbar nach Abschluss der Wahl in éffentlicher Sitzung die Auszahlung der Stimmen vorzunehmen und das Ergebnis
festzustellen. Diese Sitzung ist dienststellendffentlich. Beauftragte der in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften
haben ebenfalls das Recht, an der Auszahlung teilzunehmen. Die Zuschauer missen erkennen kénnen, wie die bei der
Feststellung des Wahlergebnisses verwendeten Schriftstiicke aussehen (Bay VGH 22. 03. 1982/18CE82A. 317-nv). Der
Wahlvorstand hat jedoch im Rahmen seines Hausrechtes fiir eine geordnete Auszahlung zu sorgen und kann deshalb
stdrende Zuschauer des Raumes verweisen. Nach Beschlussfassung durch den Wahlvorstand fiir ungiiltig erklérte Stimm-
zettel (§ 17 Abs. 4 WO) sind mit den Wahlunterlagen aufzubewahren. Die Griinde fiir die Ungultigerkldrung durch den
Wahlvorstand sind in der Wahiniederschrift anzugeben. Das Gleiche gilt fir zweifelhafte Stimmzettel, die durch Beschluss
des Wahlvorstands als gultig erkldrt wurden.

§23
Wabhlniederschrift
(1) 'Uber das Wahlergebnis fertigt der Wahlvorstand eine Niederschrift, die von sémtlichen Mitgliedern des
Wahlvorstands zu unterzeichnen ist. 2Die Niederschrift muss enthalten:
1. bei Gruppenwahl die Summe der von jeder Gruppe abgegebenen Stimmen, bei gemeinsamer Wahl die Summe
aller abgegebenen Stimmen,

8 Diese Regelung ermdglicht die dienststellenweite Durchfiihrung von Briefwahl in Fallen wie der Corona-Pandemie. In diesen Fallen
greift auch der Grundsatz nicht, dass die personliche Stimmabgabe Vorrang vor der Briefwahl hat.
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bei Gruppenwahl die Summe der von jeder Gruppe abgegebenen gliltigen Stimmen, bei gemeinsamer Wahl die
Summe aller abgegebenen giltigen Stimmen,

die Zahl der ungiltigen Stimmen,
die fiir die Gultigkeit oder Ungiiltigkeit zweifelhafter Stimmen maBgebenden Griinde,

im Falle der Verhaltniswahl die Zahl der auf jede Vorschlagsliste entfallenen gliltigen Stimmen sowie die Er-
rechnung der Hochstzahlen und ihre Verteilung auf die Vorschlagslisten, im Falle der Mehrheitswahl die Zahl
der auf jede Bewerberin und jeden Bewerber entfallenen giiltigen Stimmen,

die Namen der Gewahlten,
die Reihenfolge der Ersatzmitglieder.
(2) Besondere Vorkommnisse bei der Wahlhandlung oder der Feststellung des Wahlergebnisses sind in der

Niederschrift zu vermerken.

§24
Benachrichtigung der Gewéhlten

Der Wahlvorstand benachrichtigt die als Personalratsmitglieder Gewahlten unverziiglich schriftlich oder elek-

tronisch von ihrer Wahl.

IS

§25
Bekanntmachung des Wahlergebnisses

(1) "Der Wahlvorstand macht unverziiglich in dergleichen Weise wie das Wahlausschreiben bekannt:

die Namen der Gewahlten,

die Reihenfolge der Ersatzmitglieder,

die Zahl der Wahlberechtigten,

die Zahl der Wahlberechtigten, die gewahlt haben,

die Zahl der gliltigen und der ungiltigen Stimmzettel,

die Verteilung der Stimmen auf die Wahlvorschléage oder auf die Bewerberinnen und Bewerber.

“Die Méglichkeit zur Kenntnisnahme des Aushangs (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1) und die elektronische Zuganglich-

keit (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) missen fiir die Dauer von zwei Wochen aufrechterhalten werden.

(2) "Der Wahlvorstand (ibersendet der Dienststelle und den Gewerkschaften, die einen Wahlvorschlag einge-

reicht haben, das bekannt gemachte Wahlergebnis.?* 2Den iibrigen in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften
ist das Wahlergebnis nur auf Anforderung zu tibersenden.

Erlauterung:

Vergleiche Erlduterungen zu §§2 und 8 WO.

Zu Absatz 2:

Ohne besonderen Antrag erhalten nur die Gewerkschaften einen Abdruck, die Wahlvorschldge eingereicht haben.

Die (brigen in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften kénnen einen entsprechenden Antrag beim Wahlvorstand
stellen.

§26
Berichtigung des Wahlergebnisses, Einspriiche

(1) 'Offenbare Unrichtigkeiten des Wahlergebnisses, insbesondere Rechenfehler bei der Zahlung der Stimmen

oder Berechnung der Hochstzahlen, hat der Wahlvorstand von Amts wegen oder auf Antrag zu berichtigen. 2Den

29 Sprachliche Anpassung auf die verschiedenen Moglichkeiten der Bekanntmachung.
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Antrag kann die Dienststelle, jede Wahlberechtigte oder jeder Wahlberechtigte sowie eine zu Wahlvorschldgen
berechtigte Gewerkschaft stellen. *Die Berichtigung ist nur innerhalb von einer Woche nach der Bekanntgabe des
Wahlergebnisses zuldssig. “Sie ist in der gleichen Weise wie das Wahlergebnis bekanntzumachen.

(2) Im Ubrigen kénnen Einspriiche gegen die Wahl nur durch Anfechtung (§21 NPersVG) geltend gemacht
werden.

Erlauterung:
Vergleiche BK zu § 21 NPersVG.

§27
Aufbewahrung der Wahlunterlagen

Die Wahlunterlagen werden vom Personalrat aufbewahrt; sie sind nach der nachsten Personalratswahl zu
vernichten.

§28
Verfahren bei Eintritt von Ersatzmitgliedern

(1) 'Der Eintritt eines Ersatzmitglieds (§ 27 NPersVG) bestimmt sich nach der vom Wahlvorstand in der Wahl-
niederschrift festgestellten Reihenfolge. 2Die Vorsitzende oder der Vorsitzende 1adt das Ersatzmitglied zur ndchsten
Sitzung.

(2) "Wenn Verhéltniswahl stattgefunden hat und die gewahlte Gruppenvertretung aus mehreren Personen
besteht (§§30 und 31), so wird im Rahmen der vom Wahlvorstand festgestellten Reihenfolge vorrangig das Ersatz-
mitglied zur ndchsten Sitzung geladen, das demselben Geschlecht wie das zu ersetzende Mitglied angehdrt. 2Steht
ein Ersatzmitglied desselben Geschlechts nicht zur Verfligung, so ist das Ersatzmitglied des anderen Geschlechts
derselben Vorschlagsliste zu laden.

Erlauterung:
Zu Absatz 1:

Die Reihenfolge der Ersatzmitglieder, die der Wahlvorstand in der Wahiniederschrift festzustellen hat, ergibt sich aus
§30 Abs. 6, §31 Abs. 4, §32 Abs. 2 und §34 Abs. 5.

Zu Absatz 2:

Beim Eintritt von Ersatzmitgliedern ist zu berdicksichtigen, dass die Regelung Gber die Aufteilung der Sitze auf Frauen
und Ménner (§ 15 Abs. 1 NPersV/G) entsprechend gilt. Deshalb sind als Nachriicker im Falle der §§30 und 31 vorrangig
die Ersatzmitglieder desselben Geschlechts zu berticksichtigen. Nur so wird die vom Gesetz vorgesehene anteilige Ge-
schlechterreprésentanz gewahrt. Nur wenn ein Ersatzmitglied gleichen Geschlechts nicht mehr zur Verfiigung steht, darf
ein Ersatzmitglied des anderen Geschlechts nachriicken, wobei sich die Reihenfolge nach §30 Abs. 6 bestimmt.
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Zweiter Abschnitt
Besondere Vorschriften fiir die Wahl des Personalrats und der Gruppenvertretung
nach den Grundsatzen der Verhaltniswahl oder der Mehrheitswahl

Erster Unterabschnitt
Wahlverfahren und Ermittlung des Wahlergebnisses bei Vorliegen mehrerer Wahlvorschlage (Verhéltniswahl)

§29
Voraussetzungen fiir Verhaltniswahl, Stimmzettel, Stimmabgabe

(1) "Nach den Grundsatzen der Verhaltniswahl (Listenwahl) ist zu wahlen, wenn
1. bei Gruppenwahl fir die betreffende Gruppe mehrere giiltige Wahlvorschlage,
2. bei gemeinsamer Wahl mehrere giiltige Wahlvorschlage,
3. der Personalrat oder eine Gruppenvertretung nur aus einer Person besteht und mehrere gliltige Wahlvorschlage

eingegangen sind. ?In allen Fallen der Verhéltniswahl haben die Wahlberechtigten nur eine Stimme, die sie nur fir
den gesamten Wahlvorschlag (Vorschlagsliste) abgeben kénnen.

(2) 'Auf dem Stimmzettel sind die Vorschlagslisten in der Reihenfolge der Ordnungsnummern unter Angabe
von Familienname, Vorname, Amts- oder Berufsbezeichnung, Dienststelle und Gruppenzugehdrigkeit der jeweils
benannten ersten drei Bewerberinnen und Bewerber, bei gemeinsamer Wahl der fiir die Gruppen jeweils an erster
Stelle benannten Bewerberinnen und Bewerber untereinander aufzufiihren. 2im Falle des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3
sowie des § 10 Abs. 1 Satz 2 entfallt die Trennung nach Geschlechtern. 3Bei Listen, die mit einem Kennwort oder
einer Gewerkschaftsbezeichnung versehen sind, ist auch das Kennwort oder die Gewerkschaftsbezeichnung anzu-
geben. “Der Wahlvorstand kann entscheiden, dass die Vorschlagslisten abweichend von Satz 1 nebeneinander auf
dem Stimmzettel aufgefiihrt werden.

(3) Auf dem Stimmzettel ist deutlich zu vermerken, dass die Wahlberechtigten nur eine Stimme haben.

(4) Die Wahlberechtigten haben auf dem Stimmzettel die Vorschlagsliste, fir die sie ihre Stimme abgeben
wollen, anzukreuzen oder in sonstiger Weise zweifelsfrei zu kennzeichnen.

Erlauterung:

Bei der Verhéltniswahl in Niedersachsen, dem »klassischen« Listenwahlrecht, hat die oder der Wahlberechtigte nur
eine Stimme und ist an die Rangfolge des Listeneinreichers gebunden. Ein personalisiertes Listenwahlrecht (mit Kumulie-
ren und/oder Panaschieren) kénnte zwar den Einfluss der Wahlberechtigten auf die Auslese der einzelnen Mandatstrager
erh6hen, wiirde aber die Wahlvorschriften fiir die Personalratswahlen noch weiter verkomplizieren; Insbesondere wiirde
das Stimmenauszahlverfahren dadurch erheblich erschwert.

Zu Absatz 1:

Auch bei der Wahl von Personalréten oder Gruppenvertretungen, die nur aus einer Person bestehen, findet Listen-
wahl statt. In Satz 2 wird klargestellt, dass die Wahlberechtigten in allen Féllen der Verhdltniswahl nur eine Stimme haben.

§30
Ermittlung der gewahlten Gruppenvertretung bei Gruppenwahl,
wenn die Gruppenvertretung aus mehreren Personen besteht

(1) "Bei Gruppenwahl werden die Summen der auf die einzelnen Vorschlagslisten jeder Gruppe entfallenen
Stimmen nebeneinandergestellt und der Reihe nach durch 1, 2, 3 usw. geteilt. 2Auf die jeweils hochste Teilzahl
(Hochstzahl) wird so lange ein Sitz zugeteilt, bis alle der Gruppe zustehenden Sitze (§ 7) verteilt sind. 3Ist bei glei-
chen Hochstzahlen nur noch ein Sitz zu verteilen, so fallt er der Vorschlagsliste zu, die andernfalls im Verhaltnis zu
ihrem Anteil an der Gesamtzahl der in der jeweiligen Gruppe abgegebenen Stimmen am starksten benachteiligt
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wdre. “Satz 3 gilt entsprechend, wenn bei mehreren gleichen Héchstzahlen nur noch weniger Sitze zu verteilen als
Hochstzahlen vorhanden sind. *Fihrt die Benachteiligtenregel nach den Satzen 3 und 4 nicht zu einer eindeutigen
Zuteilung zu einer Liste, so entscheidet Uber die Sitzzuteilung das Los.

(2) Enthalt eine Vorschlagsliste weniger Bewerberinnen und Bewerber, als ihr nach den Héchstzahlen Sitze
zustehen wiirden, so fallen die tiberschiissigen Sitze den Gbrigen Vorschlagslisten in der Reihenfolge der nachsten
Hochstzahlen zu.

(3) 'Sind innerhalb einer Gruppe Sitze fiir Frauen und Manner vorgesehen (§ 7 Abs. 6 Sétze 1 bis 3), so werden
die Sitze in der sich aus Absatz 1 ergebenden Reihenfolge nach MaBgabe der Satze 2 bis 5 auf Frauen und Ménner
verteilt. 2Der erste auf jede Vorschlagsliste entfallende Sitz ist dem Geschlecht zuzuordnen, das den gréBeren Be-
schaftigtenanteil in der Gruppe stellt; bei gleichem Beschaftigtenanteil entscheidet das Los. *Die weiteren Sitze
werden den Geschlechtern innerhalb jeder Vorschlagsliste im Wechsel zugeordnet, bis fiir ein Geschlecht alle ihm
zustehenden Sitze zugeordnet sind. *Die verbleibenden Sitze werden dem anderen Geschlecht zugeordnet. *Enthalt
eine Vorschlagsliste weniger Bewerberinnen oder Bewerber, als ihr Sitze fir ein bestimmtes Geschlecht zustehen
wiirden, so fallen die mit diesem Geschlecht nicht besetzbaren Sitze dem anderen Geschlecht in derselben Vor-
schlagsliste zu.

(4) Ist ein Minderheitensitz nach § 15 Abs. 2 NPersVG zu vergeben (§ 7 Abs. 6 Satze 4 bis 7), so ist abweichend
von Absatz 3 zundchst dieser Sitz der Vorschlagsliste mit der hochsten Stimmenzahl zuzuordnen, die eine Bewerbe-
rin oder einen Bewerber des in der Minderheit befindlichen Geschlechts enthélt.

(5) Innerhalb der Vorschlagslisten sind die den Geschlechtern zustehenden Sitze auf die Bewerberinnen oder
Bewerber in der Reihenfolge ihrer Benennung im Wahlvorschlag (§ 10 Abs. 2 Satz 1) zu verteilen.

(6) Ist ein Personalratsmitglied gewahlt worden, fir dessen Geschlecht innerhalb der Gruppe kein Sitz ermittelt
worden ist (§ 10 Abs. 1 Satz 2), so wird dessen Sitz dem anderen Geschlecht in seiner Gruppe angerechnet.

(7) Ersatzmitglieder sind die nicht gewahlten Frauen und Manner jeder Vorschlagsliste in der Reihenfolge ihrer
Benennung. Ausgenommen in den Fallen des § 10 Abs. 3 ist fiir jede Vorschlagsliste die Reihenfolge fir Frauen und
Manner getrennt zu ermitteln.

Erlauterung:

Hat eine Gruppenwahl mit mehreren Gruppenvertretern aufgrund mehrerer als giiltig anerkannter Vorschlagslisten
stattgefunden, so werden die Sitze nach dem d’Hondtschen-Héchstzahlverfahren verteilt. Im ersten Schritt werden zu-
néchst die auf die einzelnen Vorschlagslisten innerhalb der Gruppen entfallenen Stimmen nebeneinander gestellt und der
Reihe nach durch 1, 2, 3 usw. geteilt. Danach erfolgt die Verteilung der Geschlechter auf die einzelnen Vorschlagslisten.

Berechnungsbeispiel 1 zu Absatz 3:

298 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, davon 185 Frauen und 113 Manner. In der Gruppe der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer wurden 254 giltige Stimmen abgegeben. Der Gruppe der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
stehen 7 Sitze zu, davon 4 Frauen und 3 Méanner (vgl. oben Beispiel zu § 7 Abs. 6).

Von den abgegebenen Stimmen entfallen auf die Listen:

Liste A = 123 Stimmen Liste B = 86 Stimmen Liste C = 45 Stimmen

1 123 (1Sitz) 86 (2. Sitz) 45 (4. Sitz)
2 61,5 (3.5itz) 43 (5. Sitz) 22,5

3 41 (6. Sitz) 28,66 15

4 30,75 (7. Sitz)

5
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Um eine anteilige Vertretung von Frauen und Mdannern zu erreichen, wird dlie Sitzverteilung so vorgenommen, dass
die Vorschlagsliste, die die meisten Stimmen erringen konnte, mit der Sitzverteilung beginnt (hier A). Danach folgen Liste
Bund C. Innerhalb der Listen wird mit dem Geschlecht begonnen, dass zahlenmaBig die gréBte Gruppe stellt (hier bei den
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern die Frauen). Jeweils der erste Sitz einer Liste steht dem zahlenméBig starkeren
Geschlecht zu (hier den Frauen), jeweils der zweite Sitz dem zahlenméBig schwécheren (hier den Ménnern) usw. immer
abwechselnd. Ist die Gesamtzahl der Sitze, die dem zahlenméaBig starkeren Geschlecht zusteht, zugeteilt, stehen die ver-
bleibenden Sitze dem anderen Geschlecht zu (siehe Berechnungsbeispiel 2).

Das heit hier:
Liste A Liste B Liste C
1. Sitz 1 Frau 2. Sitz 1. Frau 4, Sitz 1. Frau
3. Sitz 1. Mann 5. Sitz 1. Mann
6. Sitz 2. Frau
7. Sitz 2. Mann

Die Gruppe der Arbeitnehmerlnnen entsendet also 4 Frauen und 3 Ménner in den Personalrat, und zwar die Liste A
2 Frauen/2 Ménner, die Liste B 1 Frau/T Mann und die Liste C eine Frau.

Berechnungsbeispiel 2:
298 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, davon 185 Frauen und 113 Méanner. In der Gruppe der Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmer wurden 254 glltige Stimmen abgegeben. Der Gruppe der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
stehen 7 Sitze zu, davon 4 Frauen und 3 Ménner (vgl. oben Beispiel zu § 7 Abs. 6). Von den abgegebenen Stimmen ent-
fallen auf die Listen:

Liste A Liste B Liste C Liste D Liste E
=81 Stimmen =75 Stimmen =36 Stimmen =32 Stimmen =30 Stimmen
i 81 (1.Sitz) | 75 (2.5itz) | 36 (5.Sitz) | 32 (6.Sitz) | 30 (7. Sitz)
2 40,5 |(3.Sitz) | 375 |(@4.Sitz) | 18 16 15
3 27 25 12
Zuteilung der Sitze auf Frauen und Méanner:
Liste A Liste B Liste C Liste D Liste E
1. Sitz 1. Frau 2. Sitz 1. Frau 5. Sitz 1.Frau | 6. Sitz 1. Frau 7. Sitz 1. Mann
3. Sitz 1. Mann | 4. Sitz 1. Mann
Zu Absatz 4 und 5:

Ein eventueller Minderheitensitz nach § 7 Abs. 6 S. 4-7 ist vor der Vergabe der (ibrigen Sitze der Vorschlagsliste zu-
zuordnen, auf die die meisten Stimmen entfallen sind, wenn sie eine Bewerberin oder einen Bewerber des Minderheiten-
geschlechts benennt. Enthélt diese Vorschlagsliste keine Bewerberin oder keinen Bewerber des Minderheitengeschlechts,
so kommt dlie Vorschlagsliste mit der ndchsthéheren Stimmenzahl zum Zuge.

Zu Absatz 6:
Folgeregelungen zu §10 Abs. 1, S. 2. Klarstellung, dass die oder der gewdhlte Angehdrige des Minderheitenge-
schlechts auf die Sitze des anderen Geschlechts seiner Gruppe angerechnet wird.
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Zu Absatz 7:

Da die Ersatzmitglieder geschlechtsspezifisch nachriicken, muss ihre Reihenfolge nach Geschlechtern getrennt er-
mittelt werden. Siehe auch § 28 WO.

§31
Ermittlung der gewahlten Gruppenvertretung bei gemeinsamer Wahl,
wenn die Gruppenvertretung aus mehreren Personen besteht

(1) 'Bei gemeinsamer Wahl werden die Summen der auf die einzelnen Vorschlagslisten entfallenen Stimmen
nebeneinandergestellt und der Reihe nach durch 1, 2, 3 usw. geteilt. 2§30 Abs. 1 Sétze 2 bis 5 gilt entsprechend.
3Die den Gruppen zustehenden Sitze werden in folgender Weise ermittelt:

“Auf die Vorschlagslisten, die in der Reihenfolge der meisten auf sie entfallenen Stimmen geordnet werden,
wird aus der nach § 7 Abs. 3 bis 5 bestimmten Zahl jeder Gruppe jeweils ein Sitz in der Reihenfolge der Gruppen der
Beamtinnen und Beamten und der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gegebenenfalls mehrfach nacheinander
zugeteilt, bis kein Sitz mehr vorhanden ist.

(2) Enthélt eine Vorschlagsliste weniger Bewerberinnen oder Bewerber einer Gruppe, als dieser nach Hochst-
zahlen Sitze zustehen wiirden, so fallen die restlichen Sitze dieser Gruppe den Angehdrigen derselben Gruppe auf
den dbrigen Vorschlagslisten in der Reihenfolge der nachsten Hochstzahlen zu.

(3) Sind innerhalb einer Gruppe Sitze fiir Frauen und Ménner zu vergeben, so werden sie entsprechend § 30
Abs. 3 zugeordnet. §30 Abs. 4 bis 6 gilt entsprechend.

(4) Ersatzmitglieder sind die nicht gewahlten Frauen und Manner der jeweiligen Gruppe jeder Vorschlagsliste in
der Reihenfolge ihrer Benennung. § 30 Abs. 7 Satz 2 gilt entsprechend.

Erlduterung:
Zu Absatz 1:

Bei gemeinsamer Wahl (§ 16 Abs. 3 NPersV/G) wéhlen die Beschaftigten zundchst ohne Trennung nach Gruppen. Die
Summe der abgegebenen Stimmen ergibt zunachst einmal die Zahl der den Listen zustehenden Gesamtsitze. Erst danach
erfolgt eine Aufteilung auf die Gruppen. Durch die Verweisung auf § 30 Abs. 1, Sétze 2 bis 4 gilt auch bei gemeinsamer
Wahl die Benachteiligungsregel statt des Losentscheids.

Berechnungsbeispiel zu Absatz 1:

Es sind 9 Personalratssitze zu vergeben.

Liste A = 188 Stimmen Liste B = 84 Stimmen Liste C = 62 Stimmen
i 188 (1. Sitz) 84 (3. Sitz) 62 (5. Sitz)
2 94 (2. Sitz) 42 (7. Sitz) 31
3 62,6 (4. Sitz) 28
4 47 (6. Sitz)
5 37,6 (8. Sitz)
6 31,3 (9. Sitz)

Ergebnis danach: A = 6 Sitze, B = 2 Sitze und C = 1 Sitz.

Die Gruppenpldtze sollen nach §7 Abs. 2 wie folgt zu verteilen sein:

3 Beamte/6 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

Nun erfolgt die Verteilung der errungenen Sitze innerhalb der Gruppen, und zwar in der Reihenfolge
Beamte - Arbeitnehmer
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Liste A (6 Sitze) Liste B (2 Sitze) Liste C (1 Sitz)
Beamte (1) Arbeitnehmer (1) Beamte (2) Arbeitnehmer (2) Beamte (3)
Arbeitnehmer (3

Arbeitnehmer (4

)

&)
Arbeitnehmer (5)
Arbeitnehmer (6)

Da drei Beamtensitze zu vergeben sind, erhdlt jede Liste einen. Die 6 Arbeitnehmersitze werden im Verhdltnis 5:1

auf die Liste A und Liste B aufgeteilt.
Zu Absatz 2:

Entspricht dem bisherigen §27 Abs. 2.

Zu Absatz 3:

Die Aufteilung der Sitze auf die Geschlechter erfolgt auf der Grundlage des § 7 Abs. 6 S. 1-3 entsprechend § 30 Abs. 3.

Berechnungsbeispiel zu Abs. 3 (Fortfihrung von Abs. 1):

Die Sitze sind wie folgt zu verteilen:

Beamtengruppe (3): 2 Mdnner/1 Frau
Arbeitnehmer (6): 3 Frauen/3 Manner

Liste A (6 Sitze)

Liste B (2 Sitze)

Liste C (1 Sitz)

1. Beamtensitz (Mann)
= 1. Beamter der Liste A

2. Beamtensitz (Frau)
= 1. Beamtin der Liste B

3. Beamtensitz (Mann)
= 1. Beamter der Liste C

1. Arbeitnehmersitz (Frau)
= 1. Arbeitnehmerin insgesamt
= 1. Arbeitnehmerin der Liste A

2. Arbeitnehmersitz (Frau)
= 2. Arbeitnehmerin insgesamt
= 1. Arbeitnehmerin der Liste B

I w

Arbeitnehmer insgesamt
Arbeitnehmer der Liste A

. Arbeitnehmersitz (Mann)
1.
1.

4. Arbeitnehmersitz (Frau)
= 3. Arbeitnehmerin insgesamt
= 1. Arbeitnehmerin der Liste A

5. Arbeitnehmersitz (Mann)
= 2. Arbeitnehmer insgesamt
= 2. Arbeitnehmer der Liste A

6. Arbeitnehmersitz (Mann)
= 3. Arbeitnehmer insgesamt
= 3. Arbeitnehmer der Liste A

Da in diesem Beispiel in der Beamtengruppe die Manner den gréBten Beschéftigtenanteil stellen, werden die drei
Beamtensitze den Listen A, B und C in der Reihenfolge Mann/Frau/Mann in analoger Anwendung von §30 Abs. 3 Satz

2 zugeteilt.
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In der Arbeitnehmergruppe stellen in diesem Beispiel die frauen den gréBten Beschéftigtenanteil. Die 6 Sitze werden
innerhalb der Listen A und B in der Reihenfolge Frau/Mann usw. zugeteilt.

Fir einen eventuellen Minderheitensitz gilt § 30 Abs. 4 entsprechend.

Zu Absatz 4:
Vergleiche die Begriindung zu § 30 Abs. 7.

§32
Ermittlung des Wahlergebnisses, wenn der Personalrat
oder eine Gruppenvertretung nur aus einer Person besteht
(1) "Istin den Personalrat oder in eine Gruppenvertretung nur eine Person zu wahlen, so ist die Person gewahlt,
die in der Vorschlagsliste, auf die die meisten Stimmen entfallen, an erster Stelle benannt ist. Bei gleicher Stimmen-
zahl entscheidet das Los.

(2) Ersatzmitglieder sind die Ubrigen Personen der Vorschlagsliste, auf die die meisten Stimmen entfallen, in
der Reihenfolge ihrer Benennung.

Erlauterung:

Da nach dem NPersV/G auch bei der Ein-Personen-Wahl eine Verhaltniswah! (Listenwahl) durchgefihrt wird (vgl. BK
2u § 16 NPersVG), ist die Wahlordnung entsprechend ergénzt.

Zu Absatz 1:

Gewdhlt als Personalratsmitglied oder Gruppenvertreter ist entsprechend den Grundsdtzen des Listenwahl-
rechts die oder der Erstbenannte der erfolgreichen Liste. Wird nur eine Liste eingereicht, gilt Mehrheitswahlrecht (vgl.
§33 Abs. 1 Nr. 3.und §34).

Zu Absatz 2:

Ersatzmitglieder sind die (ibrigen Bewerberinnen und Bewerber der erfolgreichen Liste, da diese Liste ausschlieBlich
den Personalrat oder die Gruppe stellt. Eine nach Frauen und Ménner getrennte Ermittlung der Ersatzmitglieder (§ 30 Abs.
7 Satz 2) erfolgt nicht, da die Reihenfolge der Benennung auf dem Wahlvorschlag entscheidend ist.

Zweiter Unterabschnitt
Wahlverfahren und Ermittlung des Wahlergebnisses bei Vorliegen
nur eines Wahlvorschlags (Mehrheitswahl)

§33
Voraussetzungen fiir Mehrheitswahl, Stimmzettel, Stimmabgabe

(1) "Nach den Grundsatzen der Mehrheitswahl (Personenwahl) ist zu wahlen, wenn
1. bei Gruppenwahl fir eine Gruppe, der mehr als ein Sitz zusteht,
2. bei gemeinsamer Wahl,
3. bei der Wahl nur eines Mitglieds in den Personalrat oder in eine Gruppenvertretung

nur ein glltiger Wahlvorschlag eingegangen ist. 2In diesen Fallen kdnnen die Wahlberechtigten nur solche Bewer-
berinnen oder Bewerber wahlen, die in dem Wahlvorschlag aufgefiihrt sind.

(2) "Auf dem Stimmzettel werden links die Namen der Bewerberinnen und rechts die Namen der Bewerber in
der Reihenfolge des Wahlvorschlags unter Angabe des Familiennamens, Vornamens, der Amts- oder Berufsbezeich-
nung, der Dienststelle und der Gruppenzugehdrigkeit aufgefihrt. 2Bei Wahlvorschldgen, die mit einem Kennwort
oder einer Gewerkschaftsbezeichnung versehen sind, ist auch das Kennwort oder die Gewerkschaftshezeichnung
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anzugeben. 3In den Féllen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3 sowie des § 10 Abs. 1 Satz 2 entfdllt die Trennung nach
Geschlechtern.

(3) 'Die Wahlberechtigten haben auf dem Stimmzettel die Namen der Bewerberinnen und Bewerber anzu-
kreuzen oder in sonstiger Weise zweifelsfrei zu kennzeichnen, fiir die sie ihre Stimme abgeben wollen. 2Die Wahl-
berechtigten diirfen

1. bei Gruppenwahl nicht mehr Namen ankreuzen oder kennzeichnen, als fir die betreffende Gruppe Sitze zu
besetzen sind. Dabei sind sie nicht an die Aufteilung der Sitze auf Frauen und Ménner (§ 7 Abs. 6) gebunden.
Das mehrfache Ankreuzen eines Namens (Kumulieren) ist nicht zulassig;

2. bei gemeinsamer Wahl nicht mehr Namen ankreuzen oder kennzeichnen, als Personalratsmitglieder insgesamt
zu wahlen sind. Dabei sind sie nicht an die Aufteilung der Sitze auf Frauen und Ménner (§ 7 Abs. 6) gebunden.
Das mehrfache Ankreuzen eines Namens (Kumulieren) ist nicht zulassig;

3. bei der Wahl nur eines Personalratsmitglieds nur einen Namen ankreuzen oder kennzeichnen.

(4) Auf dem Stimmzettel ist deutlich zu vermerken, wie viele Namen die Wahlberechtigten hochstens ankreuzen
oder kennzeichnen diirfen.

Erlauterung:

Hier wird klargestellt, dass auch bei der Ein-Personen-Wahl Mehrheitswahl stattfindet, wenn nur ein Wahlvorschlag
eingeht. Infolge der geschlechtsspezifischen Regelungen sind nun jedoch mit Ausnahme der Félle des Absatzes 1 Nummer
3 auf dem Stimmzettel die Namen nach Geschlechtern getrennt aufzufiihren. Das mehrfache Ankreuzen und damit eine
Kumulierung der Stimmen ist nicht zulassig. Zugleich ist die fiir die Mehrheitswahl bisher nicht eindeutig geklérte Frage,
ob das regelwidrige mehrfache Ankreuzen eines Namens den Stimmzettel ungiltig macht (vgl. § 17 Abs. 4 Nummer 4),
nun zu bejahen. Zur besseren Handhabung fiir die Wahlberechtigten ist auf dem Stimmzettel die Zahl der Stimmen in
hervorgehobener Weise zu vermerken.

§34
Ermittlung der Gewéahlten bei Mehrheitswahl

(1) Bei Mehrheitswahl bleibt die Aufteilung der Sitze auf Frauen und Manner mit Ausnahme der Vergabe eines
Minderheitensitzes unberticksichtigt.

(2) 'Bei Gruppenwahl sind die Bewerberinnen und Bewerber in der Reihenfolge der hdchsten auf sie entfallenen
Stimmenzahlen gewahlt. 2Ist einer Gruppe, fir die nur ein Wahlvorschlag eingegangen ist, ein Minderheitensitz (§ 7
Abs. 6 Satz 6) zugeordnet, so ist abweichend von Satz 1 die Bewerberin oder der Bewerber des in der Minderheit
befindlichen Geschlechts gewahlt, die oder der die hdchste Stimmenzahl erhalten hat. 3Dies gilt entsprechend,
wenn ein Minderheitensitz nicht zugeordnet worden ist und in der Dienststelle insgesamt das in der Minderheit be-
findliche Geschlecht nur wegen Absatz 1 keinen Sitz erhélt. *Liegen die Voraussetzungen des Satzes 3 bei mehreren
Gruppen vor, so ist der Sitz fiir das in der Minderheit befindliche Geschlecht der Gruppe zuzuordnen, in der dieses
Geschlecht in absoluten Zahlen am starksten vertreten ist.

(3) Bei gemeinsamer Wahl werden die den einzelnen Gruppen zustehenden Sitze mit denjenigen Bewerberin-
nen und Bewerbern dieser Gruppen besetzt, auf die der Reihenfolge nach die héchsten Stimmenzahlen entfallen
sind. Absatz 2 Sdtze 2 bis 4 gilt entsprechend.

(4) Bei der Wahl nur eines Personalratsmitglieds sowie nur einer Gruppenvertreterin oder eines Gruppenver-
treters ist die Bewerberin oder der Bewerber gewahlt, auf die oder den die hochste Stimmenzahl entfallt.

(5) Ersatzmitglieder sind
1. bei Gruppenwahl die nicht gewahlten Personen in der Reihenfolge der hdchsten auf sie entfallenen Stimmen-

zahlen,
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2. bei gemeinsamer Wahl die nicht gewdhlten Personen der jeweiligen Gruppen in der Reihenfolge der hochsten
auf sie entfallenen Stimmenzahlen,

3. beider Wahl nur eines Personalratsmitglieds sowie nur einer Gruppenvertreterin oder eines Gruppenvertreters
die nicht gewahlten Personen in der Reihenfolge der hochsten auf sie entfallenen Stimmenzahlen,

4. bei Zuordnung eines Minderheitensitzes die nicht gewahlten Personen des in der Minderheit befindlichen Ge-
schlechts in der Reihenfolge der hochsten auf sie entfallenen Stimmenzahlen.

(6) Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los.

Erlauterung:

In der Uberschrift wurde zur besseren Unterscheidung von §§30 bis 32 die Formulierung »bei Mehrheitswahl«
erganzt. Dem Grundsatz des gleichen Zahl- und Erfolgswertes der abgegebenen Stimmen kommt bei der Mehrheitswahl
besondere Bedeutung zu. Deshalb wird - anders als beim Regelfall der Verhéltniswahl - von einer strikten Geschlechter-
trennung bei der Sitzermittlung abgesehen. Gewahlt ist hier - unabhdngig vom Geschlecht - wer die meisten persén-
lichen Stimmen auf sich vereinigen kann. Die angemessene Vertretung eines in der Minderheit befindlichen Geschlechts
entsprechend den Grundsétzen in § 10 Abs. 3 und § 15 NPersVG wird durch die Vorschriften (ber den Inhalt der Wahl-
vorschldge (§ 10) und gegebenenfalls durch die Zuordnung eines Minderheitensitzes nach §7 Abs. 6, Sétze 4 bis 7
sichergestellt.

Wahrend im Regelfall der Verhaltniswahl eine nach Geschlechtern getrennte Ermittlung der Reihenfolge erfolgt,
ist dies im Falle der Mehrheitswahl nicht méglich. Auch fir einen eventuellen Minderheitensitz (§ 7 Abs. 6, Satz 4 bis 7)
erfolgt wegen §27 Abs. 2, S. 2 und 3 NPersVG keine getrennte Ermittlung des Ersatzmitgliedes.

Satz 2 stellt klar, dass auch im Falle der Mehrheitswahl der Minderheitenschutz des § 7 Absatz 6, Satze 4 bis 7 gilt.
Die Zuordnung des Minderheitensitzes kann zwar eine gewisse Einschrankung des Grundsatzes vom gleichen Erfolgswert
der abgegebenen Stimmen darstellen, diese Einschrankung ist jedoch aus Grinden des geschlechtlichen Minderheiten-
schutzes hinnehmbar. Den Minderheitensitz erhélt die Vertreterin oder der Vertreter des Minderheitengeschlechts, die
oder der die hochste personliche Stimmenzahl erhalten hat, allerdings beschrankt auf die Gruppe, der der Minderheiten-
sitz zugeordnet wurde. Dies entspricht dem Vorrang des Gruppenprinzips vor dem Prinzip der anteiligen Verteilung der
Sitze auf die Geschlechter. Da bereits mit Erlass des Wahlausschreibens bekannt ist, welcher Gruppe der Minderheitensitz
zusteht, kénnen sich die Vorschlagenden auf diese Zuordnung einstellen. So kénnten z. B. Frauen aus der Arbeitnehmerin-
nen- und Arbeitnehmergruppe in der Gruppe der Beamten kandidieren, wenn der Beamtengruppe der Minderheitensitz
zusteht (vgl. §17 Abs. 3 NPersV/G). Dadurch kénnte verhindert werden, dass eine Bewerberin in einer anderen Gruppe
trotz héherer persénlicher Stimmenzahl nicht gewahlt ist.

Die Satze 3 und 4 bestimmen die entsprechende Anwendung des Grundsatzes des Satzes 2 fir den Fall, dass ein
Minderheitensitz nicht zuzuordnen war, weil bereits mindestens in einer Gruppe mindestens je ein Sitz auf Frauen und
Ménner nach §7 Abs. 6, Satz 1 aufgeteilt worden ist.

Dritter Abschnitt
Wahl der Jugend- und Auszubildendenvertretung

§35
Vorbereitung und Durchfiihrung der Wahl
(1) Fiir die Vorbereitung und Durchfiihrung der Wahl der Jugend- und Auszubildendenvertretung gelten die
Vorschriften des Ersten und Zweiten Abschnitts sinngemaB, soweit sich aus den nachfolgenden Absatzen nichts
Abweichendes ergibt.
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(2) "Die Vorschriften, die sich auf die Wahl und die Bildung von Gruppenvertretungen beziehen, finden keine
Anwendung. 2Eine getrennte Wahl nach Beschéftigungsarten findet nicht statt.

(3) 'Besteht die Jugend- und Auszubildendenvertretung aus mehr als einer Person, so erfolgt die Aufteilung der
Sitze auf Frauen und Manner in folgender Weise:

“Die Zahlen der fiir die Jugend- und Auszubildendenvertretung wahlberechtigten Beschaftigten werden ge-
trennt nach Frauen und Ménnern nebeneinandergestellt und der Reihe nach durch 1, 2, 3 usw. geteilt. 3Auf die
jeweils hochste Teilzahl (Hochstzahl) wird so lange ein Sitz zugeteilt, bis alle Sitze vergeben sind. “Frauen und Mén-
ner erhalten jeweils so viele Sitze, wie Hochstzahlen auf sie entfallen. °Ist bei gleichen Hochstzahlen nur ein Sitz zu
verteilen, so fallt er dem Geschlecht zu, das andernfalls im Verhéltnis zu seinem Anteil an der Gesamtzahl der wahl-
berechtigten Beschaftigten am starksten benachteiligt ware; bei gleicher Beschéftigtenzahl entscheidet das Los.
®Bleibt hiernach ein in der Dienststelle vertretenes Geschlecht unberiicksichtigt, so ist ihm ein Sitz (Minderheitensitz)
zuzuerkennen, wenn diesem Geschlecht mindestens ein Zwanzigstel der wahlberechtigten Beschaftigten angehort.

(4) Werden fiir die Wahl der Jugend- und Auszubildendenvertretung mehrere giiltige Wahlvorschldge einge-
reicht, so bestimmt sich

1. das Wahlverfahren nach § 29,

2. die Ermittlung der Gewahlten oder des Gewahlten, wenn die Jugend- und Auszubildendenvertretung nur aus
einer Person besteht, nach §32 Abs. 1,

3. die Ermittlung der Gewahlten, wenn die Jugend- und Auszubildendenvertretung aus mehreren Personen be-
steht, nach §30 Abs. 1 bis 3 und 5,

4. die Vergabe eines Minderheitensitzes nach § 30 Abs. 4.

(5) Wird fiir die Wahl der Jugend- und Auszubildendenvertretung nur ein giiltiger Wahlvorschlag eingereicht,
so bestimmt sich

1. das Wahlverfahren nach §33, mit der MaBgabe, dass auf dem Stimmzettel nicht mehr Namen angekreuzt
oder gekennzeichnet werden dirfen, als Mitglieder der Jugend- und Auszubildendenvertretung insgesamt zu
wahlen sind,

2. die Ermittlung der Gewahlten oder des Gewahlten, wenn die Jugend- und Auszubildendenvertretung nur aus
einer Person besteht, nach §34 Abs. 3,

3. die Ermittlung der Gewahlten, wenn die Jugend- und Auszubildendenvertretung aus mehreren Personen be-
steht, nach §34 Abs. 2 Satz 1,

4. die Vergabe eines Minderheitensitzes nach § 34 Abs. 2 Sétze 2 bis 4.

(6) "Ist nach §52 Abs. 2 Satz 1 NPersVG bestimmt worden, dass die Wahl in einer Wahlversammlung stattfin-
det, so tritt an die Stelle des Wahlausschreibens nach § 8 die Einberufung der Wahlversammlung durch den Wahl-
vorstand. 2Die Einberufung ist den in der Wahlversammlung Wahlberechtigten bekannt zu geben. *Die Bekanntgabe
muss enthalten:

1. Ortund Tag der Einberufung,

2. die Zahl der in der Regel beschaftigten wahlberechtigten Jugendlichen und Auszubildenden,
3. den Hinweis, dass die zu wahlende Vertretung aus einem Mitglied besteht,
4

den Hinweis, dass jede Wahlberechtigte und jeder Wahlberechtigte in der Wahlversammlung einen Wahlvor-
schlag machen kann,

die Angabe, wo und wann das Wahlerverzeichnis und diese Wahlordnung zur Einsicht ausliegen,

Ul

6. den Hinweis, dass nur Beschaftigte wahlen kénnen, die in das Wahlerverzeichnis eingetragen sind,

den Hinweis, dass Einspriiche gegen das Wahlerverzeichnis nur innerhalb einer Woche seit seiner Auslegung
schriftlich beim Wahlvorstand eingelegt werden kénnen; der letzte Tag der Einspruchsfrist ist anzugeben,
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8. Ortund Zeit der Wahlversammlung.

*Jede Wahlberechtigte und jeder Wahlberechtigte kann in der Wahlversammlung einen Wahlvorschlag machen. 4In
der Wahlversammlung werden die Stimmen ausgezahlt und das Wahlergebnis festgestellt.

Erlauterung:
Zu Absatz 1:

Fur die Wahl der Jugend- und Auszubildendenvertretung gelten grundsatzlich alle Regelungen, die auch fir die
Personalratswahl gelten (§§ 1 bis 34). Abweichungen ergeben sich aus der Einschrankung in § 52 Abs. 1 NPersV/G. Danach
sind lediglich die allgemeinen Wahlgrundsétze (§ 16 Abs. 1 NPersVG), die Vorschriften (ber Wahlvorschldge (§ 17 Abs.
1 und 2 NPersV/G), die Vorschriften Gber Bildung, Besetzung und Aufgaben des Wahlvorstands (§ 18 Abs. 1 und § 19
NPers\V/G), die Vorschriften tber Schutz der Wahl, Kostenlast und Wahlanfechtung (§§ 20 und 21 NPersV/G) entsprechend
anwendbar. Die Abweichungen, die sich dadurch fir die Wahl der Jugend- und Auszubildendenvertretung ergeben, sind
im Wesentlichen in den Absatzen 2 bis 5 dargestellt.

Zu Absatz 2:

Die Einschrdnkung durch §52 Abs. 1 NPersVG bedeutet auch, dass generell alle die Vorschriften, die sich auf eine
Einteilung der Wahlberechtigung in Gruppen beziehen, bei der Wahl der Jugend- und Auszubildendenvertretung nicht
anwendbar sind. Die Sollvorschrift in §51 Abs. 2 Satz 1 NPersVG fihrt nicht zu einer getrennten Wahl nach Beschéfti-
gungsarten. Sie ist lediglich von den Vorschlagenden bei der Einreichung von Wahlvorschldgen zu beachten.

Zu Absatz 3:

Besteht die Jugend- und Auszubildendenvertretung aus mehreren Mitgliedern, so gilt auch hier die anteilige Ver-
teilung der Sitze auf die Geschlechter (§51 Abs. 2 Satz 2 NPersV/G). Die Aufteilung erfolgt entsprechend § 7 Abs. 3. Auch
die Bestimmung ber die Zuerkennung eines Minderheitensitzes (§ 7 Abs. 6 Satz 4) gilt entsprechend.

Zu Absatz 4:
Absatz 4 stellt klar, welche Vorschriften im Falle der Verhéltniswahl Anwendung finden sollen.

Zu Absatz 5:
Absatz 5 nennt die geltenden Vorschriften im Falle der Verhéltniswahl.

Zu Absatz 6:

Absatz 6 ist neu eingefiigt, die Erganzung resultiert aus der Anderung des NPersVG (s. Fassung vom 22. Januar
2007): Danach kann eine JAV-Vertretung ggf. durch eine Wahlversammlung gewéhlt werden (s. §52 Abs. 2 Satz 1
NPersV/G). Absatz 6 regelt in diesem Fall die Ersetzung des Wahlausschreibens. An seine Stelle tritt die Einberufung der
Wahiversammlung durch den Wahlvorstand. Die Einberufung ist den in der Wahlversammlung Wahlberechtigten - das
sind die Wahlberechtigten der Dienststelle nach §50 Abs. 2 NPersV/G, also die jugendlichen Beschéftigten und Auszu-
bildenden - bekannt zu geben. Die Bekanntgabe muss notwendig die unter den Nummern 1 bis 8 aufgefiihrten Angaben
enthalten. Jede und jeder Wahlberechtigte kann auch noch in der Wahlversammlung einen Wahlvorschlag machen.



Wahlordnung

Zweiter Teil
Wahl des Bezirkspersonalrats

§36
Entsprechende Anwendung der Vorschriften iber die Wahl des Personalrats,
Leitung der Wahl, Gleichzeitigkeit

(1) Fiir die Wahl des Bezirkspersonalrats gelten die §§ 1 bis 34 entsprechend, soweit sich aus dem folgenden
nichts anderes ergibt.

(2) "Der Bezirkswahlvorstand leitet die Wahl des Bezirkspersonalrats. ?Die Durchfiihrung der Wahl in den ein-
zelnen Dienststellen einschlieBlich der Briefwahl (ibernehmen die 6rtlichen Wahlvorstéande im Auftrag und nach
Richtlinien des Bezirkswahlvorstands mit der MaBgabe, dass der Bezirkswahlvorstand den Tag der Bekanntma-
chung bestimmt.260

(3) Der ortliche Wahlvorstand macht die Namen der Mitglieder des Bezirkswahlvorstands und die dienstliche
Anschrift seiner Vorsitzenden oder seines Vorsitzenden in der Dienststelle durch Aushang bis zum Abschluss der
Stimmabgabe bekannt.

(4) Die Wahl des Bezirkspersonalrats soll gleichzeitig mit der Wahl der Personalréte in den Dienststellen des-
selben Bezirks stattfinden.

§37
Feststellung der Zahl und der Zusammensetzung der Beschaftigten, Wahlerverzeichnis

(1) Der ortliche Wahlvorstand stellt fest:
1. die Zahl der in der Dienststelle in der Regel Beschaftigten, die fiir den Bezirkspersonalrat wahlberechtigt sind,
2. den Anteil an Frauen und Mannern an der nach Nummer 1 festgestellten Zahl,

3. die Verteilung der nach Nummer 1 festgestellten Zahl auf die Gruppen (§ 5 Abs. 1 NPersVG), jeweils getrennt
nach Frauen und Mannern,

und teilt die festgestellten Zahlen dem Bezirkswahlvorstand unverziiglich schriftlich mit.

(2) 'Der ortliche Wahlvorstand stellt das Wahlerverzeichnis auf und entscheidet tber Einspriiche. 2Er teilt dem
Bezirkswahlvorstand die Zahl der fiir den Bezirkspersonalrat Wahlberechtigten, getrennt nach Gruppen und inner-
halb der Gruppen getrennt nach Frauen und Mannern, unverziglich schriftlich mit.

§38
Wahlausschreiben

(1) Der Bezirkswahlvorstand erlasst das Wahlausschreiben.
(2) Das Wahlausschreiben muss enthalten:
1. Ortund Tag seines Erlasses;

2. die Zahl der zu wahlenden Mitglieder des Bezirkspersonalrats, getrennt nach Gruppen und gegebenenfalls
innerhalb der Gruppen nach Frauen und Mannern;

3. die Mindestzahl der weiblichen und mannlichen Gruppenangehdrigen, die jeder Wahlvorschlag enthalten
muss, wenn nach Nummer 2 in der Gruppe Frauen und Manner zu wahlen sind;

4. den Hinweis, dass Wahlvorschldge auch Angehdrige des Geschlechts enthalten kdnnen, fiir das innerhalb der
Gruppe kein Sitz ermittelt worden ist;

® Sprachliche Anpassung auf die verschiedenen Moglichkeiten der Bekanntmachung.



108

Wahlordnung

5.

den Hinweis, ob ein Minderheitensitz (§ 7 Abs. 6 Satze 4 bis 7) zuerkannt worden und welcher Gruppe er zu-
zuordnen ist;

6. Angaben dartiber, ob die Beschéaftigten ihre Vertreterinnen und Vertreter in getrennten Wahlgéngen (Gruppen-

wahl) oder in gemeinsamer Wahl wahlen;

7. den Hinweis, dass nur Beschaftigte wahlen konnen, die in das Wahlerverzeichnis eingetragen sind;
8. die Mindestzahl von Wahlberechtigten, die fiir die Unterzeichnung eines von ihnen eingereichten Wahlvor-

schlags vorgeschrieben ist (§ 10 Abs. 4), und den Hinweis, dass jede Bewerberin und jeder Bewerber fiir die
Wahl des Bezirkspersonalrats nur auf einem Wahlvorschlag benannt werden kann;

die Aufforderung, Wahlvorschldge innerhalb von zwei Wochen nach dem Tag der Bekanntmachung?' des
Wahlausschreibens beim Bezirkswahlvorstand einzureichen; der letzte Tag der Einreichungsfrist ist anzugeben;

. den Hinweis, dass nur fristgerecht eingereichte Wahlvorschldge berlcksichtigt werden und dass nur gewahlt

werden kann, wer in einen solchen Wahlvorschlag aufgenommen ist;

. den Tag oder die Tage der Stimmabgabe;

den Ort und die Zeit der Sitzung, in der das Wahlergebnis festgestellt wird.
(3) Der ortliche Wahlvorstand erganzt das Wahlausschreiben durch folgende Angaben:

. die Angabe, wo und wann das fiir die 6rtliche Dienststelle aufgestellte Wahlerverzeichnis und diese Wahlord-

nung zur Einsicht ausliegen,

den Hinweis, dass Einspriiche gegen das Wahlerverzeichnis nur innerhalb einer Woche seit seiner Auslegung
schriftlich beim ortlichen Wahlvorstand eingelegt werden konnen; der letzte Tag der Einspruchsfrist ist anzu-
geben,

3. den Ort, an dem die Vorschldge bekanntgegeben werden,

. den Ort und die Zeit der Stimmabgabe,
. einen Hinweis auf die Mdglichkeit und im Falle des § 41 Abs. 1 die Notwendigkeit der Briefwahl.

(4) 1Der ortliche Wahlvorstand macht das Wahlausschreiben in der Dienststelle bekannt. 2Die Mdglichkeit zur

Kenntnisnahme des Aushangs (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1) und die elektronische Zugdnglichkeit (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr.
2) missen bis zum Abschluss der Stimmabgabe aufrechterhalten werden.?2

%1 Sprachliche Anpassung auf die verschiedenen Moglichkeiten der Bekanntmachung.
%2 Siehe vorherige FuBnote; fiir alle Formen der Veroffentlichung gelten die gleichen Fristen beziiglich der Dauer der Bekanntmachung.
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§39
Bekanntmachungen des Bezirkswahlvorstands, Sitzungsniederschriften
(1) Der drtliche Wahlvorstand macht die Wahlvorschldge (§ 15) und die Nachfrist fiir die Einreichung von Wahl-
vorschlagen (§ 13) in der gleichen Weise wie das Wahlausschreiben in der Dienststelle bekannt.?

(2) 'Der Bezirkswahlvorstand fertigt tber jede Sitzung, in der (iber
1. die Verteilung der Sitze im Bezirkspersonalrat auf die Gruppen und Geschlechter,
2. die Zulassung von Wahlvorschlagen,
3. die Gewahrung von Nachfristen
entschieden wird, eine Niederschrift. 2Sie ist von samtlichen Mitgliedern des Bezirkswahlvorstands zu unterzeichnen.

(3) Die Niederschrift iiber Sitzungen, in denen {iber Einspriiche gegen das Wahlerverzeichnis entschieden wird,
fertigt der 6rtliche Wahlvorstand.

§40
Stimmabgabe, Stimmzettel
'Findet die Wahl des Bezirkspersonalrats zugleich mit der Wahl der Personalréte statt, so kann fiir die Stimm-
abgabe zu beiden Wahlen derselbe Umschlag verwendet werden. Getrennte Wahlurnen fir die Wahl des Bezirks-
personalrats und der Personalrdte sind nicht erforderlich. 3Fir die Wahl des Bezirkspersonalrats sind Stimmzettel
von anderer Farbe als fir die Wahl des Personalrats zu verwenden.

§41
Briefwahl bei nicht mehr als fiinf Gruppenangehérigen

(1) 'Sind in einer Dienststelle bei einer Gruppe in der Regel nicht mehr als fiinf Beschéftigte fiir die Wahl des
Bezirkspersonalrats wahlberechtigt, so kénnen diese ihre Stimmen zu dieser Wahl nur durch Briefwahl beim Be-
zirkswahlvorstand abgeben. ?Der drtliche Wahlvorstand hat die Beschéftigten darauf hinzuweisen und ihnen die
Wahlpapiere zu tibergeben.

(2) 'Der ortliche Wahlvorstand vermerkt die Aushandigung oder Versendung der Wahlpapiere jeweils im Wah-
lerverzeichnis und setzt den Bezirkswahlvorstand hiervon in Kenntnis. 2Dieser erstellt auf Grund der Mitteilungen
ein besonderes Wahlerverzeichnis.

(3) '8 20 ist mit der MaBgabe entsprechend anzuwenden, dass die Wahlumschldge in die fiir die entsprechende
Gruppe in einer Dienststelle aufgestellte Wahlurne zu legen und die Stimmen mit den in dieser Dienststelle abge-
gebenen Stimmen gemeinsam auszuzahlen sind. ?Das nach Absatz 2 Satz 2 vom Bezirkswahlvorstand erstellte be-
sondere Wahlerverzeichnis ist mit dem Wéhlerverzeichnis zu verbinden, das der fiir die Stimmenzéhlung zustandige
ortliche Wahlvorstand fiihrt.

§42
Feststellung und Bekanntmachung des Wahlergebnisses
(1) "Der ortliche Wahlvorstand zahlt unverziiglich nach Beendigung der Stimmabgabe die auf die einzelnen
Vorschlagslisten oder, wenn Mehrheitswahl stattgefunden hat, die auf die einzelnen Bewerberinnen und Bewerber
entfallenen Stimmen. 2Er fertigt eine Wahlniederschrift nach § 23.
(2) "Nach Feststellung des Wahlergebnisses ist dieses unverziglich dem Bezirkswahlvorstand elektronisch zu
{ibermitteln.2* 2Unverziiglich im Anschluss an die elektronische Ubermittlung des Wahlergebnisses ist dem Bezirks-

%63 Siehe FuBnote 261

%4 |m Landesdienst (und iiberall, wo es Gesamtpersonalrite gibt — siehe §45 WO) hat die Ubermittlung des Wahlergebnisses nunmehr
in jedem Fall vorab elektronisch zu erfolgen. AnschlieBend sind die Unterlagen der vorher geltenden Regelung entsprechend per Ein-
schreiben oder gegen Empfangsbekenntnis weiterzuleiten.
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wahlvorstand die Niederschrift mit Einschreiben zu Ubersenden oder gegen Empfangsbekenntnis auszuhandigen.
3Nach Eingang der Niederschrift hat der Bezirkswahlvorstand zu prifen, ob das elektronisch ibermittelte Wahl-
ergebnis mit dem in der Niederschrift angegebenen Wahlergebnis iibereinstimmt. “Die bei der Dienststelle ent-
standenen Unterlagen fiir die Wahl des Bezirkspersonalrats werden zusammen mit einer Abschrift der Niederschrift
vom Personalrat aufbewahrt.”

(3) Der Bezirkswahlvorstand zahlt unverziiglich die auf jede Vorschlagsliste oder, wenn Mehrheitswahl statt-
gefunden hat, die auf die einzelnen Bewerberinnen und Bewerber entfallenen Stimmen zusammen und stellt das
Ergebnis der Wahl spatestens am sechsten Kalendertag nach Beendigung der Stimmabgabe fest.

(4) "Der Bezirkswahlvorstand teilt das Wahlergebnis unverziiglich den ortlichen Wahlvorstanden mit. 2Diese
machen es in der gleichen Weise wie das Wahlausschreiben bekannt.?%> *Die Mdglichkeit der Kenntnisnahme des
Aushangs (§2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1) und die elektronische Zuganglichkeit (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) miissen fiir die
Dauer von zwei Wochen aufrechterhalten werden.?%¢ “Der Bezirkswahlvorstand hat das Wahlergebnis den in den
Dienststellen vertretenen Gewerkschaften mitzuteilen.

Dritter Teil
Wahl des Hauptpersonalrats
§43
Entsprechende Anwendung von Vorschriften, Leitung der Wahl

(1) Fur die Wahl des Hauptpersonalrats gelten die §§36 bis 42 entsprechend, soweit sich aus Absatz 2 und
§ 44 nichts anderes ergibt.

(2) Der Hauptwahlvorstand leitet die Wahl des Hauptpersonalrats.

§44
Durchfiihrung der Wahl nach Bezirken

(1) Der Hauptwahlvorstand kann
a) den Bezirkswahlvorstand oder,

)
b) wenn die Wahl nicht gleichzeitig stattfindet, die ortlichen Wahlvorstande, die bei den Mittelbehérden be-
stehen oder auf sein Ersuchen bestellt werden,

zur Durchfihrung der Wahl des Hauptpersonalrats mit folgenden Aufgaben beauftragen:

1. Zusammenstellen der Zahlen der in der Regel Beschéftigten, die zum Hauptpersonalrat wahlberechtigt sind,
auf der Grundlage der von den jeweiligen ortlichen Wahlvorstdnden im Geschéftsbereich der Mittelbehérde
festzustellenden Zahlen,

2. Ermittlung des Anteils an Frauen und Mannern in der Zusammenstellung nach Nummer 1,

3. Verteilung auf die Gruppen in der Zusammenstellung nach Nummer 1, jeweils getrennt nach Frauen und Man-
nern,

4. Feststellung der Zahl der fiir den Hauptpersonalrat Wahlberechtigten im Geschéftsbereich der Mittelbehérde,
getrennt nach Gruppen und innerhalb der Gruppen nach Frauen und Mannern,

5. Zusammenstellen der bei den Dienststellen im Geschaftshereich der Mittelbehérde festgestellten Wahlergeb-
nisse,

% Sprachliche Anpassung auf die verschiedenen Maglichkeiten der Bekanntmachung
% Siehe FuBnote 265
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6. Weiterleiten von Bekanntmachungen des Hauptwahlvorstands an die tibrigen értlichen Wahlvorstande im Ge-
schaftsbereich der Mittelbehorde.

(2) Die beauftragten Wahlvorstande unterrichten in den Féllen des Absatzes 1 Nrn. 1 bis 5 die drtlichen Wahl-
vorstande im Bereich der Mittelbehorde darlber, dass die dort genannten Angaben an sie zu {ibermitteln sind.

(3) Die beauftragten Wahlvorsténde fertigen iiber die Zusammenstellung der Wahlergebnisse (Absatz 1 Nr. 5)
eine Niederschrift.

(4) 'Die beauftragten Wahlvorstande Gbermitteln dem Hauptwahlvorstand unverziiglich elektronisch die in
Absatz 1 Nrn. 1 bis 4 genannten Angaben und die Niederschrift (iber die Zusammenstellung der Wahlergebnisse
(Absatz 3).%7 2Unverziiglich im Anschluss an die elektronische Ubermittlung der Angaben und der Niederschrift
sind dem Hauptwahlvorstand die Angaben und die Niederschrift mit Einschreiben zu tibersenden oder gegen Emp-
fangsbekenntnis auszuhdndigen. 3Nach Eingang der Angaben und der Niederschrift in Papierform hat der Haupt-
wahlvorstand zu priifen, ob die elektronisch und die in Papierform iibermittelten Angaben und die Niederschrift
iibereinstimmen.

Vierter Teil
Wahl des Gesamtpersonalrats
§45
Entsprechende Anwendung von Vorschriften
Fur die Wahl des Gesamtpersonalrats gelten die §§ 1 bis 34 und 36 bis 42 entsprechend.

Fiinfter Teil
Wahl der Schulstufenvertretungen
§46
Wahlausschreiben

Fur Wahlvorstéande der Schulstufenvertretungen gilt §8 Abs. 1 Satz 1 mit der MaBgabe, dass das Wahlaus-
schreiben nach Ablauf von drei Wochen seit der Bekanntgabe nach § 1 Abs. 4 erlassen wird.

Sechster Teil
Wahl des Referendarpersonalrats

§47
Wabhlvorstand, Durchfiihrung der Wahl
(1) 'Fir die Wahl des Referendarpersonalrats wird ein Wahlvorstand aus der Mitte der Wahlversammlung ge-
wahlt (§ 114 Abs. 2 Satz 5 NPersVG). 2Der Wahlvorstand besteht aus zwei Mitgliedern; ihm sollen eine Frau und
ein Mann angehdren.
(2) 'Die Wahl des Referendarpersonalrats erfolgt nach den Grundsdtzen der Mehrheitswahl (Personen-
wahl); die §§33 und 34 gelten entsprechend. ?Die Wahlversammlung kann sich mit einfacher Mehrheit fir eine

%7 Siehe FuBnote 264
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Durchfiihrung nach den Grundsétzen der Verhéltniswahl (Listenwahl) entscheiden; die §§29 bis 32 gelten ent-
sprechend.

(3) Der Wahlvorstand fertigt tiber das Ergebnis der Wahl eine Wahlniederschrift.

Erlauterung:

Der Wahlvorstand, der aus der Mitte der gesetzlich vorgeschriebenen Wahlversammlung gewahlt wird, soll im Unter-
schied zu den allgemeinen Personalratswahlen lediglich aus zwei Mitgliedern bestehen, regelmaBig aus einer Frau und
einem Mann. Im Gegensatz zur allgemeinen Personalratswahl soll hier grundsétzlich wegen des (iberschaubaren Perso-
nenkreises Mehrheitswahl (Personenwahl) erfolgen. Die Wahlversammlung hat jedoch die Maglichkeit, sich mehrheitlich
fir eine Listenwahl zu entscheiden.

Der Wahlvorstand hat nach Abschluss der Wahl eine Wahlniederschrift zu fertigen, deren Inhalt sich an § 23 orien-
tieren soll.

Siebenter Teil
SchluBvorschriften

§48
Berechnung von Fristen
'Fiir die Berechnung der in dieser Verordnung festgelegten Fristen gelten die §§ 186 bis 193 des Biirgerlichen
Gesetzbuches (BGB). 2Als Sonntag oder staatlich anerkannter Feiertag im Sinne des § 193 BGB gilt auch ein Tag, an
dem in der Dienststelle allgemein nicht gearbeitet wird.

§49
Inkrafttreten, Aufhebung von Rechtsvorschriften

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkiindung in Kraft. *)

2) *)

") Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten der Verordnung in ihrer urspriinglichen Fassung vom 10. September 1994 (Nds. GVBI.
S. 434). Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der spateren Anderung ergibt sich aus der in der vorangestellten Bekanntmachung naher
bezeichneten Verordnung.

**) Diese Vorschrift der Verordnung in ihrer urspriinglichen Fassung vom 10. September 1994 (Nds. GVBI. S. 434) wird hier nicht abge-
druckt.
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Erganzende Rechtsvorschriften
des Bundes- und Landesrechts
mit Bezug zum NPersVG oder
personalratlichen Aufgaben
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Grundgesetz
— Auszug -

I. Die Grundrechte

Art 1 — Menschenwiirde

(1) Die Wirde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schiitzen ist Verpflichtung aller staatlichen
Gewalt.

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unverduBerlichen Menschenrechten als
Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt.

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als un-
mittelbar geltendes Recht.

Art 2 - Freie Entfaltung der Personlichkeit und kérperliche Unversehrtheit

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Personlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt
und nicht gegen die verfassungsmaBige Ordnung oder das Sittengesetz verstoBt.

(2) Yeder hat das Recht auf Leben und kérperliche Unversehrtheit. ?Die Freiheit der Person ist unverletzlich. In
diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.

Art 3 — Gleichheitssatz
(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.

(2) "Manner und Frauen sind gleichberechtigt. 2Der Staat fordert die tatsdchliche Durchsetzung der Gleichbe-
rechtigung von Frauen und Ménnern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.

(3) "Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Hei-
mat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiosen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt
werden. 2Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.

Art 4 - Glaubensfreiheit

(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religisen und weltanschaulichen Bekennt-
nisses sind unverletzlich.

(2) Die ungestorte Religionsaustibung wird gewahrleistet.

Art 5 - Meinungsfreiheit

(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu duBern und zu verbreiten und sich aus
allgemein zugénglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. ?Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstat-
tung durch Rundfunk und Film werden gewahrleistet. *Eine Zensur findet nicht statt.

(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestim-
mungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der personlichen Ehre.

(3) 'Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. ?Die Freiheit der Lehre entbindet nicht von der
Treue zur Verfassung.

Art 6 — Schutz der Familie
(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung.

(2) 'Pflege und Erziehung der Kinder sind das natirliche Recht der Eltern und die zuvdrderst ihnen obliegende
Pflicht. 2Uber ihre Betdtigung wacht die staatliche Gemeinschaft.
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(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dirfen Kinder nur auf Grund eines Gesetzes von der Familie
getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen Griinden zu ver-
wahrlosen drohen.

(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Firsorge der Gemeinschaft.

(5) Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingungen fiir ihre leibliche und
seelische Entwicklung und ihre Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie den ehelichen Kindern.

Art 7 — Schulwesen
(1) Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates.
(2) Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, iiber die Teilnahme des Kindes am Religionsunterricht zu
bestimmen.
Art 8 — Versammlungsfreiheit

(1) Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu ver-
sammeln.

(2) Fir Versammlungen unter freiem Himmel kann dieses Recht durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes
beschrankt werden.

Art 9 — Koalitionsfreiheit
(1) Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und Gesellschaften zu bilden.

(2) Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tétigkeit den Strafgesetzen zuwiderlaufen oder die sich gegen die
verfassungsmaBige Ordnung oder gegen den Gedanken der Volkerverstandigung richten, sind verboten.

(3) 'Das Recht, zur Wahrung und Forderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden,
ist fiir jedermann und fiir alle Berufe gewahrleistet. 2Abreden, die dieses Recht einschranken oder zu behindern
suchen, sind nichtig, hierauf gerichtete MaBnahmen sind rechtswidrig. *MaBnahmen nach den Artikeln 12a, Abs.
2 und 3, Artikel 87a Abs. 4 und Artikel 91 diirfen sich nicht gegen Arbeitskdmpfe richten, die zur Wahrung und
Forderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen von Vereinigungen im Sinne des Satzes 1 gefiihrt werden.

Art 10 — Post- und Fernmeldegeheimnis
(1) Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis sind unverletzlich.

(2) "Beschrankungen durfen nur auf Grund eines Gesetzes angeordnet werden. ?Dient die Beschrankung dem
Schutze der freiheitlichen demokratischen Grundordnung oder des Bestandes oder der Sicherung des Bundes oder
eines Landes, so kann das Gesetz bestimmen, dass sie dem Betroffenen nicht mitgeteilt wird und dass an die Stelle
des Rechtsweges die Nachpriifung durch von der Volksvertretung bestellte Organe und Hilfsorgane tritt.

Art 11 - Freiziigigkeit
(1) Alle Deutschen genieBen Freizligigkeit im ganzen Bundesgebiet.

(2) Dieses Recht darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes und nur fir die Félle eingeschrankt
werden, in denen eine ausreichende Lebensgrundlage nicht vorhanden ist und der Allgemeinheit daraus besondere
Lasten entstehen wiirden oder in denen es zur Abwehr einer drohenden Gefahr fiir den Bestand oder die freiheitli-
che demokratische Grundordnung des Bundes oder eines Landes, zur Bekémpfung von Seuchengefahr, Naturkatas-
trophen oder besonders schweren Unglicksfallen, zum Schutze der Jugend vor Verwahrlosung oder um strafbaren
Handlungen vorzubeugen, erforderlich ist.

Art 12 — Berufs-(Wahl-)Freiheit

(1) 'Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstatte frei zu wahlen. 2Die Berufsaus-
iibung kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes geregelt werden.
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(2) Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, auBer im Rahmen einer herkdmmlichen all-
gemeinen, fiir alle gleichen 6ffentlichen Dienstleistungspflicht.

(3) Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung zuldssig.

Art 13 — Unverletzlichkeit der Wohnung
(1) Die Wohnung ist unverletzlich.

(2) Durchsuchungen diirfen nur durch den Richter, bei Gefahr im Verzuge auch durch die in den Gesetzen vor-
gesehenen anderen Organe angeordnet und nur in der dort vorgeschriebenen Form durchgefiihrt werden.

Art 14 - Eigentumsfreiheit

(1) 'Das Eigentum und das Erbrecht werden gewahrleistet. 2Inhalt und Schranken werden durch die Gesetze
bestimmt.

(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.

Il. Der Bund und die Léander

Art 20 - Bindung der Verwaltung an Gesetze
(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat.
(2) 'Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. 2Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch be-
sondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeiibt.

(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmaBige Ordnung, die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung
sind an Gesetz und Recht gebunden.

Art 33 — Recht des offentlichen Dienstes

(1) Jeder Deutsche hat in jedem Lande die gleichen staatshiirgerlichen Rechte und Pflichten.

(2) Jeder Deutsche hat nach seiner Eignung, Befdhigung und fachlichen Leistung gleichen Zugang zu jedem
offentlichen Amte.

3) 'Der Genuss biirgerlicher und staatshiirgerlicher Rechte, die Zulassung zu &ffentlichen Amtern sowie die
im offentlichen Dienste erworbenen Rechte sind unabhangig von dem religiésen Bekenntnis. 2Niemandem darf
aus seiner Zugeharigkeit oder Nichtzugehdrigkeit zu einem Bekenntnisse oder einer Weltanschauung ein Nachteil
erwachsen.

(4) Die Ausiibung hoheitsrechtlicher Befugnisse ist als standige Aufgabe in der Regel Angehdrigen des dffentli-
chen Dienstes zu iibertragen, die in einem 6ffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhéltnis stehen.

(5) Das Recht des offentlichen Dienstes ist unter Beriicksichtigung der hergebrachten Grundsatze des Berufs-
beamtentums zu regeln und fortzuentwickeln.



Ergdnzende Rechtsvorschriften

Verordnung iiber Dienststellen im Sinne des
Personalvertretungsrechts im Bereich der Polizei (VO-PersVPol)

Vom 11. November 2004 (Nds.GVBI. Nr.33/2004 S.459), gedndert durch VO v. 20.1.2009 (Nds.GVBI. Nr.1/2009
S.14) - VORIS 20470 -

Aufgrund des §86 Abs. 1 Satz 2 des Niederséchsischen Personalvertretungsgesetzes in der Fassung vom 22.
Januar 1998 (Nds.GVBI. S.19, 581), geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. November 2004 (Nds.GVBI.
S.408), wird verordnet:

§1
Polizeidirektionen und ihre nachgeordneten Stellen

(1) Jede Polizeiinspektion und jede Zentrale Kriminalinspektion der Polizeidirektionen Braunschweig, Géttin-
gen, Lineburg, Oldenburg und Osnabrlick bildet zusammen mit den ihr nachgeordneten Stellen eine selbstandige
Dienststelle.

(2) Die Polizeidirektion Hannover und die ihr nachgeordneten Stellen bilden eine selbstandige Dienststelle.

§2
—gestrichen —

§3
In-Kraft-Treten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2004 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung Giber die Bildung von Personalrdten in Polizeidienststellen vom 15. Septem-
ber 1994 (Nds.GVBI. S.447), geandert durch Verordnung vom 19. Dezember 1995 (Nds.GVBI. S.487), auBer Kraft.
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Bundespersonalvertretungsgesetz
(Fassung vom 15.03.1974; zuletzt gedndert am 19.10.2016)
— Ausziige —

ERSTER TEIL
Personalvertretungen im Bundesdienst

Erstes Kapitel
Allgemeine Vorschriften

§9
Ubernahme von JAV-Mitgliedern

(1) Beabsichtigt der Arbeitgeber, einen in einem Berufsausbildungsverhéltnis nach dem Berufshildungsgesetz,
dem Krankenpflegegesetz oder dem Hebammengesetz stehenden Beschaftigten (Auszubildenden), der Mitglied
einer Personalvertretung oder einer Jugend- und Auszubildendenvertretung ist, nach erfolgreicher Beendigung des
Berufsaushildungsverhaltnisses nicht in ein Arbeitsverhaltnis auf unbestimmte Zeit zu iibernehmen, so hat er dies
drei Monate vor Beendigung des Berufsausbildungsverhaltnisses dem Auszubildenden schriftlich mitzuteilen.

(2) Verlangt ein in Absatz 1 genannter Auszubildender innerhalb der letzten drei Monate vor Beendigung des
Berufsaushildungsverhaltnisses schriftlich vom Arbeitgeber seine Weiterbeschaftigung, so gilt zwischen dem Aus-
zubildenden und dem Arbeitgeber im Anschluss an das erfolgreiche Berufsausbildungsverhaltnis ein Arbeitsverhalt-
nis auf unbestimmte Zeit als begriindet.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten auch, wenn das Berufsausbildungsverhaltnis vor Ablauf eines Jahres nach Be-
endigung der Amtszeit der Personalvertretung oder der Jugend- und Auszubildendenvertretung erfolgreich endet.

(4) 'Der Arbeitgeber kann spatestens bis zum Ablauf von zwei Wochen nach Beendigung des Berufsausbil-
dungsverhaltnisses beim Verwaltungsgericht beantragen,

1. festzustellen, dass ein Arbeitsverhéltnis nach den Absétzen 2 oder 3 nicht begriindet wird, oder

2. das bereits nach den Absatzen 2 oder 3 begriindete Arbeitsverhaltnis aufzuldsen, wenn Tatsachen vorliegen,
auf Grund derer dem Arbeitgeber unter Berlicksichtigung aller Umstdnde die Weiterbeschaftigung nicht zu-
gemutet werden kann. ?In dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht ist die Personalvertretung, bei einem

Mitglied der Jugend- und Auszubildendenvertretung auch diese beteiligt.

(5) Die Absétze 2 bis 4 sind unabhangig davon anzuwenden, ob der Arbeitgeber seiner Mitteilungspflicht nach
Absatz 1 nachgekommen ist.

Fiinftes Kapitel
Beteiligung der Personalvertretung

Dritter Abschnitt
Angelegenheiten, in denen der Personalrat zu beteiligen ist

§77
Zustimmungsverweigerung
(2) Der Personalrat kann in den Féllen des § 75 Abs. 1 und des § 76 Abs. 1 seine Zustimmung verweigern, wenn

1. die MaBnahme gegen ein Gesetz, eine Verordnung, eine Bestimmung in einem Tarifvertrag, eine gerichtliche
Entscheidung, den Frauenfdrderplan oder eine Verwaltungsanordnung oder gegen eine Richtlinie im Sinne des
§76 Abs. 2 Nr. 8 verstéBt oder
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2. die durch Tatsachen begriindete Besorgnis besteht, dass durch die MaBnahme der betroffene Beschaftigte oder
andere Beschéftigte benachteiligt werden, ohne dass dies aus dienstlichen oder personlichen Griinden gerecht-
fertigt ist, oder

3. die durch Tatsachen begriindete Besorgnis besteht, dass der Beschaftigte oder Bewerber den Frieden in der
Dienststelle durch unsoziales oder gesetzwidriges Verhalten storen werde.

ZWEITER TEIL
Personalvertretungen in den Landern

Zweites Kapitel
Unmittelbar fir die Lander geltende Vorschriften

§107
Behinderungsverbot

Personen, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnehmen, diirfen darin nicht
behindert und wegen ihrer Tatigkeit nicht benachteiligt oder beglinstigt werden; dies gilt auch fir ihre berufliche
Entwicklung. §9 gilt entsprechend.

§108
Versetzungs-, Abordnungs- und Kiindigungsschutz von Personalrédtinnen

(1) 'Die auBerordentliche Kiindigung von Mitgliedern der Personalvertretungen, der Jugendvertretungen oder
der Jugend- und Auszubildendenvertretungen, der Wahlvorstande sowie von Wahlbewerbern, die in einem Arbeits-
verhaltnis stehen, bedarf der Zustimmung der zustandigen Personalvertretung. 2Verweigert die zustéandige Perso-
nalvertretung ihre Zustimmung oder duBert sie sich nicht innerhalb von drei Arbeitstagen nach Eingang des An-
trags, so kann das Verwaltungsgericht sie auf Antrag des Dienststellenleiters ersetzen, wenn die auBerordentliche
Kiindigung unter Berticksichtigung aller Umsténde gerechtfertigt ist. *In dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
ist der betroffene Arbeitnehmer Beteiligter.

(2) Eine durch den Arbeitgeber ausgesprochene Kiindigung des Arbeitsverhéltnisses eines Beschaftigten ist
unwirksam, wenn die Personalvertretung nicht beteiligt worden ist.

§109
Unfallschutz

Erleidet ein Beamter anldsslich der Wahrnehmung von Rechten oder Erfiillung von Pflichten nach dem Perso-

nalvertretungsrecht einen Unfall, der im Sinne der beamtenrechtlichen Unfallfirsorgevorschriften ein Dienstunfall
ware, so finden diese Vorschriften entsprechende Anwendung.
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Vergiitung der Vorsitzenden der Einigungsstellen
nach § 71 Abs. 7 NPersVG

RdErl. d. MFv. 6.4.2016 - VD4-11 17/104 (Nds.MBI. Nr.16/2016 S. 508) - VORIS 20470 -
Bezug: RdErl. d. MFv. 5.3.2009 - 26-11 17/104 (Nds. MBI. Nr. 11/2009 S. 312),
gedndert durch RdErl. vom 17.4.2014 (Nds. MBI. Nr.17/2014 S. 359) - VORIS 20470

An die

Dienststellen der Landesverwaltung

Region Hannover, Landkreise, Gemeinden und

der Aufsicht des Landes unterstehenden Kérperschaften,
Anstalten und Stiftungen des offentlichen Rechts

1. 'Die den Vorsitzenden der Einigungsstellen nach § 71 Abs. 7 NPersVG zu gewahrende Verglitung betragt 150
EUR je zu bearbeitendem Einzelfall. 2Abweichend von Satz 1 kann als Verglitung in Féllen von besonderer Be-
deutung oder mit einem besonderen Umfang sowie bei mehreren gleichgelagerten Féllen, die zu einer gemein-
samen Entscheidung zusammengefasst werden kénnen, eine erhohte Vergiitung — gestaffelt nach pauschalen
Erh6hungsbetragen zu je 50 EUR — bis zu einem Hochstbetrag von 300 EUR vereinbart werden. *Die Grinde
fur die erhohte Vergiitung sind schriftlich darzulegen.

2. 'Dieser RdErl. tritt am 1.6.2016 in Kraft und mit Ablauf des 31.12.2021 auBer Kraft. 2Der Bezugserlass tritt mit
Ablauf des 31.5.2016 auBer Kraft.

Anm. d. Red.:

Diese Verordnung wird in der Kommentarliteratur als unwirksam eingestuft (Dembowski, NPersV/G, §71, Rn. 27a),
weil ein so geringer pauschaler Satz keine Unterscheidung nach Fallschwierigkeiten vornimmt und sehr weit hinter den
in der Betriebsverfassung als angemessen angesehenen Betrdgen zuriickbleibt. Der/die Einigungsstellenvorsitzende ist
Dienstvertragspartner der Dienststellenleitung und hat von ihr gem. §§612 BGB eine (bliche und angemessene Ver-
glitung zu bekommen.

In der 0.g. Kommentierung wird ein Stundensatz in Héhe von 50,00 bis 260,00 Euro und ein mittlerer Stundensatz
von 170,00 Euro fiir durchaus angemessen erachtet.
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Verwaltungsverfahrensgesetz
— Auszug -

Teil 1l
Allgemeine Vorschriften (iber das Verwaltungsverfahren

Abschnitt 1
Verfahrensgrundsatze

§20
Ausgeschlossene Personen

(1) 'In einem Verwaltungsverfahren darf fiir eine Behorde nicht tatig werden,
wer selbst Beteiligter ist;
wer Angehdriger eines Beteiligten ist;

wer einen Beteiligten kraft Gesetzes oder Vollmacht allgemein oder in diesem Verwaltungsverfahren
vertritt;

wer Angehdriger einer Person ist, die einen Beteiligten in diesem Verfahren vertritt;

wer bei einem Beteiligten gegen Entgelt beschéftigt ist oder bei ihm als Mitglied des Vorstands, des Aufsichts-
rates oder eines gleichartigen Organs tatig ist; dies gilt nicht fiir den, dessen Anstellungskdrperschaft Beteiligte
ist;

wer auBerhalb seiner amtlichen Eigenschaft in der Angelegenheit ein Gutachten abgegeben hat oder sonst
tatig geworden ist.

Dem Beteiligten steht gleich, wer durch die Tatigkeit oder durch die Entscheidung einen unmittelbaren Vorteil

oder Nachteil erlangen kann. *Dies gilt nicht, wenn der Vor- oder Nachteil nur darauf beruht, dass jemand einer Be-
rufs- oder Bevdlkerungsgruppe angehort, deren gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit berihrt werden.

(5) "Angehérige im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 und 4 sind:
der Verlobte,
der Ehegatte,

. der Lebenspartner,

Verwandte und Verschwagerte gerader Linie,

Geschwister,

Kinder der Geschwister,

Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehegatten,

. Lebenspartner der Geschwister und Geschwister der Lebenspartner,

Geschwister der Eltern,

Personen, die durch ein auf ldngere Dauer angelegtes Pflegeverhaltnis mit hauslicher Gemeinschaft wie Eltern
und Kind miteinander verbunden sind (Pflegeeltern und Pflegekinder).

2Angehdrige sind die in Satz 1 aufgefiihrten Personen auch dann, wenn
in den Féllen der Nummern 2, 3 und 6 die die Beziehung begriindende Ehe nicht mehr besteht;

. inden Fallen der Nummern 2a, 3 und 6a die die Beziehung begriindende Lebenspartnerschaft nicht mehr be-

steht;
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2. in den Féllen der Nummern 3 bis 7 die Verwandtschaft oder Schwégerschaft durch Annahme als Kind erloschen
ist;

3. im Falle der Nummer 8 die hausliche Gemeinschaft nicht mehr besteht, sofern die Personen weiterhin wie Eltern
und Kind miteinander verbunden sind.
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Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites Buch (Il)
— Auszug -

Kapitel 4
Gemeinsame Vorschriften fiir Leistungen

Abschnitt 2
einheitliche Entscheidung

§44h
Personalvertretung

(1) 'In den gemeinsamen Einrichtungen wird eine Personalvertretung gebildet. 2Die Regelungen des Bundes-
personalvertretungsgesetzes gelten entsprechend.

(2) Die Beamtinnen und Beamten sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der gemeinsamen Einrichtung
besitzen flir den Zeitraum, fiir den ihnen Tatigkeiten in der gemeinsamen Einrichtung zugewiesen worden sind, ein
aktives und passives Wahlrecht zu der Personalvertretung.

(3) Der Personalvertretung der gemeinsamen Einrichtung stehen alle Rechte entsprechend den Regelungen des
Bundespersonalvertretungsgesetzes zu, soweit der Tragerversammlung oder der Geschaftsfihrerin oder dem Ge-
schaftsfiihrer Entscheidungsbefugnisse in personalrechtlichen, personalwirtschaftlichen, sozialen oder die Ordnung
der Dienststelle betreffenden Angelegenheiten zustehen.

(4) 'Zur Erérterung und Abstimmung gemeinsamer personalvertretungsrechtlich relevanter Angelegenheiten
wird eine Arbeitsgruppe der Vorsitzenden der Personalvertretungen der gemeinsamen Einrichtungen eingerichtet.
“Die Arbeitsgruppe hélt bis zu zwei Sitzungen im Jahr ab. 3Sie beschlieBt mit der Mehrheit der Stimmen ihrer Mit-
glieder eine Geschaftsordnung, die Regelungen Uber den Vorsitz, das Verfahren zur internen Willensbildung und zur
Beschlussfassung enthalten muss. “Die Arbeitsgruppe kann Stellungnahmen zu MaBnahmen der Trager, die Einfluss
auf die Arbeitsbedingungen aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Beamtinnen und Beamten in den
gemeinsamen Einrichtungen haben kénnen, an die zustandigen Trager abgeben.

(5) Die Rechte der Personalvertretungen der abgebenden Dienstherren und Arbeitgeber bleiben unberihrt,
soweit die Entscheidungsbefugnisse bei den Tragern verbleiben.
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EU Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO)
— Auszug -

Kapitel |
Allgemeine Bestimmungen

Artikel 4
Begriffshestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck:

.personenbezogene Daten” alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natiirliche
Person (im Folgenden ,betroffene Person”) beziehen; als identifizierbar wird eine natiirliche Person angese-
hen, die direkt oder indirekt, insbesondere mittels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer
Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu einem oder mehreren besonderen Merkma-
len, die Ausdruck der physischen, physiologischen, genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder
sozialen Identitat dieser natiirlichen Person sind, identifiziert werden kann;

.Verarbeitung” jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgefiihrten Vorgang oder jede solche
Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie das Erheben, das Erfassen, die Orga-
nisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder Veranderung, das Auslesen, das Abfragen, die
Verwendung, die Offenlegung durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, den
Abgleich oder die Verknlpfung, die Einschrankung, das Ldschen oder die Vernichtung;

LEinschrankung der Verarbeitung” die Markierung gespeicherter personenbezogener Daten mit dem Ziel, ihre
kiinftige Verarbeitung einzuschranken;

,Profiling” jede Art der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten, die darin besteht, dass diese
personenbezogenen Daten verwendet werden, um bestimmte persénliche Aspekte, die sich auf eine natirliche
Person beziehen, zu bewerten, insbesondere um Aspekte beziiglich Arbeitsleistung, wirtschaftliche Lage, Ge-
sundheit, personliche Vorlieben, Interessen, Zuverldssigkeit, Verhalten, Aufenthaltsort oder Ortswechsel dieser
nattirlichen Person zu analysieren oder vorherzusagen;

,Pseudonymisierung” die Verarbeitung personenbezogener Daten in einer Weise, dass die personenbezogenen
Daten ohne Hinzuziehung zusatzlicher Informationen nicht mehr einer spezifischen betroffenen Person zu-
geordnet werden kdnnen, sofern diese zusétzlichen Informationen gesondert aufbewahrt werden und techni-
schen und organisatorischen MaBnahmen unterliegen, die gewahrleisten, dass die personenbezogenen Daten
nicht einer identifizierten oder identifizierbaren natiirlichen Person zugewiesen werden;

,Dateisystem” jede strukturierte Sammlung personenbezogener Daten, die nach bestimmten Kriterien zugang-
lich sind, unabhangig davon, ob diese Sammlung zentral, dezentral oder nach funktionalen oder geografischen
Gesichtspunkten geordnet geftihrt wird;

Verantwortlicher” die natrliche oder juristische Person, Behdrde, Einrichtung oder andere Stelle, die allein
oder gemeinsam mit anderen Uber die Zwecke und Mittel der Verarbeitung von personenbezogenen Daten ent-
scheidet; sind die Zwecke und Mittel dieser Verarbeitung durch das Unionsrecht oder das Recht der Mitglied-
staaten vorgegeben, so kann der Verantwortliche beziehungsweise kdnnen die bestimmten Kriterien seiner
Benennung nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten vorgesehen werden;
+Auftragsverarbeiter” eine natirliche oder juristische Person, Behérde, Einrichtung oder andere Stelle, die
personenbezogene Daten im Auftrag des Verantwortlichen verarbeitet;

,Empfanger” eine natlrliche oder juristische Person, Behérde, Einrichtung oder andere Stelle, der personen-
bezogene Daten offengelegt werden, unabhangig davon, ob es sich bei ihr um einen Dritten handelt oder nicht.
Behdrden, die im Rahmen eines bestimmten Untersuchungsauftrags nach dem Unionsrecht oder dem Recht
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der Mitgliedstaaten moglicherweise personenbezogene Daten erhalten, gelten jedoch nicht als Empfénger; die
Verarbeitung dieser Daten durch die genannten Behérden erfolgt im Einklang mit den geltenden Datenschutz-
vorschriften gemaB den Zwecken der Verarbeitung;

. ,Dritter” eine natiirliche oder juristische Person, Behdrde, Einrichtung oder andere Stelle, auBer der betroffenen

Person, dem Verantwortlichen, dem Auftragsverarbeiter und den Personen, die unter der unmittelbaren Ver-
antwortung des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters befugt sind, die personenbezogenen Daten
zu verarbeiten;

. +Einwilligung” der betroffenen Person jede freiwillig fiir den bestimmten Fall, in informierter Weise und un-

missverstandlich abgegebene Willensbekundung in Form einer Erkldrung oder einer sonstigen eindeutigen
bestatigenden Handlung, mit der die betroffene Person zu verstehen gibt, dass sie mit der Verarbeitung der sie
betreffenden personenbezogenen Daten einverstanden ist;

. Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten” eine Verletzung der Sicherheit, die, ob unbeabsichtigt

oder unrechtmaBig, zur Vernichtung, zum Verlust, zur Veranderung, oder zur unbefugten Offenlegung von be-
ziehungsweise zum unbefugten Zugang zu personenbezogenen Daten fiihrt, die Ubermittelt, gespeichert oder
auf sonstige Weise verarbeitet wurden;

. .genetische Daten” personenbezogene Daten zu den ererbten oder erworbenen genetischen Eigenschaften

einer natiirlichen Person, die eindeutige Informationen iiber die Physiologie oder die Gesundheit dieser nattir-
lichen Person liefern und insbesondere aus der Analyse einer biologischen Probe der betreffenden natiirlichen
Person gewonnen wurden;

. ,biometrische Daten” mit speziellen technischen Verfahren gewonnene personenbezogene Daten zu den phy-

sischen, physiologischen oder verhaltenstypischen Merkmalen einer nattirlichen Person, die die eindeutige
Identifizierung dieser natiirlichen Person ermdglichen oder bestatigen, wie Gesichtsbilder oder daktyloskopi-
sche Daten;

. .Gesundheitsdaten” personenbezogene Daten, die sich auf die korperliche oder geistige Gesundheit einer

nattirlichen Person, einschlieBlich der Erbringung von Gesundheitsdienstleistungen, beziehen und aus denen
Informationen iiber deren Gesundheitszustand hervorgehen;

16. ,Hauptniederlassung”

a) im Falle eines Verantwortlichen mit Niederlassungen in mehr als einem Mitgliedstaat den Ort seiner Haupt-
verwaltung in der Union, es sei denn, die Entscheidungen hinsichtlich der Zwecke und Mittel der Verarbei-
tung personenbezogener Daten werden in einer anderen Niederlassung des Verantwortlichen in der Union
getroffen und diese Niederlassung ist befugt, diese Entscheidungen umsetzen zu lassen; in diesem Fall gilt
die Niederlassung, die derartige Entscheidungen trifft, als Hauptniederlassung;

b) im Falle eines Auftragsverarbeiters mit Niederlassungen in mehr als einem Mitgliedstaat den Ort seiner
Hauptverwaltung in der Union oder, sofern der Auftragsverarbeiter keine Hauptverwaltung in der Union
hat, die Niederlassung des Auftragsverarbeiters in der Union, in der die Verarbeitungstatigkeiten im Rah-
men der Tatigkeiten einer Niederlassung eines Auftragsverarbeiters hauptséchlich stattfinden, soweit der
Auftragsverarbeiter spezifischen Pflichten aus dieser Verordnung unterliegt;

Vertreter” eine in der Union niedergelassene natiirliche oder juristische Person, die von dem Verantwortlichen

oder Auftragsverarbeiter schriftlich gemaB Artikel 27 bestellt wurde und den Verantwortlichen oder Auftrags-
verarbeiter in Bezug auf die ihnen jeweils nach dieser Verordnung obliegenden Pflichten vertritt;

. ,Unternehmen” eine natiirliche und juristische Person, die eine wirtschaftliche Tatigkeit austibt, unabhangig

von ihrer Rechtsform, einschlieBlich Personengesellschaften oder Vereinigungen, die regelmaBig einer wirt-
schaftlichen Tatigkeit nachgehen;

. .Unternehmensgruppe” eine Gruppe, die aus einem herrschenden Unternehmen und den von diesem abhén-

gigen Unternehmen besteht;
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20.

21.
22.

23.

24.

25.

26.

Lverbindliche interne Datenschutzvorschriften” MaBnahmen zum Schutz personenbezogener Daten, zu deren
Einhaltung sich ein im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats niedergelassener Verantwortlicher oder Auftragsver-
arbeiter verpflichtet im Hinblick auf Datentibermittlungen oder eine Kategorie von Datenlbermittlungen per-
sonenbezogener Daten an einen Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter derselben Unternehmensgruppe
oder derselben Grupp von Unternehmen, die eine gemeinsame Wirtschaftstétigkeit ausiiben, in einem oder
mehreren Drittlandern;

LAufsichtsbehdrde” eine von einem Mitgliedstaat gemaB Artikel 51 eingerichtete unabhangige staatliche Stelle;

betroffene Aufsichtsbehérde” eine Aufsichtsbehdrde, die von der Verarbeitung personenbezogener Daten
betroffen ist, weil

a) der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats dieser Aufsichts-
behdrde niedergelassen ist,

b) diese Verarbeitung erhebliche Auswirkungen auf betroffene Personen mit Wohnsitz im Mitgliedstaat dieser
Aufsichtsbehdrde hat oder haben kann oder

) eine Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehorde eingereicht wurde;
.grenzliberschreitende Verarbeitung” entweder

a) eine Verarbeitung personenbezogener Daten, die im Rahmen der Tatigkeiten von Niederlassungen eines
Verantwortlichen oder eines Auftragsverarbeiters in der Union in mehr als einem Mitgliedstaat erfolgt,
wenn der Verantwortliche oder Auftragsverarbeiter in mehr als einem Mitgliedstaat niedergelassen ist,
oder

b) eine Verarbeitung personenbezogener Daten, die im Rahmen der Tatigkeiten einer einzelnen Niederlassung
eines Verantwortlichen oder eines Auftragsverarbeiters in der Union erfolgt, die jedoch erhebliche Aus-
wirkungen auf betroffene Personen in mehr als einem Mitgliedstaat hat oder haben kann;

,maBgeblicher und begriindeter Einspruch” einen Einspruch gegen einen Beschlussentwurf im Hinblick darauf,
ob ein VerstoB gegen diese Verordnung vorliegt oder ob beabsichtigte MaBnahmen gegen den Verantwort-
lichen oder den Auftragsverarbeiter im Einklang mit dieser Verordnung steht, wobei aus diesem Einspruch die
Tragweite der Risiken klar hervorgeht, die von dem Beschlussentwurf in Bezug auf die Grundrechte und Grund-
freiheiten der betroffenen Personen und gegebenenfalls den freien Verkehr personenbezogener Daten in der
Union ausgehen;

,Dienst der Informationsgesellschaft” eine Dienstleistung im Sinne des Artikels 1 Nummer 1 Buchstabe b der
Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europaischen Parlaments und des Rates (1);

Linternationale Organisation” eine volkerrechtliche Organisation und ihre nachgeordneten Stellen oder jede
sonstige Einrichtung, die durch eine zwischen zwei oder mehr Landern geschlossene Ubereinkunft oder auf der
Grundlage einer solchen Ubereinkunft geschaffen wurde.

Kapitel Il
Grundsatze

Artikel 6
RechtmaBigkeit der Verarbeitung
(1) 'Die Verarbeitung ist nur rechtmaBig, wenn mindestens eine der nachstehenden Bedingungen erfilllt ist:

Die betroffene Person hat ihre Einwilligung zu der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen
Daten fiir einen oder mehrere bestimmte Zwecke gegeben;

die Verarbeitung ist fiir die Erflllung eines Vertrags, dessen Vertragspartei die betroffene Person ist, oder zur
Durchfiihrung vorvertraglicher Manahmen erforderlich, die auf Anfrage der betroffenen Person erfolgen;
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) die Verarbeitung ist zur Erfiillung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich, der der Verantwortliche unter-
liegt;

d) die Verarbeitung ist erforderlich, um lebenswichtige Interessen der betroffenen Person oder einer anderen
nattirlichen Person zu schiitzen;

e) die Verarbeitung ist fiir die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich, die im offentlichen Interesse liegt oder
in Auslibung 6ffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen tibertragen wurde;

f)  die Verarbeitung ist zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen oder eines Dritten erforder-
lich, sofern nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz
personenbezogener Daten erfordern, Uiberwiegen, insbesondere dann, wenn es sich bei der betroffenen Person
um ein Kind handelt.

2Unterabsatz 1 Buchstabe f gilt nicht fir die von Behdrden in Erfillung ihrer Aufgaben vorgenommene Ver-
arbeitung.

(2) Die Mitgliedstaaten kénnen spezifischere Bestimmungen zur Anpassung der Anwendung der Vorschriften
dieser Verordnung in Bezug auf die Verarbeitung zur Erflillung von Absatz 1 Buchstaben c und e beibehalten oder
einflihren, indem sie spezifische Anforderungen fir die Verarbeitung sowie sonstige Manahmen praziser bestim-
men, um eine rechtmaBig und nach Treu und Glauben erfolgende Verarbeitung zu gewahrleisten, einschlieBlich ftr
andere besondere Verarbeitungssituationen gemal Kapitel IX.

(3) 'Die Rechtsgrundlage fiir die Verarbeitungen gemaB Absatz 1 Buchstaben c und e wird festgelegt durch
a) Unionsrecht oder
b) das Recht der Mitgliedstaaten, dem der Verantwortliche unterliegt.

Der Zweck der Verarbeitung muss in dieser Rechtsgrundlage festgelegt oder hinsichtlich der Verarbeitung
gemaB Absatz 1 Buchstabe e fir die Erfillung einer Aufgabe erforderlich sein, die im offentlichen Interesse liegt
oder in Auslibung offentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen {ibertragen wurde. 3Diese Rechtsgrund-
lage kann spezifische Bestimmungen zur Anpassung der Anwendung der Vorschriften dieser Verordnung enthalten,
unter anderem Bestimmungen dariiber, welche allgemeinen Bedingungen fiir die Regelung der RechtméBigkeit der
Verarbeitung durch den Verantwortlichen gelten, welche Arten von Daten verarbeitet werden, welche Personen
betroffen sind, an welche Einrichtungen und fir welche Zwecke die personenbezogenen Daten offengelegt werden
diirfen, welcher Zweckbindung sie unterliegen, wie lange sie gespeichert werden diirfen und welche Verarbeitungs-
vorgange und -verfahren angewandt werden diirfen, einschlieBlich MaBnahmen zur Gewahrleistung einer rechtma-
Big und nach Treu und Glauben erfolgenden Verarbeitung, wie solche fiir sonstige besondere Verarbeitungssitua-
tionen gemaB Kapitel IX. “Das Unionsrecht oder das Recht der Mitgliedstaaten miissen ein im offentlichen Interesse
liegendes Ziel verfolgen und in einem angemessenen Verhéltnis zu dem verfolgten legitimen Zweck stehen.

(4) Beruht die Verarbeitung zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem die personenbezogenen Daten
erhoben wurden, nicht auf der Einwilligung der betroffenen Person oder auf einer Rechtsvorschrift der Union oder
der Mitgliedstaaten, die in einer demokratischen Gesellschaft eine notwendige und verhéltnismaBige MaBnahme
zum Schutz der in Artikel 23 Absatz 1 genannten Ziele darstellt, so berticksichtigt der Verantwortliche — um fest-
zustellen, ob die Verarbeitung zu einem anderen Zweck mit demjenigen, zu dem die personenbezogenen Daten
urspriinglich erhoben wurden, vereinbar ist — unter anderem
a) jede Verbindung zwischen den Zwecken, fiir die die personenbezogenen Daten erhoben wurden, und den

Zwecken der beabsichtigten Weiterverarbeitung,

b) den Zusammenhang, in dem die personenbezogenen Daten erhoben wurden, insbesondere hinsichtlich des

Verhaltnisses zwischen den betroffenen Personen und dem Verantwortlichen,
¢) die Art der personenbezogenen Daten, insbesondere ob besondere Kategorien personenbezogener Daten ge-

maB Artikel 9 verarbeitet werden oder ob personenbezogene Daten Uber strafrechtliche Verurteilungen und
Straftaten gemaB Artikel 10 verarbeitet werden,

127



128

Ergénzende Rechtsvorschriften

d)  die moglichen Folgen der beabsichtigten Weiterverarbeitung fiir die betroffenen Personen,
e) das Vorhandensein geeigneter Garantien, wozu Verschlisselung oder Pseudonymisierung gehdren kann.

Artikel 7
Bedingungen fiir die Einwilligung
(1) Beruht die Verarbeitung auf einer Einwilligung, muss der Verantwortliche nachweisen kdnnen, dass die be-
troffene Person in die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten eingewilligt hat.

(2) Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Person durch eine schriftliche Erklarung, die noch andere Sachver-
halte betrifft, so muss das Ersuchen um Einwilligung in verstandlicher und leicht zuganglicher Form in einer klaren
und einfachen Sprache so erfolgen, dass es von den anderen Sachverhalten klar zu unterscheiden ist. Teile der Er-
klarung sind dann nicht verbindlich, wenn sie einen VerstoB gegen diese Verordnung darstellen.

(3) 'Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwilligung jederzeit zu widerrufen. 2Durch den Widerruf der
Einwilligung wird die RechtmaBigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht
berlihrt. *Die betroffene Person wird vor Abgabe der Einwilligung hiervon in Kenntnis gesetzt. “Der Widerruf der
Einwilligung muss so einfach wie die Erteilung der Einwilligung sein.

(4) Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung freiwillig erteilt wurde, muss dem Umstand in groBtmdglichem Um-
fang Rechnung getragen werden, ob unter anderem die Erfiillung eines Vertrags, einschlieBlich der Erbringung einer
Dienstleistung, von der Einwilligung zu einer Verarbeitung von personenbezogenen Daten abhangig ist, die fir die
Erfiillung des Vertrags nicht erforderlich sind.

Artikel 9
Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten, aus denen die rassische und ethnische Herkunft, politische
Meinungen, religidse oder weltanschauliche Uberzeugungen oder die Gewerkschaftszugehérigkeit hervorgehen,
sowie die Verarbeitung von genetischen Daten, biometrischen Daten zur eindeutigen Identifizierung einer natir-
lichen Person, Gesundheitsdaten oder Daten zum Sexualleben oder der sexuellen Orientierung einer natirlichen
Person ist untersagt.

(2) Absatz 1 gilt nicht in folgenden Fallen:

a) Diebetroffene Person hat in die Verarbeitung der genannten personenbezogenen Daten fir einen oder mehrere
festgelegte Zwecke ausdriicklich eingewilligt, es sei denn, nach Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaa-
ten kann das Verbot nach Absatz 1 durch die Einwilligung der betroffenen Person nicht aufgehoben werden,

b) die Verarbeitung ist erforderlich, damit der Verantwortliche oder die betroffene Person die ihm bzw. ihr aus
dem Arbeitsrecht und dem Recht der sozialen Sicherheit und des Sozialschutzes erwachsenden Rechte ausiiben
und seinen bzw. ihren dieshezliglichen Pflichten nachkommen kann, soweit dies nach Unionsrecht oder dem
Recht der Mitgliedstaaten oder einer Kollektivvereinbarung nach dem Recht der Mitgliedstaaten, das geeignete
Garantien fiir die Grundrechte und die Interessen der betroffenen Person vorsieht, zuldssig ist,

¢) die Verarbeitung ist zum Schutz lebenswichtiger Interessen der betroffenen Person oder einer anderen natiirli-
chen Person erforderlich und die betroffene Person ist aus korperlichen oder rechtlichen Griinden auBerstande,
ihre Einwilligung zu geben,

d) die Verarbeitung erfolgt auf der Grundlage geeigneter Garantien durch eine politisch, weltanschaulich, religios
oder gewerkschaftlich ausgerichtete Stiftung, Vereinigung oder sonstige Organisation ohne Gewinnerzielungs-
absicht im Rahmen ihrer rechtmaBigen Tatigkeiten und unter der Voraussetzung, dass sich die Verarbeitung
ausschlieBlich auf die Mitglieder oder ehemalige Mitglieder der Organisation oder auf Personen, die im Zu-
sammenhang mit deren Tatigkeitszweck regelméaBige Kontakte mit ihr unterhalten, bezieht und die personen-
bezogenen Daten nicht ohne Einwilligung der betroffenen Personen nach auBen offengelegt werden,
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e) die Verarbeitung bezieht sich auf personenbezogene Daten, die die betroffene Person offensichtlich 6ffentlich
gemacht hat,

f)  die Verarbeitung ist zur Geltendmachung, Austibung oder Verteidigung von Rechtsanspriichen oder bei Hand-
lungen der Gerichte im Rahmen ihrer justiziellen Tétigkeit erforderlich,

g) die Verarbeitung ist auf der Grundlage des Unionsrechts oder des Rechts eines Mitgliedstaats, das in angemes-
senem Verhaltnis zu dem verfolgten Ziel steht, den Wesensgehalt des Rechts auf Datenschutz wahrt und an-
gemessene und spezifische MaBnahmen zur Wahrung der Grundrechte und Interessen der betroffenen Person
vorsieht, aus Griinden eines erheblichen 6ffentlichen Interesses erforderlich,

h) die Verarbeitung ist fir Zwecke der Gesundheitsvorsorge oder der Arbeitsmedizin, fir die Beurteilung der
Arbeitsfahigkeit des Beschaftigten, fiir die medizinische Diagnostik, die Versorgung oder Behandlung im Ge-
sundheits- oder Sozialbereich oder fiir die Verwaltung von Systemen und Diensten im Gesundheits- oder Sozial-
bereich auf der Grundlage des Unionsrechts oder des Rechts eines Mitgliedstaats oder aufgrund eines Vertrags
mit einem Angehdrigen eines Gesundheitsberufs und vorbehaltlich der in Absatz 3 genannten Bedingungen
und Garantien erforderlich,

i) die Verarbeitung ist aus Griinden des 6ffentlichen Interesses im Bereich der 6ffentlichen Gesundheit, wie dem
Schutz vor schwerwiegenden grenziiberschreitenden Gesundheitsgefahren oder zur Gewahrleistung hoher
Qualitats- und Sicherheitsstandards bei der Gesundheitsversorgung und bei Arzneimitteln und Medizinpro-
dukten, auf der Grundlage des Unionsrechts oder des Rechts eines Mitgliedstaats, das angemessene und
spezifische MaBnahmen zur Wahrung der Rechte und Freiheiten der betroffenen Person, insbesondere des
Berufsgeheimnisses, vorsieht, erforderlich, oder

j)  die Verarbeitung ist auf der Grundlage des Unionsrechts oder des Rechts eines Mitgliedstaats, das in an-
gemessenem Verhéltnis zu dem verfolgten Ziel steht, den Wesensgehalt des Rechts auf Datenschutz wahrt
und angemessene und spezifische MaBnahmen zur Wahrung der Grundrechte und Interessen der betroffenen
Person vorsieht, fir im 6ffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, fir wissenschaftliche oder historische
Forschungszwecke oder fir statistische Zwecke gemaB Artikel 89 Absatz 1 erforderlich.

(3) Die in Absatz 1 genannten personenbezogenen Daten diirfen zu den in Absatz 2 Buchstabe h genannten
Zwecken verarbeitet werden, wenn diese Daten von Fachpersonal oder unter dessen Verantwortung verarbeitet
werden und dieses Fachpersonal nach dem Unionsrecht oder dem Recht eines Mitgliedstaats oder den Vorschriften
nationaler zustandiger Stellen dem Berufsgeheimnis unterliegt, oder wenn die Verarbeitung durch eine andere
Person erfolgt, die ebenfalls nach dem Unionsrecht oder dem Recht eines Mitgliedstaats oder den Vorschriften
nationaler zustandiger Stellen einer Geheimhaltungspflicht unterliegt.

(4) Die Mitgliedstaaten kénnen zusatzliche Bedingungen, einschlieBlich Beschrankungen, einfihren oder auf-
rechterhalten, soweit die Verarbeitung von genetischen, biometrischen oder Gesundheitsdaten betroffen ist.

Kapitel VI
Verantwortlicher und Auftragsverarbeiter

Abschnitt 3
Datenschutz Folgeabschatzung und vorherige Konsultation

Artikel 35
Datenschutz-Folgeabschatzung

(1) "Hat eine Form der Verarbeitung, insbesondere bei Verwendung neuer Technologien, aufgrund der Art, des
Umfangs, der Umstande und der Zwecke der Verarbeitung voraussichtlich ein hohes Risiko fiir die Rechte und Frei-
heiten natrlicher Personen zur Folge, so fiihrt der Verantwortliche vorab eine Abschatzung der Folgen der vorge-
sehenen Verarbeitungsvorgange fir den Schutz personenbezogener Daten durch. 2Fiir die Untersuchung mehrerer
ahnlicher Verarbeitungsvorgange mit ahnlich hohen Risiken kann eine einzige Abschdtzung vorgenommen werden.
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(2) Der Verantwortliche holt bei der Durchfiihrung einer Datenschutz-Folgenabschatzung den Rat des Daten-
schutzbeauftragten, sofern ein solcher benannt wurde, ein.

(3) Eine Datenschutz-Folgenabschatzung gemdB Absatz 1 ist insbesondere in folgenden Féllen erforderlich:

a) systematische und umfassende Bewertung personlicher Aspekte natiirlicher Personen, die sich auf automati-
sierte Verarbeitung einschlieBlich Profiling griindet und die ihrerseits als Grundlage fiir Entscheidungen dient,
die Rechtswirkung gegeniiber nattirlichen Personen entfalten oder diese in &hnlich erheblicher Weise beein-
trachtigen;

b) umfangreiche Verarbeitung besonderer Kategorien von personenbezogenen Daten gemaB Artikel 9 Absatz 1
oder von personenbezogenen Daten Uber strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten gemaB Artikel 10 oder

Q) systematische umfangreiche Uberwachung 6ffentlich zuganglicher Bereiche.

(4) 'Die Aufsichtsbehorde erstellt eine Liste der Verarbeitungsvorgange, fir die geméB Absatz 1 eine Daten-
schutz-Folgenabschatzung durchzufiihren ist, und veroffentlicht diese. 2Die Aufsichtsbehdrde Gbermittelt diese Lis-
ten dem in Artikel 68 genannten Ausschuss.

(5) 'Die Aufsichtsbehdrde kann des Weiteren eine Liste der Arten von Verarbeitungsvorgéngen erstellen und
veréffentlichen, fiir die keine Datenschutz-Folgenabschatzung erforderlich ist. ?Die Aufsichtshehdrde Gbermittelt
diese Listen dem Ausschuss.

(6) Vor Festlegung der in den Absétzen 4 und 5 genannten Listen wendet die zustandige Aufsichtsbehorde
das Kohérenzverfahren gemaB Artikel 63 an, wenn solche Listen Verarbeitungstatigkeiten umfassen, die mit dem
Angebot von Waren oder Dienstleistungen fiir betroffene Personen oder der Beobachtung des Verhaltens dieser
Personen in mehreren Mitgliedstaaten im Zusammenhang stehen oder die den freien Verkehr personenbezogener
Daten innerhalb der Union erheblich beeintrachtigen kénnten.

(7) Die Folgenabschdtzung enthalt zumindest Folgendes:

a) eine systematische Beschreibung der geplanten Verarbeitungsvorgange und der Zwecke der Verarbeitung, ge-
gebenenfalls einschlieBlich der von dem Verantwortlichen verfolgten berechtigten Interessen;

b) eine Bewertung der Notwendigkeit und VerhéltnisméBigkeit der Verarbeitungsvorgénge in Bezug auf den
Zweck;

) eine Bewertung der Risiken fir die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen gemaB Absatz 1 und

d) die zur Bewéltigung der Risiken geplanten AbhilfemaBnahmen, einschlieBlich Garantien, Sicherheitsvorkeh-
rungen und Verfahren, durch die der Schutz personenbezogener Daten sichergestellt und der Nachweis dafiir
erbracht wird, dass diese Verordnung eingehalten wird, wobei den Rechten und berechtigten Interessen der
betroffenen Personen und sonstiger Betroffener Rechnung getragen wird.

(8) Die Einhaltung genehmigter Verhaltensregeln gemaB Artikel 40 durch die zustandigen Verantwortlichen
oder die zustandigen Auftragsverarbeiter ist bei der Beurteilung der Auswirkungen der von diesen durchgefiihrten
Verarbeitungsvorgange, insbesondere fir die Zwecke einer Datenschutz-Folgenabschétzung, gebihrend zu bertick-
sichtigen.

(9) Der Verantwortliche holt gegebenenfalls den Standpunkt der betroffenen Personen oder ihrer Vertreter
zu der beabsichtigten Verarbeitung unbeschadet des Schutzes gewerblicher oder 6ffentlicher Interessen oder der
Sicherheit der Verarbeitungsvorgdnge ein.

(10) Falls die Verarbeitung gemaB Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c oder e auf einer Rechtsgrundlage im Unions-
recht oder im Recht des Mitgliedstaats, dem der Verantwortliche unterliegt, beruht und falls diese Rechtsvorschriften
den konkreten Verarbeitungsvorgang oder die konkreten Verarbeitungsvorgange regeln und bereits im Rahmen der
allgemeinen Folgenabschatzung im Zusammenhang mit dem Erlass dieser Rechtsgrundlage eine Datenschutz-Fol-
genabschatzung erfolgte, gelten die Absdtze 1 bis 7 nur, wenn es nach dem Ermessen der Mitgliedstaaten erforder-
lich ist, vor den betreffenden Verarbeitungstatigkeiten eine solche Folgenabschatzung durchzufthren.
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(11) Erforderlichenfalls fiihrt der Verantwortliche eine Uberpriifung durch, um zu bewerten, ob die Verarbeitung
geméaB der Datenschutz-Folgenabschatzung durchgefihrt wird; dies gilt zumindest, wenn hinsichtlich des mit den
Verarbeitungsvorgéngen verbundenen Risikos Anderungen eingetreten sind.

Abschnitt 4
Datenschutzbeauftragter

Artikel 37
Benennung eines Datenschutzbeauftragten

(1) Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter benennen auf jeden Fall einen Datenschutzbeauftragten,
wenn

a) die Verarbeitung von einer Behorde oder dffentlichen Stelle durchgefiihrt wird, mit Ausnahme von Gerichten,
die im Rahmen ihrer justiziellen Tatigkeit handeln,

b) die Kerntatigkeit des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters in der Durchfiihrung von Verarbeitungs-
vorgangen besteht, welche aufgrund ihrer Art, ihres Umfangs und/oder ihrer Zwecke eine umfangreiche regel-
méBige und systematische Uberwachung von betroffenen Personen erforderlich machen, oder

) die Kerntatigkeit des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters in der umfangreichen Verarbeitung be-
sonderer Kategorien von Daten gemaB Artikel 9 oder von personenbezogenen Daten Uber strafrechtliche Ver-
urteilungen und Straftaten gemaB Artikel 10 besteht.

(2) Eine Unternehmensgruppe darf einen gemeinsamen Datenschutzbeauftragten ernennen, sofern von jeder
Niederlassung aus der Datenschutzbeauftragte leicht erreicht werden kann.

(3) Falls es sich bei dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter um eine Behdrde oder 6ffentliche Stelle
handelt, kann fiir mehrere solcher Behorden oder Stellen unter Beriicksichtigung ihrer Organisationsstruktur und
ihrer GroBe ein gemeinsamer Datenschutzbeauftragter benannt werden.

(4) 'In anderen als den in Absatz 1 genannten Fallen konnen der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter
oder Verbande und andere Vereinigungen, die Kategorien von Verantwortlichen oder Auftragsverarbeitern ver-
treten, einen Datenschutzbeauftragten benennen; falls dies nach dem Recht der Union oder der Mitgliedstaaten
vorgeschrieben ist, mlissen sie einen solchen benennen. 2Der Datenschutzbeauftragte kann fiir derartige Verbande
und andere Vereinigungen, die Verantwortliche oder Auftragsverarbeiter vertreten, handeln.

(5) Der Datenschutzbeauftragte wird auf der Grundlage seiner beruflichen Qualifikation und insbesondere des
Fachwissens benannt, das er auf dem Gebiet des Datenschutzrechts und der Datenschutzpraxis besitzt, sowie auf
der Grundlage seiner Fahigkeit zur Erfillung der in Artikel 39 genannten Aufgaben.

(6) Der Datenschutzbeauftragte kann Beschaftigter des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters sein
oder seine Aufgaben auf der Grundlage eines Dienstleistungsvertrags erfillen.

(7) Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter veroffentlicht die Kontaktdaten des Datenschutzbeauf-
tragten und teilt diese Daten der Aufsichtsbehdrde mit.

Artikel 38
Stellung des Datenschutzbeauftragten

(1) Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter stellen sicher, dass der Datenschutzbeauftragte ordnungsge-
maB und friihzeitig in alle mit dem Schutz personenbezogener Daten zusammenhangenden Fragen eingebunden wird.

(2) Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter unterstiitzen den Datenschutzbeauftragten bei der Erfil-
lung seiner Aufgaben gemaB Artikel 39, indem sie die fir die Erfillung dieser Aufgaben erforderlichen Ressourcen
und den Zugang zu personenbezogenen Daten und Verarbeitungsvorgangen sowie die zur Erhaltung seines Fach-
wissens erforderlichen Ressourcen zur Verfligung stellen.
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(3) 'Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter stellen sicher, dass der Datenschutzbeauftragte bei der
Erfiillung seiner Aufgaben keine Anweisungen bezliglich der Ausiibung dieser Aufgaben erhélt. 2Der Datenschutz-
beauftragte darf von dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter wegen der Erflllung seiner Aufgaben
nicht abberufen oder benachteiligt werden. 3Der Datenschutzbeauftragte berichtet unmittelbar der héchsten Ma-
nagementebene des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters.

(4) Betroffene Personen kénnen den Datenschutzbeauftragten zu allen mit der Verarbeitung ihrer personen-
bezogenen Daten und mit der Wahrnehmung ihrer Rechte gemaB dieser Verordnung im Zusammenhang stehenden
Fragen zu Rate ziehen.

(5) Der Datenschutzbeauftragte ist nach dem Recht der Union oder der Mitgliedstaaten bei der Erfiillung seiner
Aufgaben an die Wahrung der Geheimhaltung oder der Vertraulichkeit gebunden.

(6) Der Datenschutzbeauftragte kann andere Aufgaben und Pflichten wahrnehmen. Der Verantwortliche oder
der Auftragsverarbeiter stellt sicher, dass derartige Aufgaben und Pflichten nicht zu einem Interessenkonflikt fihren.

Artikel 39
Aufgaben des Datenschutzbeauftragten
(1) Dem Datenschutzbeauftragten obliegen zumindest folgende Aufgaben:

a) Unterrichtung und Beratung des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters und der Beschéftigten, die
Verarbeitungen durchfiihren, hinsichtlich ihrer Pflichten nach dieser Verordnung sowie nach sonstigen Daten-
schutzvorschriften der Union bzw. der Mitgliedstaaten;

b) Uberwachung der Einhaltung dieser Verordnung, anderer Datenschutzvorschriften der Union bzw. der Mit-
gliedstaaten sowie der Strategien des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters fiir den Schutz perso-
nenbezogener Daten einschlieBlich der Zuweisung von Zustandigkeiten, der Sensibilisierung und Schulung der
an den Verarbeitungsvorgangen beteiligten Mitarbeiter und der diesbeziiglichen Uberpriifungen;

¢)  Beratung - auf Anfrage —im Zusammenhang mit der Datenschutz-Folgenabschatzung und Uberwachung ihrer
Durchfiihrung gemaB Artikel 35;

d) Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehdrde;

e) Tatigkeit als Anlaufstelle fiir die Aufsichtsbehdrde in mit der Verarbeitung zusammenhangenden Fragen, ein-
schlieBlich der vorherigen Konsultation gemaB Artikel 36, und gegebenenfalls Beratung zu allen sonstigen
Fragen.

(2) Der Datenschutzbeauftragte tragt bei der Erfillung seiner Aufgaben dem mit den Verarbeitungsvorgangen
verbundenen Risiko gebiihrend Rechnung, wobei er die Art, den Umfang, die Umstande und die Zwecke der Ver-
arbeitung berticksichtigt.
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Kapitel IX
Vorschriften flir besondere Verarbeitungssituationen

§88
Datenverarbeitung im Beschaftigungskontext

(1) Die Mitgliedstaaten kdnnen durch Rechtsvorschriften oder durch Kollektivvereinbarungen spezifischere Vor-
schriften zur Gewdhrleistung des Schutzes der Rechte und Freiheiten hinsichtlich der Verarbeitung personenbezo-
gener Beschaftigtendaten im Beschaftigungskontext, insbesondere fir Zwecke der Einstellung, der Erfillung des
Arbeitsvertrags einschlieBlich der Erfiillung von durch Rechtsvorschriften oder durch Kollektivvereinbarungen fest-
gelegten Pflichten, des Managements, der Planung und der Organisation der Arbeit, der Gleichheit und Diversitat
am Arbeitsplatz, der Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz, des Schutzes des Eigentums der Arbeitgeber oder
der Kunden sowie fiir Zwecke der Inanspruchnahme der mit der Beschéftigung zusammenhangenden individuellen
oder kollektiven Rechte und Leistungen und fiir Zwecke der Beendigung des Beschéftigungsverhéltnisses vorsehen.

(2) Diese Vorschriften umfassen angemessene und besondere MaBnahmen zur Wahrung der menschlichen
Wiirde, der berechtigten Interessen und der Grundrechte der betroffenen Person, insbesondere im Hinblick auf die
Transparenz der Verarbeitung, die Ubermittlung personenbezogener Daten innerhalb einer Unternehmensgruppe
oder einer Gruppe von Unternehmen, die eine gemeinsame Wirtschaftstitigkeit ausiiben, und die Uberwachungs-
systeme am Arbeitsplatz.

(3) Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission bis zum 25. Mai 2018 die Rechtsvorschriften, die er aufgrund von
Absatz 1 erlasst, sowie unverziiglich alle spateren Anderungen dieser Vorschriften mit.

133



134

Ergénzende Rechtsvorschriften

Bundesdatenschutzgesetz
— Auszug -

Teil 2

Durchfiihrungsbestimmungen fiir Verarbeitungen zu Zwecken gemaR
Artikel 2 der Verordnung (EU) 2016/679

Kapitel 1
Rechtsgrundlagen
der Verarbeitung personenbezogener Daten

Abschnitt 1
Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten
und Verarbeitung zu anderen Zwecken

§22
Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten
(1) Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 ist die Verarbeitung besonderer Kate-
gorien personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 zuldssig

1. durch offentliche und nichtoffentliche Stellen, wenn sie

a) erforderlich ist, um die aus dem Recht der sozialen Sicherheit und des Sozialschutzes erwachsenden
Rechte auszuliben und den diesbeziiglichen Pflichten nachzukommen,

b) zum Zweck der Gesundheitsvorsorge, fir die Beurteilung der Arbeitsfahigkeit des Beschaftigten, fir die
medizinische Diagnostik, die Versorgung oder Behandlung im Gesundheits- oder Sozialbereich oder fiir die
Verwaltung von Systemen und Diensten im Gesundheits- und Sozialbereich oder aufgrund eines Vertrags
der betroffenen Person mit einem Angehdrigen eines Gesundheitsberufs erforderlich ist und diese Daten
von arztlichem Personal oder durch sonstige Personen, die einer entsprechenden Geheimhaltungspflicht
unterliegen, oder unter deren Verantwortung verarbeitet werden, oder

¢) aus Griinden des offentlichen Interesses im Bereich der 6ffentlichen Gesundheit, wie des Schutzes vor
schwerwiegenden grenziiberschreitenden Gesundheitsgefahren oder zur Gewahrleistung hoher Qualitats-
und Sicherheitsstandards bei der Gesundheitsversorgung und bei Arzneimitteln und Medizinprodukten
erforderlich ist; erganzend zu den in Absatz 2 genannten MaBnahmen sind insbesondere die berufsrecht-
lichen und strafrechtlichen Vorgaben zur Wahrung des Berufsgeheimnisses einzuhalten,

2. durch offentliche Stellen, wenn sie
a) aus Griinden eines erheblichen 6ffentlichen Interesses zwingend erforderlich ist,
b)  zur Abwehr einer erheblichen Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit erforderlich ist,

) zur Abwehr erheblicher Nachteile fiir das Gemeinwohl oder zur Wahrung erheblicher Belange des Gemein-
wohls zwingend erforderlich ist oder

d) auszwingenden Griinden der Verteidigung oder der Erfiillung iiber- oder zwischenstaatlicher Verpflichtun-
gen einer offentlichen Stelle des Bundes auf dem Gebiet der Krisenbewaltigung oder Konfliktverhinderung
oder fiir humanitare MaBnahmen erforderlich ist und soweit die Interessen des Verantwortlichen an der
Datenverarbeitung in den Féllen der Nummer 2 die Interessen der betroffenen Person (iberwiegen.

(2) In den Féllen des Absatzes 1 sind angemessene und spezifische MaBnahmen zur Wahrung der Interessen

der betroffenen Person vorzusehen. 2Unter Beriicksichtigung des Stands der Technik, der Implementierungskosten
und der Art, des Umfangs, der Umsténde und der Zwecke der Verarbeitung sowie der unterschiedlichen Eintritts-
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wahrscheinlichkeit und Schwere der mit der Verarbeitung verbundenen Risiken fiir die Rechte und Freiheiten nattir-
licher Personen kénnen dazu insbesondere gehdren:

1.

No

w

technisch organisatorische MaBnahmen, um sicherzustellen, dass die Verarbeitung geméR der Verordnung (EU)
2016/679 erfolgt,

. MaBnahmen, die gewahrleisten, dass nachtréaglich tiberprift und festgestellt werden kann, ob und von wem

personenbezogene Daten eingegeben, verdndert oder entfernt worden sind,

. Sensibilisierung der an Verarbeitungsvorgangen Beteiligten,

4. Benennung einer oder eines Datenschutzbeauftragten,

wul

© N o

O

. Beschrankung des Zugangs zu den personenbezogenen Daten innerhalb der verantwortlichen Stelle und von

Auftragsverarbeitern,
Pseudonymisierung personenbezogener Daten,

. Verschliisselung personenbezogener Daten,

Sicherstellung der Féhigkeit, Vertraulichkeit, Integritét, Verfiigharkeit und Belastbarkeit der Systeme und Diens-
te im Zusammenhang mit der Verarbeitung personenbezogener Daten, einschlieBlich der Fahigkeit, die Verfiig-
barkeit und den Zugang bei einem physischen oder technischen Zwischenfall rasch wiederherzustellen,

. zur Gewahrleistung der Sicherheit der Verarbeitung die Einrichtung eines Verfahrens zur regelméBigen Uber-

prifung, Bewertung und Evaluierung der Wirksamkeit der technischen und organisatorischen Mafinahmen
oder

. spezifische Verfahrensregelungen, die im Fall einer Ubermittlung oder Verarbeitung fiir andere Zwecke die Ein-

haltung der Vorgaben dieses Gesetzes sowie der Verordnung (EU) 2016/679 sicherstellen.

§23
Verarbeitung zu anderen Zwecken durch 6ffentliche Stellen

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem die Daten

erhoben wurden, durch 6ffentliche Stellen im Rahmen ihrer Aufgabenerfillung ist zuldssig, wenn

1.

offensichtlich ist, dass sie im Interesse der betroffenen Person liegt und kein Grund zu der Annahme besteht,
dass sie in Kenntnis des anderen Zwecks ihre Einwilligung verweigern wiirde,

Angaben der betroffenen Person {iberpriift werden missen, weil tatsachliche Anhaltspunkte fiir deren Un-
richtigkeit bestehen,

sie zur Abwehr erheblicher Nachteile fur das Gemeinwohl oder einer Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit, die
Verteidigung oder die nationale Sicherheit, zur Wahrung erheblicher Belange des Gemeinwohls oder zur Siche-
rung des Steuer- und Zollaufkommens erforderlich ist,

sie zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, zur Vollstreckung oder zum Vollzug von Strafen
oder MaBnahmen im Sinne des § 11 Absatz 1 Nummer 8 des Strafgesetzbuchs oder von ErziehungsmaBregeln
oder Zuchtmitteln im Sinne des Jugendgerichtsgesetzes oder zur Vollstreckung von GeldbuBen erforderlich ist,
sie zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeintrachtigung der Rechte einer anderen Person erforderlich ist oder
sie der Wahrnehmung von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, der Rechnungspriifung oder der Durchfiihrung
von Organisationsuntersuchungen des Verantwortlichen dient; dies gilt auch fiir die Verarbeitung zu Ausbil-
dungs- und Priifungszwecken durch den Verantwortlichen, soweit schutzwiirdige Interessen der betroffenen
Person dem nicht entgegenstehen.

(2) Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der

Verordnung (EU) 2016/679 zu einem anderen Zweck als zu demijenigen, zu dem die Daten erhoben wurden, ist
zuldssig, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 und ein Ausnahmetatbestand nach Artikel 9 Absatz 2 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 oder nach § 22 vorliegen.
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§24
Verarbeitung zu anderen Zwecken durch nichtoffentliche Stellen
(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem die Daten
erhoben wurden, durch nichtéffentliche Stellen ist zulassig, wenn

1. sie zur Abwehr von Gefahren fiir die staatliche oder Gffentliche Sicherheit oder zur Verfolgung von Straftaten
erforderlich ist oder

2. sie zur Geltendmachung, Austibung oder Verteidigung zivilrechtlicher Anspriiche erforderlich ist, sofern nicht
die Interessen der betroffenen Person an dem Ausschluss der Verarbeitung tiberwiegen.

(2) Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2016/679 zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem die Daten erhoben wurden, ist
zulassig, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 und ein Ausnahmetatbestand nach Artikel 9 Absatz 2 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 oder nach § 22 vorliegen.

§25 Dateniibermittlungen durch 6ffentliche Stellen

(1) 'Die Ubermittlung personenbezogener Daten durch 6ffentliche Stellen an 6ffentliche Stellen ist zul3ssig,
wenn sie zur Erfillung der in der Zustandigkeit der tibermittelnden Stelle oder des Dritten, an den die Daten {iber-
mittelt werden, liegenden Aufgaben erforderlich ist und die Voraussetzungen vorliegen, die eine Verarbeitung nach
§23 zulassen wirden. 2Der Dritte, an den die Daten Cibermittelt werden, darf diese nur fir den Zweck verarbeiten,
zu dessen Erfiillung sie ihm {bermittelt werden. *Eine Verarbeitung fiir andere Zwecke ist unter den Voraussetzun-
gen des § 23 zuldssig.

(2) 'Die Ubermittlung personenbezogener Daten durch éffentliche Stellen an nichtéffentliche Stellen ist zu-
|dssig, wenn
1. sie zur Erfiillung der in der Zustandigkeit der Gibermittelnden Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist und die

Voraussetzungen vorliegen, die eine Verarbeitung nach § 23 zulassen wiirden,

2. der Dritte, an den die Daten iibermittelt werden, ein berechtigtes Interesse an der Kenntnis der zu iibermitteln-
den Daten glaubhaft darlegt und die betroffene Person kein schutzwiirdiges Interesse an dem Ausschluss der
Ubermittlung hat oder

3. eszur Geltendmachung, Ausiibung oder Verteidigung rechtlicher Anspriiche erforderlich ist und der Dritte sich
gegenUber der ibermittelnden 6ffentlichen Stelle verpflichtet hat, die Daten nur fiir den Zweck zu verarbeiten,
zu dessen Erfiillung sie ihm Cibermittelt werden.
2Fine Verarbeitung fiir andere Zwecke ist zuldssig, wenn eine Ubermittlung nach Satz 1 zuldssig wére und die

ibermittelnde Stelle zugestimmt hat.

(3) Die Ubermittlung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2016/679 ist zuldssig, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 oder 2 und ein Ausnahmetat-
bestand nach Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 oder nach § 22 vorliegen.

Abschnitt 2
Besondere Verarbeitungssituationen

§26
Datenverarbeitung fiir Zwecke des Beschaftigungsverhaltnisses

(1) 'Personenbezogene Daten von Beschéftigten diirfen fiir Zwecke des Beschaftigungsverhéltnisses verarbei-
tet werden, wenn dies fir die Entscheidung tiber die Begriindung eines Beschaftigungsverhaltnisses oder nach
Begriindung des Beschaftigungsverhéltnisses fiir dessen Durchfiihrung oder Beendigung oder zur Ausiibung oder
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Erfilllung der sich aus einem Gesetz oder einem Tarifvertrag, einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung (Kollektiv-
vereinbarung) ergebenden Rechte und Pflichten der Interessenvertretung der Beschaftigten erforderlich ist. 2Zur
Aufdeckung von Straftaten dirfen personenbezogene Daten von Beschéftigten nur dann verarbeitet werden, wenn
zu dokumentierende tatséachliche Anhaltspunkte den Verdacht begriinden, dass die betroffene Person im Beschaf-
tigungsverhaltnis eine Straftat begangen hat, die Verarbeitung zur Aufdeckung erforderlich ist und das schutzwiir-
dige Interesse der oder des Beschaftigten an dem Ausschluss der Verarbeitung nicht Uberwiegt, insbesondere Art
und AusmaB im Hinblick auf den Anlass nicht unverhaltnismaBig sind.

(2) 'Erfolgt die Verarbeitung personenbezogener Daten von Beschéftigten auf der Grundlage einer Einwilli-
gung, so sind fir die Beurteilung der Freiwilligkeit der Einwilligung insbesondere die im Beschéftigungsverhaltnis
bestehende Abhangigkeit der beschaftigten Person sowie die Umstande, unter denen die Einwilligung erteilt wor-
den ist, zu berlicksichtigen. *Freiwilligkeit kann insbesondere vorliegen, wenn fiir die beschaftigte Person ein recht-
licher oder wirtschaftlicher Vorteil erreicht wird oder Arbeitgeber und beschéftigte Person gleichgelagerte Interes-
sen verfolgen. *Die Einwilligung bedarf der Schriftform, soweit nicht wegen besonderer Umstande eine andere Form
angemessen ist. *Der Arbeitgeber hat die beschaftigte Person Uiber den Zweck der Datenverarbeitung und Gber ihr
Widerrufsrecht nach Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 in Textform aufzuklaren.

(3) 'Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 ist die Verarbeitung besonderer Katego-
rien personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 fiir Zwecke des Be-
schaftigungsverhaltnisses zuldssig, wenn sie zur Ausiibung von Rechten oder zur Erfiillung rechtlicher Pflichten aus
dem Arbeitsrecht, dem Recht der sozialen Sicherheit und des Sozialschutzes erforderlich ist und kein Grund zu der
Annahme besteht, dass das schutzwiirdige Interesse der betroffenen Person an dem Ausschluss der Verarbeitung
iiberwiegt. *Absatz 2 gilt auch fiir die Einwilligung in die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener
Daten; die Einwilligung muss sich dabei ausdriicklich auf diese Daten beziehen. § 22 Absatz 2 gilt entsprechend.

(4) 'Die Verarbeitung personenbezogener Daten, einschlieBlich besonderer Kategorien personenbezogener
Daten von Beschaftigten fiir Zwecke des Beschaftigungsverhéltnisses, ist auf der Grundlage von Kollektivverein-
barungen zuldssig. 2Dabei haben die Verhandlungspartner Artikel 88 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 zu
beachten.

(5) Der Verantwortliche muss geeignete Malinahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass insbesondere die in
Artikel 5 der Verordnung (EU) 2016/679 dargelegten Grundsatze fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten
eingehalten werden.

(6) Die Beteiligungsrechte der Interessenvertretungen der Beschaftigten bleiben unbertihrt.

(7) Die Absétze 1 bis 6 sind auch anzuwenden, wenn personenbezogene Daten, einschlieBlich besonderer
Kategorien personenbezogener Daten, von Beschaftigten verarbeitet werden, ohne dass sie in einem Dateisystem
gespeichert sind oder gespeichert werden sollen.

(8) Beschaftigte im Sinne dieses Gesetzes sind:

1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, einschlieBlich der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer im Ver-
héltnis zum Entleiher,

2. zuihrer Berufshildung Beschaftigte,

3. Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sowie an Abkldrungen der beruf-
lichen Eignung oder Arbeitserprobung (Rehabilitandinnen und Rehabilitanden),

4. in anerkannten Werkstatten fir behinderte Menschen Beschaftigte,

Freiwillige, die einen Dienst nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz oder dem Bundesfreiwilligendienst-

gesetz leisten,

6. Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbsténdigkeit als arbeitnehmerahnliche Personen anzusehen
sind; zu diesen gehéren auch die in Heimarbeit Beschéftigten und die ihnen Gleichgestellten,
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7. Beamtinnen und Beamte des Bundes, Richterinnen und Richter des Bundes, Soldatinnen und Soldaten sowie
Zivildienstleistende. Bewerberinnen und Bewerber fiir ein Beschéftigungsverhaltnis sowie Personen, deren Be-
schaftigungsverhaltnis beendet ist, gelten als Beschaftigte.
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Niedersachsisches Datenschutzgesetz (NDSG)

Zweites Kapitel
Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung

§3
Zulassigkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten
'Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist zuldssig, soweit sie zur Erfiillung einer in der Zustandigkeit der
oder des Verantwortlichen liegenden Aufgabe, deren Wahrnehmung

1.im offentlichen Interesse liegt oder
2. in Austibung 6ffentlicher Gewalt, die der oder dem Verantwortlichen iibertragen wurde, erfolgt,

erforderlich ist. 2Im Ubrigen bestimmt sich die Zulassigkeit der Datenverarbeitung nach Artikel 6 Abs. 1 der Daten-
schutz-Grundverordnung.

§4
Hinweis bei der Datenerhebung bei anderen Personen
'Werden personenbezogene Daten nicht bei der betroffenen Person, sondern bei einer anderen Person oder
einer Stelle auBerhalb des 6ffentlichen Bereichs erhoben, so ist dieser anderen Person oder Stelle auf Verlangen
der Erhebungszweck mitzuteilen, soweit dadurch schutzwirdige Interessen der betroffenen Person nicht beein-
trachtigt werden. 2Soweit eine Auskunftspflicht besteht, ist sie hierauf, sonst auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben
hinzuweisen.

§5
Ubermittlung personenbezogener Daten
(1) 'Die Ubermittlung personenbezogener Daten an eine andere éffentliche Stelle ist zuldssig, soweit sie zur
Erfillung der Aufgaben der tibermittelnden Stelle oder der empfangenden Stelle erforderlich ist und die Daten fir
den Zweck erhoben worden sind oder die Voraussetzungen fiir eine Zweckanderung vorliegen. 2Die Ubermittlung
personenbezogener Daten an eine nicht ¢ffentliche Stelle ist zuldssig, soweit

1. sie zur Erfiillung der Aufgaben der Gbermittelnden Stelle erforderlich ist und die Daten fiir den Zweck erhoben
worden sind oder die Voraussetzungen fir eine Zweckanderung vorliegen oder

2. die empfangende Stelle ein berechtigtes Interesse an der Kenntnis der zu bermittelnden Daten glaubhaft
macht und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwiirdige Interesse der betroffenen Person an
der Geheimhaltung Uberwiegt.

3Bei einer Ubermittlung nach Satz 2 hat sich der Empfénger gegeniiber der iibermittelnden éffentlichen Stel-
le zu verpflichten, die Daten nur fiir den Zweck zu verarbeiten, zu dem sie ihm {bermittelt wurden. “An 6ffent-
lich-rechtliche Religionsgesellschaften ist die Ubermittlung nur zuldssig, sofern sichergestellt ist, dass bei dem Emp-
fanger eine Datenverarbeitung im Einklang mit der Datenschutz Grundverordnung erfolgt.

(2) 'Die Verantwortung fiir die Zulassigkeit der Ubermittlung personenbezogener Daten trégt die iibermittelnde
Stelle. 2Erfolgt die Ubermittlung aufgrund eines Ersuchens einer offentlichen Stelle, so tragt diese die Verantwor-
tung. 3Die (ibermittelnde Stelle hat dann lediglich zu priifen, ob sich das Ubermittlungsersuchen im Rahmen der
Aufgaben der ersuchenden Stelle halt. “Die RechtmaBigkeit des Ersuchens prft sie nur, wenn im Einzelfall hierzu
Anlass besteht; die ersuchende Stelle hat der Gibermittelnden Stelle die fiir diese Priifung erforderlichen Angaben
zu machen. °Erfolgt die Ubermittlung durch automatisierten Abruf (§7), so trdgt die Verantwortung fir die Recht-
méaBigkeit des Abrufs der Empfanger.
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(3) Sind mit personenbezogenen Daten weitere personenbezogene Daten der betroffenen oder einer anderen
Person so verbunden, dass eine Trennung nicht oder nur mit unverhaltnismaBigem Aufwand méglich ist, so ist die
Ubermittlung auch dieser Daten an 6ffentliche Stellen zulassig, soweit nicht berechtigte Interessen der betroffenen
oder einer anderen Person an deren Geheimhaltung offensichtlich Uiberwiegen; eine weitere Verarbeitung dieser
Daten ist unzuldssig.

§6
Zweckbindung, Zweckanderung

(1) Zu dem Zweck einer Verarbeitung personenbezogener Daten zahlt auch die Verarbeitung

1. zur Wahrnehmung von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, zur Rechnungspriifung und zur Durchfiihrung von
Organisationsuntersuchungen sowie

2. zu Ausbildungs- und Priifungszwecken, soweit nicht berechtigte Interessen der betroffenen Person an der
Geheimhaltung der Daten (iberwiegen.

(2) Eine Verarbeitung von personenbezogenen Daten zu einem anderen Zweck als dem, fiir den die Daten er-
hoben wurden, ist zulassig, soweit und solange

1. die Datenverarbeitung zur Abwehr einer konkreten Gefahr fiir die offentliche Sicherheit oder zur Abwehr von
erheblichen Nachteilen fiir das Wohl des Bundes oder eines Landes erforderlich ist,

2. die Datenverarbeitung zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, zur Strafvollstreckung oder
zur Vollstreckung von GeldbuBen erforderlich ist,

3. die Datenverarbeitung zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeintrachtigung der Rechte und Freiheiten einer
anderen Person erforderlich ist,

4. die Datenverarbeitung zur Uberpriifung von Angaben der betroffenen Person erforderlich ist,
die Datenverarbeitung zum Schutz der betroffenen Person erforderlich ist oder

6. die Daten aus allgemein zuganglichen Quellen entnommen werden kdnnen oder die Daten verarbeitende Stelle
sie verdffentlichen diirfte, es sei denn, dass schutzwiirdige Interessen der betroffenen Person der Datenver-
arbeitung offensichtlich entgegenstehen.

(3) Personenbezogene Daten, die einem Berufsgeheimnis oder einem besonderen Amtsgeheimnis unterliegen
und der Daten verarbeitenden Stelle von der zur Verschwiegenheit verpflichteten Person in Austibung ihrer Berufs-
oder Amtspflicht Gibermittelt worden sind, diirfen nicht nach Absatz 2 zu anderen Zwecken verarbeitet werden.

(4) Personenbezogene Daten, die ausschlieBlich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, der Gewahrleistung der
Datensicherheit oder des ordnungsgemaBen Betriebs einer Datenverarbeitungsanlage gespeichert werden, diirfen
nicht nach Absatz 2 zu anderen Zwecken verarbeitet werden.

(5) Eine Information der betroffenen Person nach Artikel 13 Abs. 3 und Artikel 14 Abs. 4 der Datenschutz-Grund-
verordnung (iber die Datenverarbeitung nach Absatz 2 Nrn. 1 bis 4 erfolgt nicht, soweit und solange hierdurch der
Zweck der Verarbeitung gefahrdet wiirde.

§7
Automatisierte Verfahren und gemeinsame Dateien
Die Einrichtung eines automatisierten Abrufverfahrens oder einer gemeinsamen automatisierten Datei, in oder
aus der mehrere Daten verarbeitende 6ffentliche Stellen personenbezogene Daten verarbeiten, ist zuldssig, soweit
dies unter Beriicksichtigung der Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen und der Aufgaben der beteiligten
Stellen angemessen ist und durch technische und organisatorische MaBnahmen Risiken fir die Rechte und Freihei-
ten der betroffenen Personen vermieden werden kdnnen.
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Drittes Kapitel
Rechte der Betroffenen

§8
Beschrankung der Informationspflicht nach Artikel 13 Abs. 1 und 2 und
Artikel 14 Abs. 1 bis 3 der Datenschutz-Grundverordnung
Die Verantwortlichen kdnnen von der Erteilung der Information nach Artikel 13 Abs. 1 und 2 und Artikel 14
Abs. 1 bis 3 der Datenschutz-Grundverordnung absehen, soweit und solange
1. die Information die 6ffentliche Sicherheit gefahrden oder sonst dem Wohl des Bundes oder eines Landes Nach-
teile bereiten wiirde,

2. dies zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten erforderlich ist oder

3. die Information dazu flihren wiirde, dass ein Sachverhalt, der nach einer Rechtsvorschrift oder wegen der
Rechte und Freiheiten einer anderen Person geheim zu halten ist, aufgedeckt wird.

§9
Beschrénkung des Auskunftsrechts
(1) 'Bezieht sich eine nach Artikel 15 der Datenschutz-Grundverordnung verlangte Auskunft auf personen-
bezogene Daten, die an

1. eine Behorde der Staatsanwaltschaft, eine Polizeidienststelle oder eine andere zur Verfolgung von Straftaten
zustandige Stelle,

2. eine Verfassungsschutzbehdrde, den Bundesnachrichtendienst oder den Militdrischen Abschirmdienst oder
3. das Bundesministerium der Verteidigung oder eine Behorde seines

nachgeordneten Bereichs Uibermittelt wurden, so ist dieser Behérde vor der Erteilung der Auskunft Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben. 2im Fall des Satzes 1 Nr. 3 ist dies nur erforderlich, wenn die Erteilung der Auskunft die
Sicherheit des Bundes beriihren konnte. 3Die Satze 1 und 2 gelten entsprechend fir personenbezogene Daten, die
von einer Behdrde nach Satz 1 Gbermittelt wurden.

(2) 'Die Verantwortlichen kénnen die Erteilung einer Auskunft ablehnen, soweit und solange

1. die Auskunft die 6ffentliche Sicherheit geféahrden oder sonst dem Wohl des Bundes oder eines Landes Nachteile
bereiten wiirde,

2. dies zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten erforderlich ist oder

3. die Auskunft dazu fiihren wiirde, dass ein Sachverhalt, der nach einer Rechtsvorschrift oder wegen der Rechte
und Freiheiten einer anderen Person geheim zu halten ist, aufgedeckt wird.

?Abgelehnt werden kann auch eine Auskunft tber personenbezogene Daten, die ausschlieBlich zu Zwecken
der Gewahrleistung der Datensicherheit oder der Datenschutzkontrolle verarbeitet werden und durch geeignete
technische und organisatorische MaBnahmen gegen eine Verarbeitung zu anderen Zwecken geschiitzt sind, wenn
die Erteilung der Auskunft einen unverhaltnismaBigen Aufwand erfordern wiirde.

(3) Die Ablehnung der Auskunft ist zu begriinden, soweit nicht durch die Mitteilung der Griinde der mit der
Auskunftsverweigerung verfolgte Zweck geféhrdet wiirde.

(4) "Wird der betroffenen Person eine Auskunft nicht erteilt, so ist die Auskunft auf Verlangen der betroffenen
Person der von der oder dem Landesbeauftragten fir den Datenschutz geleiteten Behdrde (§ 18 Abs. 1 Satz 2) zu
erteilen. 2Die Mitteilung der von der oder dem Landesbeauftragten fiir den Datenschutz geleiteten Behérde an die
betroffene Person darf keine Riickschlisse auf den Erkenntnisstand des Verantwortlichen zulassen, sofern dieser
nicht einer weitergehenden Auskunft zustimmt.

(5) Uber personenbezogene Daten, die nicht automatisiert verarbeitet werden und die in einem Dateisystem
weder gespeichert sind noch gespeichert werden sollen (§2 Nr. 1), wird die Auskunft nur erteilt, soweit die be-
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troffene Person Angaben macht, die das Auffinden der Daten ermdglichen, und der fiir die Erteilung der Auskunft
erforderliche Aufwand nicht auBer Verhaltnis zu dem geltend gemachten Informationsinteresse steht.

§10
Beschrankung der Benachrichtigungspflicht nach Artikel 34 der Datenschutz Grundverordnung

Die Verantwortlichen kdnnen von der Benachrichtigung nach Artikel 34 der Datenschutz Grundverordnung
absehen, soweit und solange

1. die Benachrichtigung die 6ffentliche Sicherheit gefahrden oder sonst dem Wohl des Bundes oder eines Landes
Nachteile bereiten wiirde,

2. dies zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten erforderlich ist,

3. die Benachrichtigung dazu fiihren wiirde, dass ein Sachverhalt, der nach einer Rechtsvorschrift oder wegen der
Rechte und Freiheiten einer anderen Person geheim zu halten ist, aufgedeckt wird oder

4. die Benachrichtigung die Sicherheit von automatisierten Informationssystemen geféhrden wiirde.

§11
Dokumentationspflicht bei der Beschrankung von Rechten der betroffenen Person

Werden aufgrund von Vorschriften dieses Teils, aufgrund von Vorschriften der Datenschutz-Grundverordnung
oder aufgrund anderer datenschutzrechtlicher Bestimmungen Rechte der betroffenen Person beschrankt, so haben
die Verantwortlichen die Griinde daflir zu dokumentieren.

Viertes Kapitel
Besonderer Datenschutz

§12
Verarbeitung personenbezogener Daten bei Dienst- und Arbeitsverhaltnissen
(1) Die beamtenrechtlichen Vorschriften tber das Fithren von Personalakten des §50 des Beamtenstatus-
gesetzes und der §§ 88 bis 95 des Niederséachsischen Beamtengesetzes sind fiir alle nicht beamteten Beschaftigten
einer offentlichen Stelle entsprechend anzuwenden, soweit tarifvertraglich nichts anderes geregelt ist.

(2) "Werden Feststellungen ber die Eignung einer Bewerberin oder eines Bewerbers fiir ein Dienst- oder
Arbeitsverhdltnis durch arztliche oder psychologische Untersuchungen und Tests getroffen, so darf die Einstel-
lungsbehérde von der untersuchenden Person oder Stelle in der Regel nur das Ergebnis der Eignungsuntersuchung
und Feststellungen iiber Faktoren anfordern, die die gesundheitliche Eignung beeintrachtigen kénnen. *Weitere
personenbezogene Daten darf sie nur anfordern, wenn sie die Bewerberin oder den Bewerber zuvor schriftlich tiber
die Griinde daftir unterrichtet hat.

Fiinftes Kapitel
Die oder der Landesbeauftragte fiir den Datenschutz

§19
Aufgaben der Aufsichtsbehorde
(1) Die von der oder dem Landesbeauftragten geleitete Behorde nimmt ihre Aufgaben als Aufsichtsbehorde
nach der Datenschutz-Grundverordnung auch in Bezug auf die Vorschriften dieses Teils und andere datenschutz-
rechtliche Bestimmungen wahr.
(2) Die von der oder dem Landesbeauftragten geleitete Behorde ist bei Planungen des Landes, der Kommunen,
der kommunalen Anstalten und der gemeinsamen kommunalen Anstalten, der kommunalen Zweckverbénde sowie
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des Bezirksverbands Oldenburg und des Regionalverbandes ,GroBraum Braunschweig” zum Aufbau automatisier-
ter Informationssysteme friihzeitig zu unterrichten.

§20
Befugnisse der Aufsichtsbehdrde, Mitwirkung
(1) Die von der oder dem Landesbeauftragten geleitete Behérde hat ihre Befugnisse nach Artikel 58 Abs. 1 bis
3 der Datenschutz-Grundverordnung auch in Bezug auf die Vorschriften dieses Teils und andere datenschutzrecht-
liche Bestimmungen.

(2) 'Bestehen Anhaltspunkte dafir, dass eine Datenverarbeitung gegen die Datenschutz-Grundverordnung, die
Vorschriften dieses Teils oder andere datenschutzrechtliche Bestimmungen verstoBt, so kann die von der oder dem
Landesbeauftragten geleitete Behdrde den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter auffordern, innerhalb
einer bestimmten Frist Stellung zu nehmen. 2Die von der oder dem Landesbeauftragten geleitete Behdrde unter-
richtet gleichzeitig die Rechts- oder Fachaufsichtsbehdrde tber die Aufforderung. 3In der Stellungnahme nach Satz
1 soll auch dargestellt werden, wie die Folgen eines VerstoBes beseitigt und kiinftige VerstoBe vermieden werden
sollen. “Die Verantwortlichen und Auftragsverarbeiter leiten der Rechts- oder Fachaufsichtsbehdrde eine Abschrift
ihrer Stellungnahme zu.

(3) "Auch Behérden und sonstige offentliche Stellen des Landes kdnnen gerichtlich gegen sie betreffende ver-
bindliche Entscheidungen der von der oder dem Landesbeauftragen fiir den Datenschutz geleiteten Behdrde vor-
gehen. 2Die Klage hat aufschiebende Wirkung.

(4) 'Die Behorden und sonstigen offentlichen Stellen sind verpflichtet, die von der oder dem Landesbeauf-
tragten geleitete Behérde bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu unterstitzen. 2Dazu haben sie der von der oder
dem Landesbeauftragten geleiteten Behorde insbesondere jederzeit Zugang zu den Dienstrdumen, einschlieBlich
aller Datenverarbeitungsanlagen und -gerate, sowie zu allen personenbezogenen Daten und Informationen, die
die von der oder dem Landesbeauftragten geleitete Behorde zur Erfiillung ihrer Aufgaben fiir erforderlich hélt, zu
gewahren. 3Auf Verlangen der von der oder dem Landesbeauftragten geleiteten Behorde sind alle Unterlagen iber
die Verarbeitung personenbezogener Daten innerhalb einer bestimmten Frist vorzulegen.

(5) Die Befugnis, GeldbuBen zu verhéngen, steht der von der oder dem Landesbeauftragten geleiteten Behdrde
gegenUber 6ffentlichen Stellen nur zu, soweit diese als Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen.

Zweites Kapitel
Technische und organisatorische Pflichten des Verantwortlichen und Auftragsverarbeiters

§34
Technische und organisatorische MaBnahmen zum Datenschutz und zur Datensicherheit
(1) Der Verantwortliche hat unter Beriicksichtigung der Art, des Umfangs, der Umstande und der Zwecke
der Verarbeitung sowie der Eintrittswahrscheinlichkeit und der Schwere des Risikos fiir die Rechte und Freiheiten
nattirlicher Personen geeignete technische und organisatorische MaBnahmen zu treffen, um bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten ein dem Risiko angemessenes Schutzniveau zu gewahrleisten, insbesondere im Hinblick
auf die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten.

(2) 'Der Verantwortliche hat sowohl zum Zeitpunkt der Festlegung der Mittel fir die Verarbeitung als auch zum
Zeitpunkt der Verarbeitung selbst angemessene Vorkehrungen zu treffen, die geeignet sind, die Datenschutzgrund-
sdtze wie etwa die Datensparsamkeit wirksam umzusetzen, und die sicherstellen, dass die gesetzlichen Anforderun-
gen eingehalten und die Rechte der betroffenen Personen geschiitzt werden. %Er hat hierbei den Stand der Technik,
die Implementierungskosten und die Art, den Umfang, die Umsténde und die Zwecke der Verarbeitung sowie die
unterschiedliche Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere der mit der Verarbeitung verbundenen Risiken fir die
Rechte und Freiheiten sowie berechtigte Interessen der betroffenen Personen zu berlicksichtigen. *Insbesondere
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sind die Verarbeitung personenbezogener Daten und die Auswahl und Gestaltung von Datenverarbeitungssystemen
an dem Ziel auszurichten, so wenig personenbezogene Daten wie méglich zu verarbeiten. “Personenbezogene
Daten sind zum friihestmdglichen Zeitpunkt zu anonymisieren oder zu pseudonymisieren, soweit dies nach dem
Verarbeitungszweck moglich ist.

(3) 'Der Verantwortliche hat geeignete technische und organisatorische MaBnahmen zu treffen, die sicher-
stellen, dass durch Voreinstellungen grundsétzlich nur solche personenbezogenen Daten verarbeitet werden, deren
Verarbeitung firr den jeweiligen bestimmten Verarbeitungszweck erforderlich ist. 2Dies betrifft die Menge der erho-
benen personenbezogenen Daten, den Umfang ihrer Verarbeitung, ihre Speicherfrist und ihre Zugénglichkeit. *Die
MaBnahmen missen insbesondere sicherstellen, dass die personenbezogenen Daten durch Voreinstellungen nicht
automatisiert einer unbestimmten Anzahl von Personen zuganglich gemacht werden kénnen.

§35
Anforderungen bei der automatisierten Datenverarbeitung, Protokollierung
(1) Im Fall einer automatisierten Verarbeitung hat der Verantwortliche auf Grundlage einer Risikobewertung
nach §34 Abs. 1 und 2 MaBnahmen zu ergreifen, die je nach Art der Daten und ihrer Verwendung geeignet sind,

1. Unbefugten den Zugang zu den Verarbeitungsanlagen zu verwehren (Zugangskontrolle),

2. zu verhindern, dass Datentrdger unbefugt gelesen, kopiert, veréndert oder entfernt werden kénnen (Daten-
tragerkontrolle),

3. zuverhindern, dass personenbezogene Daten unbefugt in den Speicher eingegeben oder gespeicherte perso-
nenbezogene Daten zur Kenntnis genommen, verandert oder gel6scht werden (Speicherkontrolle),

4. zu verhindern, dass Datenverarbeitungssysteme mithilfe von Einrichtungen zur Dateniibertragung von Unbe-
fugten benutzt werden kdnnen (Benutzerkontrolle),

5. zu gewahrleisten, dass die zur Benutzung eines Datenverarbeitungssystems Berechtigten ausschlieBlich auf die
ihrer Zugriffsberechtigung unterliegenden Daten Zugriff haben (Zugriffskontrolle),

6. zu gewdhrleisten, dass Uberpriift und festgestellt werden kann, an welche Stellen personenbezogene Daten
mithilfe von Einrichtungen zur Dateniibertragung {ibermittelt oder zur Verfiigung gestellt wurden oder werden
kénnen (Ubertragungskontrolle),

7. zu gewdhrleisten, dass berpriift und festgestellt werden kann, an welche Stellen personenbezogene Daten
mithilfe von Einrichtungen zur Dateniibertragung (ibermittelt oder zur Verfiigung gestellt wurden oder werden
kénnen (Ubertragungskontrolle),

8. zu gewahrleisten, dass personenbezogene Daten gegen zuféllige Zerstdrung oder Verlust geschiitzt sind (Ver-
flgbarkeitskontrolle),

9. zu gewdhrleisten, dass Daten, die im Auftrag verarbeitet werden, nur entsprechend den Weisungen der Auf-
traggeber verarbeitet werden kdnnen (Auftragskontrolle),

10. zu gewdhrleisten, dass bei der Ubertragung von Daten sowie beim Transport von Datentragern diese nicht
unbefugt gelesen, kopiert, verandert oder gel6scht werden kdnnen (Transportkontrolle),

11. die innerbehdrdliche oder innerbetriebliche Organisation so zu gestalten, dass sie den besonderen Anforderun-
gen des Datenschutzes gerecht wird (Organisationskontrolle),

12. zu gewahrleisten, dass eingesetzte Systeme im Stérungsfall wiederhergestellt werden kénnen (Wiederherstel-
lung),

13. zu gewahrleisten, dass alle Funktionen des Systems zur Verfligung stehen und auftretende Fehlfunktionen ge-
meldet werden (Zuverlassigkeit),

14. zu gewahrleisten, dass gespeicherte personenbezogene Daten nicht durch Fehlfunktionen des Systems be-
schadigt werden kénnen (Datenintegritat).
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(2) In automatisierten Datenverarbeitungssystemen hat der Verantwortliche zumindest folgende Verarbei-
tungsvorgange zu protokollieren:

1. Erhebung,

2. Veranderung,

3. Abfrage,

4. Offenlegung einschlieBlich Ubermittlung,
5. Kombination und

6. Loschung

der personenbezogenen Daten.

(3) Die Protokolle iiber Abfragen und Offenlegungen miissen es ermdglichen, die Begriindung, das Datum und
die Uhrzeit dieser Vorgange und so weit wie moglich die Identifizierung der Person, die die personenbezogenen
Daten abgefragt oder offengelegt hat, und die Identitat des Empféngers solcher personenbezogenen Daten fest-
zustellen.

(4) 'Die Protokolldaten dirfen ausschlieBlich verwendet werden fiir

1. Strafverfahren,

2. die Gewdhrleistung der Datensicherheit oder des ordnungsgemaBen Betriebes eines Datenverarbeitungssys-
tems,

3. die Uberpriifung der RechtmaBigkeit der Datenverarbeitung durch die Datenschutzbeauftragte oder den Daten-
schutzbeauftragten oder durch die von dem oder der Landesheauftragten fir den Datenschutz geleitete Be-
horde.
2Der Verantwortliche hat die Protokolle der von der oder dem Landesbeauftragten fiir den Datenschutz geleite-

ten Behdrde auf Anforderung zur Verfiigung zu stellen. 3Die Protokolldaten sind am Ende des auf deren Generierung
folgenden Jahres zu l6schen.

§36
Datengeheimnis

'Mit Datenverarbeitung befasste Personen diirfen personenbezogene Daten nicht unbefugt verarbeiten (Daten-
geheimnis). 2Das Datengeheimnis besteht auch nach der Beendigung ihrer Tétigkeit fort. *Die Personen sind tiber die
bei ihrer Tétigkeit zu beachtenden Vorschriften ber den Datenschutz zu unterrichten.

§37
Verarbeitung auf Weisung
Jede einem Verantwortlichen unterstellte Person, die Zugang zu personenbezogenen Daten hat, darf diese
Daten ausschlieBlich auf Weisung des Verantwortlichen verarbeiten, es sei denn, dass sie nach einer Rechtsvor-
schrift zur Verarbeitung verpflichtet ist.

§38
Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten
'Der Verantwortliche hat ein Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten in entsprechender Anwendung des Ar-
tikels 30 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung zu erstellen, in das zusatzlich die Rechtsgrundlage der Ver-
arbeitung sowie gegebenenfalls die Verwendung von Profiling aufgenommen werden. ?Artikel 30 Abs. 3 und 4 der
Datenschutz-Grundverordnung ist entsprechend anwendbar.
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§39
Datenschutz-Folgenabschatzung

(1) Hat eine Form der Verarbeitung, insbesondere bei Verwendung neuer Technologien, aufgrund der Art,
des Umfangs, der Umsténde und der Zwecke der Verarbeitung voraussichtlich ein hohes Risiko fiir die Rechte und
Freiheiten natiirlicher Personen zur Folge, so fiihrt der Verantwortliche vorab eine Abschatzung der Folgen der vor-
gesehenen Datenverarbeitungsvorgange fir den Schutz personenbezogener Daten durch.

(2) Fur die Untersuchung mehrerer dhnlicher Verarbeitungsvorgange mit dhnlich hohen Risiken kann eine ge-
meinsame Datenschutz-Folgenabschdtzung vorgenommen werden.

(3) 'Die Folgenabschatzung hat die Rechte und die schutzwiirdigen Interessen der von der Datenverarbeitung
betroffenen Personen und sonstiger Betroffener angemessen zu berticksichtigen. ?Sie ist schriftlich zu dokumentie-
ren und enthélt zumindest

1. eine systematische Beschreibung der geplanten Verarbeitungsvorgange und der Zwecke der Verarbeitung,

2. eine Bewertung der Erforderlichkeit und VerhdltnismaBigkeit der Verarbeitungsvorgange in Bezug auf den
Zweck,

eine Bewertung der Risiken fir die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen und

die MaBnahmen, mit denen die bestehenden Risiken eingeddammt werden sollen, einschlieBlich der Garantien,
der Sicherheitsvorkehrungen und der Verfahren, durch die der Schutz personenbezogener Daten sichergestellt
und die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben nachgewiesen werden soll.

(4) Der Verantwortliche holt bei der Durchfiihrung der Datenschutz-Folgenabschatzung den Rat der oder des
behordlichen Datenschutzbeauftragten ein.

(5) Soweit erforderlich hat der Verantwortliche eine Uberpriifung durchzufiihren, ob die Verarbeitung den MaB-
gaben folgt, die sich aus der Folgenabschatzung ergeben haben.

§40
Vorherige Anhorung der Aufsichtsbehorde
(1) 'Vor der Inbetriebnahme neu anzulegender Datenverarbeitungssysteme hat der Verantwortliche die von der
oder dem Landesbeauftragten fir den Datenschutz geleitete Behdrde anzuhdren, wenn

1. aus einer Datenschutz-Folgenabschdtzung nach §39 hervorgeht, dass die Verarbeitung ein hohes Risiko fiir
die Rechte und Freiheiten nattirlicher Personen zur Folge hatte und der Verantwortliche keine MaBnahmen zur
Eindédmmung des Risikos trifft, oder

2. die Form der Verarbeitung, insbesondere bei Verwendung neuer Technologien und Verfahren, aufgrund der
Art, des Umfangs, der Umstande und der Zwecke der Verarbeitung voraussichtlich ein hohes Risiko fir die
Rechte und Freiheiten natirlicher Personen zur Folge hétte.

“Die von der oder dem Landesbeauftragten fiir den Datenschutz geleitete Behdrde kann eine Liste der Ver-
arbeitungsvorgange erstellen, die der Pflicht zur Anhérung nach Satz 1 unterliegen.

(2) Die von der oder dem Landesbeauftragten fiir den Datenschutz geleitete Behorde ist bei der Ausarbeitung
von Rechts- und Verwaltungsvorschriften anzuhdren, die die Verarbeitung personenbezogener Daten betreffen.

3) Der von der oder dem Landesbeauftragten geleiteten Behorde sind die in Artikel 36 Abs. 3 der Daten-
schutz-Grundverordnung genannten Informationen sowie auf Anforderung weitere Informationen vorzulegen,
die sie benétigt, um die RechtmaBigkeit der Verarbeitung sowie insbesondere die in Bezug auf den Schutz der
personenbezogenen Daten der betroffenen Personen bestehenden Gefahren und die diesbeziiglichen Garantien
bewerten zu kdnnen.

(4) 'Falls die von der oder dem Landesbeauftragten fiir den Datenschutz geleitete Behorde der Auffassung ist,
dass die geplante Verarbeitung gegen gesetzliche Vorgaben verstoBen wiirde, insbesondere weil der Verantwort-
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liche das Risiko nicht ausreichend ermittelt oder nicht ausreichend eingeddmmt hat, so kann sie dem Verantwort-
lichen und gegebenenfalls dem Auftragsverarbeiter innerhalb eines Zeitraums von bis zu sechs Wochen nach Ein-
leitung der Anhérung schriftliche Empfehlungen unterbreiten, welche MaBnahmen noch ergriffen werden sollten.
“Die von der oder dem Landesbeauftragten fiir den Datenschutz geleitete Behdrde kann diese Frist um einen Monat
verlangern, wenn die geplante Verarbeitung besonders komplex ist. 3Sie hat in diesem Fall innerhalb eines Monats
nach Einleitung der Anhdrung den Verantwortlichen oder gegebenenfalls den Auftragsverarbeiter iiber die Fristver-
langerung zu informieren und die Griinde fiir die Verzégerung mitzuteilen.

(5) "Hat die beabsichtigte Verarbeitung erhebliche Bedeutung firr die Aufgabenerfiillung des Verantwortlichen
und ist sie daher besonders dringlich, so kann er mit der Verarbeitung nach Beginn der Anhérung, aber vor Ablauf
der in Absatz 4 genannten Frist beginnen. 2In diesem Fall sind die Empfehlungen der von der oder dem Landes-
beauftragten fir den Datenschutz geleiteten Behdrde nachtraglich zu berticksichtigen, wobei die Art und Weise der
Verarbeitung insoweit gegebenenfalls anzupassen ist.

§43
Vertrauliche Meldung von VerstdBen
(1) Der Verantwortliche hat zu ermdglichen, dass ihm vertrauliche Meldungen {iber in seinem Verantwortungs-
bereich erfolgende VerstdBe gegen Datenschutzvorschriften zugeleitet werden kdnnen.

(2) 'Die Beschaftigten einer éffentlichen Stelle im Sinne des § 23 Abs. 1 und 2 dirfen sich unbeschadet ihres
Rechts nach Absatz 1 in allen Angelegenheiten des Datenschutzes jederzeit an die von der oder dem Landesbeauf-
tragten flr den Datenschutz geleitete Behorde wenden. 2Der Einhaltung des Dienstweges bedarf es nicht, wenn die
oder der Beschaftigte auf einen VerstoB gegen datenschutzrechtliche Vorschriften oder auf die Gefahr hingewiesen
hat, dass eine Person in unzuldssiger Weise in ihrem Recht auf informationelle Selbstbestimmung beeintrachtigt
wird, und diesem Hinweis binnen angemessener Frist nicht abgeholfen worden ist.

§44
Gemeinsam Verantwortliche
'Zwei oder mehr Verantwortliche konnen gemeinsam die Zwecke der und die Mittel zur Verarbeitung festlegen.
*Artikel 26 Abs. 1 und 3 der Datenschutz-Grundverordnung ist entsprechend anwendbar.

§45
Auftragsverarbeitung

(1) "Werden personenbezogene Daten im Auftrag eines Verantwortlichen verarbeitet, so bleibt dieser fiir die
Einhaltung der Vorschriften dieses Teils und anderer Vorschriften (iber den Datenschutz verantwortlich. 2Die Rechte
der betroffenen Personen auf Auskunft, Berichtigung, Loschung, Einschrankung der Verarbeitung und Schadens-
ersatz sind gegenlber dem Verantwortlichen geltend zu machen. 3Ein Auftragsverarbeiter, der die Zwecke und
Mittel der Verarbeitung unter VerstoB gegen diese Vorschrift bestimmt, gilt in Bezug auf diese Verarbeitung als
Verantwortlicher.

(2) Fir die Auswahl der Auftragsverarbeiter durch den Verantwortlichen ist Artikel 28 Abs. 1 der Daten-
schutz-Grundverordnung entsprechend anwendbar.

(3) 'Die Verarbeitung durch einen Auftragsverarbeiter hat auf der Grundlage eines Vertrags oder eines anderen
in Artikel 28 Abs. 3 Satz 1 der Datenschutz-Grundverordnung genannten Rechtsinstruments zu erfolgen. 2Der Ver-
trag oder das andere Rechtsinstrument hat insbesondere vorzusehen, dass der Auftragsverarbeiter
1. nur auf dokumentierte Weisung des Verantwortlichen handelt,

2. gewahrleistet, dass die zur Verarbeitung der personenbezogenen Daten befugten Personen zur Vertraulichkeit
verpflichtet werden, soweit sie keiner angemessenen gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen,
3. den Verantwortlichen mit geeigneten Mitteln dabei unterstiitzt, die Einhaltung der Bestimmungen iber die

Rechte der betroffenen Person zu gewahrleisten,
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4. alle personenbezogenen Daten nach Abschluss der Erbringung der Verarbeitungsleistungen nach Wahl des
Verantwortlichen zuriickgibt oder 16scht und bestehende Kopien vernichtet, wenn nicht nach einer Rechtsvor-
schrift eine Verpflichtung zur Speicherung der Daten besteht,

5. dem Verantwortlichen alle erforderlichen Informationen, insbesondere die nach §35 Abs. 2 bis 5 erstellten
Protokolle, zum Nachweis der Einhaltung seiner Pflichten zur Verfligung stellt,

6. Uberpriifungen, die von dem Verantwortlichen oder einer von diesem beauftragten priifenden Person durch-
gefiihrt werden, ermdglicht und dazu beitragt,

7. die in Absatz 4 aufgefiihrten Bedingungen fiir die Inanspruchnahme der Dienste eines weiteren Auftragsver-
arbeiters einhdlt,

alle nach §35 Abs. 1 erforderlichen MaBnahmen ergreift und

unter Beriicksichtigung der Art der Verarbeitung und der ihm zur Verfligung stehenden Informationen den Ver-
antwortlichen bei der Einhaltung der in den §§ 25 bis 28, 32, 34 bis 42, 45 Abs. 6 und § 57 Abs. 4 genannten
Pflichten unterstitzt.

(4) Der Vertrag oder das andere Rechtsinstrument im Sinne des Absatzes 3 ist schriftlich oder elektronisch
abzufassen.

(5) 'Zieht ein Auftragsverarbeiter einen weiteren Auftragsverarbeiter hinzu, so hat er diesem dieselben Ver-
pflichtungen aus seinem Vertrag oder anderen Rechtsinstrument mit dem Verantwortlichen nach Absatz 3 aufzu-
erlegen, die auch fiir ihn gelten, soweit diese Pflichten fiir den weiteren Auftragsverarbeiter nicht schon aufgrund
anderer Vorschriften verbindlich sind. 2Erfiillt ein weiterer Auftragsverarbeiter diese Verpflichtungen nicht, so haftet
der ihn beauftragende Auftragsverarbeiter gegeniiber dem Verantwortlichen fir die Einhaltung der Pflichten des
weiteren Auftragsverarbeiters. 3Fir die vorherige schriftliche Genehmigung der Beauftragung eines weiteren Auf-
tragsverarbeiters durch den Verantwortlichen ist Artikel 28 Abs. 2 der Datenschutz-Grundverordnung entsprechend
anwendbar.

(6) "Wenn dem Auftragsverarbeiter eine Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten bekannt wird, so
meldet er diese dem Verantwortlichen unverziiglich. ?Ist der Auftragsverarbeiter der Auffassung, dass eine Weisung
rechtswidrig ist, so hat er den Verantwortlichen unverziiglich zu informieren.

(7) 'Der Auftragsverarbeiter hat ein Verzeichnis zu allen Kategorien von im Auftrag des Verantwortlichen
durchgefiihrten Tatigkeiten der Verarbeitung in entsprechender Anwendung des Artikels 30 Abs. 2 der Daten-
schutz-Grundverordnung zu erstellen. 2Artikel 30 Abs. 3 und 4 der Datenschutz-Grundverordnung ist entsprechend
anwendbar.

(8) Im Ubrigen hat der Auftragsverarbeiter die Verpflichtungen aus den §§ 34 bis 37, 40, 45 Abs. 6 und §57
Abs. 4 einzuhalten oder den Verantwortlichen bei der Einhaltung seiner in Absatz 3 Satz 2 Nr. 9 genannten Ver-
pflichtungen zu untersttzen.

Viertes Kapitel
Rechte der betroffenen Personen

§50
Allgemeine Informationen

Der Verantwortliche hat in allgemeiner Form und fiir jedermann zugéanglich Informationen zur Verfligung zu
stellen Uber

1. die Zwecke, fiir die personenbezogene Daten im Rahmen seiner Aufgabenerfillung verarbeitet werden,
2. die im Hinblick auf die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten bestehenden Rechte der betroffenen
Personen auf Auskunft, Berichtigung, Ldschung und Einschrénkung der Verarbeitung,
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den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen und der oder des Datenschutzbeauftragten und

das Bestehen des Rechts, die von der oder dem Landesbeauftragten fir den Datenschutz geleitete Behérde
anzurufen, sowie deren Kontaktdaten.

§51
Auskunft

(1) "Der Verantwortliche hat betroffenen Personen auf Antrag Auskunft zu erteilen tiber

die personenbezogenen Daten, die Gegenstand der Verarbeitung sind, und die Kategorie, zu der sie gehdren,
den Zweck und die Rechtsgrundlage der Verarbeitung,

die verfiigharen Informationen tiber die Herkunft der Daten,

W~ =

die Empfanger oder die Kategorien von Empféngern, gegeniiber denen die personenbezogenen Daten offen-
gelegt worden sind und

5. die fiir die Daten geltende Speicherdauer oder, falls dies nicht méglich ist, die
Kriterien fir die Festlegung dieser Dauer.

2Der Verantwortliche hat die betroffene Person auf ihre Rechte auf Berichtigung, L6schung oder Einschrénkung
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch den Verantwortlichen und das Bestehen des Rechts nach § 55,
die von der oder dem Landesbeauftragten flir den Datenschutz geleitete Behdrde anzurufen, hinzuweisen und deren
Kontaktdaten mitzuteilen.

(2) Absatz 1 gilt nicht flir personenbezogene Daten, die ausschlieBlich zu Zwecken der Gewdhrleistung der
Datensicherheit oder der Datenschutzkontrolle verarbeitet werden, wenn eine Verarbeitung zu anderen Zwecken
durch geeignete technische und organisatorische Manahmen ausgeschlossen ist und die Auskunftserteilung einen
unverhaltnismaBigen Aufwand erfordern wiirde.

(3) 'Der Verantwortliche kann die Auskunftserteilung einschranken oder ablehnen, soweit und solange
1. die Auskunft die Erfiillung der in § 23 bezeichneten Aufgaben gefahrden wiirden,

2. die Auskunft die 6ffentliche Sicherheit geféhrden oder sonst dem Wohl des Bundes oder eines Landes einen
Nachteil bereiten wiirde oder

3. die Auskunft die Interessen einer anderen Person an der Geheimhaltung geféhrden wiirde, es sei denn, das
Informationsinteresse der betroffenen Person diberwiegt das Interesse an der Vermeidung dieser Gefahren.

“Die Auskunftserteilung kann auch eingeschrankt oder abgelehnt werden, soweit und solange die Daten oder
die Tatsache ihrer Speicherung nach einer Rechtsvorschrift geheim gehalten werden missen.

(4) 'Bezieht sich die Auskunftserteilung auf personenbezogene Daten, die an die Verfassungsschutzbehérden,
den Bundesnachrichtendienst, den Militarischen Abschirmdienst und, soweit die Sicherheit des Bundes beriihrt
wird, andere Behdrden des Bundesministeriums der Verteidigung tibermittelt wurden, so ist sie nur mit Zustimmung
dieser Stellen zuldssig. *Satz 1 gilt entsprechend fiir personenbezogene Daten, die von einer Behdrde nach Satz 1
{bermittelt wurden.

(5) "Der Verantwortliche hat die betroffene Person (iber die Ablehnung oder die Einschrankung der Auskunfts-
erteilung unverziiglich schriftlich zu unterrichten. 2Die Ablehnung oder Einschrénkung der Auskunft nach Satz 1 ist
zu begrlinden, es sei denn, dass durch die Mitteilung der Griinde der mit der Ablehnung oder Einschrankung der
Auskunft verfolgte Zweck geféhrdet wiirde. 3Soweit die Ablehnung oder die Einschréankung der Auskunftserteilung
nicht nach Satz 2 begriindet wird, sind die Griinde hierfir aktenkundig zu machen.

(6) 'Wird die betroffene Person nach Absatz 5 iiber die Ablehnung oder die Einschrankung der Auskunftser-
teilung unterrichtet, so kann die betroffene Person ihr Auskunftsrecht auch tber die von der oder dem Landesbe-
auftragten fiir den Datenschutz geleitete Behdrde austiben. Der Verantwortliche hat die betroffene Person iiber
diese Mdglichkeit sowie darliber zu unterrichten, dass sie gemaB §55 die von der oder dem Landesbeauftragten
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fir den Datenschutz geleitete Behdrde anrufen oder gerichtlichen Rechtsschutz suchen kann. *Auf Verlangen der
betroffenen Person erteilt der Verantwortliche der von der oder dem Landesbeauftragten fiir den Datenschutz ge-
leiteten Behorde die begehrte Auskunft und stellt dieser die nach Absatz 5 Satz 3 dokumentierten Griinde fir die
Ablehnung oder Einschrankung der Auskunftserteilung zur Verfigung, es sei denn, es liegt ein Ausschlussgrund
nach §57 Abs. 8 vor. “Die von der oder dem Landesbeauftragten fiir den Datenschutz geleitete Behérde hat die
betroffene Person zumindest dariiber zu unterrichten, dass alle erforderlichen Priifungen oder eine Uberpriifung
durch sie erfolgt sind, oder iiber die Griinde, aus denen eine Uberpriifung nicht erfolgt ist. SDiese Mitteilung kann
die Information enthalten, ob datenschutzrechtliche VerstoBe festgestellt wurden. ®Die Mitteilung der von dem oder
der Landesbeauftragten fiir den Datenschutz geleiteten Behdrde an die betroffene Person darf keine Riickschlisse
auf den Erkenntnisstand des Verantwortlichen zulassen, sofern er nicht einer weitergehenden Auskunft zustimmt.
"Der Verantwortliche darf die Zustimmung nur soweit und solange verweigern, wie er nach Absatz 3 von einer Aus-
kunft absehen oder sie einschranken kdnnte.

§55
Anrufung der Aufsichtsbehérde

(1) YJede betroffene Person, die meint, durch die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten in ihren Rechten
durch einen Verantwortlichen oder einen Auftragsverarbeiter verletzt worden zu sein, der der Kontrolle nach den
Vorschriften dieses Teils unterliegt, kann sich unbeschadet anderweitiger Rechtshehelfe mit einer Beschwerde an
die von der oder dem Landesbeauftragten fiir den Datenschutz geleitete Behérde wenden. 2Dies gilt nicht fir die
Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen der justiziellen Tatigkeit durch Gerichte im Anwendungsbereich
des §23 Abs. 1. 3Die betroffene Person kann sich bei der Wahrnehmung ihres Beschwerderechts entsprechend
Artikel 80 der Datenschutz-Grundverordnung vertreten lassen.

(2) Die von der oder dem Landesbeauftragten fiir den Datenschutz geleitete Behorde hat die beschwerde-
fihrende Person Uber den Stand und das Ergebnis der Beschwerde zu unterrichten und sie auf die Mdglichkeit
gerichtlichen Rechtsschutzes hinzuweisen.

(3) 'Die von der oder dem Landesbeauftragten fiir den Datenschutz geleitete Behdrde leitet eine bei ihr ein-
gelegte Beschwerde (ber eine Verarbeitung, die in die Zustandigkeit einer Aufsichtsbehdrde in einem anderen
Mitgliedstaat der Europdischen Union fallt, unverziiglich an die zustandige Aufsichtshehdrde des anderen Staates
weiter. %Sie hat in diesem Fall die beschwerdefiihrende Person (ber die Weiterleitung zu unterrichten und ihr auf
deren Ersuchen weitere Unterstiitzung zu leisten.

§56
Rechtsschutz bei Untatigkeit der Aufsichtshehérde

'Wenn sich die von der oder dem Landesbeauftragten fiir den Datenschutz geleitete Behdrde nicht mit einer
Beschwerde nach §55 befasst oder die beschwerdefiihrende Person nicht innerhalb von drei Monaten nach Ein-
legung der Beschwerde Uber den Stand oder das Ergebnis der Beschwerde in Kenntnis gesetzt wurde, so kann die
beschwerdefiihrende Person gerichtlich dagegen vorgehen. 2Die Regelungen aus § 20 des Bundesdatenschutzge-
setzes und Artikel 78 Abs. 2 der Datenschutz-Grundverordnung sind insoweit entsprechend anwendbar.

Fiinftes Kapitel
Aufsichtsbehdrde und Datenschutzbeauftragte offentlicher Stellen

§57
Aufgaben und Befugnisse der Aufsichtshehorde

(1) Die von der oder dem Landesbeauftragten fir den Datenschutz geleitete Behdrde nach § 18 ist auch Auf-
sichtsbehorde nach Artikel 41 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2016/680.
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(2) Sie hat die Aufgabe,

die Anwendung der zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 erlassenen Rechtsvorschriften zu tiberwachen
und durchzusetzen,

die Offentlichkeit fiir die Risiken, Vorschriften, Garantien und Rechte im Zusammenhang mit der Verarbeitung
personenbezogener Daten zu sensibilisieren und sie dariiber aufzuklaren,

den Landtag, die Landesregierung und andere Einrichtungen und Gremien (iber legislative und administrative
MaBnahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten natirlicher Personen in Bezug auf die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten zu beraten,

die Verantwortlichen und die Auftragsverarbeiter fiir die ihnen aus der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680
entstehenden Pflichten zu sensibilisieren,

auf Anfrage jeder betroffenen Person Informationen iiber die Austibung ihrer Rechte aus den zur Umsetzung
der Richtlinie (EU) 2016/680 erlassenen Rechtsvorschriften zur Verfligung zu stellen und gegebenenfalls zu
diesem Zweck mit den Aufsichtsbehérden in anderen Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten,

sich mit Beschwerden einer betroffenen Person, auch wenn sie von einer Stelle, einer Organisation oder einem
Verband nach Artikel 55 der Richtlinie (EU) 2016/680 eingelegt wurden, zu befassen, den Gegenstand der
Beschwerde in angemessenem Umfang zu untersuchen und den Beschwerdefiihrer innerhalb einer angemes-
senen Frist (iber den Fortgang und das Ergebnis der Untersuchung zu unterrichten, insbesondere Uber eine
notwendige Untersuchung oder eine Koordinierung mit einer anderen Aufsichtsbehorde,

mit anderen Aufsichtsbehdrden auch durch Informationsaustausch zusammenzuarbeiten und ihnen Amtshilfe
zu leisten, um die einheitliche Anwendung und Durchsetzung der zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680
erlassenen Rechtsvorschriften zu gewahrleisten,

Untersuchungen iiber die Anwendung der Vorschriften dieses Teils und sonstiger Vorschriften ber den Daten-
schutz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 durchzufihren, auch auf der Grundlage von Informationen
einer anderen Aufsichtsbehdrde oder einer anderen offentlichen Stelle,

maBgebliche Entwicklungen zu verfolgen, soweit sie sich auf den Schutz personenbezogener Daten auswirken,
insbesondere die Entwicklung der Informations- und Kommunikationstechnologie und der Geschéftspraktiken,

Beratung in Bezug auf die in §40 genannten Verarbeitungsvorgange zu leisten und
Beitrdge zur Tatigkeit des Europaischen Datenschutzausschusses zu leisten.
(3) 'Die Aufsicht tiber die Erhebung personenbezogener Daten durch Strafverfolgungsbehérden bei der Er-

mittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten ist erst nach Abschluss des Strafverfahrens zuldssig. Sie
erstreckt sich nicht auf eine Datenverarbeitung, die gerichtlich tiberpriift wurde. *Die Satze 1 und 2 gelten fiir die
Strafvollstreckung entsprechend.

(4) 'Der Verantwortliche hat mit der von der oder dem Landesbeauftragten geleiteten Behdrde bei der Erfiillung

ihrer Aufgaben zusammenzuarbeiten und sie bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu unterstiitzen. 2Er hat ihr
insbesondere

1.

Auskunft zu erteilen sowie Einsicht in alle Unterlagen zu gewdhren, die die von der oder dem Landesbeauf-
tragten flir den Datenschutz geleitete Behdrde zur Erfiillung ihrer Aufgaben fiir erforderlich halt,

die in Nummer 1 genannten Unterlagen auf Verlangen innerhalb einer bestimmten Frist zu Uibersenden und

den Zugang zu den Dienstrdaumen, einschlieBlich aller Datenverarbeitungsanlagen und -geréte, sowie zu allen
personenbezogenen Daten und Informationen zu gewahren,

soweit dies zur Erfiillung ihrer Aufgaben erforderlich ist. 3Die Untersuchungsbefugnis der von der oder dem

Landesbeauftragten geleiteten Behdrde erstreckt sich auch auf von 6ffentlichen Stellen im Sinne des § 23 Abs. 1
und 2 erlangte personenbezogene Daten (iber den Inhalt und die naheren Umstande des Brief-, Post- und Fernmel-
deverkehrs sowie solche personenbezogene Daten, die aufgrund von MaBnahmen, die in das Recht der Unverletz-
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lichkeit der Wohnung eingreifen, erhoben wurden. “Das Grundrecht des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses
(Artikel 10 des Grundgesetzes) sowie das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund-
gesetzes) werden insoweit eingeschrankt.

(5) 'Bestehen Anhaltspunkte dafiir, dass eine beabsichtigte Verarbeitung personenbezogener Daten gegen die
Vorschriften dieses Teils oder gegen andere Rechtsvorschriften im Sinne des § 23 Abs. 3 Satz 1 verstdBt, so kann
die von der oder dem Landesbeauftragten flir den Datenschutz geleitete Behérde den Verantwortlichen oder den
Auftragsverarbeiter warnen, dass die Datenverarbeitung voraussichtlich gegen die Vorschriften dieses Teils oder
gegen andere Rechtsvorschriften im Sinne des § 23 Abs. 3 Satz 1 verstoBt. 2Stellt die von der oder dem Landes-
beauftragten fir den Datenschutz geleitete Behdrde einen solchen VerstoB im laufenden Betrieb einer Verarbeitung
personenbezogener Daten fest, so kann sie den VerstoB

1. im Fall einer verantwortlichen 6ffentlichen Stelle des Landes im Sinne des §23 Abs. 1 und 2 gegentiber der
zustandigen obersten Landesbehorde,

2. im Fall einer verantwortlichen Kommune dieser gegentber mit der Aufforderung beanstanden, innerhalb einer
bestimmten Frist Stellung zu nehmen. 3In den Fallen des Satzes 2 Nr. 2 ist gleichzeitig die zustandige Kommu-
nal- und Fachaufsichtsbehérde zu unterrichten.

(6) Im Ubrigen sind fiir die Aufsichtsbehdrde nach Absatz 1 § 20 Abs. 6 und § 21 sowie Artikel 57 Abs. 2 bis 4
und Artikel 61 Abs. 1 bis 7 der Datenschutz-Grundverordnung entsprechend anwendbar.

(7) 'Wenn eine oberste Landesbehdrde im Einzelfall feststellt, dass die Sicherheit des Bundes oder eines Landes
dies gebietet, dirfen die Rechte nach Absatz 4 nur von der oder dem Landesbeauftragten fiir den Datenschutz
personlich ausgelibt werden. 2In diesem Fall entscheidet die oberste Landesbehdrde, ob personenbezogene Daten
einer betroffenen Person, der von dem Verantwortlichen Vertraulichkeit besonders zugesichert worden ist, der oder
dem Landesbeauftragten fiir den Datenschutz gegeniiber offenbart werden.

(8) "Auch Behdrden und sonstige offentliche Stellen des Landes kénnen gerichtlich gegen sie betreffende ver-
bindliche Entscheidungen der von der oder dem Landesbeauftragten fiir den Datenschutz geleiteten Behorde vor-
gehen. 2Die Klage hat aufschiebende Wirkung.

§58
Datenschutzbeauftragte 6ffentlicher Stellen
(1) 'Die Person, die nach Artikel 37 der Datenschutz-Grundverordnung als Datenschutzbeauftragte oder Daten-
schutzbeauftragter zu bestellen ist, nimmt im Sinne dieses Teils zusatzlich zumindest folgende Aufgaben wahr:

1. Unterrichtung und Beratung des Verantwortlichen und der Beschaftigten, die Verarbeitungen durchfihren,
hinsichtlich ihrer Pflichten nach den Vorschriften dieses Teils, der zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680
erlassenen Rechtsvorschriften und sonstiger Vorschriften iber den Datenschutz,

2. Uberwachung der Einhaltung der Vorschriften dieses Teils, der zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680
erlassenen Rechtsvorschriften und sonstiger Vorschriften tiber den Datenschutz sowie der Strategien der 6f-
fentlichen Stelle fiir den Schutz personenbezogener Daten einschlieBlich der Zuweisung von Zustandigkeiten,
der Sensibilisierung und Schulung der an Verarbeitungsvorgangen beteiligten Beschaftigten und der diesbezlig-
lichen Uberpriifungen,

3. Beratung im Zusammenhang mit der Datenschutz-Folgenabschatzung und Uberwachung ihrer Durchfiihrung
gemaB §39,

4. Zusammenarbeit mit der von der oder dem Landesbeauftragten fiir den Datenschutz geleiteten Behérde und
Tatigkeit als Anlaufstelle fir die in Nummer 4 genannte Behdrde in mit der Verarbeitung zusammenhangenden
Fragen, einschlieBlich der vorherigen Anhérung geméB §40, und gegebenenfalls Beratung zu allen sonstigen
Fragen.
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2Organisatorisch hat die oder der Datenschutzbeauftragte bei der Aufgabenwahrnehmung nach Satz 1 eine
Stellung entsprechend Artikel 38 der Datenschutz-Grundverordnung.

(2) 'Die oder der Datenschutzbeauftragte ist zur Verschwiegenheit Uber die Identitat der betroffenen Person
sowie iber die Umstande, die Riickschliisse auf sie zulassen, verpflichtet, soweit er oder sie hiervon nicht durch
die betroffene Person befreit wird. 2Dies gilt auch nach Beendigung der Tatigkeit als Datenschutzbeauftragte oder
Datenschutzbeauftragter.

(3) "Wenn die oder der Datenschutzbeauftragte bei ihrer oder seiner Tatigkeit Kenntnis von Daten erhalt, fir
die der Leitung oder einer bei der offentlichen Stelle beschaftigten Person aus beruflichen Griinden ein Zeugnis-
verweigerungsrecht zusteht, steht dieses Recht auch der oder dem Datenschutzbeauftragten und den ihr oder
ihm unterstellten Beschaftigten zu. 2Uber die Ausiibung dieses Rechts entscheidet die Person, der das Zeugnisver-
weigerungsrecht aus beruflichen Griinden zusteht, es sei denn, dass diese Entscheidung in absehbarer Zeit nicht
herbeigefiihrt werden kann. 3Soweit das Zeugnisverweigerungsrecht der oder des Datenschutzbeauftragten reicht,
unterliegen ihre oder seine Akten und andere Schriftstlicke einem Beschlagnahmeverbot.

Dritter Teil

Schlussvorschriften
§59
Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. als Person, die bei einer offentlichen Stelle oder deren Auftragsverarbeiter dienstlichen Zugang zu nicht all-
gemein zuganglichen personenbezogenen Daten hat oder hatte, diese Daten zu einem anderen als dem zur
jeweiligen rechtmdBigen Aufgabenerfillung gehdrenden Zweck

a) speichert, verdndert oder iibermittelt,
b) zum Abruf bereithalt,
¢) abruft oder sich oder einem anderen verschafft oder
d) in anderer Weise verarbeitet
oder

2. personenbezogene Daten, die in dem Anwendungsbereich dieses Gesetzes verarbeitet werden und nicht all-
gemein zuganglich sind, durch Vortduschung falscher Tatsachen sich oder einer anderen Person verschafft
oder sich oder einer anderen Person durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung
offenlegen lasst.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuBe bis zu 50 000 Euro geahndet werden.

§60
Straftaten
(1) "Wer gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu
schadigen, eine in §59 genannte Handlung begeht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe
bestraft. 2Ebenso wird bestraft, wer unter den in Satz 1 genannten Voraussetzungen Einzelangaben Giber person-
liche oder sachliche Verhaltnisse einer nicht mehr bestimmbaren Person zusammenfiihrt und dadurch wieder be-
stimmbar macht.

(2) Der Versuch ist strafbar.
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§61
Ubergangsvorschrift

(1) 'Die am 24. Mai 2018 im Amt befindliche Landesbeauftragte fiir den Datenschutz gilt fir den Rest ihrer
Amtszeit als nach § 18 Abs. 3 Satz 1 und §57 Abs. 1 berufen. ?lhre Rechtsstellung sowie ihre Aufgaben und Befug-
nisse richten sich im Anwendungsbereich des Ersten Teils nach den Vorschriften der Datenschutz-Grundverordnung
sowie nach den §§ 18 bis 22 und im Anwendungsbereich des zweiten Teils nach § 57.

(2) Im Anwendungsbereich des Zweiten Teils sind vor dem 6. Mai 2016 eingerichtete automatisierte Verarbei-
tungssysteme zeitnah, in Ausnahmefallen, in denen dies mit einem unverhaltnismaBigen Aufwand verbunden ist,
jedoch spatestens bis zum 6. Mai 2023 mit § 35 Abs. 2 und 3 in Einklang zu bringen.
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Gesetz liber die Sicherung und Nutzung von Archivgut
in Niedersachsen
(Niedersachsisches Archivgesetz - NArchG)

— Auszug -

§1
Aufgaben des Niedersachsischen Landesarchivs
(1) 'Die Aufgabe, aus dem Schriftgut der Behdrden, Gerichte und sonstigen Stellen des Landes das Archivgut
zu ermitteln, zu ibernehmen, zu verwahren, zu erhalten, instand zu setzen, zu erschlieBen und nutzbar zu machen,
obliegt dem Niedersachsischen Landesarchiv mit Sitz in Hannover und weiteren Standorten in Aurich, Biickeburg,
Oldenburg, Osnabriick, Stade und Wolfenbiittel (Landesarchiv). 2Es nimmt an der Veréffentlichung und wissen-
schaftlichen Auswertung des Archivgutes teil.

(2) Die Aufgabe nach Absatz 1 betrifft auch das Schriftqut

1. der Stiftungen privaten Rechts, wenn das Land oder einer seiner Rechtsvorganger tiberwiegend das Stiftungs-
vermdgen bereitgestellt hat, und

2. anderer juristischer Personen des Privatrechts, wenn sie nicht am Wettbewerb teilnehmen und dem Land mehr
als die Halfte der Anteile oder der Stimmen zusteht.

(3) § 7 Abs. 1 bleibt unbertihrt.

(4) "Das Landesarchiv nimmt auch Schriftgut anderer Herkunft an, soweit dies im 6ffentlichen Interesse liegt.
’Es sammelt sonstige Unterlagen zur Ergdnzung des Archivgutes.

§2
Begriffshestimmungen
(1) Schriftgut sind schriftlich gefiihrte oder auf maschinenlesbaren Datentrdgern gespeicherte Akten mit An-
lagen, Urkunden und andere Einzelschriftstiicke, Karten, Plane, Zeichnungen, Risse und Plakate, zudem Siegel und
Stempel, Bild-, Film- und Tonaufzeichnungen, Karteien sowie Dateien einschlieBlich der Ordnungen und Verfahren,
um das Schriftgut auswerten zu kénnen.

(2) Archivgut ist das Schriftgut, das von bleibendem Wert fiir die Erfiillung offentlicher Aufgaben, fiir die Siche-
rung berechtigter privater Interessen oder fiir die Forschung ist.

§3
Ermittlung und Ubernahme des Archivgutes

(1) 'Diein § 1 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 genannten Stellen haben samtliches Schriftqut, dessen Aufbewahrungs-
frist abgelaufen ist oder das aus sonstigen Griinden ausgesondert werden soll, dem Landesarchiv in regelmaBigen
Abstanden im Originalzustand zur Ubernahme anzubieten. 2Dazu gehort auch Schriftgut, das nach Rechtsvorschrif-
ten des Bundes der Geheimhaltung unterliegt, und Schriftgut, das besondere Kategorien personenbezogener Daten
im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung) enthalt. 3Spatestens
30 Jahre nach der letzten inhaltlichen Bearbeitung ist jegliches Schriftgut zur Ubernahme anzubieten. “Satz 1 gilt
nicht fir den Landtag.

(2) 'Daten in automatisierten Dateien sind in Form einer Abbildung zur Ubernahme anzubieten. 2Der Zeitpunkt
der Herstellung, die Form der Datentibermittlung und eine etwaige Auswahl der Daten sind vorab zwischen dem
Landesarchiv und der dateifiihrenden Stelle zu vereinbaren.

(3) "Daten, die unzuldssig gespeichert sind, dirfen nicht angeboten werden. 2Sind solche Daten dem Landes-
archiv Uibermittelt worden, so sind sie dort auf Ersuchen der iibermittelnden Stelle zu Idschen.
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(4) 'Das Landesarchiv stellt fest, welches Schriftgut Archivgut nach § 2 Abs. 2 ist. 2Es kann die Pflicht, Schriftgut
anzubieten, einschranken.

(5) Das Landesarchiv kann bereits aus Schriftgut, dessen Aufbewahrungsfrist noch nicht abgelaufen ist, das
Archivgut ermitteln.

(6) 'Die in §7 Abs. 1 Satz 1 genannten Einrichtungen konnen ihr Schriftgut dem Landesarchiv zur Ubernahme
anbieten. 2Die §§ 3a, 3b und 4 Satz 2 sowie die §§ 5 bis 6a sind anzuwenden. 3Die Einrichtungen regeln ihre Rechte
und Pflichten hinsichtlich des Archivguts durch Vereinbarung mit dem Landesarchiv.

(7) "Private sowie Religionsgemeinschaften, die als Korperschaft des offentlichen Rechts anerkannt sind, kén-
nen ihr Schriftgut dem Landesarchiv anbieten. 2In Vereinbarungen dieser Personen und Religionsgemeinschaften
mit dem Landesarchiv kann von den §§ 5 und 6 abgewichen werden.

§7
Archivgut des Landtages, der kommunalen Korperschaften und sonstiger Einrichtungen

(1) 'Der Landtag, die kommunalen Kérperschaften sowie die sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden
juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts und deren Vereinigungen sind verpflichtet, ihr Archivgut zu sichern.
Dazu unterhdlt der Landtag ein eigenes Archiv oder bietet sein Schriftgut nach §3 Abs. 6 dem Landesarchiv zur
Ubernahme an. 3Im Ubrigen kénnen die in Satz 1 genannten Einrichtungen zur Sicherung ihres Archivgutes eigene
oder gemeinsame Archive unterhalten oder ihr Schriftgut dem Archiv einer anderen in Satz 1 genannten Einrichtung
oder nach §3 Abs. 6 dem Landesarchiv zur Ubernahme anbieten.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht fiir 6ffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten sowie fir 6ffentlich-rechtliche Unter-
nehmen, die am Wettbewerb teilnehmen.

(3) 'Soweit die in Absatz 1 Satz 1 genannten Einrichtungen Archive unterhalten oder die Abgabe ihres Archiv-
gutes an Archive einer anderen in Absatz 1 Satz 1 genannten Einrichtung geregelt haben, haben sie ihr Schriftgut
diesen Archiven zur Ubernahme anzubieten. 2Die §§ 3a, 3b und 4 Satz 1 sowie die §§ 5 bis 6a gelten entsprechend.
3Soweit Hochschulen des Landes Archive unterhalten, gelten auch §3 Abs. 1 bis 5 und §4 Satz 2 entsprechend mit
der MaBgabe, dass an die Stelle des Landesarchivs das Hochschularchiv tritt. “im Ubrigen regeln die in Absatz 1
Satz 1 genannten Einrichtungen die Angelegenheiten ihrer Archive in eigener Zustandigkeit.

Verwaltungsvorschriften zum Niedersachsischen Archivgesetz

Bei der Anwendung des NArchG vom 25.5.1993 (Nds. GVBI. S. 129), gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 5.11.2004 (Nds. GVBI. S. 402), sind folgende Erlauterungen zu beachten:

Zu §3 Abs. 1 Satz 1

3.1 Fiir die in § 1 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 genannten anbietungspflichtigen Stellen sind im Landesarchiv zu-
standig

3.1.1. flir die obersten Landesbehdrden und zentralen Fachbehorden
das Hauptstaatsarchiv Hannover;
3.1.2

a) fir die dbrigen in §1 Abs. 1 NArchG genannten Stellen in der Region Hannover sowie in den Landkreisen
Diepholz, Hameln-Pyrmont, Hildesheim, Holzminden und Nienburg (Weser) das Hauptstaatsarchiv Hannover;

b) in den Landkreisen Aurich, Leer und Wittmund sowie der Stadt Emden das Staatsarchiv Aurich;
¢) im Landkreis Schaumburg
das Staatsarchiv Biickeburg;
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in den Landkreisen Ammerland, Cloppenburg, Friesland, Oldenburg, Wesermarsch und Vechta sowie den Stad-
ten Delmenhorst, Oldenburg (Oldenburg) und Wilhelmshaven

das Staatsarchiv Oldenburg;
in den Landkreisen Emsland, Grafschaft Bentheim und Osnabriick sowie der Stadt Osnabriick
das Staatsarchiv Osnabriick;

in den Landkreisen Celle, Cuxhaven, Harburg, Liichow-Dannenberg, Liineburg, Osterholz, Rotenburg (Wiim-

me), Soltau-Fallingbostel, Stade, Uelzen und Verden
das Staatsarchiv Stade;

in den Landkreisen Gifhorn, Géttingen, Goslar, Helmstedt, Northeim, Osterode am Harz, Peine und Wolfen-

biittel sowie den Stddten Braunschweig, Salzgitter und Wolfsburg
das Staatsarchiv Wolfenbiittel.
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Strafgesetzbuch (StGB)
— Auszug -

Besonderer Teil
Fiinfzehnter Abschnitt
Verletzung des personlichen Lebens- und Geheimbereichs

§203
Verletzung von Privatgeheimnissen

(1) "Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum personlichen Lebensbereich gehdrendes Ge-

heimnis oder ein Betriebs- oder Geschaftsgeheimnis, offenbart, das ihm als

1.

Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehdrigen eines anderen Heilberufs, der fiir die Berufsausiibung
oder die Fiihrung der Berufshezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert,

Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlusspriifung,

Rechtsanwalt, Kammerrechtsbeistand, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem gesetzlich geordneten Ver-
fahren, Wirtschaftsprifer, vereidigtem Buchpriifer, Steuerberater, Steuerbevollmachtigten oder Organ oder
Mitglied eines Organs einer Rechtsanwalts-, Patentanwalts-, Wirtschaftspriifungs-, Buchpriifungs- oder Steu-
erberatungsgesellschaft,

Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater fiir Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von
einer Behorde oder Kérperschaft, Anstalt oder Stiftung des 6ffentlichen Rechts anerkannt ist,

Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§3 und 8 des Schwangerschafts-
konfliktgesetzes,

staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem Sozialpddagogen oder

Angehdrigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder Lebensversicherung oder einer privat-
arztlichen, steuerberaterlichen oder anwaltlichen Verrechnungsstelle anvertraut worden oder sonst bekannt-
geworden ist,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) "Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum personlichen Lebensbe-

reich gehdrendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschaftsgeheimnis, offenbart, das ihm als

1.

2.
3.
4

Amtstrager,
fir den offentlichen Dienst besonders Verpflichteten,
Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt,

Mitglied eines fiir ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes tatigen Untersuchungsausschusses,
sonstigen Ausschusses oder Rates, das nicht selbst Mitglied des Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft
eines solchen Ausschusses oder Rates,

offentlich bestelltem Sachverstandigen, der auf die gewissenhafte Erfillung seiner Obliegenheiten auf Grund
eines Gesetzes formlich verpflichtet worden ist, oder

Person, die auf die gewissenhafte Erfiillung ihrer Geheimhaltungspflicht bei der Durchfiihrung wissenschaft-
licher Forschungsvorhaben auf Grund eines Gesetzes

formlich verpflichtet worden ist, anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist.

“Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen Einzelangaben Uber persénliche oder sachliche Verhaltnisse

eines anderen gleich, die fir Aufgaben der offentlichen Verwaltung erfasst worden sind; Satz 1 ist jedoch nicht
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anzuwenden, soweit solche Einzelangaben anderen Behdrden oder sonstigen Stellen fir Aufgaben der offentlichen
Verwaltung bekanntgegeben werden und das Gesetz dies nicht untersagt.

(3) Kein Offenbaren im Sinne dieser Vorschrift liegt vor, wenn die in den Abs. 1 und 2 genannten Personen
Geheimnisse den bei ihnen berufsmaBig tatigen Gehilfen oder den bei lhnen zur Vorbereitung auf den Beruf tétigen
Personen zuganglich machen. Die in den Abs. 1 und 2 Genannten diirfen fremde Geheimnisse gegeniiber sonstigen
Personen offenbaren, die an ihrer beruflichen oder dienstlichen Tatigkeit mitwirken, soweit dies fir die Inanspruch-
nahme der Tétigkeit der sonstigen mitwirkenden Personen erforderlich ist; das Gleiche gilt fiir sonstige mitwirkende
Personen, wenn diese sich weiterer Personen bedienen, die an der beruflichen Tatigkeit, der in den Abs. 1 und 2
genannten mitwirken.

(4) 'Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis
offenbart, dass ihm bei der Auslibung oder bei Gelegenheit seiner Tétigkeit als mitwirkende Person oder als bei den
in den Abs. 1 und 2 genannten Personen tatiger Beauftragter fiir den Datenschutz bekannt geworden ist. 2Ebenso
wird bestraft wer,

1. alsin den Abs. 1 und 2 genannte Person nicht dafiir Sorge getragen hat, dass eine sonstige mitwirkende Per-
son, die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausiibung oder bei Gelegenheit ihrer Tatigkeit bekannt gewordenes
Geheimnis offenbart, zur Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht fir sonstige mitwirkende Personen,
die selbst eine in den Abs. 1 oder 2 genannte Person sind,

2. alsim Abs. 3 genannte mitwirkende Person sich einer weiteren mitwirkenden Person, die unbefugt ein frem-
des, ihr bei der Ausiibung oder bei Gelegenheit ihrer Tatigkeit bekannt gewordenes Geheimnis offenbart, be-
dient und nicht dafiir Sorge getragen hat, dass diese zur Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht fir
sonstige mitwirkende Personen, die selbst eine in den Abs. 1 oder 2 genannte Person sind, oder

3. nach dem Tod der nach S. 1 oder nach den Abs. 1 oder 2 verpflichteten Person ein fremdes Geheimnis unbefugt
offenbart, dass er von dem Verstorbenen erfahren oder aus dessen Nachlass erlangt hat.
(5) Die Absétze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn der Tater das fremde Geheimnis nach dem Tod des Be-
troffenen unbefugt offenbart.

(6) Handelt der Tater gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen
anderen zu schadigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe.

§204
Verwertung fremder Geheimnisse
(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder Geschaftsgeheimnis, zu dessen Ge-
heimhaltung er nach § 203 verpflichtet ist, verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe
bestraft.

(2) §203 Abs. 5 gilt entsprechend.

§205
Strafantrag
(1) In den Fallen des § 201 Abs. 1 und 2 und der §§ 202, 203 und 204 wird die Tat nur auf Antrag verfolgt. Dies
gilt auch in den Fallen, der §§201a, 202a, 202b und 202d, es sei denn, dass die Strafverfolgungsbehérde wegen
des besonderen dffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen flir geboten halt.

(2) 'Stirbt der Verletzte, so geht das Antragsrecht nach § 77 Abs. 2 auf die Angehdrigen tiber; dies gilt nicht
in den Féllen der §§202a, 202b und 202d. *Gehért das Geheimnis nicht zum persénlichen Lebensbereich des
Verletzten, so geht das Antragsrecht bei Straftaten nach den §§203 und 204 auf die Erben Gber. Offenbart oder
verwertet der Tater in den Féllen der §§203 und 204 das Geheimnis nach dem Tod des Betroffenen, so gelten die
S. 1und 2 sinngemaB.
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DreiBigster Abschnitt
Straftaten im Amt

§353b
Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen Geheimhaltungspflicht

(1) "Wer ein Geheimnis, das ihm als

1. Amtstrager,

2. fir den offentlichen Dienst besonders Verpflichteten oder

3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt,

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart und dadurch wichtige offentliche Inter-
essen gefahrdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fiinf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 2Hat der Téter durch die
Tat fahrlassig wichtige 6ffentliche Interessen gefahrdet, so wird er mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit
Geldstrafe bestraft.

(2) Wer, abgesehen von den Féllen des Absatzes 1, unbefugt einen Gegenstand oder eine Nachricht, zu deren
Geheimhaltung er
1. auf Grund des Beschlusses eines Gesetzgebungsorgans des Bundes oder eines Landes oder eines seiner Aus-

schisse verpflichtet ist oder
2. von einer anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Verletzung der Geheimhaltungspflicht

formlich verpflichtet worden ist, an einen anderen gelangen lasst oder dffentlich bekanntmacht und dadurch
wichtige 6ffentliche Interessen geféhrdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft.

(3) Der Versuch ist strafbar.

(3a) Beihilfehandlungen einer in §53 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 der Strafprozessordnung genannten Person sind nicht
rechtswidrig, wenn sie sich auf die Entgegennahme, Auswertung oder Veroffentlichung des Geheimnisses oder des
Gegenstandes oder der Nachricht, zu deren Geheimhaltung eine besondere Verpflichtung besteht, beschrénken.

(4) 'Die Tat wird nur mit Ermachtigung verfolgt. ?Die Ermachtigung wird erteilt
1. von dem Prasidenten des Gesetzgebungsorgans

a) inden Féllen des Absatzes 1, wenn dem Tater das Geheimnis wahrend seiner Tatigkeit bei einem oder fir

ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes bekanntgeworden ist,

b) inden Fallen des Absatzes 2 Nr. 1;

2. von der obersten Bundesbehdrde
a) inden Fallen des Absatzes 1, wenn dem Téter das Geheimnis wahrend seiner Tatigkeit sonst bei einer oder
flr eine Behorde oder bei einer anderen amtlichen Stelle des Bundes oder fiir eine solche Stelle bekannt-
geworden ist,
b) in den Féllen des Absatzes 2 Nr. 2, wenn der Tater von einer amtlichen Stelle des Bundes verpflichtet
worden ist;
3. von der obersten Landesbehdrde in allen tibrigen Fallen der Absdtze 1 und 2 Nr. 2.
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Sozialgesetzbuch (SGB) Neuntes Buch (IX)
— Auszug -

TEIL 3
Besondere Regelungen zur Teilhabe Schwerbehinderter (Schwerbehindertenrecht)

Kapitel 3
Sonstige Pflichten der Arbeitgeber; Rechte der schwerbehinderten Menschen

§163
Zusammenwirken der Arbeitgeber mit der Bundesagentur
fir Arbeit und den Integrationsamtern

(1) Die Arbeitgeber haben, gesondert fiir jeden Betrieb und jede Dienststelle, ein Verzeichnis der bei ihnen be-
schaftigten schwerbehinderten, ihnen gleichgestellten behinderten Menschen und sonstigen anrechnungsfahigen
Personen laufend zu fiihren und dieses den Vertretern oder Vertreterinnen der Bundesagentur fir Arbeit und des
Integrationsamtes, die fiir den Sitz des Betriebes oder der Dienststelle zustandig sind, auf Verlangen vorzulegen.

(2) 'Die Arbeitgeber haben der fiir ihren Sitz zustandigen Agentur fir Arbeit einmal jahrlich bis spétestens
zum 31. Marz fir das vorangegangene Kalenderjahr, aufgegliedert nach Monaten, die Daten anzuzeigen, die zur
Berechnung des Umfangs der Beschaftigungspflicht, zur Uberwachung ihrer Erfillung und der Ausgleichsabgabe
notwendig sind. 2Der Anzeige sind das nach Absatz 1 geflihrte Verzeichnis sowie eine Kopie der Anzeige und
des Verzeichnisses zur Weiterleitung an das fiir ihren Sitz zustandige Integrationsamt beizufligen. Dem Betriebs-,
Personal-, Richter-, Staatsanwalts- und Prasidialrat, der Schwerbehindertenvertretung und dem Inklusionsbeauf-
tragten des Arbeitgebers ist je eine Kopie der Anzeige und des Verzeichnisses zu (ibermitteln.

(3) Zeigt ein Arbeitgeber die Daten bis zum 30. Juni nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig an, erldsst die

Bundesagentur fiir Arbeit nach Priifung in tatsachlicher sowie in rechtlicher Hinsicht einen Feststellungsbe-
scheid iiber die zur Berechnung der Zahl der Pflichtarbeitsplatze fir schwerbehinderte Menschen und der besetzten
Arbeitspldtze notwendigen Daten.

(4) Die Arbeitgeber, die Arbeitsplatze flir schwerbehinderte Menschen nicht zur Verfligung zu stellen haben,
haben die Anzeige nur nach Aufforderung durch die Bundesagentur fir Arbeit im Rahmen einer reprasentativen
Teilerhebung zu erstatten, die mit dem Ziel der Erfassung der in Absatz 1 genannten Personengruppen, aufgeglie-
dert nach Bundeslandern, alle finf Jahre durchgefihrt wird.

(5) Die Arbeitgeber haben der Bundesagentur fiir Arbeit und dem Integrationsamt auf Verlangen die Auskiinfte
zu erteilen, die zur Durchfiihrung der besonderen Regelungen zur Teilhabe schwerbehinderter und ihnen gleich-
gestellter behinderter Menschen am Arbeitsleben notwendig sind.

(6) 'Fiir das Verzeichnis und die Anzeige des Arbeitgebers sind die mit der Bundesarbeitsgemeinschaft der
Integrationsamter und Hauptflrsorgestellen abgestimmten Vordrucke der Bundesagentur fiir Arbeit zu verwenden.
“Die Bundesagentur fiir Arbeit soll zur Durchfiihrung des Anzeigeverfahrens in Abstimmung mit der Bundesarbeits-
gemeinschaft ein elektronisches Ubermittlungsverfahren zulassen.

(7) Die Arbeitgeber haben den Beauftragten der Bundesagentur fiir Arbeit und des Integrationsamtes auf
Verlangen Einblick in ihren Betrieb oder ihre Dienststelle zu geben, soweit es im Interesse der schwerbehinderten
Menschen erforderlich ist und Betriebs- oder Dienstgeheimnisse nicht gefahrdet werden.

(8) Die Arbeitgeber haben die Vertrauenspersonen der schwerbehinderten Menschen (§ 177 Absatz 1 Satz 1 bis
3 und § 180 Absatz 1 bis 5) unverziiglich nach der Wahl und ihren Inklusionsbeauftragten fiir die Angelegenheiten
der schwerbehinderten Menschen (§ 181 Satz 1) unverziiglich nach der Bestellung der fir den Sitz des Betriebes
oder der Dienststelle zustandigen Agentur fiir Arbeit und dem Integrationsamt zu benennen.
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§164
Pflichten des Arbeitgebers und Rechte schwerbehinderter Menschen

(1) 'Die Arbeitgeber sind verpflichtet zu prifen, ob freie Arbeitsplatze mit schwerbehinderten Menschen, ins-
besondere mit bei der Agentur fiir Arbeit arbeitslos oder arbeitsuchend gemeldeten schwerbehinderten Menschen,
besetzt werden kénnen. 2Sie nehmen friihzeitig Verbindung mit der Agentur fiir Arbeit auf. *Die Bundesagentur fiir
Arbeit oder ein Integrationsfachdienst schldgt den Arbeitgebern geeignete schwerbehinderte Menschen vor. *Uber
die Vermittlungsvorschldge und vorliegende Bewerbungen von schwerbehinderten Menschen haben die Arbeit-
geber die Schwerbehindertenvertretung und die in § 176 genannten Vertretungen unmittelbar nach Eingang zu
unterrichten. *Bei Bewerbungen schwerbehinderter Richterinnen und Richter wird der Présidialrat unterrichtet und
gehort, soweit dieser an der Ernennung zu beteiligen ist. °Bei der Priifung nach Satz 1 beteiligen die Arbeitgeber die
Schwerbehindertenvertretung nach § 178 Absatz 2 und horen die in § 176 genannten Vertretungen an. 7Erfiillt der
Arbeitgeber seine Beschaftigungspflicht nicht und ist die Schwerbehindertenvertretung oder eine in § 176 genannte
Vertretung mit der beabsichtigten Entscheidung des Arbeitgebers nicht einverstanden, ist diese unter Darlegung
der Griinde mit ihnen zu erdrtern. #Dabei wird der betroffene schwerbehinderte Mensch angehort. °Alle Beteiligten
sind vom Arbeitgeber (iber die getroffene Entscheidung unter Darlegung der Griinde unverziiglich zu unterrichten.
1°Bei Bewerbungen schwerbehinderter Menschen ist die Schwerbehindertenvertretung nicht zu beteiligen, wenn
der schwerbehinderte Mensch die Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung ausdriicklich ablehnt.

(2) Arbeitgeber diirfen schwerbehinderte Beschéftigte nicht wegen ihrer Behinderung benachteiligen. Im Ein-
zelnen gelten hierzu die Regelungen des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes.

(3) Die Arbeitgeber stellen durch geeignete MaBnahmen sicher, dass in ihren Betrieben und Dienststellen we-
nigstens die vorgeschriebene Zahl schwerbehinderter Menschen eine mdglichst dauerhafte behinderungsgerechte
Beschaftigung finden kann. Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(4) 'Die schwerbehinderten Menschen haben gegeniiber ihren Arbeitgebern Anspruch auf

1. Beschéftigung, bei der sie ihre Fahigkeiten und Kenntnisse mdglichst voll verwerten und weiterentwickeln
konnen,

2. bevorzugte Berlicksichtigung bei innerbetrieblichen Mafinahmen der beruflichen Bildung zur Férderung ihres
beruflichen Fortkommens,

3. Erleichterungen im zumutbaren Umfang zur Teilnahme an auBerbetrieblichen MaBnahmen der beruflichen Bil-
dung,

4. behinderungsgerechte Einrichtung und Unterhaltung der Arbeitsstdtten einschlieBlich der Betriebsanlagen,
Maschinen und Gerate sowie der Gestaltung der Arbeitsplatze, des Arbeitsumfelds, der Arbeitsorganisation
und der Arbeitszeit, unter besonderer Berlicksichtigung der Unfallgefahr,

5. Ausstattung ihres Arbeitsplatzes mit den erforderlichen technischen Arbeitshilfen unter Beriicksichtigung der
Behinderung und ihrer Auswirkungen auf die Beschéftigung.

2Bei der Durchftihrung der MaBnahmen nach Satz 1 Nummer 1, 4 und 5 unterstiitzen die Bundesagentur fir
Arbeit und die Integrationsamter die Arbeitgeber unter Beriicksichtigung der fiir die Beschaftigung wesentlichen
Eigenschaften der schwerbehinderten Menschen. 3Ein Anspruch nach Satz 1 besteht nicht, soweit seine Erfillung
fir den Arbeitgeber nicht zumutbar oder mit unverhaltnismaBigen Aufwendungen verbunden ware oder soweit die
staatlichen oder berufsgenossenschaftlichen Arbeitsschutzvorschriften oder beamtenrechtliche Vorschriften ent-
gegenstehen.

(5) 'Die Arbeitgeber fordern die Einrichtung von Teilzeitarbeitsplatzen. ?Sie werden dabei von den Integra-
tionsamtern unterstitzt. 2Schwerbehinderte Menschen haben einen Anspruch auf Teilzeitbeschaftigung, wenn die
kirrzere Arbeitszeit wegen Art oder Schwere der Behinderung notwendig ist; Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend.
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§165
Besondere Pflichten der 6ffentlichen Arbeitgeber

'Die Dienststellen der 6ffentlichen Arbeitgeber melden den Agenturen fiir Arbeit friihzeitig nach einer erfolg-
losen Priifung zur internen Besetzung des Arbeitsplatzes frei werdende und neu zu besetzende sowie neue Arbeits-
platze (§ 156). 2Mit dieser Meldung gilt die Zustimmung zur Veroffentlichung der Stellenangebote als erteilt. *Haben
schwerbehinderte Menschen sich um einen solchen Arbeitsplatz beworben oder sind sie von der Bundesagentur
flr Arbeit oder einem von dieser beauftragten Integrationsfachdienst vorgeschlagen worden, werden sie zu einem
Vorstellungsgesprach eingeladen. “Eine Einladung ist entbehrlich, wenn die fachliche Eignung offensichtlich fehlt.
Einer Inklusionsvereinbarung nach § 166 bedarf es nicht, wenn fir die Dienststellen dem § 166 entsprechende
Regelungen bereits bestehen und durchgefihrt werden.

§166
Inklusionsvereinbarung

(1) 'Die Arbeitgeber treffen mit der Schwerbehindertenvertretung und den in § 176 genannten Vertretungen
in Zusammenarbeit mit dem Inklusionsbeauftragten des Arbeitgebers (§ 181) eine verbindliche Inklusionsverein-
barung. 2Auf Antrag der Schwerbehindertenvertretung wird unter Beteiligung der in § 176 genannten Vertretungen
hiertiber verhandelt. Ist eine Schwerbehindertenvertretung nicht vorhanden, steht das Antragsrecht den in § 176
genannten Vertretungen zu. “Der Arbeitgeber oder die Schwerbehindertenvertretung kann das Integrationsamt
einladen, sich an den Verhandlungen Uber die Inklusionsvereinbarung zu beteiligen. *Das Integrationsamt soll dabei
insbesondere darauf hinwirken, dass unterschiedliche Auffassungen iiberwunden werden. Der Agentur fiir Arbeit
und dem Integrationsamt, die fiir den Sitz des Arbeitgebers zusténdig sind, wird die Vereinbarung Ubermittelt.

(2) 'Die Vereinbarung enthalt Regelungen im Zusammenhang mit der Eingliederung schwerbehinderter Men-
schen, insbesondere zur Personalplanung, Arbeitsplatzgestaltung, Gestaltung des Arbeitsumfelds, Arbeitsorga-
nisation, Arbeitszeit sowie Regelungen iber die Durchfiihrung in den Betrieben und Dienststellen. Dabei ist die
gleichberechtigte Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben bei der Gestaltung von Arbeitsprozessen
und Rahmenbedingungen von Anfang an zu berticksichtigen. ?Bei der Personalplanung werden besondere Regelun-
gen zur Beschaftigung eines angemessenen Anteils von schwerbehinderten Frauen vorgesehen.

(3) In der Vereinbarung kénnen insbesondere auch Regelungen getroffen werden
1. zur angemessenen Berlicksichtigung schwerbehinderter Menschen bei der Besetzung freier, frei werdender

oder neuer Stellen,

2. zu einer anzustrebenden Beschaftigungsquote, einschlieBlich eines angemessenen Anteils schwerbehinderter

Frauen,

zu Teilzeitarbeit,

zur Ausbildung behinderter Jugendlicher,

zur Durchfihrung der betrieblichen Prévention (betriebliches Eingliederungsmanagement) und zur Gesund-

heitsforderung,

6. (berdie Hinzuziehung des Werks- oder Betriebsarztes auch firr Beratungen iiber Leistungen zur Teilhabe sowie
iiber besondere Hilfen im Arbeitsleben.

(4) In den Versammlungen schwerbehinderter Menschen berichtet der Arbeitgeber Uber alle Angelegenheiten
im Zusammenhang mit der Eingliederung schwerbehinderter Menschen.

§167
Prévention
(1) Der Arbeitgeber schaltet bei Eintreten von personen-, verhaltens- oder betriebsbedingten Schwierigkeiten
im Arbeits- oder sonstigen Beschaftigungsverhaltnis, die zur Geféhrdung dieses Verhaltnisses fihren kdnnen, még-
lichst friihzeitig die Schwerbehindertenvertretung und die in § 176 genannten Vertretungen sowie das Integrations-
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amt ein, um mit ihnen alle Mdglichkeiten und alle zur Verfligung stehenden Hilfen zur Beratung und maégliche
finanzielle Leistungen zu erdrtern, mit denen die Schwierigkeiten beseitigt werden kdnnen und das Arbeits- oder
sonstige Beschaftigungsverhéltnis moglichst dauerhaft fortgesetzt werden kann.

(2) 'Sind Beschéftigte innerhalb eines Jahres langer als sechs Wochen ununterbrochen oder wiederholt arbeits-
unféhig, klért der Arbeitgeber mit der zustandigen Interessenvertretung im Sinne des § 176, bei schwerbehinder-
ten Menschen auBerdem mit der Schwerbehindertenvertretung, mit Zustimmung und Beteiligung der betroffenen
Person die Maglichkeiten, wie die Arbeitsunfahigkeit moglichst iberwunden werden und mit welchen Leistungen
oder Hilfen erneuter Arbeitsunféhigkeit vorgebeugt und der Arbeitsplatz erhalten werden kann (betriebliches Ein-
gliederungsmanagement). 2Soweit erforderlich, wird der Werks- oder Betriebsarzt hinzugezogen. *Die betroffene
Person oder ihr gesetzlicher Vertreter ist zuvor auf die Ziele des betrieblichen Eingliederungsmanagements sowie
auf Art und Umfang der hierfiir erhobenen und verwendeten Daten hinzuweisen. *Kommen Leistungen zur Teilhabe
oder begleitende Hilfen im Arbeitsleben in Betracht, werden vom Arbeitgeber die Rehabilitationstrager oder bei
schwerbehinderten Beschaftigten das Integrationsamt hinzugezogen. *Diese wirken darauf hin, dass die erforder-
lichen Leistungen oder Hilfen unverziiglich beantragt und innerhalb der Frist des § 14 Absatz 2 Satz 2 erbracht
werden. ®Die zustdndige Interessenvertretung im Sinne des § 176, bei schwerbehinderten Menschen auBerdem die
Schwerbehindertenvertretung, kdnnen die Klérung verlangen. ’Sie wachen dartber, dass der Arbeitgeber die ihm
nach dieser Vorschrift obliegenden Verpflichtungen erfillt.

(3) Die Rehabilitationstrager und die Integrationsémter kénnen Arbeitgeber, die ein betriebliches Eingliede-
rungsmanagement einftihren, durch Pramien oder einen Bonus férdern.

Kapitel 4
Kuindigungsschutz

§168
Erfordernis der Zustimmung

Die Kiindigung des Arbeitsverhdltnisses eines schwerbehinderten Menschen durch den Arbeitgeber bedarf der
vorherigen Zustimmung des Integrationsamtes.

§169
Kiindigungsfrist

Die Kiindigungsfrist betragt mindestens vier Wochen.

§170
Antragsverfahren

(1) "Die Zustimmung zur Kiindigung beantragt der Arbeitgeber bei dem fiir den Sitz des Betriebes oder der
Dienststelle zustandigen Integrationsamt schriftlich oder elektronisch. Der Begriff des Betriebes und der Begriff
der Dienststelle im Sinne dieses Teils bestimmen sich nach dem Betriebsverfassungsgesetz und dem Personalver-
tretungsrecht.

(2) Das Integrationsamt holt eine Stellungnahme des Betriebsrates oder Personalrates und der Schwerbehinder-
tenvertretung ein und hort den schwerbehinderten Menschen an.

(3) Das Integrationsamt wirkt in jeder Lage des Verfahrens auf eine gitliche Einigung hin.

§171
Entscheidung des Integrationsamtes

(1) Das Integrationsamt soll die Entscheidung, falls erforderlich, auf Grund mindlicher Verhandlung, innerhalb
eines Monats vom Tag des Eingangs des Antrages an treffen.
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(2) "Die Entscheidung wird dem Arbeitgeber und dem schwerbehinderten Menschen zugestellt. ?Der Bundes-

agentur fiir Arbeit wird eine Abschrift der Entscheidung iibersandt.

(3) Erteilt das Integrationsamt die Zustimmung zur Kiindigung, kann der Arbeitgeber die Kiindigung nur inner-

halb eines Monats nach Zustellung erkléren.

(4) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Zustimmung des Integrationsamtes zur Kiindigung haben

keine aufschiebende Wirkung.

(5) 'In den Fallen des § 172 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 gilt Absatz 1 mit der MaBgabe, dass die Entscheidung

innerhalb eines Monats vom Tag des Eingangs des Antrages an zu treffen ist. 2Wird innerhalb dieser Frist eine Ent-
scheidung nicht getroffen, gilt die Zustimmung als erteilt. Die Absétze 3 und 4 gelten entsprechend.

§172
Einschrankungen der Ermessensentscheidung

(1) 'Das Integrationsamt erteilt die Zustimmung bei Kiindigungen in Betrieben und Dienststellen, die nicht nur

vorlibergehend eingestellt oder aufgelost werden, wenn zwischen dem Tag der Kiindigung und dem Tag, bis zu
dem Gehalt oder Lohn gezahlt wird, mindestens drei Monate liegen. ?Unter der gleichen Voraussetzung soll es die
Zustimmung auch bei Kiindigungen in Betrieben und Dienststellen erteilen, die nicht nur voriibergehend wesent-
lich eingeschrankt werden, wenn die Gesamtzahl der weiterhin beschaftigten schwerbehinderten Menschen zur
Erfiillung der Beschaftigungspflicht nach § 154 ausreicht. *Die Sétze 1 und 2 gelten nicht, wenn eine Weiterbe-
schaftigung auf einem anderen Arbeitsplatz desselben Betriebes oder derselben Dienststelle oder auf einem freien
Arbeitsplatz in einem anderen Betrieb oder einer anderen Dienststelle desselben Arbeitgebers mit Einverstandnis
des schwerbehinderten Menschen mdglich und fir den Arbeitgeber zumutbar ist.

(2) Das Integrationsamt soll die Zustimmung erteilen, wenn dem schwerbehinderten Menschen ein anderer

angemessener und zumutbarer Arbeitsplatz gesichert ist.

(3) Ist das Insolvenzverfahren (ber das Vermdgen des Arbeitgebers eréffnet, soll das Integrationsamt die Zu-

stimmung erteilen, wenn

1.

der schwerbehinderte Mensch in einem Interessenausgleich namentlich als einer der zu entlassenden Arbeit-
nehmer bezeichnet ist (§ 125 der Insolvenzordnung),

die Schwerbehindertenvertretung beim Zustandekommen des Interessenausgleichs geméB § 178 Absatz 2 be-
teiligt worden ist,

der Anteil der nach dem Interessenausgleich zu entlassenden schwerbehinderten Menschen an der Zahl der
beschéftigten schwerbehinderten Menschen nicht groBer ist als der Anteil der zu entlassenden iibrigen Arbeit-
nehmer an der Zahl der beschaftigten tibrigen Arbeitnehmer und

die Gesamtzahl der schwerbehinderten Menschen, die nach dem Interessenausgleich bei dem Arbeitgeber
verbleiben sollen, zur Erfiillung der Beschaftigungspflicht nach § 154 ausreicht.
§173
Ausnahmen
(1) Die Vorschriften dieses Kapitels gelten nicht fiir schwerbehinderte Menschen,

deren Arbeitsverhdltnis zum Zeitpunkt des Zugangs der Kiindigungserklarung ohne Unterbrechung noch nicht
langer als sechs Monate besteht oder

die auf Stellen im Sinne des § 156 Absatz 2 Nummer 2 bis 5 beschaftigt werden oder
deren Arbeitsverhaltnis durch Kiindigung beendet wird, sofern sie

a) das 58. Lebensjahr vollendet haben und Anspruch auf eine Abfindung, Entschadigung oder dhnliche Leis-
tung auf Grund eines Sozialplanes haben oder

b)  Anspruch auf Knappschaftsausgleichsleistung nach dem Sechsten Buch oder auf Anpassungsgeld fiir ent-

lassene Arbeitnehmer des Bergbaus haben. 165
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Satz 1 Nummer 3 (Buchstabe a und b) finden Anwendung, wenn der Arbeitgeber ihnen die Kiindigungsabsicht
rechtzeitig mitgeteilt hat und sie der beabsichtigten Kiindigung bis zu deren Ausspruch nicht widersprechen.

(2) Die Vorschriften dieses Kapitels finden ferner bei Entlassungen, die aus Witterungsgriinden vorgenommen
werden, keine Anwendung, sofern die Wiedereinstellung der schwerbehinderten Menschen bei Wiederaufnahme
der Arbeit gewahrleistet ist.

(3) Die Vorschriften dieses Kapitels finden ferner keine Anwendung, wenn zum Zeitpunkt der Kiindigung die
Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch nicht nachgewiesen ist oder das Versorgungsamt nach Ablauf der Frist
des § 152 Absatz 1 Satz 3 eine Feststellung wegen fehlender Mitwirkung nicht treffen konnte.

(4) Der Arbeitgeber zeigt Einstellungen auf Probe und die Beendigung von Arbeitsverhdltnissen schwerbe-
hinderter Menschen in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 1 unabhangig von der Anzeigepflicht nach anderen
Gesetzen dem Integrationsamt innerhalb von vier Tagen an.

§174
AuBerordentliche Kiindigung

(1) Die Vorschriften dieses Kapitels gelten mit Ausnahme von § 169 auch bei auBerordentlicher Kiindigung,
soweit sich aus den folgenden Bestimmungen nichts Abweichendes ergibt.

(2) 'Die Zustimmung zur Kiindigung kann nur innerhalb von zwei Wochen beantragt werden; maBgebend ist
der Eingang des Antrages bei dem Integrationsamt. 2Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Arbeitgeber
von den fiir die Kiindigung maBgebenden Tatsachen Kenntnis erlangt.

(3) 'Das Integrationsamt trifft die Entscheidung innerhalb von zwei Wochen vom Tag des Eingangs des Antra-
ges an. 2Wird innerhalb dieser Frist eine Entscheidung nicht getroffen, gilt die Zustimmung als erteilt.

(4) Das Integrationsamt soll die Zustimmung erteilen, wenn die Kiindigung aus einem Grund erfolgt, der nicht
im Zusammenhang mit der Behinderung steht.

(5) Die Kiindigung kann auch nach Ablauf der Frist des §626 Absatz 2 Satz 1 des Biirgerlichen Gesetzbuchs
erfolgen, wenn sie unverziiglich nach Erteilung der Zustimmung erklart wird.

(6) Schwerbehinderte Menschen, denen lediglich aus Anlass eines Streiks oder einer Aussperrung fristlos ge-
kiindigt worden ist, werden nach Beendigung des Streiks oder der Aussperrung wieder eingestellt.

§175
Erweiterter Beendigungsschutz

Die Beendigung des Arbeitsverhaltnisses eines schwerbehinderten Menschen bedarf auch dann der vorherigen
Zustimmung des Integrationsamtes, wenn sie im Falle des Eintritts einer teilweisen Erwerbsminderung, der Erwerbs-
minderung auf Zeit, der Berufsunfahigkeit oder der Erwerbsunfahigkeit auf Zeit ohne Kiindigung erfolgt.

Die Vorschriften dieses Kapitels Uiber die Zustimmung zur ordentlichen Kiindigung gelten entsprechend.

Kapitel 5
Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts- und Prasidialrat, Schwerbehindertenvertretung,
Inklusionsbeauftragter des Arbeitgebers

§176
Aufgaben des Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts- und Présidialrates

'Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts- und Présidialrat fordern die Eingliederung schwerbehinderter
Menschen. %Sie achten insbesondere darauf, dass die dem Arbeitgeber nach den §§ 154, 155 und 164 bis 167 ob-
liegenden Verpflichtungen erfiillt werden; sie wirken auf die Wahl der Schwerbehindertenvertretung hin.



Ergdnzende Rechtsvorschriften

§177
Wahl und Amtszeit der Schwerbehindertenvertretung

(1) 'In Betrieben und Dienststellen, in denen wenigstens fiinf schwerbehinderte Menschen nicht nur voriber-
gehend beschéftigt sind, werden eine Vertrauensperson und wenigstens ein stellvertretendes Mitglied gewahlt,
das die Vertrauensperson im Falle der Verhinderung vertritt. 2Ferner wahlen bei Gerichten, denen mindestens finf
schwerbehinderte Richter oder Richterinnen angehdren, diese einen Richter oder eine Richterin zu ihrer Schwer-
behindertenvertretung. *Satz 2 gilt entsprechend fiir Staatsanwélte oder Staatsanwaltinnen, soweit fir sie eine
besondere Personalvertretung gebildet wird. “Betriebe oder Dienststellen, die die Voraussetzungen des Satzes 1
nicht erfillen, kénnen fir die Wahl mit rdumlich nahe liegenden Betrieben des Arbeitgebers oder gleichstufigen
Dienststellen derselben Verwaltung zusammengefasst werden; soweit erforderlich, kénnen Gerichte unterschied-
licher Gerichtszweige und Stufen zusammengefasst werden. *Uber die Zusammenfassung entscheidet der Arbeit-
geber im Benehmen mit dem fiir den Sitz der Betriebe oder Dienststellen einschlieBlich Gerichten zustandigen
Integrationsamt.

(2) Wahlberechtigt sind alle in dem Betrieb oder der Dienststelle beschéftigten schwerbehinderten Menschen.

(3) 'Wahlbar sind alle in dem Betrieb oder der Dienststelle nicht nur voriibergehend Beschaftigten, die am
Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben und dem Betrieb oder der Dienststelle seit sechs Monaten angehdren;
besteht der Betrieb oder die Dienststelle weniger als ein Jahr, so bedarf es fiir die Wahlbarkeit nicht der sechsmona-
tigen Zugeharigkeit. 2Nicht wahlbar ist, wer kraft Gesetzes dem Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts- oder
Présidialrat nicht angehéren kann.

(4) In Dienststellen der Bundeswehr sind auch schwerbehinderte Soldatinnen und Soldaten wahlberechtigt und
auch Soldatinnen und Soldaten wahlbar.

(5) 'Die regelmaBigen Wahlen finden alle vier Jahre in der Zeit vom 1. Oktober bis 30. November statt. 2AuBer-
halb dieser Zeit finden Wahlen statt, wenn

1. das Amt der Schwerbehindertenvertretung vorzeitig erlischt und ein stellvertretendes Mitglied nicht nachriickt,
2. die Wahl mit Erfolg angefochten worden ist oder
3. eine Schwerbehindertenvertretung noch nicht gewahlt ist.

Hat auBerhalb des fir die regelmaBigen Wahlen festgelegten Zeitraumes eine Wahl der Schwerbehinderten-
vertretung stattgefunden, wird die Schwerbehindertenvertretung in dem auf die Wahl folgenden ndchsten Zeitraum
der regelmaBigen Wahlen neu gewahlt. *Hat die Amtszeit der Schwerbehindertenvertretung zum Beginn des fir die
regelmaBigen Wahlen festgelegten Zeitraums noch nicht ein Jahr betragen, wird die Schwerbehindertenvertretung
im diberndchsten Zeitraum fir regelmaBige Wahlen neu gewahlt.

(6) 'Die Vertrauensperson und das stellvertretende Mitglied werden in geheimer und unmittelbarer Wahl nach
den Grundsétzen der Mehrheitswahl gewahlt. 2m Ubrigen sind die Vorschriften tber die Wahlanfechtung, den
Wahlschutz und die Wahlkosten bei der Wahl des Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts- oder Prasidialrates
sinngemal anzuwenden. *In Betrieben und Dienststellen mit weniger als 50 wahlberechtigten schwerbehinderten
Menschen wird die Vertrauensperson und das stellvertretende Mitglied im vereinfachten Wahlverfahren gewahlt,
sofern der Betrieb oder die Dienststelle nicht aus rdumlich weit auseinanderliegenden Teilen besteht. “Ist in einem
Betrieb oder einer Dienststelle eine Schwerbehindertenvertretung nicht gewahlt, so kann das fir den Betrieb oder
die Dienststelle zustandige Integrationsamt zu einer Versammlung schwerbehinderter Menschen zum Zwecke der
Wahl eines Wahlvorstandes einladen.

(7) 'Die Amtszeit der Schwerbehindertenvertretung betrdgt vier Jahre. 2Sie beginnt mit der Bekanntgabe des
Wahlergebnisses oder, wenn die Amtszeit der bisherigen Schwerbehindertenvertretung noch nicht beendet ist, mit
deren Ablauf. 3Das Amt erlischt vorzeitig, wenn die Vertrauensperson es niederlegt, aus dem Arbeits-, Dienst- oder
Richterverhdltnis ausscheidet oder die Wahlbarkeit verliert. “Scheidet die Vertrauensperson vorzeitig aus dem Amt
aus, rlickt das mit der hochsten Stimmenzahl gewahlte stellvertretende Mitglied fiir den Rest der Amtszeit nach;

167



168

Ergénzende Rechtsvorschriften

dies gilt fir das stellvertretende Mitglied entsprechend. *Auf Antrag eines Viertels der wahlberechtigten schwer-
behinderten Menschen kann der Widerspruchsausschuss bei dem Integrationsamt (§ 202) das Erléschen des Amtes
einer Vertrauensperson wegen grober Verletzung ihrer Pflichten beschlieBen.

(8) In Betrieben gilt § 21a des Betriebsverfassungsgesetzes entsprechend.

§178
Aufgaben der Schwerbehindertenvertretung

(1) 'Die Schwerbehindertenvertretung férdert die Eingliederung schwerbehinderter Menschen in den Betrieb
oder die Dienststelle, vertritt ihre Interessen in dem Betrieb oder der Dienststelle und steht ihnen beratend und
helfend zur Seite. %Sie erfillt ihre Aufgaben insbesondere dadurch, dass sie

1. darlber wacht, dass die zugunsten schwerbehinderter Menschen geltenden Gesetze, Verordnungen, Tarifver-
trdge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen und Verwaltungsanordnungen durchgefiihrt, insbesondere auch
die dem Arbeitgeber nach den §§ 154, 155 und 164 bis 167 obliegenden Verpflichtungen erfiillt werden,

2. MaBnahmen, die den schwerbehinderten Menschen dienen, insbesondere auch praventive MaBnahmen, bei
den zusténdigen Stellen beantragt,

3. Anregungen und Beschwerden von schwerbehinderten Menschen entgegennimmt und, falls sie berechtigt
erscheinen, durch Verhandlung mit dem Arbeitgeber auf eine Erledigung hinwirkt; sie unterrichtet die schwer-
behinderten Menschen Uber den Stand und das Ergebnis der Verhandlungen.

3Die Schwerbehindertenvertretung unterstiitzt Beschaftigte auch bei Antrdgen an die nach §152 Absatz 1
zustdndigen Behorden auf Feststellung einer Behinderung, ihres Grades und einer Schwerbehinderung sowie bei
Antrdgen auf Gleichstellung an die Agentur fir Arbeit. In Betrieben und Dienststellen mit in der Regel mehr als 100
beschéftigten schwerbehinderten Menschen kann sie nach Unterrichtung des Arbeitgebers das mit der hochsten
Stimmenzahl gewahlte stellvertretende Mitglied zu bestimmten Aufgaben heranziehen. *Ab jeweils 100 weiteren
beschéftigten schwerbehinderten Menschen kann jeweils auch das mit der nachsthoheren Stimmenzahl gewahlte
Mitglied herangezogen werden. ®Die Heranziehung zu bestimmten Aufgaben schlieBt die Abstimmung untereinan-
der ein.

(2) "Der Arbeitgeber hat die Schwerbehindertenvertretung in allen Angelegenheiten, die einen einzelnen oder
die schwerbehinderten Menschen als Gruppe beriihren, unverziiglich und umfassend zu unterrichten und vor einer
Entscheidung anzuhéren; er hat ihr die getroffene Entscheidung unverziiglich mitzuteilen. 2Die Durchfiihrung oder
Vollziehung einer ohne Beteiligung nach Satz 1 getroffenen Entscheidung ist auszusetzen, die Beteiligung ist inner-
halb von sieben Tagen nachzuholen; sodann ist endgltig zu entscheiden. *Die Kiindigung eines schwerbehinderten
Menschen, die der Arbeitgeber ohne eine Beteiligung nach Satz 1 ausspricht, ist unwirksam. *Die Schwerbehin-
dertenvertretung hat das Recht auf Beteiligung am Verfahren nach § 164 Absatz 1 und beim Vorliegen von Ver-
mittlungsvorschldgen der Bundesagentur fiir Arbeit nach § 164 Absatz 1 oder von Bewerbungen schwerbehinderter
Menschen das Recht auf Einsicht in die entscheidungsrelevanten Teile der Bewerbungsunterlagen und Teilnahme
an Vorstellungsgesprachen.

(3) 'Der schwerbehinderte Mensch hat das Recht, bei Einsicht in die Gber ihn gefiihrte Personalakte oder ihn
betreffende Daten des Arbeitgebers die Schwerbehindertenvertretung hinzuzuziehen. 2Die Schwerbehindertenver-
tretung bewahrt Giber den Inhalt der Daten Stillschweigen, soweit sie der schwerbehinderte Mensch nicht von dieser
Verpflichtung entbunden hat.

(4) 'Die Schwerbehindertenvertretung hat das Recht, an allen Sitzungen des Betriebs-, Personal-, Richter-,
Staatsanwalts- oder Prasidialrates und deren Ausschiissen sowie des Arbeitsschutzausschusses beratend teilzuneh-
men; sie kann beantragen, Angelegenheiten, die einzelne oder die schwerbehinderten Menschen als Gruppe beson-
ders betreffen, auf die Tagesordnung der nachsten Sitzung zu setzen. 2Erachtet sie einen Beschluss des Betriebs-,
Personal-, Richter-, Staatsanwalts- oder Prasidialrates als eine erhebliche Beeintrachtigung wichtiger Interessen
schwerbehinderter Menschen oder ist sie entgegen Absatz 2 Satz 1 nicht beteiligt worden, wird auf ihren Antrag
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der Beschluss fiir die Dauer von einer Woche vom Zeitpunkt der Beschlussfassung an ausgesetzt; die Vorschriften
des Betriebsverfassungsgesetzes und des Personalvertretungsrechts iiber die Aussetzung von Beschliissen gelten
entsprechend. *Durch die Aussetzung wird eine Frist nicht verlangert. “In den Fallen des § 21e Absatz 1 und 3 des
Gerichtsverfassungsgesetzes ist die Schwerbehindertenvertretung, auBer in Eilfdllen, auf Antrag einer betroffenen
schwerbehinderten Richterin oder eines schwerbehinderten Richters vor dem Prdsidium des Gerichtes zu hdren.

(5) Die Schwerbehindertenvertretung wird zu Besprechungen nach §74 Absatz 1 des Betriebsverfassungs-
gesetzes, §66 Absatz 1 des Bundespersonalvertretungsgesetzes sowie den entsprechenden Vorschriften des sons-
tigen Personalvertretungsrechts zwischen dem Arbeitgeber und den in Absatz 4 genannten Vertretungen hinzu-
gezogen.

(6) 'Die Schwerbehindertenvertretung hat das Recht, mindestens einmal im Kalenderjahr eine Versammlung
schwerbehinderter Menschen im Betrieb oder in der Dienststelle durchzufiihren. 2Die fiir Betriebs- und Personalver-
sammlungen geltenden Vorschriften finden entsprechende Anwendung.

(7) Sind in einer Angelegenheit sowohl die Schwerbehindertenvertretung der Richter und Richterinnen als auch
die Schwerbehindertenvertretung der tibrigen Bediensteten beteiligt, so handeln sie gemeinsam.

(8) Die Schwerbehindertenvertretung kann an Betriebs- und Personalversammlungen in Betrieben und Dienst-
stellen teilnehmen, fiir die sie als Schwerbehindertenvertretung zustandig ist, und hat dort ein Rederecht, auch
wenn die Mitglieder der Schwerbehindertenvertretung nicht Angehdrige des Betriebes oder der Dienststelle sind.

§179
Personliche Rechte und Pflichten der Vertrauenspersonen der schwerbehinderten Menschen

(1) Die Vertrauenspersonen fihren ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt.

(2) Die Vertrauenspersonen drfen in der Austibung ihres Amtes nicht behindert oder wegen ihres Amtes nicht
benachteiligt oder beginstigt werden; dies gilt auch fiir ihre berufliche Entwicklung.

3) 'Die Vertrauenspersonen besitzen gegentiber dem Arbeitgeber die gleiche personliche Rechtsstellung, insbe-
sondere den gleichen Kiindigungs-, Versetzungs- und Abordnungsschutz, wie ein Mitglied des Betriebs-, Personal-,
Staatsanwalts- oder Richterrates. ?Das stellvertretende Mitglied besitzt wahrend der Dauer der Vertretung und der
Heranziehung nach § 178 Absatz 1 Satz 4 und 5 die gleiche personliche Rechtsstellung wie die Vertrauensperson,
im Ubrigen die gleiche Rechtsstellung wie Ersatzmitglieder der in Satz 1 genannten Vertretungen.

(4) 'Die Vertrauenspersonen werden von ihrer beruflichen Tatigkeit ohne Minderung des Arbeitsentgelts oder
der Dienstbeziige befreit, wenn und soweit es zur Durchfiihrung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Sind in den Be-
trieben und Dienststellen in der Regel wenigstens 100 schwerbehinderte Menschen beschéftigt, wird die Vertrau-
ensperson auf ihren Wunsch freigestellt; weitergehende Vereinbarungen sind zuldssig. 3Satz 1 gilt entsprechend fir
die Teilnahme der Vertrauensperson und des mit der hochsten Stimmenzahl gewahlten stellvertretenden Mitglieds
sowie in den Féllen des § 178 Absatz 1 Satz 5 auch des jeweils mit der nachsthoheren Stimmenzahl gewahlten wei-
teren stellvertretenden Mitglieds an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, soweit diese Kenntnisse vermitteln,
die flr die Arbeit der Schwerbehindertenvertretung erforderlich sind.

(5) "Freigestellte Vertrauenspersonen dirfen von inner- oder auBerbetrieblichen MaBnahmen der Berufsforde-
rung nicht ausgeschlossen werden. 2Innerhalb eines Jahres nach Beendigung ihrer Freistellung ist ihnen im Rahmen
der Mdglichkeiten des Betriebes oder der Dienststelle Gelegenheit zu geben, eine wegen der Freistellung unter-
bliebene berufliche Entwicklung in dem Betrieb oder der Dienststelle nachzuholen. 3Fiir Vertrauenspersonen, die
drei volle aufeinander folgende Amtszeiten freigestellt waren, erhoht sich der genannte Zeitraum auf zwei Jahre.

(6) Zum Ausgleich fir ihre Tétigkeit, die aus betriebsbedingten oder dienstlichen Griinden auBerhalb der
Arbeitszeit durchzufiihren ist, haben die Vertrauenspersonen Anspruch auf entsprechende Arbeits- oder Dienst-
befreiung unter Fortzahlung des Arbeitsentgelts oder der Dienstbeziige.

(7) 'Die Vertrauenspersonen sind verpflichtet,
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1. ihnen wegen ihres Amtes anvertraute oder sonst bekannt gewordene fremde Geheimnisse, namentlich zum
personlichen Lebensbereich gehdrende Geheimnisse, nicht zu offenbaren und

2. ihnen wegen ihres Amtes bekannt gewordene und vom Arbeitgeber ausdrticklich als geheimhaltungsbediirftig
bezeichnete Betriebs- oder Geschaftsgeheimnisse nicht zu offenbaren und nicht zu verwerten.

“Diese Pflichten gelten auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt. 3Sie gelten nicht gegentiber der Bundes-
agentur fiir Arbeit, den Integrationsdmtern und den Rehabilitationstragern, soweit deren Aufgaben den schwer-
behinderten Menschen gegeniiber es erfordern, gegeniiber den Vertrauenspersonen in den Stufenvertretungen
(§180) sowie gegeniiber den in §79 Absatz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes und den in den entsprechenden
Vorschriften des Personalvertretungsrechts genannten Vertretungen, Personen und Stellen.

(8) 'Die durch die Tatigkeit der Schwerbehindertenvertretung entstehenden Kosten tragt der Arbeitgeber; fir
offentliche Arbeitgeber gelten die Kostenregelungen fiir Personalvertretungen entsprechend. ?Das Gleiche gilt fiir
die durch die Teilnahme der stellvertretenden Mitglieder an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen nach Absatz 4
Satz 3 entstehenden Kosten. 3Satz 1 umfasst auch eine Biirokraft fiir die Schwerbehindertenvertretung in erforder-
lichem Umfang.

(9) Die Raume und der Geschaftsbedarf, die der Arbeitgeber dem Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts
oder Prasidialrat fir dessen Sitzungen, Sprechstunden und laufende Geschéftsfiihrung zur Verfligung stellt, stehen
fur die gleichen Zwecke auch der Schwerbehindertenvertretung zur Verfligung, soweit ihr hierfiir nicht eigene Réu-
me und séchliche Mittel zur Verfligung gestellt werden.

§180
Konzern-, Gesamt-, Bezirks- und Hauptschwerbehindertenvertretung

(1) "Ist fir mehrere Betriebe eines Arbeitgebers ein Gesamtbetriebsrat oder fiir den Geschéftsbereich mehrerer
Dienststellen ein Gesamtpersonalrat errichtet, wahlen die Schwerbehindertenvertretungen der einzelnen Betriebe
oder Dienststellen eine Gesamtschwerbehindertenvertretung. ?Ist eine Schwerbehindertenvertretung nur in einem
der Betriebe oder in einer der Dienststellen gewahlt, nimmt sie die Rechte und Pflichten der Gesamtschwerbehin-
dertenvertretung wahr.

(3) 'Fiir den Geschaftsbereich mehrstufiger Verwaltungen, bei denen ein Bezirks- oder Hauptpersonalrat gebil-
det ist, gilt Absatz 1 sinngemdB mit der MaBgabe, dass bei den Mittelbehérden von deren Schwerbehindertenver-
tretung und den Schwerbehindertenvertretungen der nachgeordneten Dienststellen eine Bezirksschwerbehinder-
tenvertretung zu wahlen ist. 2Bei den obersten Dienstbehdrden ist von deren Schwerbehindertenvertretung und den
Bezirksschwerbehindertenvertretungen des Geschaftsbereichs eine Hauptschwerbehindertenvertretung zu wahlen;
ist die Zahl der Bezirksschwerbehindertenvertretungen niedriger als zehn, sind auch die Schwerbehindertenvertre-
tungen der nachgeordneten Dienststellen wahlberechtigt.

(4) "Fur Gerichte eines Zweiges der Gerichtsbarkeit, fiir die ein Bezirks- oder Hauptrichterrat gebildet ist, gilt
Absatz 3 entsprechend. %Sind in einem Zweig der Gerichtsbarkeit bei den Gerichten der Lander mehrere Schwer-
behindertenvertretungen nach § 177 zu wahlen und ist in diesem Zweig kein Hauptrichterrat gebildet, ist in ent-
sprechender Anwendung von Absatz 3 eine Hauptschwerbehindertenvertretung zu wahlen. *Die Hauptschwer-
behindertenvertretung nimmt die Aufgabe der Schwerbehindertenvertretung gegeniiber dem Présidialrat wahr.

(5) Fur jede Vertrauensperson, die nach den Absétzen 1 bis 4 neu zu wahlen ist, wird wenigstens ein stellver-
tretendes Mitglied gewahlt.

(6) 'Die Gesamtschwerbehindertenvertretung vertritt die Interessen der schwerbehinderten Menschen in An-
gelegenheiten, die das Gesamtunternehmen oder mehrere Betriebe oder Dienststellen des Arbeitgebers betreffen
und von den Schwerbehindertenvertretungen der einzelnen Betriebe oder Dienststellen nicht geregelt werden kén-
nen, sowie die Interessen der schwerbehinderten Menschen, die in einem Betrieb oder einer Dienststelle tétig sind,
fur die eine Schwerbehindertenvertretung nicht gewahlt ist; dies umfasst auch Verhandlungen und den Abschluss
entsprechender Inklusionsvereinbarungen. 2Satz 1 gilt entsprechend fir die Konzern-, Bezirks- und Hauptschwer-
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behindertenvertretung sowie fiir die Schwerbehindertenvertretung der obersten Dienstbehdrde, wenn bei einer
mehrstufigen Verwaltung Stufenvertretungen nicht gewahlt sind. *Die nach Satz 2 zustandige Schwerbehinderten-
vertretung ist auch in personlichen Angelegenheiten schwerbehinderter Menschen, iiber die eine iibergeordnete
Dienststelle entscheidet, zustandig; sie gibt der Schwerbehindertenvertretung der Dienststelle, die den schwerbe-
hinderten Menschen beschaftigt, Gelegenheit zur AuBerung. *Satz 3 gilt nicht in den Fallen, in denen der Personal-
rat der Beschaftigungsbehorde zu beteiligen ist.

(7) §177 Absatz 3 bis 8, § 178 Absatz 1 Satz 4 und 5, Absatz 2, 4, 5 und 7 und § 179 gelten entsprechend,
§177 Absatz 5 mit der MaBgabe, dass die Wah! der Gesamt- und Bezirksschwerbehindertenvertretungen in der
Zeit vom 1. Dezember bis 31. Januar, die der Konzern- und Hauptschwerbehindertenvertretungen in der Zeit vom
1. Februar bis 31. Mérz stattfindet, § 177 Absatz 6 mit der MaBgabe, dass bei den Wahlen zu (iberdrtlichen Ver-
tretungen der zweite Halbsatz des Satzes 3 nicht gilt.

(8) §178 Absatz 6 gilt fur die Durchfiihrung von Versammlungen der Vertrauens- und der Bezirksvertrauens-
personen durch die Gesamt-, Bezirks- oder Hauptschwerbehindertenvertretung entsprechend.

§181
Inklusionsbheauftragter des Arbeitgebers

Der Arbeitgeber bestellt einen Inklusionsbeauftragten, der ihn in Angelegenheiten schwerbehinderter Men-
schen verantwortlich vertritt; falls erforderlich, kdnnen mehrere Inklusionsbeauftragte bestellt werden. Der Inklu-
sionsbeauftragte soll nach Mdglichkeit selbst ein schwerbehinderter Mensch sein. Der Inklusionsbeauftragte achtet
vor allem darauf, dass dem Arbeitgeber obliegende Verpflichtungen erfillt werden.

§182
Zusammenarbeit

(1) Arbeitgeber, Inklusionsbeauftragter des Arbeitgebers, Schwerbehindertenvertretung und Betriebs-, Perso-
nal-, Richter-, Staatsanwalts- oder Prasidialrat arbeiten zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben
in dem Betrieb oder der Dienststelle eng zusammen.

(2) Die in Absatz 1 genannten Personen und Vertretungen, die mit der Durchfiihrung dieses Teils beauftragten
Stellen und die Rehabilitationstrager unterstiitzen sich gegenseitig bei der Erfiillung ihrer Aufgaben. Vertrauens-
person und Inklusionsbeauftragter des Arbeitgebers sind Verbindungspersonen zur Bundesagentur fiir Arbeit und
zu dem Integrationsamt.
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Hinweis:

Zum Zeitpunkt der Drucklegung dieser Broschire ist ein Entwurf eines neuen Niedersachsischen Gleichbe-
rechtigungsgesetzes nach Anhdrung betroffener Verbande fertiggestellt. Es ist daher naheliegend, dass die hier
abgedruckte Version im Verlauf der kommenden Personalrats-Legislaturperiode nicht mehr giiltig sein wird. Bitte
daher umgehend vor Anwendung der hier abgedruckten Vorschriften die Giiltigkeit Gberpriifen.

Niedersachsisches Gleichberechtigungsgesetz (NGG)
vom 9. Dezember 2010 in der Fassung vom 01.02.2011
- Auszug -

ERSTER TEIL
Allgemeine Vorschriften

§1
Zielsetzung

(1) Ziel dieses Gesetzes ist es,

1. flr Frauen und Ménner in der 6ffentlichen Verwaltung die Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbsarbeit zu
fordern und zu erleichtern sowie

2. Frauen und Ménnern eine gleiche Stellung in der 6ffentlichen Verwaltung zu verschaffen.
(2) Um die Zielsetzung dieses Gesetzes zu erreichen, sind nach MaBgabe der nachfolgenden Vorschriften

1. Arbeitsbedingungen so zu gestalten, dass Frauen und Ménner ihre Erwerbsarbeit mit ihrer Familienarbeit ver-
einbaren konnen,

2. das Handeln der Verwaltung stérker durch Frauen zu préagen und weibliche und mannliche Sichtweisen und
Erfahrungen sowie die Erfahrungen aus einem Leben mit Kindern einzubeziehen,

3. die berufliche Gleichberechtigung von Frauen und Ménnern zu verwirklichen und gleiche berufliche Chancen
herzustellen,

4. Nachteile, die Manner und Frauen aufgrund ihrer geschlechtlichen Unterschiedlichkeit oder ihrer Geschlechter-
rolle erfahren, zu beseitigen oder auszugleichen und

5. Frauen und Manner in den Vergiitungs-, Besoldungs- und Entgeltgruppen einer Dienststelle, in denen sie unter-
reprasentiert sind, sowie in Gremien gerecht zu beteiligen.

(3) Alle Dienststellen und die dort Beschaftigten, insbesondere solche mit Vorgesetzten- oder Leitungsaufgaben,
sind verpflichtet, die Zielsetzung dieses Gesetzes zu verwirklichen.

§2
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt fiir
1. die Verwaltungen des Landes, der Gemeinden und der Gemeindeverbénde,

2. die Verwaltungen der auf niedersachsischem Landesrecht beruhenden sonstigen Kdrperschaften, Anstalten
und Stiftungen des offentlichen Rechts mit 30 oder mehr Beschéftigten,

die Gerichte und die Hochschulen in staatlicher Verantwortung sowie

die offentlichen Schulen, soweit nicht Besonderheiten dieser Einrichtungen einer Anwendung von Vorschriften
dieses Gesetzes entgegenstehen.
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(2) 'Fiir 6ffentliche Theater und Orchester sowie fiir 6ffentliche auBeruniversitare wissenschaftliche Einrichtun-
gen gelten die Vorschriften dieses Gesetzes nur insoweit, als dem nicht die Eigenart dieser Einrichtungen entgegen-
steht. 2Sie gelten inshesondere nicht bei MaBnahmen, die die kiinstlerische Gestaltung von Auffihrungen oder
Veranstaltungen wesentlich beeinflussen kénnen.

(3) Das Gesetz gilt nicht fir die Selbstverwaltungskérperschaften der Wirtschaft und der freien Berufe.

§3
Begriffsbestimmungen

(1) Beschaftigte im Sinne dieses Gesetzes sind Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Beamtinnen und Beamte
mit Ausnahme der Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten sowie Auszubildende.
(2) Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes sind
1. die einzelnen Behorden einschlieBlich der Landesbetriebe nach § 26 der Niedersachsischen Landeshaushalts-
ordnung,
2. soweit Behdrden nicht vorhanden sind, die Verwaltungsstellen der in § 2 Abs. 1 genannten Verwaltungen,
wenn sie befugt sind, Einstellungen, Beférderungen oder Ubertragungen hoherwertiger Tatigkeiten vorzuneh-
men.

(3) "Unterreprasentanz im Sinne dieses Gesetzes liegt vor, wenn der Frauen- oder Manneranteil in einem Be-
reich einer Dienststelle unter 45 vom Hundert liegt. “Teilzeitbeschaftigte werden entsprechend ihrer individuellen
wdchentlichen Arbeitszeit beriicksichtigt.

(4) "Bereich im Sinne dieses Gesetzes ist eine Vergltungs-, Besoldungs- oder Entgeltgruppe. Abweichend
von Satz 1 bilden in einer Besoldungsgruppe, der auch Einstiegsamter zugeordnet sind, die Einstiegsamter und die
iibrigen Amter jeweils einen Bereich.

ZWEITER TEIL
Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familienarbeit

§4
Familiengerechte Arbeitsgestaltung
Arbeitsbedingungen einschlieBlich der Arbeitszeiten in der Dienststelle sind, soweit die Erfiillung der dienst-
lichen Aufgaben das zuldsst, so zu gestalten, dass Frauen und Ménner ihre Erwerbsarbeit mit ihrer Familienarbeit
vereinbaren kdnnen.

§5
Arbeitszeitgestaltung bei familidaren Betreuungsaufgaben
'Beschéftigten, die Kinder unter zwdlf Jahren oder pflegebediirftige Angehdrige im Sinne des § 14 des Elften
Buchs des Sozialgesetzbuchs betreuen, ist auf Verlangen iber die fir alle Beschaftigten geltenden Regelungen
hinaus eine individuelle Gestaltung der téglichen oder wdchentlichen Arbeitszeit zu erméglichen, soweit nicht drin-
gende dienstliche Belange entgegenstehen. 2Die Ablehnung des Verlangens ist schriftlich zu begriinden.

§6
Teilzeitarbeit und Beurlaubung

(1) Die Dienststellen haben dafiir zu sorgen, dass sie ihren Beschaftigten, auch fir Vorgesetzten- und Leitungs-
aufgaben, gentigend Teilzeitarbeitsplatze anbieten kénnen.

(2) Die Dienststellen sind verpflichtet, Beschéaftigte, die eine Beurlaubung oder eine ErméBigung der Arbeitszeit
beantragen, auf die generellen beamten-, arbeits- und versorgungsrechtlichen Folgen hinzuweisen.

173



174

Ergénzende Rechtsvorschriften

(3) Die ErmaBigung von Arbeitszeit ist grundsatzlich personell auszugleichen; dabei sind verbleibende Stellen-
reste zu vollen Stellen oder Teilzeitstellen zusammenzufihren.

(4) Urlaubs- und Krankheitsvertretungen sowie Aushilfstatigkeiten sind vorrangig denjenigen Beschaftigten
der Dienststelle anzubieten, die aus familiren Griinden beurlaubt worden sind und die Interesse an der Ubernahme
solcher Tatigkeiten bekundet haben.

(5) 'Teilzeitbeschéftigten sind die gleichen beruflichen Aufstiegs- und Fortbildungschancen einzurdumen wie
Vollzeitbeschaftigten. 2Kénnen Teilzeitbeschaftigte an einer ldngerfristigen FortbildungsmaBnahme nur teilnehmen,
wenn sie dabei ihre regelmaBige wochentliche Arbeitszeit Uiberschreiten, so soll fir die Dauer der MaBnahme auf
Antrag die regelmaBige wdchentliche Arbeitszeit entsprechend erhGht werden.

(6) 'Den Beschaftigten, die Elternzeit in Anspruch nehmen, diirfen aus diesem Grund keine dienstlichen Nach-
teile entstehen. 2Eine familienbedingte Beurlaubung darf sich fiir die betreffenden Beschéftigten nicht nachteilig auf
beamtenrechtliche Auswahlentscheidungen oder Hohergruppierungen auswirken.

DRITTER TEIL
Gleichstellung von Frauen und Mannern

ERSTER ABSCHNITT
Verbesserung der Entscheidungsfindung, Benachteiligungsverbot

§7
Verbesserung der Entscheidungsfindung
Die Dienststelle soll sicherstellen, dass in ihre Entscheidungsprozesse weibliche und méannliche Sichtweisen und
Erfahrungen sowie die Erfahrungen aus einem Leben mit Kindern einflieBen kénnen.

§8
Gremien
(1) Werden Kommissionen, Arbeitsgruppen, Vorstande, Beirate und gleichartige Gremien einschlieBlich Perso-
nalauswahlgremien mit Beschaftigten besetzt, so sollen diese je zur Halfte Frauen und Ménner sein.

(2) Sollen in ein Gremium der 6ffentlichen Verwaltung durch eine Stelle auBerhalb der offentlichen Verwaltung
Personen entsandt werden oder werden Beschaftigte der offentlichen Verwaltung in Gremien auBerhalb der 6ffent-
lichen Verwaltung entsandt, so ist auf eine hélftige Besetzung der Gremien mit Frauen und Mannern hinzuwirken.

§9
Benachteiligungsverbot

(1) Beschaftigte diirfen nicht unmittelbar oder mittelbar wegen des Geschlechts benachteiligt werden.

(2) 'Eine unmittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn eine Person wegen des Geschlechts eine weniger giinsti-
ge Behandlung erfahrt, als eine andere Person in einer vergleichbaren Situation erfdhrt, erfahren hat oder erfahren
wirde. %Eine unmittelbare Benachteiligung wegen des Geschlechts liegt auch im Fall einer unglinstigeren Behand-
lung einer Frau wegen Schwangerschaft oder Mutterschaft vor.

(3) Eine mittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder
Verfahren Personen wegen des Geschlechts gegeniiber anderen Personen in besonderer Weise benachteiligen kon-
nen, es sei denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein rechtméaBiges Ziel sachlich
gerechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich.

(4) Eine unterschiedliche Behandlung wegen des Geschlechts ist zuldssig, wenn dieser Grund wegen der Art
der auszuiibenden Tétigkeit oder der Bedingungen ihrer Auslibung eine wesentliche und entscheidende berufliche
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Anforderung darstellt, sofern der Zweck rechtmaBig und die Anforderung angemessen ist.

(5) Ungeachtet der in den Absatzen 3 und 4 genannten Griinde ist eine unterschiedliche Behandlung auch
zuldssig, wenn durch geeignete und angemessene MaBnahmen, insbesondere nach § 13 Abs. 5 dieses Gesetzes,
bestehende Nachteile wegen des Geschlechts verhindert oder ausgeglichen werden sollen.

ZWEITER ABSCHNITT
Abbau von Unterreprasentanz

§10
FordermaBnahmen
(1) Unterreprdsentanz ist durch die Personal- und Organisationsentwicklung und nach MaBgabe der nach-
folgenden Vorschriften durch die Férderung des unterreprasentierten Geschlechts bei der Ausbildung, Einstellung,
Befdrderung und Ubertragung héherwertiger Tétigkeiten abzubauen.

(2) Bei Personalabbau soll darauf geachtet werden, dass sich dadurch die Unterreprdsentanz eines Geschlechts
nicht verstarkt.

§11
Ausschreibungen
(1) 'In allen Bereichen, in denen ein Geschlecht unterreprasentiert ist, sind Stellen grundsatzlich auszuschrei-
ben. 2In der Stellenausschreibung ist das unterreprasentierte Geschlecht ausdriicklich anzusprechen. *AuBerdem ist
darin auf mégliche Teilzeitbeschaftigung hinzuweisen. “Die Satze 1 bis 3 gelten fiir die Ubertragung einer héher-
wertigen Tatigkeit und die Besetzung eines Dienstpostens ohne Stelle entsprechend.

(2) Die Gleichstellungsheauftragte kann eine zweite Ausschreibung verlangen, wenn sich keine Person des
unterreprasentierten Geschlechts beworben hat.

§12
Auswahlverfahren

(1) "Bei der Besetzung von Stellen in Bereichen, in denen ein Geschlecht unterreprasentiert ist, sollen min-
destens zur Halfte Personen dieses Geschlechts, die die in der Stellenausschreibung angegebenen Mindestvor-
aussetzungen erfiillen, in die engere Wahl einbezogen und zu einem Vorstellungsgesprach eingeladen werden.
2Satz 1 gilt fiir die Ubertragung einer hoherwertigen Tatigkeit und die Besetzung eines Dienstpostens ohne Stelle
entsprechend.

(2) Fragen nach der Familienplanung und Fragen danach, wie die Betreuung von Kindern neben der Berufstatig-
keit sichergestellt wird, sind unzuldssig.

§13
Auswahlkriterien
(1) Im Auswahlverfahren sind fir die Beurteilung von Eignung, Befahigung und fachlicher Leistung ausschlieB-
lich die Anforderungen der zu besetzenden Stelle, der zu Gibertragenden Tatigkeit, des zu besetzenden Dienstpos-
tens, der Laufbahn oder des Berufs maBgebend.
(2) 'Falls ein Mindestdienst- oder -lebensalter in der Ausschreibung oder in anderer Weise vor Beginn des Aus-
wahlverfahrens als Teil der Anforderungen nach Absatz 1 festgelegt worden ist, dlirfen nur Personen ausgewahlt
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werden, die diese Anforderung erfillen. 2Falls mehrere Personen das nach Satz 1 geforderte Mindestdienst- oder
-lebensalter haben oder diese Kriterien zwar nicht zu den Anforderungen nach Absatz 1 gehdren, ihnen jedoch in
anderer Weise Bedeutung fiir die Beurteilung von Eignung, Befahigung und fachlicher Leistung zukommt, darf das
Dienst- oder das Lebensalter nur berticksichtigt werden, wenn weder die Personal- oder Organisationsentwicklung
nach §10 Abs. 1 noch eine Festlegung in einem Gleichstellungsplan nach § 15 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 1
entgegensteht.

(3) Firr die Beurteilung der Eignung und Befahigung sind auch Erfahrungen und Fahigkeiten aus der familiéren
oder sozialen Arbeit wie Flexibilitat, Kommunikations- und Teamfahigkeit, Tatkraft und Organisationsféhigkeit ein-
zubeziehen, soweit diese Qualifikationen fir die zu Uibertragenden Aufgaben von Bedeutung sind.

(4) 'Vorangegangene Teilzeitbeschaftigungen und Unterbrechungen der Erwerbstatigkeit zur Betreuung von
Kindern oder pflegebedirftigen Angehdrigen dirfen nicht nachteilig beriicksichtigt werden. 2Hat sich auf eine teil-
zeitgeeignete Stelle keine zweite Teilzeitkraft beworben, so darf die Bewerbung der einen Teilzeitkraft aus diesem
Grund nur abgelehnt werden, wenn dafiir zwingende personalwirtschaftliche Griinde vorliegen.

(5) 'In einem Bereich, in dem ein Geschlecht unterreprasentiert ist, darf zur Erreichung des in § 1 Abs. 1 Nr.
2 genannten Ziels bei der Finstellung, Beférderung und Ubertragung héherwertiger Tatigkeiten eine Person des
unterreprasentierten Geschlechts bei gleicher Eignung, Beféhigung und fachlicher Leistung gegentiber einer Person
des anderen Geschlechts bevorzugt werden. “Eine Bevorzugung nach Satz 1 ist nicht zulassig, wenn bei der Person
des anderen Geschlechts schwerwiegende personliche Griinde vorliegen, hinter denen das in Satz 1 genannte Ziel
zurlicktreten muss und die durch persénliche Griinde, die bei der Person des unterreprasentierten Geschlechts vor-
liegen, nicht aufgewogen werden.

(6) "Absatz 5 gilt fiir die Besetzung von Ausbildungsplatzen entsprechend, solange der Frauen- oder Manner-
anteil bei den Auszubildenden in einer Dienststelle unter 45 vom Hundert liegt. 2Satz 1 gilt nicht bei Ausbildungen
fur Berufe, die auch auBerhalb des 6ffentlichen Dienstes ausgeiibt werden und fiir die ausschlieBlich innerhalb des
offentlichen Dienstes ausgebildet wird.

§14
Fortbildung
(1) Frauen und Ménner sollen im gleichen Umfang als Leiterinnen und Leiter sowie Referentinnen und Referen-
ten bei Fortbildungsveranstaltungen eingesetzt werden.

(2) Beurlaubte Beschaftigte und Beschéftigte in Elternzeit sind rechtzeitig und umfassend iiber Fortbildungs-
maBnahmen zu unterrichten.

(3) Frauen oder Ménner sind gezielt anzusprechen, um méglichst eine paritdtische Besetzung der Fortbildungs-
veranstaltungen zu erreichen.

(4) "Fortbildungsveranstaltungen sind so durchzufiihren, dass Beschéftige, die Kinder betreuen oder pflege-
bedirftige Angehdrige versorgen, teilnehmen kénnen. 2im Rahmen der zur Verfligung stehenden Haushaltsmittel
werden auf Antrag die angemessenen nachgewiesenen Mehrkosten fir die Kinderbetreuung und die Betreuung
pflegebediirftiger Angehoriger im Sinne des § 14 des Elften Buchs des Sozialgesetzbuchs erstattet.
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VIERTER TEIL
Durchsetzung der Ziele

ERSTER ABSCHNITT
Gleichstellungsplan

§15
Erstellung
(1) "Jede Dienststelle mit mindestens 50 Beschaftigten hat erstmals bis zum 31. Dezember 2011 jeweils fiir drei
Jahre einen Gleichstellungsplan zu erstellen. 2AuBenstellen mit mindestens 50 Beschéftigten, die befugt sind, Ein-
stellungen, Beférderungen oder Ubertragungen héherwertiger Tatigkeiten vorzunehmen, miissen jeweils zusétzlich
einen eigenen Gleichstellungsplan erstellen.

(2) 'Als Grundlage des Gleichstellungsplans dient eine Bestandsaufnahme und Analyse der Beschaftigten-
struktur und der zu erwartenden Fluktuation. 2Im Gleichstellungsplan ist fir seine Geltungsdauer nach MaBgabe
der dienstrechtlichen Befugnisse der ihn erstellenden Stelle und des Absatzes 3 festzulegen, wie eine Unterrepra-
sentanz abgebaut und die Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Familienarbeit verbessert werden soll.

(3) 'Zum Abbau von Unterreprasentanz muss der Gleichstellungsplan fiir seine Geltungsdauer Zielvorgaben in
Vomhundertsatzen, bezogen auf den Anteil des unterreprasentierten Geschlechts in den jeweiligen Bereichen, ent-
halten. 2Fiir Schulen kann bei den Amtern der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Bildung zwischen
den nach dem ersten Einstiegsamt und den nach dem zweiten Einstiegsamt regelméBig zu durchlaufenden Amtern
unterschieden werden. *Die Besonderheiten in den jeweiligen Bereichen, Dienststellen und AuBenstellen sind zu be-
riicksichtigen. “Die personellen, organisatorischen und fortbildenden MaBnahmen zur Erreichung der Zielvorgaben
nach Satz 1 sind konkret zu benennen. °Zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familienarbeit muss
der Gleichstellungsplan fiir seine Geltungsdauer geeignete Bemessungskriterien, Zielvorgaben und Malnahmen
enthalten.

(4) Der Gleichstellungsplan ist den Beschaftigten unverzlglich zur Kenntnis zu geben.

§16
Wirkungen und Erfolgskontrolle
(1) 'Die im Gleichstellungsplan festgelegten Zielvorgaben und MaBnahmen missen bei der Besetzung von
Ausbildungsplatzen, Einstellung, Beférderung oder Ubertragung hoherwertiger Tatigkeiten, beim Personalabbau
sowie bei der Durchfihrung von FortbildungsmaBnahmen beachtet werden. Bei der Personal- und Organisations-
entwicklung sind die im Gleichstellungsplan festgelegten Zielvorgaben zu beachten.

(2) "Nach Ablauf der Geltungsdauer eines Gleichstellungsplans ermittelt die Stelle, die ihn erstellt hat, inwie-
weit Unterreprasentanz (in Vomhundertsatzen) verringert und die Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familienarbeit
verbessert worden ist. ?Sie gibt dies den Beschaftigten innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf der Geltungsdauer
des Gleichstellungsplans zur Kenntnis.

§17
Ausbildung
'Unterreprdsentanz im Sinne der Vorschriften dieses Abschnitts liegt in Bezug auf die Ausbildung vor, wenn
der Frauen- oder Manneranteil bei den Auszubildenden in einer Dienststelle unter 45 vom Hundert liegt. ?Bereich
im Sinne der Vorschriften dieses Abschnitts ist in Bezug auf die Ausbildung die Gesamtzahl der Auszubildenden in
einer Dienststelle.
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ZWEITER ABSCHNITT
Gleichstellungsbeauftragte

§18
Geltungsbereich
Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten nicht fiir die Verwaltungen der Gemeinden, Gemeindeverbande, ge-
meinsamen kommunalen Anstalten und Zweckverbénde sowie fir Hochschulen.

§19
Bestellung

(1) YJede Dienststelle und jede AuBenstelle, die nach § 15 Abs. 1 Satz 1 oder 2 zur Erstellung eines Gleichstel-
lungsplans verpflichtet ist, hat jeweils eine Gleichstellungsheauftragte und eine Vertreterin zu bestellen. 2Dienststel-
len mit weniger als 50 Beschaftigten kdnnen, auch gemeinsam mit anderen Dienststellen unter 50 Beschaftigten,
eine Gleichstellungsbeauftragte und eine Vertreterin bestellen; dies gilt fir AuBenstellen im Sinne des § 15 Abs. 1
Satz 2 mit weniger als 50 Beschaftigten entsprechend. Die Bestellung weiterer Gleichstellungsbeauftragter oder
Vertreterinnen flir abgegrenzte Aufgabenbereiche ist zulassig. “Die Dienststelle oder die AuBenstelle bestellt die
Gleichstellungsbeauftragte und die Vertreterin mit deren Einverstandnis. *Vor der Bestellung sind die Beschaftigten
anzuhdren. ®Das Ergebnis der Anhdrung ist zu berlicksichtigen.

(2) 'Die Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten und ihrer Vertreterin erfolgt fiir die Dauer von vier Jahren;
sie kann mit ihrem Einversténdnis aufgehoben werden. 2im Ubrigen kann die Bestellung nur aus wichtigem Grund
widerrufen werden.

(3) Hat eine Dienststelle oder eine AuBenstelle, die in Personalangelegenheiten der Fachaufsicht unterliegt,
zulassigerweise keine Gleichstellungsheauftragte bestellt, so werden die Aufgaben und Befugnisse der Gleich-
stellungsbeauftragten durch die Gleichstellungsbeauftragte der Dienststelle wahrgenommen, die in Personalan-
gelegenheiten die Fachaufsicht fiihrt.

(4) Soweit sich die §§20, 21, 22 Abs. 1 und 5 bis 7 und § 23 auf Dienststellen beziehen, gelten diese Vor-
schriften in Bezug auf Gleichstellungsbeauftragte, die von einer AuBenstelle bestellt worden sind, mit der MaBgabe
entsprechend, dass an die Stelle der Dienststelle die AuBenstelle tritt.

§20
Aufgaben und Befugnisse

(1) 'Die Gleichstellungsbeauftragte hat die Aufgabe, den Vollzug dieses Gesetzes sowie des Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetzes im Hinblick auf den Schutz vor Benachteiligungen wegen des Geschlechts und sexueller
Beldstigung in der Dienststelle zu férdern und zu Uberwachen. 2Sie ist bei allen personellen, sozialen und organi-
satorischen MaBnahmen, die die Gleichstellung von Frauen und Mannern und die Vereinbarkeit von Erwerbs- und
Familienarbeit beriihren kdnnen, rechtzeitig zu beteiligen. *Zu den MaBnahmen nach Satz 2 gehdren insbesondere
1. Arbeitszeitregelungen,
organisatorische und individuelle Regelungen zur Teilzeit,

Einstellungen, Beférderungen und Hohergruppierungen,

> wer

Zulassung zum Aufstieg sowie Entscheidung Uber die Teilnahme an einer Qualifizierung, die Voraussetzung fir
die Ubertragung eines Amtes der Besoldungsgruppe A 7 oder A 14 durch eine Beférderung ist,

Versetzungen sowie Abordnungen von mehr als drei Monaten,

Planung und Durchfihrung von FortbildungsmaBnahmen,

Besetzung von Gremien mit und Entsendung von Beschaftigten in Gremien nach §8,
Ausschreibungen und Verzicht auf sie,

®© N o w
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9. MaBnahmen der Verwaltungsreform, soweit sie Auswirkungen auf die Arbeitszeit und sonstige Arbeitsbedin-
gungen haben,

10. Auswahlentscheidungen beim Abbau von Personal und
11. die Erstellung des Gleichstellungsplans.

“Die Gleichstellungsbeauftragte kann sich darlber hinaus innerhalb ihrer Dienststelle zu fachlichen Fragen mit
Relevanz fir die Gleichstellung von Frauen und Mannern und die Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familienarbeit
auBern.

(2) Die Aufgaben und Befugnisse der Personalréte, Richtervertretungen und Schwerbehindertenvertretungen
bleiben unbertihrt.

(3) Die Gleichstellungsheauftragte kann MaBnahmen zur Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und
Mannern in der Dienststelle und zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familienarbeit vorschlagen.

(4) "Der Gleichstellungsbeauftragten ist in dem fir die sachgerechte Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforder-
lichen Umfang Einsicht in die Akten, Planungs- und Bewerbungsunterlagen zu gewahren. 2Personalakten sowie
die anldsslich von Einstellungen getroffenen amtsarztlichen oder psychologischen Feststellungen darf die Gleich-
stellungsbeauftragte nur einsehen, wenn die betroffene Person im Einzelfall eingewilligt hat. 3Sie ist befugt, an
Vorstellungs- und sonstigen Personalauswahlgesprachen teilzunehmen.

(5) Beschaftigte kdnnen sich in Gleichstellungsangelegenheiten und in Angelegenheiten der Vereinbarkeit von
Erwerbs- und Familienarbeit unmittelbar an die Gleichstellungsbeauftragte wenden.

(6) 'Die Gleichstellungsbeauftragte richtet bei Bedarf Sprechzeiten ein. Sie beruft mindestens einmal jahrlich
eine Versammlung der weiblichen Beschéftigten der Dienststelle ein (Frauenversammlung). 3Ist sie fiir mehrere
Dienststellen zustandig, so ist in jeder der Dienststellen eine Frauenversammlung einzuberufen. “Sie kann Teilver-
sammlungen abhalten.

§21
Beanstandungsrecht

'Hélt die Gleichstellungsbeauftragte eine beabsichtigte MaBnahme nach § 20 Abs. 1 Satz 2 fir unvereinbar
mit diesem Gesetz, so kann sie diese MaBnahme binnen einer Woche nach ihrer Unterrichtung beanstanden. 2Bei
unaufschiebbaren MaBnahmen kann die Dienststelle die Frist verkiirzen. 3Eine Manahme darf nicht vollzogen wer-
den, solange die Gleichstellungsbeauftragte sie noch beanstanden kann. “Iim Fall der fristgerechten Beanstandung
hat die Dienststelle unter Beachtung der Einwande neu zu entscheiden. °Bis zu der erneuten Entscheidung darf die
MaBnahme nicht vollzogen werden. °Halt die Dienststelle an ihrer Entscheidung fest, so hat sie dieses schriftlich
gegenUber der Gleichstellungsbeauftragten zu begriinden. "Wird die Gleichstellungsbeauftragte nicht oder nicht
rechtzeitig an einer MaBnahme nach § 20 Abs. 1 Satz 2 beteiligt, so kann sie verlangen, dass der Vollzug der MaB-
nahme bis zum Ablauf einer Woche nach ihrer Unterrichtung ausgesetzt wird.

§22
Status
(1) 'Die Gleichstellungsbeauftragte und ihre Vertreterin sind der Leitung der Dienststelle unmittelbar unterstellt.
%Sje diirfen keiner Personalvertretung angehdren und nur in ihrer Eigenschaft als Gleichstellungsbeauftragte oder
Vertreterin mit Personalangelegenheiten befasst sein.

(2) 'Die Gleichstellungsbeauftragte ist von ihrer sonstigen dienstlichen Tétigkeit ohne Minderung der Beziige,
des Arbeitsentgelts oder der sonstigen Vergiitungen ganz oder teilweise zu entlasten. 2Die Entlastung betrdgt in
Dienststellen mit mehr als

1. 200 Beschaftigten die Halfte der regelmaBigen Wochenarbeitszeit,
2. 600 Beschaftigten drei Viertel der regelmaBigen Wochenarbeitszeit und
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3. 1.000 Beschaftigten die volle regelmaBige Wochenarbeitszeit.

’In Dienststellen mit bis zu 200 Beschéftigten ist die Gleichstellungsbeauftragte so zu entlasten, wie es nach
Art und Umfang der Dienststelle zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben notwendig ist. “Bei Dienststellen mit 50 bis 100
Beschaftigten soll die Entlastung mindestens drei Wochenstunden, bei Dienststellen mit mehr als 100 bis zu 200
Beschaftigten mindestens fiinf Wochenstunden betragen. °Die Vertreterin der Gleichstellungsbeauftragten kann
im Einvernehmen mit der Gleichstellungsbeauftragten Aufgaben zur eigenstandigen Erledigung tibernehmen. cAuf
den gemeinsamen Antrag der Gleichstellungsbeauftragten und ihrer Vertreterin ist die Dienststelle verpflichtet, die
Entlastung auf die Gleichstellungsbeauftragte und ihre Vertreterin aufzuteilen, sofern nicht dringende dienstliche
Griinde entgegenstehen.

(3) 'Die Entlastung der Gleichstellungsbeauftragten von AuBenstellen richtet sich nach der Zahl der in der
jeweiligen AuBenstelle Beschaftigten und die Entlastung der Gleichstellungsbeauftragten der tibrigen Dienststelle
nach der Zahl der dort Beschéftigten. 2In den Fallen des § 19 Abs. 3 ist der Beschaftigtenzahl der Dienststelle, die die
Gleichstellungsheauftragte bestellt hat, die Halfte der Beschéftigtenzahl der anderen Dienststelle oder AuBenstelle,
fur die die Gleichstellungsbeauftragte tatig wird, hinzuzurechnen. *Hat die Dienststelle dienstrechtliche Befugnisse
fir einen Teil der Beschaftigten nachgeordneter Dienststellen, so ist der Beschaftigtenzahl der lbergeordneten
Dienststelle die Halfte der Zahl dieser Beschaftigten hinzuzurechnen; die Beschaftigtenzahl der nachgeordneten
Dienststelle vermindert sich entsprechend.

(4) "Betragt durch die Anwendung des Absatzes 3 Satze 2 und 3 die zu beriicksichtigende Beschéftigtenzahl
mehr als 1.200, so ist im erforderlichen Umfang eine zusatzliche Entlastung zu gewahren. 2Damit kdnnen die Ver-
treterin entlastet oder weitere Gleichstellungsbeauftragte fir den nachgeordneten Bereich bestellt werden. 3Absatz
2 Satz 6 gilt entsprechend.

5) 'Die Gleichstellungsbeauftragte ist mit den zur Erfiillung ihrer Aufgaben notwendigen raumlichen, personel-
len und sachlichen Mitteln auszustatten. 2lhr und ihrer Vertreterin ist im angemessenen Umfang Gelegenheit zur
Fortbildung in allen fiir ihre Aufgabenerfillung notwendigen Fachthemen zu geben.

(6) Die Gleichstellungsbeauftragte und ihre Vertreterin diirfen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nicht be-
hindert und wegen ihrer Tatigkeit nicht benachteiligt werden.

(7) "Personen, die als Gleichstellungsbeauftragte tatig sind oder als Frauenbeauftragte oder Gleichstellungsbe-
auftragte tatig waren, sind verpflichtet, Giber die ihnen dabei bekannt gewordenen personlichen Verhaltnisse von
Beschaftigten Stillschweigen zu bewahren. ?Dies gilt auch fiir sonstige Angelegenheiten, es sei denn, sie bediirfen
ihrer Bedeutung oder ihrem Inhalt nach keiner vertraulichen Behandlung. 3Die Verpflichtung nach Satz 1 entfallt
bei schriftlicher Einwilligung der betroffenen Beschéftigten. “Die Verpflichtung nach Satz 2 besteht nicht gegeniiber
1. den zustandigen Stellen der Dienststelle,

2. den zusténdigen Personalrdten und Richtervertretungen,
3. den zustandigen Schwerbehindertenvertretungen und
4

Gleichstellungsbeauftragten ibergeordneter Dienststellen.
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Niedersachsisches Gesetz iiber die kommunale Zusammenarbeit
(NKomZG)
— Auszug -
VIERTER TEIL
Zweckverband

§10
Organe

'Organe des Zweckverbandes sind die Verbandsversammlung und die Verbandsgeschaftsfiihrerin oder der

Verbandsgeschéaftsfihrer. 2Die Verbandsordnung kann als weiteres Organ einen Verbandsausschuss vorsehen; in
diesem Fall regelt sie seine Rechtsstellung, seine Zusammensetzung und seine Aufgaben.

§ 13 Aufgaben der Verbandsversammlung

'Die Verbandsversammlung beschlieBt Gber

W =

Anderungen der Verbandsordnung,
die Auflosung oder Umwandlung des Zweckverbandes in eine Kapitalgesellschaft,
die Wahl ihrer oder ihres Vorsitzenden,

die Wahl der Verbandsgeschéaftsfiihrerin oder des Verbandsgeschéftsfiihrers und die Regelung der Stellver-
tretung,

die Bestimmung einer anderen Person im Sinne des §15 Abs.2 Satz 3, Angelegenheiten, iber die nach den

Vorschriften des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes die Vertretung oder der Hauptausschuss
beschlieBt.

“Die Verbandsordnung kann die Beschlussfassung Uber einzelne der in Satz 1 Nr.6 genannten Angelegenheiten

einem anderen Organ zuweisen; dies gilt nicht fir Rechtssetzungsbefugnisse.
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Wasserverbandsgesetz (WVG)
— Auszug -

ERSTER TEIL
Allgemeine Vorschriften fiir den Verband

§1
Zweck und Rechtsform

(1) Zur Erfiillung der in §2 genannten Aufgaben kann ein Wasser- und Bodenverband (Verband) als Korper-
schaft des dffentlichen Rechts errichtet werden; er ist keine Gebietskérperschaft.

(2) 'Der Verband dient dem offentlichen Interesse und dem Nutzen seiner Mitglieder; er verwaltet sich im
Rahmen der Gesetze selbst. ?Er kann nach MaBgabe landesrechtlicher Vorschriften Beamte im Sinne des Beamten-
rechtsrahmengesetzes haben.

§6
Satzung

(1) Die Rechtsverhaltnisse des Verbands und die Rechtsbeziehungen zu den Verbandsmitgliedern werden durch
eine Satzung geregelt, soweit nicht dieses Gesetz oder Rechtsvorschriften der Lander etwas anderes bestimmen.

(3) Wenn der Verband Beamte haben soll, muB die Satzung zusatzlich auch Bestimmungen tber die Rechtsver-
héltnisse der Beamten des Verbands, inshesondere hinsichtlich des als oberste Dienstbehdrde zustandigen Organs
sowie der als Dienstvorgesetzte vorzusehenden Stelle, enthalten.

VIERTER TEIL
Verbandsverfassung

§46
Organe

(1) 'Organe des Verbands sind die Versammlung der Verbandsmitglieder (Verbandsversammlung) und der Vor-
stand. 2Die Satzung kann bestimmen, dass der Verband anstelle der Verbandsversammlung einen Verbandsaus-
schuss als Vertreterversammlung der Verbandsmitglieder hat.

(2) Die Organe kénnen eine andere Bezeichnung fiihren.

§47
Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung hat folgende Aufgaben:
1. Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie ihrer Stellvertreter,

2. Beschlussfassung tiber Anderungen der Satzung, des Unternehmens, des Plans oder der Aufgaben sowie iiber
die Grundsatze der Geschaftspolitik,

Beschlussfassung tber die Umgestaltung und die Auflésung des Verbands,
Wahl der Schaubeauftragten,

Festsetzung des Haushaltsplans sowie von Nachtragshaushaltsplanen,
Einspruch gegen eine Zwangsfestsetzung des Haushaltsplans,

Entlastung des Vorstands,

~N o v kW
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8. Festsetzung von Grundsatzen fir Dienst- und Anstellungsverhaltnisse und von Vergitungen fir Vorstands-
mitglieder und Mitglieder des Verbandsausschusses,
9. BeschluBfassung Uber Rechtsgeschafte zwischen Vorstandsmitgliedern und den Verband,
10. Beratung des Vorstands in allen wichtigen Angelegenheiten.
(2) Die Satzung kann weitere Aufgaben vorsehen.

§49
Verbandsausschuss

(1) Hat der Verband keine Verbandsversammlung, obliegen deren Aufgaben einem Verbandsausschuss. Die
Vorschriften dieses Gesetzes (iber die Verbandsversammlung gelten fiir den Verbandsausschuss entsprechend, so-
fern dieses Gesetz keine abweichende Regelung trifft.

(2) 'Die Verbandsmitglieder wéhlen die Mitglieder des Verbandsausschusses in durch die Satzung bestimmten
Zeitabstanden aus ihrer Mitte in einer Mitgliederversammlung; die Satzung kann ein anderes Wahlverfahren zu-
lassen. 2Wiederwahl ist mdglich. *Die Satzung kann fiir jedes Mitglied des Verbandsausschusses einen standigen
Vertreter zulassen.

§54
Geschafte des Vorstands

(1) Der Vorstand leitet den Verband nach MaBgabe dieses Gesetzes und der Satzung in Ubereinstimmung mit
den von der Verbandsversammlung beschlossenen Grundsétzen. lhm obliegen alle Geschéfte, zu denen nicht durch
Gesetz oder Satzung die Verbandsversammlung berufen ist.

§57
Geschaftsfiihrer

Der Verband kann einen oder mehrere Geschéaftsfiihrer bestellen. Das Nahere regelt die Satzung.
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Biirgerliches Gesetzbuch (BGB)
— Auszug -

Buch 1
Allgemeiner Teil

ABSCHNITT 4
Fristen, Termine

§187
Fristbeginn
(1) Ist fir den Anfang einer Frist ein Ereignis oder ein in den Lauf eines Tages fallender Zeitpunkt maBgebend,
so wird bei der Berechnung der Frist der Tag nicht mitgerechnet, in welchen das Ereignis oder der Zeitpunkt fallt.

(2) Ist der Beginn eines Tages der fiir den Anfang einer Frist maBgebende Zeitpunkt, so wird dieser Tag bei der
Berechnung der Frist mitgerechnet. Das Gleiche gilt von dem Tage der Geburt bei der Berechnung des Lebensalters.

§188
Fristende

(1) Eine nach Tagen bestimmte Frist endigt mit dem Ablauf des letzten Tages der Frist.

(2) Eine Frist, die nach Wochen, nach Monaten oder nach einem mehrere Monate umfassenden Zeitraum — Jahr,
halbes Jahr, Vierteljahr — bestimmt ist, endigt im Falle des § 187 Abs. 1 mit dem Ablauf desjenigen Tages der letzten
Woche oder des letzten Monats, welcher durch seine Benennung oder seine Zahl dem Tage entspricht, in den das
Ereignis oder der Zeitpunkt fallt, im Falle des § 187 Abs. 2 mit dem Ablauf desjenigen Tages der letzten Woche oder
des letzten Monats, welcher dem Tage vorhergeht, der durch seine Benennung oder seine Zahl dem Anfangstag der
Frist entspricht.

(3) Fehlt bei einer nach Monaten bestimmten Frist in dem letzten Monat der fiir ihren Ablauf maBgebende Tag,
so endigt die Frist mit dem Ablauf des letzten Tages dieses Monats.

§193
Sonn- und Feiertag; Sonnabend

Ist an einem bestimmten Tage oder innerhalb einer Frist eine Willenserkldrung abzugeben oder eine Leistung
zu bewirken und fallt der bestimmte Tag oder der letzte Tag der Frist auf einen Sonntag, einen am Erklérungs- oder
Leistungsort staatlich anerkannten allgemeinen Feiertag oder einen Sonnabend, so tritt an die Stelle eines solchen
Tages der nachste Werktag.



Ergdnzende Rechtsvorschriften

Buch 2
Recht der Schuldverhaltnisse

ABSCHNITT 3
Schuldverhaltnisse aus Vertragen

Titel 1
Begriindung, Inhalt und Beendigung

Untertitel 3
Anpassung und Beendigung von Vertragen

§314
Kiindigung von Dauerschuldverhéltnissen aus wichtigem Grund

(1) 'Dauerschuldverhaltnisse kann jeder Vertragsteil aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kiindigungs-
frist kiindigen. 2Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn dem kiindigenden Teil unter Berlicksichtigung aller Umsténde
des Einzelfalls und unter Abwégung der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des Vertragsverhaltnisses bis zur
vereinbarten Beendigung oder bis zum Ablauf einer Kiindigungsfrist nicht zugemutet werden kann.

(2) 'Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer Pflicht aus dem Vertrag, ist die Kiindigung erst nach
erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe bestimmten Frist oder nach erfolgloser Abmahnung zuldssig. 2Fir die Entbehr-
lichkeit der Bestimmung einer Frist zur Abhilfe und fiir die Entbehrlichkeit einer Abmahnung findet § 323 Absatz 2
Nummer 1 und 2 entsprechende Anwendung. *Die Bestimmung einer Frist zur Abhilfe und eine Abmahnung sind
auch entbehrlich, wenn besondere Umsténde vorliegen, die unter Abwdgung der beiderseitigen Interessen die
sofortige Kindigung rechtfertigen.

Titel 2
Gegenseitiger Vertrag

§323
Riicktritt wegen nicht oder nicht vertragsgemaB erbrachter Leistung
(1) Erbringt bei einem gegenseitigen Vertrag der Schuldner eine fallige Leistung nicht oder nicht vertrags-
geméaB, so kann der Glaubiger, wenn er dem Schuldner erfolglos eine angemessene Frist zur Leistung oder Nach-
erflllung bestimmt hat, vom Vertrag zuriicktreten.
(2) Die Fristsetzung ist entbehrlich, wenn

1. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgliltig verweigert,

2. der Schuldner die Leistung bis zu einem im Vertrag bestimmten Termin oder innerhalb einer im Vertrag be-
stimmten Frist nicht bewirkt, obwohl die termin- oder fristgerechte Leistung nach einer Mitteilung des Glaubi-
gers an den Schuldner vor Vertragsschluss oder auf Grund anderer den Vertragsabschluss begleitenden Um-
stande flr den Glaubiger wesentlich ist, oder

3. im Falle einer nicht vertragsgemaB erbrachten Leistung besondere Umsténde vorliegen, die unter Abwégung
der beiderseitigen Interessen den sofortigen Riicktritt rechtfertigen.

(3) Kommt nach der Art der Pflichtverletzung eine Fristsetzung nicht in Betracht, so tritt an deren Stelle eine

Abmahnung.
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ABSCHNITT 8
Einzelne Schuldverhaltnisse

Titel 8
Dienstvertrag und ahnliche Vertrage

Untertitel 1
Dienstvertrag
§611
Vertragstypische Pflichten beim Dienstvertrag
(1) Durch den Dienstvertrag wird derjenige, welcher Dienste zusagt, zur Leistung der versprochenen Dienste,
der andere Teil zur Gewdhrung der vereinbarten Vergtitung verpflichtet.
(2) Gegenstand des Dienstvertrags kénnen Dienste jeder Art sein.

§611a
Arbeitsvertrag

(1) 'Durch den Arbeitsvertrag wird der Arbeitnehmer im Dienste eines anderen zur Leistung weisungsgebun-
dener, fremdbestimmter Arbeit in personlicher Abhéngigkeit verpflichtet. 2Das Weisungsrecht kann Inhalt, Durch-
fihrung, Zeit und Ort der Tatigkeit betreffen. *Weisungsgebunden ist, wer nicht im Wesentlichen frei seine Tatigkeit
gestalten und seine Arbeitszeit bestimmen kann. “Der Grad der personlichen Abhéngigkeit hdngt dabei auch von
der Eigenart der jeweiligen Tatigkeit ab. °Fiir die Feststellung, ob ein Arbeitsvertrag vorliegt, ist eine Gesamtbe-
trachtung aller Umstande vorzunehmen. ®Zeigt die tatsachliche Durchfiihrung des Vertragsverhaltnisses, dass es
sich um ein Arbeitsverhaltnis handelt, kommt es auf die Bezeichnung im Vertrag nicht an.

(2) Der Arbeitgeber ist zur Zahlung der vereinbarten Vergiitung verpflichtet.

§612
Vergiitung
(1) Eine Vergiitung gilt als stillschweigend vereinbart, wenn die Dienstleistung den Umsténden nach nur gegen
eine Vergltung zu erwarten ist.
(2) Ist die Hohe der Vergiitung nicht bestimmt, so ist bei dem Bestehen einer Taxe die taxmaBige Vergitung, in
Ermangelung einer Taxe die iibliche Vergiitung als vereinbart anzusehen.

§612a
MaBregelungsverbot
Der Arbeitgeber darf einen Arbeitnehmer bei einer Vereinbarung oder einer MaBnahme nicht benachteiligen,
weil der Arbeitnehmer in zuldssiger Weise seine Rechte ausibt.

§613
Uniibertragbarkeit

Der zur Dienstleistung Verpflichtete hat die Dienste im Zweifel in Person zu leisten. Der Anspruch auf die Diens-
te ist im Zweifel nicht dbertragbar.

§613a
Rechte und Pflichten bei Betriebsiibergang

(1) 'Geht ein Betrieb oder Betriebsteil durch Rechtsgeschaft auf einen anderen Inhaber Gber, so tritt dieser in
die Rechte und Pflichten aus den im Zeitpunkt des Ubergangs bestehenden Arbeitsverhéltnissen ein. 2Sind diese
Rechte und Pflichten durch Rechtsnormen eines Tarifvertrags oder durch eine Betriebsvereinbarung geregelt, so
werden sie Inhalt des Arbeitsverhaltnisses zwischen dem neuen Inhaber und dem Arbeitnehmer und dirfen nicht
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vor Ablauf eines Jahres nach dem Zeitpunkt des Ubergangs zum Nachteil des Arbeitnehmers gedndert werden.
3Satz 2 gilt nicht, wenn die Rechte und Pflichten bei dem neuen Inhaber durch Rechtsnormen eines anderen Tarif-
vertrags oder durch eine andere Betriebsvereinbarung geregelt werden. *Vor Ablauf der Frist nach Satz 2 kdnnen
die Rechte und Pflichten geéndert werden, wenn der Tarifvertrag oder die Betriebsvereinbarung nicht mehr gilt oder
bei fehlender beiderseitiger Tarifgebundenheit im Geltungsbereich eines anderen Tarifvertrags dessen Anwendung
zwischen dem neuen Inhaber und dem Arbeitnehmer vereinbart wird.

(2) 'Der bisherige Arbeitgeber haftet neben dem neuen Inhaber fiir Verpflichtungen nach Absatz 1, soweit sie
vor dem Zeitpunkt des Ubergangs entstanden sind und vor Ablauf von einem Jahr nach diesem Zeitpunkt fallig
werden, als Gesamtschuldner. 2Werden solche Verpflichtungen nach dem Zeitpunkt des Ubergangs fallig, so haftet
der bisherige Arbeitgeber fiir sie jedoch nur in dem Umfang, der dem im Zeitpunkt des Ubergangs abgelaufenen Teil
ihres Bemessungszeitraums entspricht.

(3) Absatz 2 gilt nicht, wenn eine juristische Person oder eine Personenhandelsgesellschaft durch Umwandlung
erlischt.

(4) 'Die Kiindigung des Arbeitsverhaltnisses eines Arbeitnehmers durch den bisherigen Arbeitgeber oder durch
den neuen Inhaber wegen des Ubergangs eines Betriebs oder eines Betriebsteils ist unwirksam. 2Das Recht zur
Kiindigung des Arbeitsverhéltnisses aus anderen Griinden bleibt unberiihrt.

(5) Der bisherige Arbeitgeber oder der neue Inhaber hat die von einem Ubergang betroffenen Arbeitnehmer vor
dem Ubergang in Textform zu unterrichten Gber:

1. den Zeitpunkt oder den geplanten Zeitpunkt des Ubergangs,
2. den Grund fir den Ubergang,
3. die rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen Folgen des Ubergangs fiir die Arbeitnehmer und
4. die hinsichtlich der Arbeitnehmer in Aussicht genommenen MafBnahmen.
(6) 'Der Arbeitnehmer kann dem Ubergang des Arbeitsverhaltnisses innerhalb eines Monats nach Zugang der

Unterrichtung nach Absatz 5 schriftlich widersprechen. 2Der Widerspruch kann gegeniiber dem bisherigen Arbeit-
geber oder dem neuen Inhaber erklart werden.

§614
Falligkeit der Vergiitung

'Die Verglitung ist nach der Leistung der Dienste zu entrichten. ?Ist die Vergiitung nach Zeitabschnitten be-
messen, so ist sie nach dem Ablauf der einzelnen Zeitabschnitte zu entrichten.

§615
Vergiitung bei Annahmeverzug und bei Betriebsrisiko

'Kommt der Dienstberechtigte mit der Annahme der Dienste in Verzug, so kann der Verpflichtete fir die infolge
des Verzugs nicht geleisteten Dienste die vereinbarte Vergtitung verlangen, ohne zur Nachleistung verpflichtet zu
sein. 2Er muss sich jedoch den Wert desjenigen anrechnen lassen, was er infolge des Unterbleibens der Dienstleis-
tung erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner Dienste erwirbt oder zu erwerben bdswillig unterldsst.
3Die Satze 1 und 2 gelten entsprechend in den Fallen, in denen der Arbeitgeber das Risiko des Arbeitsausfalls tragt.

§616
Voriibergehende Verhinderung

'Der zur Dienstleistung Verpflichtete wird des Anspruchs auf die Vergtitung nicht dadurch verlustig, dass er
flr eine verhdltnismaBig nicht erhebliche Zeit durch einen in seiner Person liegenden Grund ohne sein Verschulden
an der Dienstleistung verhindert wird. 2Er muss sich jedoch den Betrag anrechnen lassen, welcher ihm fiir die Zeit
der Verhinderung aus einer auf Grund gesetzlicher Verpflichtung bestehenden Kranken- oder Unfallversicherung
zukommt.
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§618
Pflicht zu SchutzmaBnahmen

(1) Der Dienstberechtigte hat Raume, Vorrichtungen oder Geratschaften, die er zur Verrichtung der Dienste zu
beschaffen hat, so einzurichten und zu unterhalten und Dienstleistungen, die unter seiner Anordnung oder seiner
Leitung vorzunehmen sind, so zu regeln, dass der Verpflichtete gegen Gefahr fir Leben und Gesundheit soweit ge-
schltzt ist, als die Natur der Dienstleistung es gestattet.

(3) Erfullt der Dienstberechtigte die ihm in Ansehung des Lebens und der Gesundheit des Verpflichteten oblie-
genden Verpflichtungen nicht, so finden auf seine Verpflichtung zum Schadensersatz die fiir unerlaubte Handlungen
geltenden Vorschriften der §§ 842 bis 846 entsprechende Anwendung.

§619
Unabdingbarkeit der Fiirsorgepflichten

Die dem Dienstberechtigten nach den §§617, 618 obliegenden Verpflichtungen kdnnen nicht im Voraus durch
Vertrag aufgehoben oder beschrankt werden.

§619a
Beweislast bei Haftung des Arbeitnehmers

Abweichend von §280 Abs. 1 hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber Ersatz fiir den aus der Verletzung einer
Pflicht aus dem Arbeitsverhaltnis entstehenden Schaden nur zu leisten, wenn er die Pflichtverletzung zu vertreten
hat.

§620
Beendigung des Dienstverhaltnisses

(1) Das Dienstverhaltnis endigt mit dem Ablauf der Zeit, fiir die es eingegangen ist.

(2) Ist die Dauer des Dienstverhaltnisses weder bestimmt noch aus der Beschaffenheit oder dem Zwecke der
Dienste zu entnehmen, so kann jeder Teil das Dienstverhaltnis nach MaBgabe der §§621 bis 623 kiindigen.

(3) Fir Arbeitsvertrdge, die auf bestimmte Zeit abgeschlossen werden, gilt das Teilzeit- und Befristungsgesetz.

§622
Kiindigungsfristen bei Arbeitsverhaltnissen

(1) Das Arbeitsverhaltnis eines Arbeiters oder eines Angestellten (Arbeitnehmers) kann mit einer Frist von vier
Wochen zum Fiinfzehnten oder zum Ende eines Kalendermonats gekiindigt werden.

(2) Fur eine Kiindigung durch den Arbeitgeber betrdgt die Kiindigungsfrist, wenn das Arbeitsverhaltnis in dem
Betrieb oder Unternehmen

zwei Jahre bestanden hat, einen Monat zum Ende eines Kalendermonats,
finf Jahre bestanden hat, zwei Monate zum Ende eines Kalendermonats,
acht Jahre bestanden hat, drei Monate zum Ende eines Kalendermonats,
zehn Jahre bestanden hat, vier Monate zum Ende eines Kalendermonats,
zwolf Jahre bestanden hat, fiinf Monate zum Ende eines Kalendermonats,
15 Jahre bestanden hat, sechs Monate zum Ende eines Kalendermonats,

N o ks W~

20 Jahre bestanden hat, sieben Monate zum Ende eines Kalendermonats.

(3) Wahrend einer vereinbarten Probezeit, langstens fir die Dauer von sechs Monaten, kann das Arbeitsverhalt-
nis mit einer Frist von zwei Wochen gekiindigt werden.
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(4) 'Von den Absatzen 1 bis 3 abweichende Regelungen kénnen durch Tarifvertrag vereinbart werden. 2lm
Geltungsbereich eines solchen Tarifvertrags gelten die abweichenden tarifvertraglichen Bestimmungen zwischen
nicht tarifgebundenen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, wenn ihre Anwendung zwischen ihnen vereinbart ist.

(5) 'Einzelvertraglich kann eine kiirzere als die in Absatz 1 genannte Kiindigungsfrist nur vereinbart werden,
1. wenn ein Arbeitnehmer zur voriibergehenden Aushilfe eingestellt ist; dies gilt nicht, wenn das Arbeitsverhaltnis

iiber die Zeit von drei Monaten hinaus fortgesetzt wird;

2. wenn der Arbeitgeber in der Regel nicht mehr als 20 Arbeitnehmer ausschlieBlich der zu ihrer Berufshildung

Beschéftigten beschaftigt und die Kiindigungsfrist vier Wochen nicht unterschreitet.

2Bei der Feststellung der Zahl der beschaftigten Arbeitnehmer sind teilzeitbeschéftigte Arbeitnehmer mit einer

regelmaBigen wochentlichen Arbeitszeit von nicht mehr als 20 Stunden mit 0,5 und nicht mehr als 30 Stunden

mit 0,75 zu berlicksichtigen. *Die einzelvertragliche Vereinbarung langerer als der in den Absdtzen 1 bis 3 ge-
nannten Kiindigungsfristen bleibt hiervon unberiihrt.

(6) Fur die Kindigung des Arbeitsverhaltnisses durch den Arbeitnehmer darf keine ldngere Frist vereinbart
werden als fir die Kiindigung durch den Arbeitgeber.

§623
Schriftform der Kiindigung
Die Beendigung von Arbeitsverhaltnissen durch Kiindigung oder Auflésungsvertrag bediirfen zu ihrer Wirksam-
keit der Schriftform; die elektronische Form ist ausgeschlossen.

§624
Kindigungsfrist bei Vertragen iiber mehr als fiinf Jahre

'Ist das Dienstverhaltnis fiir die Lebenszeit einer Person oder fiir langere Zeit als finf Jahre eingegangen, so
kann es von dem Verpflichteten nach dem Ablauf von fiinf Jahren gekiindigt werden. 2Die Kiindigungsfrist betragt
sechs Monate.

§625
Stillschweigende Verldngerung

Wird das Dienstverhéltnis nach dem Ablauf der Dienstzeit von dem Verpflichteten mit Wissen des anderen Tei-
les fortgesetzt, so gilt es als auf unbestimmte Zeit verldngert, sofern nicht der andere Teil unverziiglich widerspricht.

§626
Fristlose Kiindigung aus wichtigem Grund

(1) Das Dienstverhéltnis kann von jedem Vertragsteil aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kiindigungs-
frist gekiindigt werden, wenn Tatsachen vorliegen, auf Grund derer dem Kiindigenden unter Berticksichtigung aller
Umsténde des Einzelfalles und unter Abwagung der Interessen beider Vertragsteile die Fortsetzung des Dienst-
verhdltnisses bis zum Ablauf der Kiindigungsfrist oder bis zu der vereinbarten Beendigung des Dienstverhdltnisses
nicht zugemutet werden kann.

(2) Die Kiindigung kann nur innerhalb von zwei Wochen erfolgen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem
der Kiindigungsberechtigte von den fiir die Kiindigung maBgebenden Tatsachen Kenntnis erlangt. Der Kiindigende
muss dem anderen Teil auf Verlangen den Kiindigungsgrund unverziiglich schriftlich mitteilen.

§628
Teilvergiitung und Schadensersatz bei fristloser Kiindigung

(1) Wird nach dem Beginn der Dienstleistung das Dienstverhaltnis auf Grund des § 626 oder des § 627 gekin-
digt, so kann der Verpflichtete einen seinen bisherigen Leistungen entsprechenden Teil der Verglitung verlangen.
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Kiindigt er, ohne durch vertragswidriges Verhalten des anderen Teiles dazu veranlasst zu sein, oder veranlasst er
durch sein vertragswidriges Verhalten die Kiindigung des anderen Teiles, so steht ihm ein Anspruch auf die Ver-
glitung insoweit nicht zu, als seine bisherigen Leistungen infolge der Kiindigung fiir den anderen Teil kein Interesse
haben. Ist die Vergltung fiir eine spatere Zeit im Voraus entrichtet, so hat der Verpflichtete sie nach Maligabe des
§346 oder, wenn die Kiindigung wegen eines Umstands erfolgt, den er nicht zu vertreten hat, nach den Vorschrif-
ten Uber die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zuriickzuerstatten.

(2) Wird die Kiindigung durch vertragswidriges Verhalten des anderen Teiles veranlasst, so ist dieser zum Ersatz
des durch die Aufhebung des Dienstverhaltnisses entstehenden Schadens verpflichtet.

§629
Freizeit zur Stellungssuche
Nach der Kiindigung eines dauernden Dienstverhéltnisses hat der Dienstberechtigte dem Verpflichteten auf
Verlangen angemessene Zeit zum Aufsuchen eines anderen Dienstverhaltnisses zu gewahren.

§630
Pflicht zur Zeugniserteilung
Bei der Beendigung eines dauernden Dienstverhaltnisses kann der Verpflichtete von dem anderen Teil ein
schriftliches Zeugnis Uber das Dienstverhaltnis und dessen Dauer fordern. Das Zeugnis ist auf Verlangen auf die
Leistungen und die Fihrung im Dienst zu erstrecken. Die Erteilung des Zeugnisses in elektronischer Form ist aus-
geschlossen. Wenn der Verpflichtete ein Arbeitnehmer ist, findet § 109 der Gewerbeordnung Anwendung.

Titel 27
Unerlaubte Handlungen

§823
Schadensersatzpflicht

(1) Wer vorsatzlich oder fahrlassig das Leben, den Kérper, die Gesundheit, die Freiheit, das Eigentum oder
ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen zum Ersatz des daraus entstehenden
Schadens verpflichtet.

(2) Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz eines anderen bezweckendes
Gesetz verstoBt. Ist nach dem Inhalt des Gesetzes ein Versto gegen dieses auch ohne Verschulden méglich, so tritt
die Ersatzpflicht nur im Falle des Verschuldens ein.

§824
Kreditgefahrdung

(1) Wer der Wahrheit zuwider eine Tatsache behauptet oder verbreitet, die geeignet ist, den Kredit eines an-
deren zu gefahrden oder sonstige Nachteile fir dessen Erwerb oder Fortkommen herbeizufihren, hat dem anderen
den daraus entstehenden Schaden auch dann zu ersetzen, wenn er die Unwahrheit zwar nicht kennt, aber kennen
muss.

(2) Durch eine Mitteilung, deren Unwahrheit dem Mitteilenden unbekannt ist, wird dieser nicht zum Schadens-
ersatz verpflichtet, wenn er oder der Empfénger der Mitteilung an ihr ein berechtigtes Interesse hat.

§825
Bestimmung zu sexuellen Handlungen

Wer einen anderen durch Hinterlist, Drohung oder Missbrauch eines Abhangigkeitsverhéltnisses zur Vornahme
oder Duldung sexueller Handlungen bestimmt, ist ihm zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.
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§826
Sittenwidrige vorsatzliche Schadigung
Wer in einer gegen die guten Sitten verstoBenden Weise einem anderen vorsatzlich Schaden zufiigt, ist dem
anderen zum Ersatz des Schadens verpflichtet.

§827
Ausschluss und Minderung der Verantwortlichkeit

Wer im Zustand der Bewusstlosigkeit oder in einem die freie Willenshestimmung ausschlieBenden Zustand
krankhafter Storung der Geistestatigkeit einem anderen Schaden zufiigt, ist fir den Schaden nicht verantwortlich.
Hat er sich durch geistige Getranke oder ahnliche Mittel in einen vorlibergehenden Zustand dieser Art versetzt,
so ist er flr einen Schaden, den er in diesem Zustand widerrechtlich verursacht, in gleicher Weise verantwortlich,
wie wenn ihm Fahrldssigkeit zur Last fiele; die Verantwortlichkeit tritt nicht ein, wenn er ohne Verschulden in den
Zustand geraten ist.

§828
Minderjahrige
(3) Wer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist, sofern seine Verantwortlichkeit nicht nach Absatz 1
oder 2 ausgeschlossen ist, f(ir den Schaden, den er einem anderen zufiigt, nicht verantwortlich, wenn er bei der
Begehung der schadigenden Handlung nicht die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche Einsicht hat.

§829
Ersatzpflicht aus Billigkeitsgriinden

Wer in einem der in den §§ 823 bis 826 bezeichneten Flle fiir einen von ihm verursachten Schaden auf Grund
der §§827, 828 nicht verantwortlich ist, hat gleichwohl, sofern der Ersatz des Schadens nicht von einem aufsichts-
pflichtigen Dritten erlangt werden kann, den Schaden insoweit zu ersetzen, als die Billigkeit nach den Umstanden,
insbesondere nach den Verhéltnissen der Beteiligten, eine Schadloshaltung erfordert und ihm nicht die Mittel ent-
zogen werden, deren er zum angemessenen Unterhalt sowie zur Erfillung seiner gesetzlichen Unterhaltspflichten
bedarf.

§830
Mittéter und Beteiligte
(1) Haben mehrere durch eine gemeinschaftlich begangene unerlaubte Handlung einen Schaden verursacht,
so ist jeder fir den Schaden verantwortlich. Das Gleiche gilt, wenn sich nicht ermitteln Idsst, wer von mehreren
Beteiligten den Schaden durch seine Handlung verursacht hat.

(2) Anstifter und Gehilfen stehen Mittétern gleich.

§831
Haftung fiir den Verrichtungsgehilfen

(1) Wer einen anderen zu einer Verrichtung bestellt, ist zum Ersatz des Schadens verpflichtet, den der andere
in Ausfiihrung der Verrichtung einem Dritten widerrechtlich zufiigt. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Ge-
schaftsherr bei der Auswahl der bestellten Person und, sofern er Vorrichtungen oder Geratschaften zu beschaffen
oder die Ausfihrung der Verrichtung zu leiten hat, bei der Beschaffung oder der Leitung die im Verkehr erforderliche
Sorgfalt beobachtet oder wenn der Schaden auch bei Anwendung dieser Sorgfalt entstanden sein wirde.

(2) Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher fir den Geschaftsherrn die Besorgung eines der im
Absatz 1 Satz 2 bezeichneten Geschafte durch Vertrag tbernimmt.
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§832
Haftung des Aufsichtspflichtigen
(1) Wer kraft Gesetzes zur Fiihrung der Aufsicht iber eine Person verpflichtet ist, die wegen Minderjahrigkeit
oder wegen ihres geistigen oder kdrperlichen Zustands der Beaufsichtigung bedarf, ist zum Ersatz des Schadens
verpflichtet, den diese Person einem Dritten widerrechtlich zufiigt. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn er seiner
Aufsichtspflicht geniigt oder wenn der Schaden auch bei gehériger Aufsichtsflihrung entstanden sein wiirde.

(2) Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher die Fihrung der Aufsicht durch Vertrag ibernimmt.

§834
Haftung des Tieraufsehers
Wer flir denjenigen, welcher ein Tier halt, die Fiihrung der Aufsicht (iber das Tier durch Vertrag dbernimmt, ist
fir den Schaden verantwortlich, den das Tier einem Dritten in der im § 833 bezeichneten Weise zufiigt. Die Ver-
antwortlichkeit tritt nicht ein, wenn er bei der Fiihrung der Aufsicht die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet
oder wenn der Schaden auch bei Anwendung dieser Sorgfalt entstanden sein wiirde.

§837
Haftung des Gebaudebesitzers
Besitzt jemand auf einem fremden Grundstiick in Austibung eines Rechts ein Gebaude oder ein anderes Werk,
so trifft ihn anstelle des Besitzers des Grundstiicks die im § 836 bestimmte Verantwortlichkeit.

§838
Haftung des Gebdudeunterhaltungspflichtigen
Wer die Unterhaltung eines Gebaudes oder eines mit einem Grundsttick verbundenen Werkes fir den Besitzer
ibernimmt oder das Gebaude oder das Werk vermdge eines ihm zustehenden Nutzungsrechts zu unterhalten hat,
ist fiir den durch den Einsturz oder die Ablsung von Teilen verursachten Schaden in gleicher Weise verantwortlich
wie der Besitzer.

§839
Haftung bei Amtspflichtverletzung

(1) Verletzt ein Beamter vorsatzlich oder fahrldssig die ihm einem Dritten gegeniiber obliegende Amtspflicht,
so hat er dem Dritten den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Fallt dem Beamten nur Fahrldssigkeit zur Last,
so kann er nur dann in Anspruch genommen werden, wenn der Verletzte nicht auf andere Weise Ersatz zu erlangen
vermag.

(2) Verletzt ein Beamter bei dem Urteil in einer Rechtssache seine Amtspflicht, so ist er fiir den daraus ent-
stehenden Schaden nur dann verantwortlich, wenn die Pflichtverletzung in einer Straftat besteht. Auf eine pflicht-
widrige Verweigerung oder Verzégerung der Ausiibung des Amts findet diese Vorschrift keine Anwendung.

(3) Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Verletzte vorsétzlich oder fahrldssig unterlassen hat, den Schaden-
durch Gebrauch eines Rechtsmittels abzuwenden.

§840
Haftung mehrerer
(1) Sind fiir den aus einer unerlaubten Handlung entstehenden Schaden mehrere nebeneinander verantwort-
lich, so haften sie als Gesamtschuldner.
(2) Ist neben demjenigen, welcher nach den §§831, 832 zum Ersatz des von einem anderen verursachten
Schadens verpflichtet ist, auch der andere fiir den Schaden verantwortlich, so ist in ihrem Verhaltnis zueinander der
andere allein, im Falle des §829 der Aufsichtspflichtige allein verpflichtet.
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(3) Ist neben demjenigen, welcher nach den §§ 833 bis 838 zum Ersatz des Schadens verpflichtet ist, ein Dritter
fir den Schaden verantwortlich, so ist in ihrem Verhaltnis zueinander der Dritte allein verpflichtet.

§841
Ausgleichung bei Beamtenhaftung

Ist ein Beamter, der vermége seiner Amtspflicht einen anderen zur Geschaftsfihrung fir einen Dritten zu be-
stellen oder eine solche Geschéftsfihrung zu beaufsichtigen oder durch Genehmigung von Rechtsgeschéften bei ihr
mitzuwirken hat, wegen Verletzung dieser Pflichten neben dem anderen fiir den von diesem verursachten Schaden
verantwortlich, so ist in ihrem Verhéltnis zueinander der andere allein verpflichtet.

§842
Umfang der Ersatzpflicht bei Verletzung einer Person

Die Verpflichtung zum Schadensersatz wegen einer gegen die Person gerichteten unerlaubten Handlung er-
streckt sich auf die Nachteile, welche die Handlung fiir den Erwerb oder das Fortkommen des Verletzten herbeifiihrt.

§843
Geldrente oder Kapitalabfindung

(1) Wird infolge einer Verletzung des Kérpers oder der Gesundheit die Erwerbsféhigkeit des Verletzten auf-
gehoben oder gemindert oder tritt eine Vermehrung seiner Bedrfnisse ein, so ist dem Verletzten durch Entrichtung
einer Geldrente Schadensersatz zu leisten.

(2) Auf die Rente finden die Vorschriften des § 760 Anwendung. Ob, in welcher Art und fir welchen Betrag der
Ersatzpflichtige Sicherheit zu leisten hat, bestimmt sich nach den Umstanden.

(3) Statt der Rente kann der Verletzte eine Abfindung in Kapital verlangen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.

(4) Der Anspruch wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass ein anderer dem Verletzten Unterhalt zu gewdhren
hat.

§844
Ersatzanspriiche Dritter bei Totung

(1) Im Falle der T6tung hat der Ersatzpflichtige die Kosten der Beerdigung demjenigen zu ersetzen, welchem die
Verpflichtung obliegt, diese Kosten zu tragen.

(2) 'Stand der Getotete zur Zeit der Verletzung zu einem Dritten in einem Verhaltnis, vermdge dessen er diesem
gegentiber kraft Gesetzes unterhaltspflichtig war oder unterhaltspflichtig werden konnte, und ist dem Dritten in-
folge der Totung das Recht auf den Unterhalt entzogen, so hat der Ersatzpflichtige dem Dritten durch Entrichtung
einer Geldrente insoweit Schadensersatz zu leisten, als der Getotete wahrend der mutmaBlichen Dauer seines Le-
bens zur Gewahrung des Unterhalts verpflichtet gewesen sein wiirde; die Vorschriften des § 843 Abs. 2 bis 4 finden
entsprechende Anwendung. 2Die Ersatzpflicht tritt auch dann ein, wenn der Dritte zur Zeit der Verletzung gezeugt,
aber noch nicht geboren war.

(3) Der Ersatzpflichtige hat dem Hinterbliebenen, der zur Zeit der Verletzung zu dem Getdteten in einem beson-
deren personlichen Naheverhaltnis stand, fiir das dem Hinterbliebenen zugefligte seelische Leid eine angemessene
Entschadigung in Geld zu leisten. Ein besonderes personliches Naheverhaltnis wird vermutet, wenn der Hinterblie-
bene der Ehegatte, der Lebenspartner, ein Elternteil oder ein Kind des Getéteten war.

§845
Ersatzanspriiche wegen entgangener Dienste

Im Falle der T6tung, der Verletzung des Korpers oder der Gesundheit sowie im Falle der Freiheitsentziehung
hat der Ersatzpflichtige, wenn der Verletzte kraft Gesetzes einem Dritten zur Leistung von Diensten in dessen Haus-
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wesen oder Gewerbe verpflichtet war, dem Dritten fiir die entgehenden Dienste durch Entrichtung einer Geldrente
Ersatz zu leisten. Die Vorschrift des § 843 Abs. 2 bis 4 findet entsprechende Anwendung.

§846
Mitverschulden des Verletzten
Hatin den Féllen der §§ 844, 845 bei der Entstehung des Schadens, den der Dritte erleidet, ein Verschulden des
Verletzten mitgewirkt, so finden auf den Anspruch des Dritten die Vorschriften des § 254 Anwendung.
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Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG)
— Auszug -

ABSCHNITT 1
Allgemeiner Teil

§1
Ziel des Gesetzes
Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Griinden der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, des
Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identitét zu ver-
hindern oder zu beseitigen.

§2
Anwendungsbereich
(1) Benachteiligungen aus einem in § 1 genannten Grund sind nach MaBgabe dieses Gesetzes unzuldssig in
Bezug auf:

1. die Bedingungen, einschlieBlich Auswahlkriterien und Einstellungsbedingungen, fiir den Zugang zu unselbst-
standiger und selbststandiger Erwerbstatigkeit, unabhangig von Tatigkeitsfeld und beruflicher Position, sowie
fur den beruflichen Aufstieg,

2. die Beschaftigungs- und Arbeitshedingungen einschlieBlich Arbeitsentgelt und Entlassungsbedingungen, ins-
besondere in individual- und kollektivrechtlichen Vereinbarungen und MaBnahmen bei der Durchfiihrung und
Beendigung eines Beschaftigungsverhéltnisses sowie beim beruflichen Aufstieg,

3. den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufsberatung, der Berufsbildung einschlieBlich der Berufs-
aushildung, der beruflichen Weiterbildung und der Umschulung sowie der praktischen Berufserfahrung,

4. die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Beschaftigten- oder Arbeitgebervereinigung oder einer Vereini-

gung, deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehdren, einschlieBlich der Inanspruchnahme der

Leistungen solcher Vereinigungen,

den Sozialschutz, einschlieBlich der sozialen Sicherheit und der Gesundheitsdienste,

die sozialen Vergiinstigungen,

die Bildung,

den Zugang zu und die Versorgung mit Giitern und Dienstleistungen, die der Offentlichkeit zur Verfiigung

stehen, einschlieBlich von Wohnraum.

(2) Fir Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch gelten § 33c des Ersten Buches Sozialgesetzbuch und § 19a des

Vierten Buches Sozialgesetzbuch. Fiir die betriebliche Altersvorsorge gilt das Betriebsrentengesetz.

(3) Die Geltung sonstiger Benachteiligungsverbote oder Gebote der Gleichbehandlung wird durch dieses Ge-
setz nicht berlihrt. Dies gilt auch fiir 6ffentlich-rechtliche Vorschriften, die dem Schutz bestimmter Personengruppen
dienen.

® ~ o w

(4) Fir Kindigungen gelten ausschlieBlich die Bestimmungen zum allgemeinen und besonderen Kiindigungs-
schutz.

§3
Begriffshestimmungen
(1) Eine unmittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn eine Person wegen eines in § 1 genannten Grundes eine
weniger giinstige Behandlung erfahrt, als eine andere Person in einer vergleichbaren Situation erfahrt, erfahren hat
oder erfahren wiirde. Eine unmittelbare Benachteiligung wegen des Geschlechts liegt in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr.
1 bis 4 auch im Falle einer ungiinstigeren Behandlung einer Frau wegen Schwangerschaft oder Mutterschaft vor.
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(2) Eine mittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder
Verfahren Personen wegen eines in § 1 genannten Grundes gegentiber anderen Personen in besonderer Weise
benachteiligen kdnnen, es sei denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein recht-
maBiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich.

(3) Eine Belastigung ist eine Benachteiligung, wenn unerwiinschte Verhaltensweisen, die mit einem in §1
genannten Grund in Zusammenhang stehen, bezwecken oder bewirken, dass die Wiirde der betreffenden Person
verletzt und ein von Einschiichterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwiirdigungen oder Beleidigungen ge-
kennzeichnetes Umfeld geschaffen wird.

(4) Eine sexuelle Belstigung ist eine Benachteiligung in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, wenn ein unerwiinsch-
tes, sexuell bestimmtes Verhalten, wozu auch unerwiinschte sexuelle Handlungen und Aufforderungen zu diesen,
sexuell bestimmte korperliche Berlihrungen, Bemerkungen sexuellen Inhalts sowie unerwiinschtes Zeigen und
sichtbares Anbringen von pornographischen Darstellungen gehdren, bezweckt oder bewirkt, dass die Wiirde der
betreffenden Person verletzt wird, insbesondere wenn ein von Einschlichterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen,
Entwirdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird.

(5) Die Anweisung zur Benachteiligung einer Person aus einem in § 1 genannten Grund gilt als Benachteiligung.
Eine solche Anweisung liegt in Bezug auf §2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 insbesondere vor, wenn jemand eine Person zu
einem Verhalten bestimmt, das einen Beschaftigten oder eine Beschaftigte wegen eines in § 1 genannten Grundes
benachteiligt oder benachteiligen kann.

§4
Unterschiedliche Behandlung wegen mehrerer Griinde

Erfolgt eine unterschiedliche Behandlung wegen mehrerer der in § 1 genannten Griinde, so kann diese unter-
schiedliche Behandlung nach den §§8 bis 10 und 20 nur gerechtfertigt werden, wenn sich die Rechtfertigung auf
alle diese Grlinde erstreckt, derentwegen die unterschiedliche Behandlung erfolgt.

§5
Positive MaBnahmen

Ungeachtet der in den §§ 8 bis 10 sowie in § 20 benannten Griinde ist eine unterschiedliche Behandlung auch
zulassig, wenn durch geeignete und angemessene MaBnahmen bestehende Nachteile wegen eines in § 1 genann-
ten Grundes verhindert oder ausgeglichen werden sollen.

ABSCHNITT 2
Schutz der Beschaftigten vor Benachteiligung

Unterabschnitt 1
Verbot der Benachteiligung

§6
Personlicher Anwendungsbereich

(1) Beschéftigte im Sinne dieses Gesetzes sind
1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
2. die zu ihrer Berufsbildung Beschéftigten,
3. Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbststandigkeit als arbeitnehmeréhnliche Personen anzusehen
sind; zu diesen gehdren auch die in Heimarbeit Beschaftigten und die ihnen Gleichgestellten.
Als Beschaftigte gelten auch die Bewerberinnen und Bewerber fiir ein Beschaftigungsverhdltnis sowie die
Personen, deren Beschaftigungsverhaltnis beendet ist.
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(2) Arbeitgeber (Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen) im Sinne dieses Abschnitts sind natrliche und juristische
Personen sowie rechtsfahige Personengesellschaften, die Personen nach Absatz 1 beschéftigen. Werden Beschaf-
tigte einem Dritten zur Arbeitsleistung Gberlassen, so gilt auch dieser als Arbeitgeber im Sinne dieses Abschnitts.
Fir die in Heimarbeit Beschaftigten und die ihnen Gleichgestellten tritt an die Stelle des Arbeitgebers der Auftrag-
geber oder Zwischenmeister.

(3) Soweit es die Bedingungen flr den Zugang zur Erwerbstatigkeit sowie den beruflichen Aufstieg betrifft,
gelten die Vorschriften dieses Abschnitts fiir Selbststandige und Organmitglieder, insbesondere Geschaftsfihrer
oder Geschéftsfiihrerinnen und Vorsténde, entsprechend.

§7
Benachteiligungsverbot
(1) Beschaftigte diirfen nicht wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt werden; dies gilt auch, wenn
die Person, die die Benachteiligung begeht, das Vorliegen eines in § 1 genannten Grundes bei der Benachteiligung
nur annimmt.

(2) Bestimmungen in Vereinbarungen, die gegen das Benachteiligungsverbot des Absatzes 1 verstoBen, sind
unwirksam.

(3) Eine Benachteiligung nach Absatz 1 durch Arbeitgeber oder Beschaftigte ist eine Verletzung vertraglicher
Pflichten.

§8
Zulassige unterschiedliche Behandlung wegen beruflicher Anforderungen
(1) Eine unterschiedliche Behandlung wegen eines in § 1 genannten Grundes ist zuldssig, wenn dieser Grund
wegen der Art der auszuiibenden Tatigkeit oder der Bedingungen ihrer Ausiibung eine wesentliche und entschei-
dende berufliche Anforderung darstellt, sofern der Zweck rechtmaBig und die Anforderung angemessen ist.

(2) Die Vereinbarung einer geringeren Vergltung fir gleiche oder gleichwertige Arbeit wegen eines in §1
genannten Grundes wird nicht dadurch gerechtfertigt, dass wegen eines in § 1 genannten Grundes besondere
Schutzvorschriften gelten.

§10
Zulassige unterschiedliche Behandlung wegen des Alters
Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche Behandlung wegen des Alters auch zuldssig, wenn sie objektiv und
angemessen und durch ein legitimes Ziel gerechtfertigt ist. Die Mittel zur Erreichung dieses Ziels miissen angemes-
sen und erforderlich sein. Derartige unterschiedliche Behandlungen kdnnen insbesondere Folgendes einschlieBen:

1. die Festlegung besonderer Bedingungen fiir den Zugang zur Beschaftigung und zur beruflichen Bildung sowie
besonderer Beschaftigungs- und Arbeitsbedingungen, einschlieBlich der Bedingungen fir Entlohnung und Be-
endigung des Beschaftigungsverhaltnisses, um die berufliche Eingliederung von Jugendlichen, lteren Beschéf-
tigten und Personen mit Fiirsorgepflichten zu fordern oder ihren Schutz sicherzustellen,

2. die Festlegung von Mindestanforderungen an das Alter, die Berufserfahrung oder das Dienstalter fiir den Zu-
gang zur Beschaftigung oder fir bestimmte mit der Beschaftigung verbundene Vorteile,

3. die Festsetzung eines Hochstalters fiir die Einstellung auf Grund der spezifischen Ausbildungsanforderungen
eines bestimmten Arbeitsplatzes oder auf Grund der Notwendigkeit einer angemessenen Beschaftigungszeit
vor dem Eintritt in den Ruhestand,

4. die Festsetzung von Altersgrenzen bei den betrieblichen Systemen der sozialen Sicherheit als Voraussetzung fiir
die Mitgliedschaft oder den Bezug von Altersrente oder von Leistungen bei Invaliditat einschlieBlich der Fest-
setzung unterschiedlicher Altersgrenzen im Rahmen dieser Systeme flir bestimmte Beschéftigte oder Gruppen
von Beschéftigten und die Verwendung von Alterskriterien im Rahmen dieser Systeme fiir versicherungsmathe-
matische Berechnungen,
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5. eine Vereinbarung, die die Beendigung des Beschaftigungsverhaltnisses ohne Kiindigung zu einem Zeitpunkt
vorsieht, zu dem der oder die Beschaftigte eine Rente wegen Alters beantragen kann; § 41 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch bleibt unberiihrt,

6. Differenzierungen von Leistungen in Sozialplanen im Sinne des Betriebsverfassungsgesetzes, wenn die Parteien
eine nach Alter oder Betriebszugehdrigkeit gestaffelte Abfindungsregelung geschaffen haben, in der die we-
sentlich vom Alter abhdngenden Chancen auf dem Arbeitsmarkt durch eine verhéltnismaBig starke Betonung
des Lebensalters erkennbar beriicksichtigt worden sind, oder Beschaftigte von den Leistungen des Sozialplans
ausgeschlossen haben, die wirtschaftlich abgesichert sind, weil sie, gegebenenfalls nach Bezug von Arbeits-
losengeld, rentenberechtigt sind.

Unterabschnitt 2
Organisationspflichten des Arbeitgebers

§11
Ausschreibung

Ein Arbeitsplatz darf nicht unter VerstoB gegen § 7 Abs. 1 ausgeschrieben werden.

§12
MaBnahmen und Pflichten des Arbeitgebers
(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die erforderlichen MaBnahmen zum Schutz vor Benachteiligungen wegen
eines in § 1 genannten Grundes zu treffen. Dieser Schutz umfasst auch vorbeugende MaBnahmen.

(2) Der Arbeitgeber soll in geeigneter Art und Weise, insbesondere im Rahmen der beruflichen Aus- und Fort-
bildung, auf die Unzulassigkeit solcher Benachteiligungen hinweisen und darauf hinwirken, dass diese unterbleiben.
Hat der Arbeitgeber seine Beschaftigten in geeigneter Weise zum Zwecke der Verhinderung von Benachteiligung
geschult, gilt dies als Erflllung seiner Pflichten nach Absatz 1.

(3) VerstoBen Beschaftigte gegen das Benachteiligungsverbot des §7 Abs. 1, so hat der Arbeitgeber die im
Einzelfall geeigneten, erforderlichen und angemessenen MaBnahmen zur Unterbindung der Benachteiligung wie
Abmahnung, Umsetzung, Versetzung oder Kiindigung zu ergreifen.

(4) Werden Beschaftigte bei der Ausiibung ihrer Tétigkeit durch Dritte nach §7 Abs. 1 benachteiligt, so hat
der Arbeitgeber die im Einzelfall geeigneten, erforderlichen und angemessenen MaBnahmen zum Schutz der Be-
schaftigten zu ergreifen.

(5) Dieses Gesetz und §61b des Arbeitsgerichtsgesetzes sowie Informationen tiber die fiir die Behandlung
von Beschwerden nach § 13 zustdndigen Stellen sind im Betrieb oder in der Dienststelle bekannt zu machen. Die
Bekanntmachung kann durch Aushang oder Auslegung an geeigneter Stelle oder den Einsatz der im Betrieb oder
der Dienststelle {iblichen Informations- und Kommunikationstechnik erfolgen.

Unterabschnitt 3
Rechte der Beschéftigten

§13
Beschwerderecht
(1) Die Beschéaftigten haben das Recht, sich bei den zustandigen Stellen des Betriebs, des Unternehmens oder
der Dienststelle zu beschweren, wenn sie sich im Zusammenhang mit ihrem Beschaftigungsverhaltnis vom Arbeit-
geber, von Vorgesetzten, anderen Beschaftigten oder Dritten wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt
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fuhlen. Die Beschwerde ist zu priifen und das Ergebnis der oder dem beschwerdefiihrenden Beschéftigten mitzu-
teilen.

(2) Die Rechte der Arbeitnehmervertretungen bleiben unberthrt.

§14
Leistungsverweigerungsrecht
Ergreift der Arbeitgeber keine oder offensichtlich ungeeignete Manahmen zur Unterbindung einer Belastigung
oder sexuellen Beldstigung am Arbeitsplatz, sind die betroffenen Beschéftigten berechtigt, ihre Tatigkeit ohne
Verlust des Arbeitsentgelts einzustellen, soweit dies zu ihrem Schutz erforderlich ist. § 273 des Birgerlichen Gesetz-
buchs bleibt unberihrt.

§15
Entschadigung und Schadensersatz
(1) Bei einem VerstoB gegen das Benachteiligungsverbot ist der Arbeitgeber verpflichtet, den hierdurch ent-
standenen Schaden zu ersetzen. Dies gilt nicht, wenn der Arbeitgeber die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.

(2) Wegen eines Schadens, der nicht Vermdgensschaden ist, kann der oder die Beschaftigte eine angemessene
Entschéadigung in Geld verlangen. Die Entschadigung darf bei einer Nichteinstellung drei Monatsgehélter nicht tiber-
steigen, wenn der oder die Beschéftigte auch bei benachteiligungsfreier Auswahl nicht eingestellt worden wére.

(3) Der Arbeitgeber ist bei der Anwendung kollektivrechtlicher Vereinbarungen nur dann zur Entschadigung
verpflichtet, wenn er vorsatzlich oder grob fahrldssig handelt.

(4) Ein Anspruch nach Absatz 1 oder 2 muss innerhalb einer Frist von zwei Monaten schriftlich geltend ge-
macht werden, es sei denn, die Tarifvertragsparteien haben etwas anderes vereinbart. Die Frist beginnt im Falle
einer Bewerbung oder eines beruflichen Aufstiegs mit dem Zugang der Ablehnung und in den sonstigen Féllen einer
Benachteiligung zu dem Zeitpunkt, in dem der oder die Beschéftigte von der Benachteiligung Kenntnis erlangt.

(5) Im Ubrigen bleiben Anspriiche gegen den Arbeitgeber, die sich aus anderen Rechtsvorschriften ergeben,

unbertihrt.

(6) Ein VerstoB des Arbeitgebers gegen das Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1 begriindet keinen Anspruch
auf Begriindung eines Beschaftigungsverhaltnisses, Berufsaushildungsverhaltnisses oder einen beruflichen Auf-
stieg, es sei denn, ein solcher ergibt sich aus einem anderen Rechtsgrund.

§16
MaBregelungsverbot

(1) Der Arbeitgeber darf Beschaftigte nicht wegen der Inanspruchnahme von Rechten nach diesem Abschnitt
oder wegen der Weigerung, eine gegen diesen Abschnitt verstoBende Anweisung auszufihren, benachteiligen.
Gleiches gilt fiir Personen, die den Beschéftigten hierbei unterstiitzen oder als Zeuginnen oder Zeugen aussagen.

(2) Die Zuriickweisung oder Duldung benachteiligender Verhaltensweisen durch betroffene Beschéftigte darf
nicht als Grundlage fir eine Entscheidung herangezogen werden, die diese Beschaftigten beriihrt. Absatz 1 Satz 2
gilt entsprechend.

(3) § 22 gilt entsprechend.
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Unterabschnitt 4
Erganzende Vorschriften

§17
Soziale Verantwortung der Beteiligten

(1) Tarifvertragsparteien, Arbeitgeber, Beschaftigte und deren Vertretungen sind aufgefordert, im Rahmen ihrer
Aufgaben und Handlungsmaéglichkeiten an der Verwirklichung des in § 1 genannten Ziels mitzuwirken.
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Kiindigungsschutzgesetz
— Auszug -

ERSTER ABSCHNITT
Allgemeiner Kiindigungsschutz

§1
Sozial ungerechtfertigte Kiindigungen
(1) Die Kiindigung des Arbeitsverhaltnisses gegenlber einem Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhaltnis in dem-
selben Betrieb oder Unternehmen ohne Unterbrechung langer als sechs Monate bestanden hat, ist rechtsunwirk-
sam, wenn sie sozial ungerechtfertigt ist.

(2) 'Sozial ungerechtfertigt ist die Kiindigung, wenn sie nicht durch Griinde, die in der Person oder in dem Ver-
halten des Arbeitnehmers liegen, oder durch dringende betriebliche Erfordernisse, die einer Weiterbeschaftigung
des Arbeitnehmers in diesem Betrieb entgegenstehen, bedingt ist. 2Die Kiindigung ist auch sozial ungerechtfertigt,
wenn

1. in Betrieben des privaten Rechts
a) die Kiindigung gegen eine Richtlinie nach § 95 des Betriebsverfassungsgesetzes verst6ft,

b) der Arbeitnehmer an einem anderen Arbeitsplatz in demselben Betrieb oder in einem anderen Betrieb des
Unternehmens weiterbeschaftigt werden kann

und der Betriebsrat oder eine andere nach dem Betriebsverfassungsgesetz insoweit zustandige Vertretung der
Arbeitnehmer aus einem dieser Griinde der Kiindigung innerhalb der Frist des § 102 Abs. 2 Satz 1 des Betriebs-
verfassungsgesetzes schriftlich widersprochen hat,

2. in Betrieben und Verwaltungen des dffentlichen Rechts
a) die Kiindigung gegen eine Richtlinie tiber die personelle Auswahl bei Kiindigungen verstoBt,

b) der Arbeitnehmer an einem anderen Arbeitsplatz in derselben Dienststelle oder in einer anderen Dienst-
stelle desselben Verwaltungszweigs an demselben Dienstort einschlieBlich seines Einzugsgebiets weiter-
beschaftigt werden kann

und die zustandige Personalvertretung aus einem dieser Griinde fristgerecht gegen die Kiindigung Einwendungen
erhoben hat, es sei denn, dass die Stufenvertretung in der Verhandlung mit der iibergeordneten Dienststelle die
Einwendungen nicht aufrechterhalten hat.

3Satz 2 gilt entsprechend, wenn die Weiterbeschaftigung des Arbeitnehmers nach zumutbaren Umschulungs-
oder FortbildungsmaBnahmen oder eine Weiterbeschaftigung des Arbeitnehmers unter geanderten Arbeitsbedin-
gungen mdglich ist und der Arbeitnehmer sein Einverstandnis hiermit erklért hat. “Der Arbeitgeber hat die Tatsa-
chen zu beweisen, die die Kiindigung bedingen.

(3) "Ist einem Arbeitnehmer aus dringenden betrieblichen Erfordernissen im Sinne des Absatzes 2 gekiindigt
worden, so ist die Kiindigung trotzdem sozial ungerechtfertigt, wenn der Arbeitgeber bei der Auswahl des Arbeit-
nehmers die Dauer der Betriebszugehdrigkeit, das Lebensalter, die Unterhaltspflichten und die Schwerbehinde-
rung des Arbeitnehmers nicht oder nicht ausreichend beriicksichtigt hat; auf Verlangen des Arbeitnehmers hat der
Arbeitgeber dem Arbeitnehmer die Griinde anzugeben, die zu der getroffenen sozialen Auswahl gefiihrt haben. 2In
die soziale Auswahl nach Satz 1 sind Arbeitnehmer nicht einzubeziehen, deren Weiterbeschaftigung, insbesondere
wegen ihrer Kenntnisse, Fahigkeiten und Leistungen oder zur Sicherung einer ausgewogenen Personalstruktur des
Betriebes, im berechtigten betrieblichen Interesse liegt. *Der Arbeitnehmer hat die Tatsachen zu beweisen, die die
Kiindigung als sozial ungerechtfertigt im Sinne des Satzes 1 erscheinen lassen.

(4) Ist in einem Tarifvertrag, in einer Betriebsvereinbarung nach § 95 des Betriebsverfassungsgesetzes oder in
einer entsprechenden Richtlinie nach den Personalvertretungsgesetzen festgelegt, wie die sozialen Gesichtspunkte
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nach Absatz 3 Satz 1 im Verhaltnis zueinander zu bewerten sind, so kann die Bewertung nur auf grobe Fehlerhaftig-
keit Uberpriift werden.

§2
Anderungskiindigung

'Kiindigt der Arbeitgeber das Arbeitsverhaltnis und bietet er dem Arbeitnehmer im Zusammenhang mit der
Kiindigung die Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses zu gednderten Arbeitsbedingungen an, so kann der Arbeit-
nehmer dieses Angebot unter dem Vorbehalt annehmen, dass die Anderung der Arbeitsbedingungen nicht sozial
ungerechtfertigt ist (§ 1 Abs. 2 Satz 1 bis 3, Abs. 3 Satz 1 und 2). 2Diesen Vorbehalt muss der Arbeitnehmer dem
Arbeitgeber innerhalb der Kiindigungsfrist, spatestens jedoch innerhalb von drei Wochen nach Zugang der Kiindi-
gung erkldren.

§3
Kiindigungseinspruch
'Hélt der Arbeitnehmer eine Kiindigung fiir sozial ungerechtfertigt, so kann er binnen einer Woche nach der
Kiindigung Einspruch beim Betriebsrat einlegen. 2Erachtet der Betriebsrat den Einspruch fiir begriindet, so hat er zu
versuchen, eine Verstandigung mit dem Arbeitgeber herbeizufiihren. 3Er hat seine Stellungnahme zu dem Einspruch
dem Arbeitnehmer und dem Arbeitgeber auf Verlangen schriftlich mitzuteilen.

§4
Anrufung des Arbeitsgerichts

'Will ein Arbeitnehmer geltend machen, dass eine Kiindigung sozial ungerechtfertigt oder aus anderen Griin-
den rechtsunwirksam ist, so muss er innerhalb von drei Wochen nach Zugang der schriftlichen Kiindigung Klage
beim Arbeitsgericht auf Feststellung erheben, dass das Arbeitsverhaltnis durch die Kiindigung nicht aufgeldst ist.
2m Falle des §2 ist die Klage auf Feststellung zu erheben, dass die Anderung der Arbeitsbedingungen sozial
ungerechtfertigt oder aus anderen Griinden rechtsunwirksam ist. *Hat der Arbeitnehmer Einspruch beim Betriebs-
rat eingelegt (§3), so soll er der Klage die Stellungnahme des Betriebsrats beifligen. *Soweit die Kiindigung der
Zustimmung einer Behdrde bedarf, lauft die Frist zur Anrufung des Arbeitsgerichts erst von der Bekanntgabe der
Entscheidung der Behdrde an den Arbeitnehmer ab.

§9
Auflosung des Arbeitsverhéltnisses durch Urteil des Gerichts, Abfindung des Arbeitnehmers

(1) 'Stellt das Gericht fest, dass das Arbeitsverhaltnis durch die Kiindigung nicht aufgel6st ist, ist jedoch dem
Arbeitnehmer die Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses nicht zuzumuten, so hat das Gericht auf Antrag des Arbeit-
nehmers das Arbeitsverhaltnis aufzuldsen und den Arbeitgeber zur Zahlung einer angemessenen Abfindung zu
verurteilen. 2Die gleiche Entscheidung hat das Gericht auf Antrag des Arbeitgebers zu treffen, wenn Griinde vor-
liegen, die eine den Betriebszwecken dienliche weitere Zusammenarbeit zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer
nicht erwarten lassen. 3Arbeitnehmer und Arbeitgeber kénnen den Antrag auf Auflosung des Arbeitsverhaltnisses
bis zum Schluss der letzten miindlichen Verhandlung in der Berufungsinstanz stellen.

(2) Das Gericht hat fiir die Auflésung des Arbeitsverhéltnisses den Zeitpunkt festzusetzen, an dem es bei sozial
gerechtfertigter Kiindigung geendet héatte.

§10
Ho6he der Abfindung

(1) Als Abfindung ist ein Betrag bis zu zwdlf Monatsverdiensten festzusetzen.

(2) "Hat der Arbeitnehmer das flinfzigste Lebensjahr vollendet und hat das Arbeitsverhéltnis mindestens fiinf-
zehn Jahre bestanden, so ist ein Betrag bis zu fiinfzehn Monatsverdiensten, hat der Arbeitnehmer das flinfundftinf-
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zigste Lebensjahr vollendet und hat das Arbeitsverhaltnis mindestens zwanzig Jahre bestanden, so ist ein Betrag
bis zu achtzehn Monatsverdiensten festzusetzen. ?Dies gilt nicht, wenn der Arbeitnehmer in dem Zeitpunkt, den
das Gericht nach §9 Abs. 2 fir die Auflésung des Arbeitsverhaltnisses festsetzt, das in der Vorschrift des Sechsten
Buches Sozialgesetzbuch Uber die Regelaltersrente bezeichnete Lebensalter erreicht hat.

(3) Als Monatsverdienst gilt, was dem Arbeitnehmer bei der fir ihn maBgebenden regelmaBigen Arbeitszeit in
dem Monat, in dem das Arbeitsverhdltnis endet (§ 9 Abs. 2), an Geld und Sachbezligen zusteht.

ZWEITER ABSCHNITT
Kiindigungsschutz im Rahmen der Betriebsverfassung und Personalvertretung

§15
Unzulassigkeit der Kiindigung

(2) 'Die Kindigung eines Mitglieds einer Personalvertretung, einer Jugend- und Auszubildendenvertretung
oder einer Jugendvertretung ist unzuldssig, es sei denn, dass Tatsachen vorliegen, die den Arbeitgeber zur Kiindi-
gung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist berechtigen, und dass die nach dem Personal-
vertretungsrecht erforderliche Zustimmung vorliegt oder durch gerichtliche Entscheidung ersetzt ist. ?Nach Been-
digung der Amtszeit der in Satz 1 genannten Personen ist ihre Kiindigung innerhalb eines Jahres, vom Zeitpunkt
der Beendigung der Amtszeit an gerechnet, unzulassig, es sei denn, dass Tatsachen vorliegen, die den Arbeitgeber
zur Kiindigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist berechtigen; dies gilt nicht, wenn die
Beendigung der Mitgliedschaft auf einer gerichtlichen Entscheidung beruht.

(3) 'Die Kiindigung eines Mitglieds eines Wahlvorstands ist vom Zeitpunkt seiner Bestellung an, die Kiindigung
eines Wahlbewerbers vom Zeitpunkt der Aufstellung des Wahlvorschlags an, jeweils bis zur Bekanntgabe des Wahl-
ergebnisses unzuldssig, es sei denn, dass Tatsachen vorliegen, die den Arbeitgeber zur Kiindigung aus wichtigem
Grund ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist berechtigen, und dass die nach § 103 des Betriebsverfassungsge-
setzes oder nach dem Personalvertretungsrecht erforderliche Zustimmung vorliegt oder durch eine gerichtliche
Entscheidung ersetzt ist. 2Innerhalb von sechs Monaten nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses ist die Kiindigung
unzuldssig, es sei denn, dass Tatsachen vorliegen, die den Arbeitgeber zur Kiindigung aus wichtigem Grund ohne
Einhaltung einer Kiindigungsfrist berechtigen; dies gilt nicht fiir Mitglieder des Wahlvorstands, wenn dieser durch
gerichtliche Entscheidung durch einen anderen Wahlvorstand ersetzt worden ist.

(3a) 'Die Kiindigung eines Arbeitnehmers, der zu einer Betriebs-, Wahl- oder Bordversammlung nach §17
Abs. 3, §17a Nr. 3 Satz 2, § 115 Abs. 2 Nr. 8 Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes einladt oder die Bestellung
eines Wahlvorstands nach § 16 Abs. 2 Satz 1, § 17 Abs. 4, §17a Nr. 4, §63 Abs. 3, § 115 Abs. 2 Nr. 8 Satz 2
oder § 116 Abs. 2 Nr. 7 Satz 5 des Betriebsverfassungsgesetzes beantragt, ist vom Zeitpunkt der Einladung oder
Antragstellung an bis zur Bekanntgabe des Wahlergebnisses unzuldssig, es sei denn, dass Tatsachen vorliegen,
die den Arbeitgeber zur Kiindigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist berechtigen; der
Kiindigungsschutz gilt fiir die ersten drei in der Einladung oder Antragstellung aufgefiihrten Arbeitnehmer. 2Wird
ein Betriebsrat, eine Jugend- und Auszubildendenvertretung, eine Bordvertretung oder ein Seebetriebsrat nicht ge-
wahlt, besteht der Kiindigungsschutz nach Satz 1 vom Zeitpunkt der Einladung oder Antragstellung an drei Monate.

(4) Wird der Betrieb stillgelegt, so ist die Kiindigung der in den Absatzen 1 bis 3 genannten Personen friihes-
tens zum Zeitpunkt der Stilllegung zuldssig, es sei denn, dass ihre Kiindigung zu einem friiheren Zeitpunkt durch
zwingende betriebliche Erfordernisse bedingt ist.

(5) Wird eine der in den Absdtzen 1 bis 3 genannten Personen in einer Betriebsabteilung beschaftigt, die still-
gelegt wird, so ist sie in eine andere Betriebsabteilung zu bernehmen. Ist dies aus betrieblichen Griinden nicht
maglich, so findet auf ihre Kiindigung die Vorschrift des Absatzes 4 iiber die Kiindigung bei Stilllegung des Betriebs
sinngemal Anwendung.
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§16
Neues Arbeitsverhéltnis, Auflosung des alten Arbeitsverhaltnisses
Stellt das Gericht die Unwirksamkeit der Kiindigung einer der in § 15 Abs. 1 bis 3a genannten Personen fest,
so kann diese Person, falls sie inzwischen ein neues Arbeitsverhaltnis eingegangen ist, binnen einer Woche nach
Rechtskraft des Urteils durch Erkldrung gegeniiber dem alten Arbeitgeber die Weiterbeschaftigung bei diesem ver-
weigern. Im Ubrigen finden die Vorschriften des § 11 und des § 12 Satz 2 bis 4 entsprechende Anwendung

VIERTER ABSCHNITT
Schlussbestimmungen

§23
Geltungsbereich

(1) 'Die Vorschriften des Ersten und Zweiten Abschnitts gelten fir Betriebe und Verwaltungen des privaten und
des offentlichen Rechts, vorbehaltlich der Vorschriften des § 24 fiir die Seeschifffahrts-, Binnenschifffahrts- und
Luftverkehrsbetriebe. 2Die Vorschriften des Ersten Abschnitts gelten mit Ausnahme der §§4 bis 7 und des § 13 Abs.
1 Satz 1 und 2 nicht fiir Betriebe und Verwaltungen, in denen in der Regel fiinf oder weniger Arbeitnehmer aus-
schlieBlich der zu ihrer Berufsbildung Beschéftigten beschaftigt werden. 3In Betrieben und Verwaltungen, in denen
in der Regel zehn oder weniger Arbeitnehmer ausschlieBlich der zu ihrer Berufsbildung Beschaftigten beschaftigt
werden, gelten die Vorschriften des Ersten Abschnitts mit Ausnahme der §§4 bis 7 und des § 13 Abs. 1 Satz 1
und 2 nicht flr Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhaltnis nach dem 31. Dezember 2003 begonnen hat; diese Arbeit-
nehmer sind bei der Feststellung der Zahl der beschéftigten Arbeitnehmer nach Satz 2 bis zur Beschéftigung von
in der Regel zehn Arbeitnehmern nicht zu berticksichtigen. *Bei der Feststellung der Zahl der beschaftigten Arbeit-
nehmer nach den Séatzen 2 und 3 sind teilzeitbeschaftigte Arbeitnehmer mit einer regelmaBigen wéchentlichen
Arbeitszeit von nicht mehr als 20 Stunden mit 0,5 und nicht mehr als 30 Stunden mit 0,75 zu berlicksichtigen.

(2) Die Vorschriften des Dritten Abschnitts gelten fiir Betriebe und Verwaltungen des privaten Rechts sowie
flr Betriebe, die von einer offentlichen Verwaltung gefihrt werden, soweit sie wirtschaftliche Zwecke verfolgen.
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Tarifvertragsgesetz (TVG)

§1
Inhalt und Form des Tarifvertrags
(1) Der Tarifvertrag regelt die Rechte und Pflichten der Tarifvertragsparteien und enthalt Rechtsnormen, die den
Inhalt, den Abschluss und die Beendigung von Arbeitsverhdltnissen sowie betriebliche und betriebsverfassungs-
rechtliche Fragen ordnen kdnnen.

(2) Tarifvertrage bedtrfen der Schriftform.

§2
Tarifvertragsparteien

(1) Tarifvertragsparteien sind Gewerkschaften, einzelne Arbeitgeber sowie Vereinigungen von Arbeitgebern.

(2) Zusammenschliisse von Gewerkschaften und von Vereinigungen von Arbeitgebern (Spitzenorganisationen)
konnen im Namen der ihnen angeschlossenen Verbande Tarifvertrage abschlieBen, wenn sie eine entsprechende
Vollmacht haben.

(3) Spitzenorganisationen kénnen selbst Parteien eines Tarifvertrags sein, wenn der Abschluss von Tarifver-
trdgen zu ihren satzungsgemaBen Aufgaben gehort.

(4) In den Fallen der Absatze 2 und 3 haften sowohl die Spitzenorganisationen wie die ihnen angeschlossenen
Verbénde fiir die Erfiillung der gegenseitigen Verpflichtungen der Tarifvertragsparteien.

§3
Tarifgebundenheit
(1) Tarifgebunden sind die Mitglieder der Tarifvertragsparteien und der Arbeitgeber, der selbst Partei des Tarif-
vertrags ist.

(3) Die Tarifgebundenheit bleibt bestehen, bis der Tarifvertrag endet.

§4
Wirkung der Rechtsnormen
(1) 'Die Rechtsnormen des Tarifvertrags, die den Inhalt, den Abschluss oder die Beendigung von Arbeits-
verhaltnissen ordnen, gelten unmittelbar und zwingend zwischen den beiderseits Tarifgebundenen, die unter den
Geltungsbereich des Tarifvertrags fallen. 2Diese Vorschrift gilt entsprechend fiir Rechtsnormen des Tarifvertrags
iiber betriebliche und betriebsverfassungsrechtliche Fragen.

(2) Sind im Tarifvertrag gemeinsame Einrichtungen der Tarifvertragsparteien vorgesehen und geregelt (Lohn-
ausgleichskassen, Urlaubskassen usw.), so gelten diese Regelungen auch unmittelbar und zwingend fir die Satzung
dieser Einrichtung und das Verhaltnis der Einrichtung zu den tarifgebundenen Arbeitgebern und Arbeitnehmern.

(3) Abweichende Abmachungen sind nur zuldssig, soweit sie durch den Tarifvertrag gestattet sind oder eine
Anderung der Regelungen zugunsten des Arbeitnehmers enthalten.

(4) "Ein Verzicht auf entstandene tarifliche Rechte ist nur in einem von den Tarifvertragsparteien gebilligten
Vergleich zuldssig. 2Die Verwirkung von tariflichen Rechten ist ausgeschlossen. 3Ausschlussfristen fur die Geltend-
machung tariflicher Rechte kénnen nur im Tarifvertrag vereinbart werden.

(5) Nach Ablauf des Tarifvertrags gelten seine Rechtsnormen weiter, bis sie durch eine andere Abmachung
ersetzt werden.
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§4a
Tarifkollision
(1) Zur Sicherung der Schutzfunktion, Verteilungsfunktion, Befriedungsfunktion sowie Ordnungsfunktion von
Rechtsnormen des Tarifvertrags werden Tarifkollisionen im Betrieb vermieden.

(2) 'Der Arbeitgeber kann nach § 3 an mehrere Tarifvertrage unterschiedlicher Gewerkschaften gebunden sein.
2Soweit sich die Geltungsbereiche nicht inhaltsgleicher Tarifvertrage verschiedener Gewerkschaften iiberschneiden
(kollidierende Tarifvertrage), sind im Betrieb nur die Rechtsnormen des Tarifvertrags derjenigen Gewerkschaft an-
wendbar, die zum Zeitpunkt des Abschlusses des zuletzt abgeschlossenen kollidierenden Tarifvertrags im Betrieb
die meisten in einem Arbeitsverhdltnis stehenden Mitglieder hat (Mehrheitstarifvertrag); wurden beim Zustande-
kommen des Mehrheitstarifvertrags die Interessen von Arbeitnehmergruppen, die auch von dem nach dem ersten
Halbsatz nicht anzuwendenden Tarifvertrag erfasst werden, nicht ernsthaft und wirksam beriicksichtigt, sind auch
die Rechtsnormen dieses Tarifvertrags anwendbar. Kollidieren die Tarifvertrége erst zu einem spateren Zeitpunkt,
ist dieser fiir die Mehrheitsfeststellung maBgeblich. *Als Betriebe gelten auch ein Betrieb nach § 1 Absatz 1 Satz 2
des Betriebsverfassungsgesetzes und ein durch Tarifvertrag nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 des Betriebsverfas-
sungsgesetzes errichteter Betrieb, es sei denn, dies steht den Zielen des Absatzes 1 offensichtlich entgegen. °Dies
ist inshesondere der Fall, wenn die Betriebe von Tarifvertragsparteien unterschiedlichen Wirtschaftszweigen oder
deren Wertschopfungsketten zugeordnet worden sind.

(3) Fiir Rechtsnormen eines Tarifvertrags iiber eine betriebsverfassungsrechtliche Frage nach §3 Absatz 1 und
§ 117 Absatz 2 des Betriebsverfassungsgesetzes gilt Absatz 2 Satz 2 nur, wenn diese betriebsverfassungsrechtliche
Frage bereits durch Tarifvertrag einer anderen Gewerkschaft geregelt ist.

(4) 'Eine Gewerkschaft kann vom Arbeitgeber oder von der Vereinigung der Arbeitgeber die Nachzeichnung
der Rechtsnormen eines mit ihrem Tarifvertrag kollidierenden Tarifvertrags verlangen. 2Der Anspruch auf Nachzeich-
nung beinhaltet den Abschluss eines die Rechtsnormen des kollidierenden Tarifvertrags enthaltenden Tarifvertrags,
soweit sich die Geltungsbereiche und Rechtsnormen der Tarifvertrdge Uberschneiden. Die Rechtsnormen eines
nach Satz 1 nachgezeichneten Tarifvertrags gelten unmittelbar und zwingend, soweit der Tarifvertrag der nach-
zeichnenden Gewerkschaft nach Absatz 2 Satz 2 nicht zur Anwendung kommt.

(5) 'Nimmt ein Arbeitgeber oder eine Vereinigung von Arbeitgebern mit einer Gewerkschaft Verhandlungen
iiber den Abschluss eines Tarifvertrags auf, ist der Arbeitgeber oder die Vereinigung von Arbeitgebern verpflichtet,
dies rechtzeitig und in geeigneter Weise bekanntzugeben. 2Eine andere Gewerkschaft, zu deren satzungsgemaBen
Aufgaben der Abschluss eines Tarifvertrags nach Satz 1 gehort, ist berechtigt, dem Arbeitgeber oder der Vereini-
gung von Arbeitgebern ihre Vorstellungen und Forderungen mindlich vorzutragen.
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Gesetz liber Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsvertrage
(Teilzeit- und Befristungsgesetz — TzBfG)

— Auszug -

ERSTER ABSCHNITT
Allgemeine Vorschriften

§4
Verbot der Diskriminierung
(1) 'Ein teilzeitbeschaftigter Arbeitnehmer darf wegen der Teilzeitarbeit nicht schlechter behandelt werden als
ein vergleichbarer vollzeitbeschaftigter Arbeitnehmer, es sei denn, dass sachliche Grinde eine unterschiedliche
Behandlung rechtfertigen. 2Einem teilzeitbeschaftigten Arbeitnehmer ist Arbeitsentgelt oder eine andere teilbare
geldwerte Leistung mindestens in dem Umfang zu gewahren, der dem Anteil seiner Arbeitszeit an der Arbeitszeit
eines vergleichbaren vollzeitbeschaftigten Arbeitnehmers entspricht.

(2) "Ein befristet beschaftigter Arbeitnehmer darf wegen der Befristung des Arbeitsvertrages nicht schlechter
behandelt werden, als ein vergleichbarer unbefristet beschaftigter Arbeitnehmer, es sei denn, dass sachliche Griin-
de eine unterschiedliche Behandlung rechtfertigen. 2Einem befristet beschaftigten Arbeitnehmer ist Arbeitsentgelt
oder eine andere teilbare geldwerte Leistung, die fiir einen bestimmten Bemessungszeitraum gewahrt wird, mindes-
tens in dem Umfang zu gewdhren, der dem Anteil seiner Beschaftigungsdauer am Bemessungszeitraum entspricht.
3Sind bestimmte Beschaftigungsbedingungen von der Dauer des Bestehens des Arbeitsverhaltnisses in demselben
Betrieb oder Unternehmen abhangig, so sind fir befristet beschaftigte Arbeitnehmer dieselben Zeiten zu beriick-
sichtigen wie fiir unbefristet beschaftigte Arbeitnehmer, es sei denn, dass eine unterschiedliche Berticksichtigung
aus sachlichen Griinden gerechtfertigt ist.

§5
Benachteiligungsverbot

Der Arbeitgeber darf einen Arbeitnehmer nicht wegen der Inanspruchnahme von Rechten nach diesem Gesetz
benachteiligen.

ZWEITER ABSCHNITT
Teilzeitarbeit

§6
Forderung von Teilzeitarbeit
Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmern, auch in leitenden Positionen, Teilzeitarbeit nach MaBgabe dieses
Gesetzes zu ermoglichen.

§7
Ausschreibung; Erorterung; Information iiber freie Arbeitsplatze
(1) Der Arbeitgeber hat einen Arbeitsplatz, den er 6ffentlich oder innerhalb des Betriebes ausschreibt, auch als
Teilzeitarbeitsplatz auszuschreiben, wenn sich der Arbeitsplatz hierfir eignet.

(2) 'Der Arbeitgeber hat mit dem Arbeitnehmer dessen Wunsch nach Veranderung von Dauer oder Lage oder
von Dauer und Lage seiner vertraglich vereinbarten Arbeitszeit zu errtern. ?Dies gilt unabhangig vom Umfang der
Arbeitszeit. *Der Arbeitnehmer kann ein Mitglied der Arbeitnehmervertretung zur Unterstlitzung oder Vermittlung
hinzuziehen.
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(3) Der Arbeitgeber hat einen Arbeitnehmer, der ihm den Wunsch nach einer Veranderung von Dauer oder Lage
oder von Dauer und Lage seiner vertraglich vereinbarten Arbeitszeit angezeigt hat, iber entsprechende Arbeits-
platze zu informieren, die im Betrieb oder Unternehmen besetzt werden sollen.

(4) "Der Arbeitgeber hat die Arbeitnehmervertretung iiber angezeigte Arbeitszeitwiinsche nach Absatz 2 so-
wie (iber Teilzeitarbeit im Betrieb und Unternehmen zu informieren, insbesondere iiber vorhandene oder geplante
Teilzeitarbeitsplatze und Uber die Umwandlung von Teilzeitarbeitsplatzen in Vollzeitarbeitspldtze oder umgekehrt.
2Der Arbeitnehmervertretung sind auf Verlangen die erforderlichen Unterlagen zur Verfligung zu stellen; § 92 des
Betriebsverfassungsgesetzes bleibt unbertihrt.

§10
Aus- und Weiterbildung
Der Arbeitgeber hat Sorge zu tragen, dass auch teilzeitbeschaftigte Arbeitnehmer an Aus- und Weiterbil-
dungsmaBnahmen zur Férderung der beruflichen Entwicklung und Mobilitat teilnehmen kdnnen, es sei denn, dass
dringende betriebliche Griinde oder Aus- und Weiterbildungswiinsche anderer teilzeit- oder vollzeitbeschaftigter
Arbeitnehmer entgegenstehen.

§1
Kiindigungsverbot
Die Kiindigung eines Arbeitsverhaltnisses wegen der Weigerung eines Arbeitnehmers, von einem Vollzeit- in
ein Teilzeitarbeitsverhdltnis oder umgekehrt zu wechseln, ist unwirksam. Das Recht zur Kiindigung des Arbeitsver-
haltnisses aus anderen Griinden bleibt unberihrt.

§12
Arbeit auf Abruf

(1) 'Arbeitgeber und Arbeitnehmer kénnen vereinbaren, dass der Arbeitnehmer seine Arbeitsleistung entspre-
chend dem Arbeitsanfall zu erbringen hat (Arbeit auf Abruf). ?Die Vereinbarung muss eine bestimmte Dauer der
wdchentlichen und taglichen Arbeitszeit festlegen. *Wenn die Dauer der wochentlichen Arbeitszeit nicht festgelegt
ist, gilt eine Arbeitszeit von zwanzig Stunden als vereinbart. “Wenn die Dauer der tdglichen Arbeitszeit nicht festge-
legtist, hat der Arbeitgeber die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers jeweils fiir mindestens drei aufeinander folgende
Stunden in Anspruch zu nehmen.

(2) "Ist fir die Dauer der wéchentlichen Arbeitszeit nach Abs. 1. 2 eine Mindestarbeitszeit vereinbart, darf der
Arbeitgeber nur bis zu 25 Prozent der wéchentlichen Arbeitszeit zusatzlich abrufen. 2Ist fir die Dauer der wochent-
lichen Arbeitszeit nach Absatz 1 Satz 2 eine Hochstarbeitszeit vereinbart, darf der Arbeitgeber nur bis zu 20 % der
wochentlichen Arbeitszeit weniger abrufen.

(3) Der Arbeitnehmer ist nur zur Arbeitsleistung verpflichtet, wenn der Arbeitgeber ihm die Lage seiner Arbeits-
zeit jeweils mindestens vier Tage im Voraus mitteilt.

(4) "Zur Berechnung der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall ist die maBgebende regelmaBige Arbeitszeit im
Sinne von §4 Abs. 1 des Entgeltfortzahlungsgesetzes die durchschnittliche Arbeitszeit der letzten drei Monate vor
Beginn der Arbeitsunfahigkeit (Referenzzeitraum). 2Hat das Arbeitsverhaltnis bei Beginn der Arbeitsunfahigkeit kei-
ne drei Monate bestanden, ist der Berechnung des Entgeltfortzahlungsanspruchs die durchschnittliche Arbeitszeit
dieses kiirzeren Zeitraums zugrunde zu legen. 3Zeiten von Kurzarbeit, unverschuldeter Arbeitsversaumnis, Arbeits-
ausfdlle und Urlaub im Referenzzeitraum bleiben auBer Betracht. “Fiir den Arbeitnehmer glinstigere Regelungen zur
Berechnung der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall finden Anwendung

(5) Fiir die Berechnung der Entgeltzahlung an Feiertagen nach § 2 Absatz 1 des Entgeltfortzahlungsgesetzes
gilt Absatz 4 entsprechend.

(6) 'Durch Tarifvertrag kann von den Absatzen 1 und 3 auch zuungunsten des Arbeitnehmers abgewichen
werden, wenn der Tarifvertrag Regelungen iber die tdgliche und wdchentliche Arbeitszeit und die Vorankiindi-
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gungsfrist vorsieht. 2lm Geltungsbereich eines solchen Tarifvertrages konnen nicht tarifgebundene Arbeitgeber und
Arbeitnehmer die Anwendung der tariflichen Regelungen iber die Arbeit auf Abruf vereinbaren.

DRITTER ABSCHNITT
Befristete Arbeitsvertrage

§14
Zulassigkeit der Befristung

(1) 'Die Befristung eines Arbeitsvertrages ist zuldssig, wenn sie durch einen sachlichen Grund gerechtfertigt ist.
%Ein sachlicher Grund liegt inshesondere vor, wenn

1. der betriebliche Bedarf an der Arbeitsleistung nur voriibergehend besteht,

2. die Befristung im Anschluss an eine Ausbildung oder ein Studium erfolgt, um den Ubergang des Arbeitnehmers
in eine Anschlussheschaftigung zu erleichtern,

der Arbeitnehmer zur Vertretung eines anderen Arbeitnehmers beschaftigt wird,

die Eigenart der Arbeitsleistung die Befristung rechtfertigt,

die Befristung zur Erprobung erfolgt,

in der Person des Arbeitnehmers liegende Griinde die Befristung rechtfertigen,

der Arbeitnehmer aus Haushaltsmitteln vergltet wird, die haushaltsrechtlich fiir eine befristete Beschaftigung
bestimmt sind, und er entsprechend beschéftigt wird oder

8. die Befristung auf einem gerichtlichen Vergleich beruht.

(2) 'Die kalendermaBige Befristung eines Arbeitsvertrages ohne Vorliegen eines sachlichen Grundes ist bis zur
Dauer von zwei Jahren zuldssig; bis zu dieser Gesamtdauer von zwei Jahren ist auch die hichstens dreimalige Ver-
ldngerung eines kalendermaBig befristeten Arbeitsvertrages zuldssig. ?Eine Befristung nach Satz 1 ist nicht zuldssig,
wenn mit demselben Arbeitgeber bereits zuvor ein befristetes oder unbefristetes Arbeitsverhéltnis bestanden hat.
3Durch Tarifvertrag kann die Anzahl der Verlangerungen oder die Hochstdauer der Befristung abweichend von Satz

1 festgelegt werden. “Im Geltungsbereich eines solchen Tarifvertrages kdnnen nicht tarifgebundene Arbeitgeber
und Arbeitnehmer die Anwendung der tariflichen Regelungen vereinbaren.

~N oUW

(2a) 'In den ersten vier Jahren nach der Griindung eines Unternehmens ist die kalenderméaBige Befristung eines
Arbeitsvertrages ohne Vorliegen eines sachlichen Grundes bis zur Dauer von vier Jahren zuldssig; bis zu dieser Ge-
samtdauer von vier Jahren ist auch die mehrfache Verlangerung eines kalendermaBig befristeten Arbeitsvertrages
zulassig. Dies gilt nicht fir Neugriindungen im Zusammenhang mit der rechtlichen Umstrukturierung von Unter-
nehmen und Konzernen. 3MaBgebend fiir den Zeitpunkt der Griindung des Unternehmens ist die Aufnahme einer
Erwerbstatigkeit, die nach § 138 der Abgabenordnung der Gemeinde oder dem Finanzamt mitzuteilen ist. “Auf die
Befristung eines Arbeitsvertrages nach Satz 1 findet Absatz 2 Satz 2 bis 4 entsprechende Anwendung.

(3) 'Die kalenderméBige Befristung eines Arbeitsvertrages ohne Vorliegen eines sachlichen Grundes ist bis
zu einer Dauer von flnf Jahren zuldssig, wenn der Arbeitnehmer bei Beginn des befristeten Arbeitsverhéltnisses
das 52. Lebensjahr vollendet hat und unmittelbar vor Beginn des befristeten Arbeitsverhdltnisses mindestens vier
Monate beschéftigungslos im Sinne des § 138 Absatz 1 Nummer 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch gewesen
ist, Transferkurzarbeitergeld bezogen oder an einer 6ffentlich geférderten BeschéftigungsmaBnahme nach dem
Zweiten oder Dritten Buch Sozialgesetzbuch teilgenommen hat. 2Bis zu der Gesamtdauer von fiinf Jahren ist auch
die mehrfache Verlangerung des Arbeitsvertrages zuldssig.

(4) Die Befristung eines Arbeitsvertrages bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform.
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§18
Information iiber unbefristete Arbeitsplatze
'Der Arbeitgeber hat die befristet beschaftigten Arbeitnehmer Uiber entsprechende unbefristete Arbeitsplatze
zu informieren, die besetzt werden sollen. 2Die Information kann durch allgemeine Bekanntgabe an geeigneter, den
Arbeitnehmern zuganglicher Stelle im Betrieb und Unternehmen erfolgen.

§19
Aus- und Weiterbildung
Der Arbeitgeber hat Sorge zu tragen, dass auch befristet beschéftigte Arbeitnehmer an angemessenen Aus-
und WeiterbildungsmaBnahmen zur Férderung der beruflichen Entwicklung und Mobilitét teilnehmen kdnnen, es
sei denn, dass dringende betriebliche Griinde oder Aus- und Weiterbildungswiinsche anderer Arbeitnehmer ent-
gegenstehen.

§20
Information der Arbeitnehmervertretung

Der Arbeitgeber hat die Arbeitnehmervertretung tber die Anzahl der befristet beschaftigten Arbeitnehmer und
ihren Anteil an der Gesamtbelegschaft des Betriebes und des Unternehmens zu informieren.
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Arbeitszeitgesetz (ArbZG)
— Auszug -

ERSTER ABSCHNITT
Allgemeine Vorschriften

§2
Begriffsbestimmungen

(1) Arbeitszeit im Sinne dieses Gesetzes ist die Zeit vom Beginn bis zum Ende der Arbeit ohne die Ruhepausen;
Arbeitszeiten bei mehreren Arbeitgebern sind zusammenzurechnen. Im Bergbau unter Tage zahlen die Ruhepausen
zur Arbeitszeit.

(2) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind Arbeiter und Angestellte sowie die zu ihrer Berufsbildung Be-
schaftigten.

(3) Nachtzeit im Sinne dieses Gesetzes ist die Zeit von 23 bis 6 Uhr, in Backereien und Konditoreien die Zeit
von 22 bis 5 Uhr.

(4) Nachtarbeit im Sinne dieses Gesetzes ist jede Arbeit, die mehr als zwei Stunden der Nachtzeit umfasst.

(5) Nachtarbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind Arbeitnehmer, die
1. auf Grund ihrer Arbeitszeitgestaltung normalerweise Nachtarbeit in Wechselschicht zu leisten haben oder
2. Nachtarbeit an mindestens 48 Tagen im Kalenderjahr leisten.

ZWEITER ABSCHNITT
Werktagliche Arbeitszeit und arbeitsfreie Zeiten

§3
Arbeitszeit der Arbeitnehmer
'Die werktagliche Arbeitszeit der Arbeitnehmer darf acht Stunden nicht iberschreiten. 2Sie kann auf bis zu
zehn Stunden nur verlangert werden, wenn innerhalb von sechs Kalendermonaten oder innerhalb von 24 Wochen
im Durchschnitt acht Stunden werktaglich nicht iberschritten werden.

§4
Ruhepausen
'Die Arbeit ist durch im Voraus feststehende Ruhepausen von mindestens 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von
mehr als sechs bis zu neun Stunden und 45 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als neun Stunden insgesamt zu
unterbrechen. 2Die Ruhepausen nach Satz 1 kdnnen in Zeitabschnitte von jeweils mindestens 15 Minuten aufgeteilt
werden. Langer als sechs Stunden hintereinander diirfen Arbeitnehmer nicht ohne Ruhepause beschaftigt werden.

§5
Ruhezeit
(1) Die Arbeitnehmer miissen nach Beendigung der taglichen Arbeitszeit eine ununterbrochene Ruhezeit von
mindestens elf Stunden haben.

(2) Die Dauer der Ruhezeit des Absatzes 1 kann in Krankenhausern und anderen Einrichtungen zur Behandlung,
Pflege und Betreuung von Personen, in Gaststatten und anderen Einrichtungen zur Bewirtung und Beherbergung,
in Verkehrsbetrieben, beim Rundfunk sowie in der Landwirtschaft und in der Tierhaltung um bis zu eine Stunde ver-
kirzt werden, wenn jede Verkiirzung der Ruhezeit innerhalb eines Kalendermonats oder innerhalb von vier Wochen
durch Verlangerung einer anderen Ruhezeit auf mindestens zwdlf Stunden ausgeglichen wird.
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(3) Abweichend von Absatz 1 kénnen in Krankenhdusern und anderen Einrichtungen zur Behandlung, Pflege
und Betreuung von Personen Kiirzungen der Ruhezeit durch Inanspruchnahmen wahrend der Rufbereitschaft, die
nicht mehr als die Halfte der Ruhezeit betragen, zu anderen Zeiten ausgeglichen werden.

§6
Nacht- und Schichtarbeit

(1) Die Arbeitszeit der Nacht- und Schichtarbeitnehmer ist nach den gesicherten arbeitswissenschaftlichen Er-
kenntnissen (iber die menschengerechte Gestaltung der Arbeit festzulegen.

(2) 'Die werktdgliche Arbeitszeit der Nachtarbeitnehmer darf acht Stunden nicht tiberschreiten. 2Sie kann auf
bis zu zehn Stunden nur verldngert werden, wenn abweichend von §3 innerhalb von einem Kalendermonat oder
innerhalb von vier Wochen im Durchschnitt acht Stunden werktaglich nicht Gberschritten werden. 3Fiir Zeitraume,
in denen Nachtarbeitnehmer im Sinne des § 2 Abs. 5 Nr. 2 nicht zur Nachtarbeit herangezogen werden, findet § 3
Satz 2 Anwendung.

(3) "Nachtarbeitnehmer sind berechtigt, sich vor Beginn der Beschaftigung und danach in regelmaBigen Zeit-
abstanden von nicht weniger als drei Jahren arbeitsmedizinisch untersuchen zu lassen. *Nach Vollendung des
50. Lebensjahres steht Nachtarbeitnehmern dieses Recht in Zeitabstanden von einem Jahr zu. 3Die Kosten der
Untersuchungen hat der Arbeitgeber zu tragen, sofern er die Untersuchungen den Nachtarbeitnehmern nicht kos-
tenlos durch einen Betriebsarzt oder einen (iberbetrieblichen Dienst von Betriebsérzten anbietet.

(4) 'Der Arbeitgeber hat den Nachtarbeitnehmer auf dessen Verlangen auf einen fiir ihn geeigneten Tages-
arbeitsplatz umzusetzen, wenn
a) nach arbeitsmedizinischer Feststellung die weitere Verrichtung von Nachtarbeit den Arbeitnehmer in seiner

Gesundheit gefahrdet oder
b) im Haushalt des Arbeitnehmers ein Kind unter zwolf Jahren lebt, das nicht von einer anderen im Haushalt

lebenden Person betreut werden kann, oder
¢) der Arbeitnehmer einen schwerpflegebediirftigen Angehérigen zu versorgen hat, der nicht von einem anderen

im Haushalt lebenden Angehdrigen versorgt werden kann,
sofern dem nicht dringende betriebliche Erfordernisse entgegenstehen. 2Stehen der Umsetzung des Nachtarbeit-
nehmers auf einen flir ihn geeigneten Tagesarbeitsplatz nach Auffassung des Arbeitgebers dringende betriebliche
Erfordernisse entgegen, so ist der Betriebs- oder Personalrat zu horen. 3Der Betriebs- oder Personalrat kann dem
Arbeitgeber Vorschlage fir eine Umsetzung unterbreiten.

(5) Soweit keine tarifvertraglichen Ausgleichsregelungen bestehen, hat der Arbeitgeber dem Nachtarbeitneh-
mer fir die wahrend der Nachtzeit geleisteten Arbeitsstunden eine angemessene Zahl bezahlter freier Tage oder
einen angemessenen Zuschlag auf das ihm hierfiir zustehende Bruttoarbeitsentgelt zu gewahren.

(6) Es ist sicherzustellen, dass Nachtarbeitnehmer den gleichen Zugang zur betrieblichen Weiterbildung und zu
aufstiegsfordernden MaBnahmen haben wie die Ubrigen Arbeitnehmer.

§7
Abweichende Regelungen

(1) In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung kann
zugelassen werden,

1. abweichend von §3

a) die Arbeitszeit Uber zehn Stunden werktaglich zu verlangern, wenn in die Arbeitszeit regelmaBig und in
erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft oder Bereitschaftsdienst fallt,

b) einen anderen Ausgleichszeitraum festzulegen,
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2. abweichend von §4 Satz 2 die Gesamtdauer der Ruhepausen in Schichtbetrieben und Verkehrsbetrieben auf
Kurzpausen von angemessener Dauer aufzuteilen,

3. abweichend von §5 Abs. 1 die Ruhezeit um bis zu zwei Stunden zu kiirzen, wenn die Art der Arbeit dies er-
fordert und die Kiirzung der Ruhezeit innerhalb eines festzulegenden Ausgleichszeitraums ausgeglichen wird,

4. abweichend von §6 Abs. 2

a) die Arbeitszeit Giber zehn Stunden werktaglich hinaus zu verlangern, wenn in die Arbeitszeit regelmaBig
und in erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft oder Bereitschaftsdienst fallt,

b) einen anderen Ausgleichszeitraum festzulegen,

5. den Beginn des siebenstiindigen Nachtzeitraums des § 2 Abs. 3 auf die Zeit zwischen 22 und 24 Uhr festzu-
legen.

(2) Sofern der Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer durch einen entsprechenden Zeitausgleich gewahrleistet
wird, kann in einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung
ferner zugelassen werden,

1. abweichend von §5 Abs. 1 die Ruhezeiten bei Rufbereitschaft den Besonderheiten dieses Dienstes anzupas-
sen, insbesondere Kiirzungen der Ruhezeit infolge von Inanspruchnahmen wahrend dieses Dienstes zu anderen
Zeiten auszugleichen,

2. die Regelungen der §§3, 5 Abs. 1 und §6 Abs. 2 in der Landwirtschaft der Bestellungs- und Erntezeit sowie
den Witterungseinflissen anzupassen,

3. die Regelungen der §§3, 4, 5 Abs. 1 und §6 Abs. 2 bei der Behandlung, Pflege und Betreuung von Personen
der Eigenart dieser Tatigkeit und dem Wohl dieser Personen entsprechend anzupassen,

4. die Regelungen der §§3, 4, 5 Abs. 1 und §6 Abs. 2 bei Verwaltungen und Betrieben des Bundes, der Lander,
der Gemeinden und sonstigen Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts sowie bei
anderen Arbeitgebern, die der Tarifbindung eines fiir den offentlichen Dienst geltenden oder eines im wesent-
lichen inhaltsgleichen Tarifvertrags unterliegen, der Eigenart der Tatigkeit bei diesen Stellen anzupassen.

(2a) In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung kann
abweichend von den §§3, 5 Abs. 1 und §6 Abs. 2 zugelassen werden, die werktdgliche Arbeitszeit auch ohne
Ausgleich tiber acht Stunden zu verlangern, wenn in die Arbeitszeit regelméBig und in erheblichem Umfang Arbeits-
bereitschaft oder Bereitschaftsdienst fallt und durch besondere Regelungen sichergestellt wird, dass die Gesundheit
der Arbeitnehmer nicht gefahrdet wird.

(3) 'Im Geltungsbereich eines Tarifvertrags nach Absatz 1, 2 oder 2a kénnen abweichende tarifvertragliche
Regelungen im Betrieb eines nicht tarifgebundenen Arbeitgebers durch Betriebs- oder Dienstvereinbarung oder,
wenn ein Betriebs- oder Personalrat nicht besteht, durch schriftliche Vereinbarung zwischen dem Arbeitgeber und
dem Arbeitnehmer iibernommen werden. 2Kénnen auf Grund eines solchen Tarifvertrags abweichende Regelungen
in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung getroffen werden, kann auch in Betrieben eines nicht tarifgebundenen
Arbeitgebers davon Gebrauch gemacht werden. *Eine nach Absatz 2 Nr. 4 getroffene abweichende tarifvertragliche
Regelung hat zwischen nicht tarifgebundenen Arbeitgebern und Arbeitnehmern Geltung, wenn zwischen ihnen
die Anwendung der fiir den 6ffentlichen Dienst geltenden tarifvertraglichen Bestimmungen vereinbart ist und die
Arbeitgeber die Kosten des Betriebs iiberwiegend mit Zuwendungen im Sinne des Haushaltsrechts decken.

(4) Die Kirchen und die 6ffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften kénnen die in Absatz 1, 2 oder 2a ge-
nannten Abweichungen in ihren Regelungen vorsehen.

(5) In einem Bereich, in dem Regelungen durch Tarifvertrag tiblicherweise nicht getroffen werden, kdnnen

Ausnahmen im Rahmen des Absatzes 1, 2 oder 2a durch die Aufsichtsbehorde bewilligt werden, wenn dies aus
betrieblichen Griinden erforderlich ist und die Gesundheit der Arbeitnehmer nicht gefahrdet wird.
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(6) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Ausnahmen im Rah-
men des Absatzes 1 oder 2 zulassen, sofern dies aus betrieblichen Griinden erforderlich ist und die Gesundheit der
Arbeitnehmer nicht gefahrdet wird.

(7) "Auf Grund einer Regelung nach Absatz 2a oder den Absétzen 3 bis 5 jeweils in Verbindung mit Absatz 2a
darf die Arbeitszeit nur verldngert werden, wenn der Arbeitnehmer schriftlich eingewilligt hat. 2Der Arbeitnehmer
kann die Einwilligung mit einer Frist von sechs Monaten schriftlich widerrufen. *Der Arbeitgeber darf einen Arbeit-
nehmer nicht benachteiligen, weil dieser die Einwilligung zur Verlangerung der Arbeitszeit nicht erklért oder die
Einwilligung widerrufen hat.

(8) "Werden Regelungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 4, Absatz 2 Nr. 2 bis 4 oder solche Regelungen auf Grund
der Absatze 3 und 4 zugelassen, darf die Arbeitszeit 48 Stunden wdchentlich im Durchschnitt von zwolf Kalender-
monaten nicht Uberschreiten. 2Erfolgt die Zulassung auf Grund des Absatzes 5, darf die Arbeitszeit 48 Stunden
wdchentlich im Durchschnitt von sechs Kalendermonaten oder 24 Wochen nicht tberschreiten.

(9) Wird die werktagliche Arbeitszeit iber zwdélf Stunden hinaus verlangert, muss im unmittelbaren Anschluss
an die Beendigung der Arbeitszeit eine Ruhezeit von mindestens elf Stunden gewahrt werden.

§8
Gefahrliche Arbeiten

'Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates fiir einzelne Beschafti-
gungsbereiche, fiir bestimmte Arbeiten oder fir bestimmte Arbeitnehmergruppen, bei denen besondere Gefahren
fir die Gesundheit der Arbeitnehmer zu erwarten sind, die Arbeitszeit iiber § 3 hinaus beschranken, die Ruhepausen
und Ruhezeiten iber die §§4 und 5 hinaus ausdehnen, die Regelungen zum Schutz der Nacht und Schichtarbeit-
nehmer in § 6 erweitern und die Abweichungsméglichkeiten nach § 7 beschranken, soweit dies zum Schutz der Ge-
sundheit der Arbeitnehmer erforderlich ist. ?Satz 1 gilt nicht fiir Beschaftigungsbereiche und Arbeiten in Betrieben,
die der Bergaufsicht unterliegen.

DRITTER ABSCHNITT
Sonn- und Feiertagsruhe

§9
Sonn- und Feiertagsruhe

(1) Arbeitnehmer diirfen an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen von 0 bis 24 Uhr nicht beschaftigt werden.

(2) In mehrschichtigen Betrieben mit regelmaBiger Tag- und Nachtschicht kann Beginn oder Ende der Sonn-
und Feiertagsruhe um bis zu sechs Stunden vor- oder zuriickverlegt werden, wenn fiir die auf den Beginn der Ruhe-
zeit folgenden 24 Stunden der Betrieb ruht.

(3) Firr Kraftfahrer und Beifahrer kann der Beginn der 24-stiindigen Sonn- und Feiertagsruhe um bis zu zwei
Stunden vorverlegt werden.

§10
Sonn- und Feiertagsbeschaftigung

(1) Sofern die Arbeiten nicht an Werktagen vorgenommen werden kdnnen, dirfen Arbeitnehmer an Sonn- und
Feiertagen abweichend von §9 beschaftigt werden

1. in Not- und Rettungsdiensten sowie bei der Feuerwehr,

2. zur Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie der Funktionsfahigkeit von Gerichten und
Behdrden und fir Zwecke der Verteidigung,

3. in Krankenhéusern und anderen Einrichtungen zur Behandlung, Pflege und Betreuung von Personen,
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4. in Gaststatten und anderen Einrichtungen zur Bewirtung und Beherbergung sowie im Haushalt,

5. bei Musikauffiihrungen, Theatervorstellungen, Filmvorfiihrungen, Schaustellungen, Darbietungen und anderen
ahnlichen Veranstaltungen,

6. bei nichtgewerblichen Aktionen und Veranstaltungen der Kirchen, Religionsgesellschaften, Verbénde, Vereine,
Parteien und anderer dhnlicher Vereinigungen,

7. beim Sport und in Freizeit-, Erholungs- und Vergniigungseinrichtungen, beim Fremdenverkehr sowie in Museen
und wissenschaftlichen Prasenzbibliotheken,

8. beim Rundfunk, bei der Tages- und Sportpresse, bei Nachrichtenagenturen sowie bei den der Tagesaktualitat
dienenden Tatigkeiten fiir andere Presseerzeugnisse einschlieBlich des Austragens, bei der Herstellung von
Satz, Filmen und Druckformen fir tagesaktuelle Nachrichten und Bilder, bei tagesaktuellen Aufnahmen auf
Ton- und Bildtréger sowie beim Transport und Kommissionieren von Presseerzeugnissen, deren Ersterschei-
nungstag am Montag oder am Tag nach einem Feiertag liegt,

9. bei Messen, Ausstellungen und Markten im Sinne des Titels IV der Gewerbeordnung sowie bei Volksfesten,

10. in Verkehrsbetrieben sowie beim Transport und Kommissionieren von leichtverderblichen Waren im Sinne des
§30 Abs. 3 Nr. 2 der StraBenverkehrsordnung,

11. in den Energie- und Wasserversorgungsbetrieben sowie in Abfall- und Abwasserentsorgungsbetrieben,

12. in der Landwirtschaft und in der Tierhaltung sowie in Einrichtungen zur Behandlung und Pflege von Tieren,

13. im Bewachungsgewerbe und bei der Bewachung von Betriebsanlagen,

14. bei der Reinigung und Instandhaltung von Betriebseinrichtungen, soweit hierdurch der regelmaBige Fortgang
des eigenen oder eines fremden Betriebs bedingt ist, bei der Vorbereitung der Wiederaufnahme des vollen
werktdgigen Betriebs sowie bei der Aufrechterhaltung der Funktionsfahigkeit von Datennetzen und Rechner-
systemen,

15. zur Verhlitung des Verderbens von Naturerzeugnissen oder Rohstoffen oder des Misslingens von Arbeitsergeb-
nissen sowie bei kontinuierlich durchzufiihrenden Forschungsarbeiten,

16. zur Vermeidung einer Zerstdrung oder erheblichen Beschadigung der Produktionseinrichtungen.

(2) Abweichend von §9 dirfen Arbeitnehmer an Sonn- und Feiertagen mit den Produktionsarbeiten beschéf-
tigt werden, wenn die infolge der Unterbrechung der Produktion nach Absatz 1 Nr. 14 zuldssigen Arbeiten den
Einsatz von mehr Arbeitnehmern als bei durchgehender Produktion erfordern.

(3) Abweichend von §9 diirfen Arbeitnehmer an Sonn- und Feiertagen in Béckereien und Konditoreien fiir bis
zu drei Stunden mit der Herstellung und dem Austragen oder Ausfahren von Konditorwaren und an diesem Tag zum
Verkauf kommenden Béckerwaren beschaftigt werden.

(4) Sofern die Arbeiten nicht an Werktagen vorgenommen werden kénnen, diirfen Arbeitnehmer zur Durch-
fihrung des Eil- und GroBbetragszahlungsverkehrs und des Geld-, Devisen-, Wertpapier- und Derivatehandels ab-
weichend von §9 Abs. 1 an den auf einen Werktag fallenden Feiertagen beschaftigt werden, die nicht in allen
Mitgliedstaaten der Europdischen Union Feiertage sind.

§1
Ausgleich fiir Sonn- und Feiertagsbeschaftigung
(1) Mindestens 15 Sonntage im Jahr miissen beschaftigungsfrei bleiben.

(2) Fur die Beschéftigung an Sonn- und Feiertagen gelten die §§ 3 bis 8 entsprechend, jedoch diirfen durch die
Arbeitszeit an Sonn- und Feiertagen die in den §§3, 6 Abs. 2, §§7 und 21a Abs. 4 bestimmten Héchstarbeitszeiten
und Ausgleichszeitraume nicht Giberschritten werden.

(3) 'Werden Arbeitnehmer an einem Sonntag beschéftigt, miissen sie einen Ersatzruhetag haben, der innerhalb
eines den Beschaftigungstag einschlieBenden Zeitraums von zwei Wochen zu gewahren ist. 2Werden Arbeitnehmer
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an einem auf einen Werktag fallenden Feiertag beschéaftigt, miissen sie einen Ersatzruhetag haben, der innerhalb
eines den Beschéaftigungstag einschlieBenden Zeitraums von acht Wochen zu gewahren ist.

(4) Die Sonn- oder Feiertagsruhe des §9 oder der Ersatzruhetag des Absatzes 3 ist den Arbeitnehmern unmit-
telbar in Verbindung mit einer Ruhezeit nach § 5 zu gewéhren, soweit dem technische oder arbeitsorganisatorische
Griinde nicht entgegenstehen.

§12
Abweichende Regelungen
'In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung kann zu-
gelassen werden,

1. abweichend von § 11 Abs. 1 die Anzahl der beschaftigungsfreien Sonntage in den Einrichtungen des § 10 Abs.
1Nr. 2, 3, 4 und 10 auf mindestens zehn Sonntage, im Rundfunk, in Theaterbetrieben, Orchestern sowie bei
Schaustellungen auf mindestens acht Sonntage, in Filmtheatern und in der Tierhaltung auf mindestens sechs
Sonntage im Jahr zu verringern,

2. abweichend von § 11 Abs. 3 den Wegfall von Ersatzruhetagen fir auf Werktage fallende Feiertage zu verein-
baren oder Arbeitnehmer innerhalb eines festzulegenden Ausgleichszeitraums beschaftigungsfrei zu stellen,

3. abweichend von § 11 Abs. 1 bis 3 in der Seeschifffahrt die den Arbeitnehmern nach diesen Vorschriften zu-
stehenden freien Tage zusammenhangend zu geben,

4. abweichend von § 11 Abs. 2 die Arbeitszeit in vollkontinuierlichen Schichtbetrieben an Sonn- und Feiertagen
auf bis zu zwolf Stunden zu verlangern, wenn dadurch zusatzliche freie Schichten an Sonn- und Feiertagen
erreicht werden.

287 Abs. 3 bis 6 findet Anwendung.
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Mutterschutzgesetz (MuSchG)
— Auszug -

ABSCHNITT 2
Gesundheitsschutz

Unterabschnitt 1
Arbeitszeitlicher Gesundheitsschutz

§3
Schutzfristen vor und nach der Entbindung

(1) 'Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau in den letzten sechs Wochen vor der Entbindung nicht beschéf-
tigen (Schutzfrist vor der Entbindung), soweit sie sich nicht zur Arbeitsleistung ausdriicklich bereit erklart. 2Sie kann
die Erklérung nach Satz 1 jederzeit mit Wirkung fiir die Zukunft widerrufen. 3Fir die Berechnung der Schutzfrist vor
der Entbindung ist der voraussichtliche Tag der Entbindung maBgeblich, wie er sich aus dem arztlichen Zeugnis oder
dem Zeugnis einer Hebamme oder eines Entbindungspflegers ergibt. “Entbindet eine Frau nicht am voraussicht-
lichen Tag, verkiirzt oder verlangert sich die Schutzfrist vor der Entbindung entsprechend.

(2) "Der Arbeitgeber darf eine Frau bis zum Ablauf von acht Wochen nach der Entbindung nicht beschaftigen
Schutzfrist nach der Entbindung). Die Schutzfrist nach der Entbindung verlangert sich auf zwolf Wochen

—

bei Friihgeburten,
bei Mehrlingsgeburten und,

wenn vor Ablauf von acht Wochen nach der Entbindung bei dem Kind eine Behinderung im Sinne von §2 Ab-
satz 1 Satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch arztlich festgestellt wird.

*Bei vorzeitiger Entbindung verlangert sich die Schutzfrist nach der Entbindung nach Satz 1 oder nach Satz 2
um den Zeitraum der Verkiirzung der Schutzfrist vor der Entbindung nach Absatz 1 Satz 4. *Nach Satz 2 Nummer 3
verlangert sich die Schutzfrist nach der Entbindung nur, wenn die Frau dies beantragt.

(3) 'Die Ausbildungsstelle darf eine Frau im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 8 bereits in der Schutzfrist
nach der Entbindung im Rahmen der schulischen oder hochschulischen Ausbildung tatig werden lassen, wenn
die Frau dies ausdriicklich gegeniber ihrer Ausbildungsstelle verlangt. 2Die Frau kann ihre Erkldrung jederzeit mit
Wirkung fir die Zukunft widerrufen.

(4) "Der Arbeitgeber darf eine Frau nach dem Tod ihres Kindes bereits nach Ablauf der ersten zwei Wochen
nach der Entbindung beschéftigen, wenn
1. die Frau dies ausdriicklich verlangt und
2. nach drztlichem Zeugnis nichts dagegen spricht.

W=

%Sie kann ihre Erklarung nach Satz 1 Nummer 1 jederzeit mit Wirkung fir die Zukunft widerrufen.

§4
Verbot der Mehrarbeit; Ruhezeit

(1) 'Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende Frau, die 18 Jahre oder alter ist, nicht mit einer Arbeit
beschéftigen, die die Frau tber achteinhalb Stunden tdglich oder tiber 90 Stunden in der Doppelwoche hinaus zu
leisten hat. 2Eine schwangere oder stillende Frau unter 18 Jahren darf der Arbeitgeber nicht mit einer Arbeit be-
schaftigen, die die Frau diber acht Stunden taglich oder iiber 80 Stunden in der Doppelwoche hinaus zu leisten hat.
3In die Doppelwoche werden die Sonntage eingerechnet. *Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende Frau
nicht in einem Umfang beschaftigen, der die vertraglich vereinbarte wochentliche Arbeitszeit im Durchschnitt des
Monats Ubersteigt. *Bei mehreren Arbeitgebern sind die Arbeitszeiten zusammenzurechnen.
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(2) Der Arbeitgeber muss der schwangeren oder stillenden Frau nach Beendigung der taglichen Arbeitszeit eine
ununterbrochene Ruhezeit von mindestens elf Stunden gewahren.

§5
Verbot der Nachtarbeit

(1) 'Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende Frau nicht zwischen 20 Uhr und 6 Uhr beschéftigen.
2Er darf sie bis 22 Uhr beschaftigen, wenn die Voraussetzungen des § 28 erfillt sind.

(2) 'Die Aushbildungsstelle darf eine schwangere oder stillende Frau im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 8
nicht zwischen 20 Uhr und 6 Uhr im Rahmen der schulischen oder hochschulischen Ausbildung tdtig werden lassen.
“Die Aushildungsstelle darf sie an Ausbildungsveranstaltungen bis 22 Uhr teilnehmen lassen, wenn

1. sich die Frau dazu ausdriicklich bereit erklart,
die Teilnahme zu Ausbildungszwecken zu dieser Zeit erforderlich ist und

3. insbesondere eine unverantwortbare Gefahrdung fiir die schwangere Frau oder ihr Kind durch Alleinarbeit aus-
geschlossen ist.

3Die schwangere oder stillende Frau kann ihre Erklarung nach Satz 2 Nummer 1 jederzeit mit Wirkung fiir die
Zukunft widerrufen.

§6
Verbot der Sonn- und Feiertagsarbeit

(1) 'Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende Frau nicht an Sonn- und Feiertagen beschaftigen. Er
darf sie an Sonn- und Feiertagen nur dann beschéftigen, wenn

1. sich die Frau dazu ausdriicklich bereit erklart,

2. eine Ausnahme vom allgemeinen Verbot der Arbeit an Sonn- und Feiertagen nach § 10 des Arbeitszeitgesetzes
zugelassen ist,
3. der Frau in jeder Woche im Anschluss an eine ununterbrochene Nachtruhezeit von mindestens elf Stunden ein

Ersatzruhetag gewahrt wird und
4. inshesondere eine unverantwortbare Gefahrdung fiir die schwangere Frau oder ihr Kind durch Alleinarbeit aus-

geschlossen ist.

2Die schwangere oder stillende Frau kann ihre Erkldrung nach Satz 2 Nummer 1 jederzeit mit Wirkung fir die
Zukunft widerrufen.

(2) 'Die Ausbildungsstelle darf eine schwangere oder stillende Frau im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 8 nicht an Sonn- und Feiertagen im Rahmen der schulischen oder hochschulischen Ausbildung tétig werden
lassen. 2Die Ausbildungsstelle darf sie an Ausbildungsveranstaltungen an Sonn- und Feiertagen teilnehmen lassen,
wenn
1. sich die Frau dazu ausdricklich bereit erklart,

2. die Teilnahme zu Ausbildungszwecken zu dieser Zeit erforderlich ist,
3. der Frau in jeder Woche im Anschluss an eine ununterbrochene Nachtruhezeit von mindestens elf Stunden ein

Ersatzruhetag gewahrt wird und
4. insbesondere eine unverantwortbare Gefahrdung fiir die schwangere Frau oder ihr Kind durch Alleinarbeit aus-

geschlossen ist.

3Die schwangere oder stillende Frau kann ihre Erklarung nach Satz 2 Nummer 1 jederzeit mit Wirkung fiir die
Zukunft widerrufen.
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§7
Freistellung fiir Untersuchungen und zum Stillen
(1) 'Der Arbeitgeber hat eine Frau fir die Zeit freizustellen, die zur Durchfiihrung der Untersuchungen im
Rahmen der Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung bei Schwangerschaft und Mutterschaft erforderlich
sind. Entsprechendes gilt zugunsten einer Frau, die nicht in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert ist.

(2) 'Der Arbeitgeber hat eine stillende Frau auf ihr Verlangen wéhrend der ersten zwdlf Monate nach der Ent-
bindung fiir die zum Stillen erforderliche Zeit freizustellen, mindestens aber zweimal tdglich fir eine halbe Stunde
oder einmal taglich fir eine Stunde. 2Bei einer zusammenhangenden Arbeitszeit von mehr als acht Stunden soll auf
Verlangen der Frau zweimal eine Stillzeit von mindestens 45 Minuten oder, wenn in der Nahe der Arbeitsstatte keine
Stillgelegenheit vorhanden ist, einmal eine Stillzeit von mindestens 90 Minuten gewdhrt werden. 3Die Arbeitszeit
gilt als zusammenhéngend, wenn sie nicht durch eine Ruhepause von mehr als zwei Stunden unterbrochen wird.

Unterabschnitt 2
Betrieblicher Gesundheitsschutz

§9
Gestaltung der Arbeitsbedingungen; unverantwortbare Geféhrdung

(1) 'Der Arbeitgeber hat bei der Gestaltung der Arbeitsbedingungen einer schwangeren oder stillenden Frau
alle aufgrund der Gefahrdungsbeurteilung nach § 10 erforderlichen MaBnahmen fiir den Schutz ihrer physischen
und psychischen Gesundheit sowie der ihres Kindes zu treffen. ?Er hat die MaBnahmen auf ihre Wirksamkeit zu
tiberpriifen und erforderlichenfalls den sich &ndernden Gegebenheiten anzupassen. 3Soweit es nach den Vorschrif-
ten dieses Gesetzes verantwortbar ist, ist der Frau auch wahrend der Schwangerschaft, nach der Entbindung und
in der Stillzeit die Fortflihrung ihrer Tatigkeiten zu ermdglichen. “Nachteile aufgrund der Schwangerschaft, der Ent-
bindung oder der Stillzeit sollen vermieden oder ausgeglichen werden.

(2) 'Der Arbeitgeber hat die Arbeitsbedingungen so zu gestalten, dass Gefahrdungen einer schwangeren oder
stillenden Frau oder ihres Kindes moglichst vermieden werden und eine unverantwortbare Gefahrdung ausge-
schlossen wird. 2Eine Gefdhrdung ist unverantwortbar, wenn die Eintrittswahrscheinlichkeit einer Gesundheits-
beeintrachtigung angesichts der zu erwartenden Schwere des méglichen Gesundheitsschadens nicht hinnehmbar
ist. Eine unverantwortbare Gefdhrdung gilt als ausgeschlossen, wenn der Arbeitgeber alle Vorgaben einhélt, die
aller Wahrscheinlichkeit nach dazu fiihren, dass die Gesundheit einer schwangeren oder stillenden Frau oder ihres
Kindes nicht beeintrachtigt wird.

(3) 'Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass die schwangere oder stillende Frau ihre Tétigkeit am Arbeits-
platz, soweit es fir sie erforderlich ist, kurz unterbrechen kann. %Er hat dariiber hinaus sicherzustellen, dass sich die
schwangere oder stillende Frau wéhrend der Pausen und Arbeitsunterbrechungen unter geeigneten Bedingungen
hinlegen, hinsetzen und ausruhen kann.

(4) 'Alle MaBnahmen des Arbeitgebers nach diesem Unterabschnitt sowie die Beurteilung der Arbeitsbedin-
gungen nach § 10 miissen dem Stand der Technik, der Arbeitsmedizin und der Hygiene sowie den sonstigen ge-
sicherten wissenschaftlichen Erkenntnissen entsprechen. 2Der Arbeitgeber hat bei seinen MaBnahmen die vom
Ausschuss flir Mutterschutz ermittelten und nach §30 Absatz 4 im Gemeinsamen Ministerialblatt veréffentlichten
Regeln und Erkenntnisse zu berlicksichtigen; bei Einhaltung dieser Regeln und bei Beachtung dieser Erkenntnisse ist
davon auszugehen, dass die in diesem Gesetz gestellten Anforderungen erfiillt sind.

(5) Der Arbeitgeber kann zuverldssige und fachkundige Personen schriftlich damit beauftragen, ihm obliegende
Aufgaben nach diesem Unterabschnitt in eigener Verantwortung wahrzunehmen.

(6) "Kosten fiir MaBnahmen nach diesem Gesetz darf der Arbeitgeber nicht den Personen auferlegen, die bei
ihm beschéftigt sind. ?Die Kosten fir Zeugnisse und Bescheinigungen, die die schwangere oder stillende Frau auf
Verlangen des Arbeitgebers vorzulegen hat, trdgt der Arbeitgeber.
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10
Beurteilung der Arbeitsbejingungen; SchutzmaBnahmen

(1) "Im Rahmen der Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach §5 des Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeit-
geber flir jede Tatigkeit
1. die Gefahrdungen nach Art, AusmaB und Dauer zu beurteilen, denen eine schwangere oder stillende Frau oder

ihr Kind ausgesetzt ist oder sein kann, und
2. unter Berticksichtigung des Ergebnisses der Beurteilung der Gefahrdung nach Nummer 1 zu ermitteln, ob fir

eine schwangere oder stillende Frau oder ihr Kind voraussichtlich

a) keine SchutzmaBnahmen erforderlich sein werden,

b) eine Umgestaltung der Arbeitshedingungen nach § 13 Absatz 1 Nummer 1 erforderlich sein wird oder

¢) eine Fortflihrung der Tatigkeit der Frau an diesem Arbeitsplatz nicht mdglich sein wird.

Bei gleichartigen Arbeitsbedingungen ist die Beurteilung eines Arbeitsplatzes oder einer Tatigkeit aus-
reichend.

(2) 'Sobald eine Frau dem Arbeitgeber mitgeteilt hat, dass sie schwanger ist oder stillt, hat der Arbeitgeber un-
verziiglich die nach MaBgabe der Gefahrdungsbeurteilung nach Absatz 1 erforderlichen SchutzmaBnahmen festzu-
legen. ?Zusatzlich hat der Arbeitgeber der Frau ein Gesprach iiber weitere Anpassungen ihrer Arbeitsbedingungen
anzubieten.

(3) Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende Frau nur diejenigen Tatigkeiten ausiiben lassen, fir die
er die erforderlichen SchutzmaBnahmen nach Absatz 2 Satz 1 getroffen hat.

§1
Unzuldssige Tatigkeiten und Arbeitsbedingungen fiir schwangere Frauen
(1) "Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keine Tatigkeiten austiben lassen und sie keinen Arbeitsbedin-
gungen aussetzen, bei denen sie in einem MaB Gefahrstoffen ausgesetzt ist oder sein kann, dass dies fiir sie oder

fir ihr Kind eine unverantwortbare Gefdhrdung darstellt. 2Eine unverantwortbare Gefahrdung im Sinne von Satz 1

liegt insbesondere vor, wenn die schwangere Frau Tétigkeiten ausiibt oder Arbeitsbedingungen ausgesetzt ist, bei

denen sie folgenden Gefahrstoffen ausgesetzt ist oder sein kann:

1. Gefahrstoffen, die nach den Kriterien des Anhangs | zur Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 iiber die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von
Stoffen und Gemischen, zur Anderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und zur
Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABI. L 353 vom 31.12.2008, S. 1) zu bewerten sind
a) als reproduktionstoxisch nach der Kategorie 1A, 1B oder 2 oder nach der Zusatzkategorie fiir Wirkungen

auf oder Uber die Laktation,
b) als keimzellmutagen nach der Kategorie 1A oder 1B,

) als karzinogen nach der Kategorie 1A oder 18,

d) als spezifisch zielorgantoxisch nach einmaliger Exposition nach der Kategorie 1 oder

e) als akut toxisch nach der Kategorie 1, 2 oder 3,

la)

2. Blei und Bleiderivaten, soweit die Gefahr besteht, dass diese Stoffe vom menschlichen Kérper aufgenommen
werden, oder

3. Gefahrstoffen, die als Stoffe ausgewiesen sind, die auch bei Einhaltung der arbeitsplatzbezogenen Vorgaben
mdglicherweise zu einer Fruchtschadigung fiihren kénnen.

3Eine unverantwortbare Gefdhrdung im Sinne von Satz 1 oder 2 gilt insbesondere als ausgeschlossen,
1. wenn
a) fir den jeweiligen Gefahrstoff die arbeitsplatzbezogenen Vorgaben eingehalten werden und es sich um
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einen Gefahrstoff handelt, der als Stoff ausgewiesen ist, der bei Einhaltung der arbeitsplatzbezogenen
Vorgaben hinsichtlich einer Fruchtschadigung als sicher bewertet wird, oder

b) der Gefahrstoff nicht in der Lage ist, die Plazentaschranke zu (iberwinden, oder aus anderen Griinden
ausgeschlossen ist, dass eine Fruchtschadigung eintritt, und

2. wenn der Gefahrstoff nach den Kriterien des Anhangs | zur Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 nicht als reproduk-
tionstoxisch nach der Zusatzkategorie fir Wirkungen auf oder iiber die Laktation zu bewerten ist.

*Die vom Ausschuss fiir Mutterschutz ermittelten wissenschaftlichen Erkenntnisse sind zu beachten.

(2) 'Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keine Tatigkeiten ausiiben lassen und sie keinen Arbeitsbedin-
gungen aussetzen, bei denen sie in einem MaB mit Biostoffen der Risikogruppe 2, 3 oder 4 im Sinne von § 3 Ab-
satz 1 der Biostoffverordnung in Kontakt kommt oder kommen kann, dass dies fir sie oder fiir ihr Kind eine unver-
antwortbare Gefahrdung darstellt. 2Eine unverantwortbare Geféhrdung im Sinne von Satz 1 liegt insbesondere vor,
wenn die schwangere Frau Tatigkeiten auslbt oder Arbeitsbedingungen ausgesetzt ist, bei denen sie mit folgenden
Biostoffen in Kontakt kommt oder kommen kann:

1. mit Biostoffen, die in die Risikogruppe 4 im Sinne von § 3 Absatz 1 der Biostoffverordnung einzustufen sind,
oder
2. mit Rotelnvirus oder mit Toxoplasma.

3Die Sétze 1 und 2 gelten auch, wenn der Kontakt mit Biostoffen im Sinne von Satz 1 oder 2 therapeutische
MaBnahmen erforderlich macht oder machen kann, die selbst eine unverantwortbare Gefahrdung darstellen. *Eine
unverantwortbare Gefahrdung im Sinne von Satz 1 oder 2 gilt insbesondere als ausgeschlossen, wenn die schwan-
gere Frau Uber einen ausreichenden Immunschutz verfigt.

(3) 'Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keine Tatigkeiten ausiiben lassen und sie keinen Arbeitsbedin-
gungen aussetzen, bei denen sie physikalischen Einwirkungen in einem MaB ausgesetzt ist oder sein kann, dass dies
fur sie oder fiir ihr Kind eine unverantwortbare Gefahrdung darstellt. 2Als physikalische Einwirkungen im Sinne von
Satz 1 sind insbesondere zu berlicksichtigen:

1. ionisierende und nicht ionisierende Strahlungen,
2. Erschitterungen, Vibrationen und Larm sowie
3. Hitze, Kélte und Nasse.

(4) "Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keine Tatigkeiten ausiiben lassen und sie keinen Arbeits-
bedingungen aussetzen, bei denen sie einer belastenden Arbeitsumgebung in einem MaB ausgesetzt ist oder sein
kann, dass dies fiir sie oder fur ihr Kind eine unverantwortbare Geféhrdung darstellt. 2Der Arbeitgeber darf eine
schwangere Frau insbesondere keine Tatigkeiten ausiiben lassen
1. in Rdumen mit einem Uberdruck im Sinne von § 2 der Druckluftverordnung,

2. in Rdumen mit sauerstoffreduzierter Atmosphéare oder
3. im Bergbau unter Tage.

(5) "Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keine Tatigkeiten ausiiben lassen und sie keinen Arbeits-
bedingungen aussetzen, bei denen sie korperlichen Belastungen oder mechanischen Einwirkungen in einem MafB
ausgesetzt ist oder sein kann, dass dies fiir sie oder fiir ihr Kind eine unverantwortbare Gefahrdung darstellt. 2Der
Arbeitgeber darf eine schwangere Frau insbesondere keine Tatigkeiten ausiiben lassen, bei denen
1. sie ohne mechanische Hilfsmittel regelmaBig Lasten von mehr als 5 Kilogramm Gewicht oder gelegentlich

Lasten von mehr als 10 Kilogramm Gewicht von Hand heben, halten, bewegen oder beférdern muss,

2. sie mit mechanischen Hilfsmitteln Lasten von Hand heben, halten, bewegen oder beférdern muss und dabei
ihre korperliche Beanspruchung der von Arbeiten nach Nummer 1 entspricht,

3. sie nach Ablauf des fiinften Monats der Schwangerschaft (iberwiegend bewegungsarm standig stehen muss
und wenn diese Tatigkeit tdglich vier Stunden (iberschreitet,
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4. sie sich haufig erheblich strecken, beugen, dauernd hocken, sich gebickt halten oder sonstige Zwangshaltun-
gen einnehmen muss,

5. sie auf Befdrderungsmitteln eingesetzt wird, wenn dies fiir sie oder fiir ihr Kind eine unverantwortbare Ge-
fahrdung darstellt,

6. Unfalle, insbesondere durch Ausgleiten, Fallen oder Stlirzen, oder Tatlichkeiten zu beftirchten sind, die fir sie
oder fir ihr Kind eine unverantwortbare Geféhrdung darstellen,

sie eine Schutzausrlistung tragen muss und das Tragen eine Belastung darstellt oder

8. eine ErhGhung des Drucks im Bauchraum zu beflirchten ist, inshesondere bei Tétigkeiten mit besonderer FuB-
beanspruchung.

(6) Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau folgende Arbeiten nicht austiben lassen:

1. Akkordarbeit oder sonstige Arbeiten, bei denen durch ein gesteigertes Arbeitstempo ein héheres Entgelt erzielt
werden kann,

2. FlieBarbeit oder

3. getaktete Arbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo, wenn die Art der Arbeit oder das Arbeitstempo fiir die
schwangere Frau oder fir ihr Kind eine unverantwortbare Geféhrdung darstellt.

§12
Unzulassige Tatigkeiten und Arbeitsbedingungen fiir stillende Frauen

(1) 'Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau keine Tatigkeiten ausiiben lassen und sie keinen Arbeitsbedingun-
gen aussetzen, bei denen sie in einem MaB Gefahrstoffen ausgesetzt ist oder sein kann, dass dies fiir sie oder fiir
ihr Kind eine unverantwortbare Geféhrdung darstellt. Eine unverantwortbare Gefahrdung im Sinne von Satz 1 liegt
insbesondere vor, wenn die stillende Frau Tatigkeiten ausiibt oder Arbeitshedingungen ausgesetzt ist, bei denen sie
folgenden Gefahrstoffen ausgesetzt ist oder sein kann:

1. Gefahrstoffen, die nach den Kriterien des Anhangs | zur Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 als reproduktions-
toxisch nach der Zusatzkategorie fiir Wirkungen auf oder Uber die Laktation zu bewerten sind oder

2. Blei und Bleiderivaten, soweit die Gefahr besteht, dass diese Stoffe vom menschlichen Kérper aufgenommen
werden.

(2) 'Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau keine Tatigkeiten austiben lassen und sie keinen Arbeitsbedin-
gungen aussetzen, bei denen sie in einem MaB mit Biostoffen der Risikogruppe 2, 3 oder 4 im Sinne von § 3 Ab-
satz 1 der Biostoffverordnung in Kontakt kommt oder kommen kann, dass dies fir sie oder fiir ihr Kind eine unver-
antwortbare Gefahrdung darstellt. 2Eine unverantwortbare Geféhrdung im Sinne von Satz 1 liegt insbesondere vor,
wenn die stillende Frau Tatigkeiten austibt oder Arbeitsbedingungen ausgesetzt ist, bei denen sie mit Biostoffen
in Kontakt kommt oder kommen kann, die in die Risikogruppe 4 im Sinne von § 3 Absatz 1 der Biostoffverordnung
einzustufen sind. 3Die Satze 1 und 2 gelten auch, wenn der Kontakt mit Biostoffen im Sinne von Satz 1 oder 2 the-
rapeutische MaBnahmen erforderlich macht oder machen kann, die selbst eine unverantwortbare Gefahrdung dar-
stellen. *Eine unverantwortbare Gefdhrdung im Sinne von Satz 1 oder 2 gilt als ausgeschlossen, wenn die stillende
Frau diber einen ausreichenden Immunschutz verfiigt.

(3) 'Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau keine Tatigkeiten austiben lassen und sie keinen Arbeitsbedingun-
gen aussetzen, bei denen sie physikalischen Einwirkungen in einem MaB ausgesetzt ist oder sein kann, dass dies
fur sie oder fiir ihr Kind eine unverantwortbare Gefahrdung darstellt. 2Als physikalische Einwirkungen im Sinne von
Satz 1 sind insbesondere ionisierende und nicht ionisierende Strahlungen zu beriicksichtigen.

(4) 'Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau keine Tatigkeiten austiben lassen und sie keinen Arbeitsbedingun-
gen aussetzen, bei denen sie einer belastenden Arbeitsumgebung in einem MaB ausgesetzt ist oder sein kann, dass
dies fiir sie oder fir ihr Kind eine unverantwortbare Gefdhrdung darstellt. 2Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau
insbesondere keine Tétigkeiten ausiiben lassen
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1. in Rdumen mit einem Uberdruck im Sinne von § 2 der Druckluftverordnung oder
2. im Bergbau unter Tage.
(5) Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau folgende Arbeiten nicht austiben lassen:

1. Akkordarbeit oder sonstige Arbeiten, bei denen durch ein gesteigertes Arbeitstempo ein héheres Entgelt erzielt
werden kann,

FlieBarbeit oder

3. getaktete Arbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo, wenn die Art der Arbeit oder das Arbeitstempo fiir die
stillende Frau oder fir ihr Kind eine unverantwortbare Geféhrdung darstellt.

§13
Rangfolge der SchutzmaBnahmen: Umgestaltung der Arbeitsbedingungen, Arbeitsplatzwechsel
und betriebliches Beschaftigungsverbot

(1) Werden unverantwortbare Gefahrdungen im Sinne von §9, § 11 oder § 12 festgestellt, hat der Arbeitgeber
fir jede Tatigkeit einer schwangeren oder stillenden Frau SchutzmaBnahmen in folgender Rangfolge zu treffen:

1. Der Arbeitgeber hat die Arbeitsbedingungen fir die schwangere oder stillende Frau durch SchutzmaBnahmen
nach MaBgabe des § 9 Absatz 2 umzugestalten.

2. Kann der Arbeitgeber unverantwortbare Gefahrdungen fiir die schwangere oder stillende Frau nicht durch die
Umgestaltung der Arbeitshedingungen nach Nummer 1 ausschlieBen oder ist eine Umgestaltung wegen des
nachweislich unverhaltnismaBigen Aufwandes nicht zumutbar, hat der Arbeitgeber die Frau an einem anderen
geeigneten Arbeitsplatz einzusetzen, wenn er einen solchen Arbeitsplatz zur Verfligung stellen kann und dieser
Arbeitsplatz der schwangeren oder stillenden Frau zumutbar ist.

3. Kann der Arbeitgeber unverantwortbare Gefahrdungen fiir die schwangere oder stillende Frau weder durch
SchutzmaBnahmen nach Nummer 1 noch durch einen Arbeitsplatzwechsel nach Nummer 2 ausschlieBen, darf
er die schwangere oder stillende Frau nicht weiter beschaftigen.

§14
Dokumentation und Information durch den Arbeitgeber

(1) 'Der Arbeitgeber hat die Beurteilung der Arbeitshedingungen nach § 10 durch Unterlagen zu dokumentie-
ren, aus denen Folgendes ersichtlich ist:

1. das Ergebnis der Gefahrdungsbeurteilung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und der Bedarf an SchutzmaB-
nahmen nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2,

2. die Festlegung der erforderlichen SchutzmaBnahmen nach § 10 Absatz 2 Satz 1 sowie das Ergebnis ihrer Uber-
prifung nach §9 Absatz 1 Satz 2 und

3. das Angebot eines Gesprachs mit der Frau Uber weitere Anpassungen ihrer Arbeitsbedingungen nach § 10
Absatz 2 Satz 2 oder der Zeitpunkt eines solchen Gesprachs.

“Wenn die Beurteilung nach § 10 Absatz 1 ergibt, dass die schwangere oder stillende Frau oder ihr Kind keiner
Gefdhrdung im Sinne von § 9 Absatz 2 ausgesetzt ist oder sein kann, reicht es aus, diese Feststellung in einer fiir den
Arbeitsplatz der Frau oder fiir die Tatigkeit der Frau bereits erstellten Dokumentation der Beurteilung der Arbeits-
bedingungen nach §5 des Arbeitsschutzgesetzes zu vermerken.

(2) Der Arbeitgeber hat alle Personen, die bei ihm beschéftigt sind, Giber das Ergebnis der Gefahrdungsbeurtei-
lung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und (iber den Bedarf an SchutzmaBnahmen nach § 10 Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 zu informieren.

(3) Der Arbeitgeber hat eine schwangere oder stillende Frau tber die Gefdhrdungsbeurteilung nach § 10 Absatz
1 Satz 1 Nummer 1 und Uber die damit verbundenen fir sie erforderlichen SchutzmaBnahmen nach § 10 Absatz 2
Satz 1 in Verbindung mit § 13 zu informieren.
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§15
Mitteilungen und Nachweise der schwangeren und stillenden Frauen

(1) 'Eine schwangere Frau soll ihrem Arbeitgeber ihre Schwangerschaft und den voraussichtlichen Tag der Ent-
bindung mitteilen, sobald sie weiB, dass sie schwanger ist. ?Eine stillende Frau soll ihrem Arbeitgeber so friih wie
mdglich mitteilen, dass sie stillt.

(2) 'Auf Verlangen des Arbeitgebers soll eine schwangere Frau als Nachweis iiber ihre Schwangerschaft ein
arztliches Zeugnis oder das Zeugnis einer Hebamme oder eines Entbindungspflegers vorlegen. 2Das Zeugnis iiber
die Schwangerschaft soll den voraussichtlichen Tag der Entbindung enthalten.

Unterabschnitt 3
Arztlicher Gesundheitsschutz

§16
Arztliches Beschiftigungsverbot
(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau nicht beschaftigen, soweit nach einem arztlichen Zeugnis ihre
Gesundheit oder die ihres Kindes bei Fortdauer der Beschaftigung gefahrdet ist.
(2) Der Arbeitgeber darf eine Frau, die nach einem érztlichen Zeugnis in den ersten Monaten nach der Entbin-
dung nicht voll leistungsféhig ist, nicht mit Arbeiten beschéaftigen, die ihre Leistungsfahigkeit Gibersteigen.

ABSCHNITT 3
Kiindigungsschutz

§17
Kiindigungsverbot

(1) 'Die Kiindigung gegentber einer Frau ist unzuldssig
1. wahrend ihrer Schwangerschaft,
bis zum Ablauf von vier Monaten nach einer Fehlgeburt nach der zwdlften Schwangerschaftswoche und

3. bis zum Ende ihrer Schutzfrist nach der Entbindung, mindestens jedoch bis zum Ablauf von vier Monaten nach
der Entbindung,

wenn dem Arbeitgeber zum Zeitpunkt der Kiindigung die Schwangerschaft, die Fehlgeburt nach der zwdlften
Schwangerschaftswoche oder die Entbindung bekannt ist oder wenn sie ihm innerhalb von zwei Wochen nach Zu-
gang der Kiindigung mitgeteilt wird. 2Das Uberschreiten dieser Frist ist unschadlich, wenn die Uberschreitung auf
einem von der Frau nicht zu vertretenden Grund beruht und die Mitteilung unverziiglich nachgeholt wird. 3Die Satze
1 und 2 gelten entsprechend firr VorbereitungsmaBnahmen des Arbeitgebers, die er im Hinblick auf eine Kiindigung
der Frau trifft.

(2) 'Die fiir den Arbeitsschutz zustandige oberste Landesbehorde oder die von ihr bestimmte Stelle kann in be-
sonderen Fallen, die nicht mit dem Zustand der Frau in der Schwangerschaft, nach einer Fehlgeburt nach der zwdlf-
ten Schwangerschaftswoche oder nach der Entbindung in Zusammenhang stehen, ausnahmsweise die Kiindigung
flr zuldssig erklaren. 2Die Kiindigung bedarf der Schriftform und muss den Kiindigungsgrund angeben.
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Pflegezeitgesetz (PflegeZG)

§1
Ziel des Gesetzes
Ziel des Gesetzes ist, Beschaftigten die Mdglichkeit zu eréffnen, pflegebedtirftige nahe Angehérige in haus-
licher Umgebung zu pflegen und damit die Vereinbarkeit von Beruf und familidrer Pflege zu verbessern.

§2
Kurzzeitige Arbeitsverhinderung
(1) Beschaftigte haben das Recht, bis zu zehn Arbeitstage der Arbeit fernzubleiben, wenn dies erforderlich ist,
um fiir einen pflegebediirftigen nahen Angehdrigen in einer akut aufgetretenen Pflegesituation eine bedarfsgerech-
te Pflege zu organisieren oder eine pflegerische Versorgung in dieser Zeit sicherzustellen.

(2) 'Beschaftigte sind verpflichtet, dem Arbeitgeber ihre Verhinderung an der Arbeitsleistung und deren voraus-
sichtliche Dauer unverzliglich mitzuteilen. 2Dem Arbeitgeber ist auf Verlangen eine &rztliche Bescheinigung iber
die Pflegebediirftigkeit des nahen Angehdrigen und die Erforderlichkeit der in Absatz 1 genannten MaBnahmen
vorzulegen.

(3) "Der Arbeitgeber ist zur Fortzahlung der Vergiitung nur verpflichtet, soweit sich eine solche Verpflichtung
aus anderen gesetzlichen Vorschriften oder auf Grund einer Vereinbarung ergibt. Ein Anspruch der Beschaftigten
auf Zahlung von Pflegeunterstlitzungsgeld richtet sich nach § 44a Absatz 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch.

§3
Pflegezeit und sonstige Freistellungen
(1) 'Beschaftigte sind von der Arbeitsleistung vollstandig oder teilweise freizustellen, wenn sie einen pflege-
bedirftigen nahen Angehdrigen in hauslicher Umgebung pflegen (Pflegezeit). 2Der Anspruch nach Satz 1 besteht
nicht gegeniiber Arbeitgebern mit in der Regel 15 oder weniger Beschéftigten.

(2) 'Die Beschaftigten haben die Pflegebediirftigkeit des nahen Angehérigen durch Vorlage einer Bescheini-
gung der Pflegekasse oder des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung nachzuweisen. 2Bei in der privaten
Pflege-Pflichtversicherung versicherten Pflegebediirftigen ist ein entsprechender Nachweis zu erbringen.

(3) 'Wer Pflegezeit beanspruchen will, muss dies dem Arbeitgeber spatestens zehn Arbeitstage vor Beginn
schriftlich ankiindigen und gleichzeitig erkldren, fiir welchen Zeitraum und in welchem Umfang die Freistellung von
der Arbeitsleistung in Anspruch genommen werden soll. ?Wenn nur teilweise Freistellung in Anspruch genommen
wird, ist auch die gewlinschte Verteilung der Arbeitszeit anzugeben. 3Enthdlt die Ankiindigung keine eindeutige
Festlegung, ob die oder der Beschaftigte Pflegezeit oder Familienpflegezeit nach § 2 des Familienpflegezeitgesetzes
in Anspruch nehmen will, und liegen die Voraussetzungen beider Freistellungsanspriiche vor, gilt die Erklérung als
Ankiindigung von Pflegezeit. “Beansprucht die oder der Beschéaftigte nach der Pflegezeit Familienpflegezeit oder
eine Freistellung nach §2 Absatz 5 des Familienpflegezeitgesetzes zur Pflege oder Betreuung desselben pflege-
bedirftigen Angehérigen, muss sich die Familienpflegezeit oder die Freistellung nach §2 Absatz 5 des Familien-
pflegezeitgesetzes unmittelbar an die Pflegezeit anschlieBen. °In diesem Fall soll die oder der Beschaftigte mdglichst
friihzeitig erklaren, ob sie oder er Familienpflegezeit oder eine Freistellung nach § 2 Absatz 5 des Familienpflege-
zeitgesetzes in Anspruch nehmen wird; abweichend von § 2a Absatz 1 Satz 1 des Familienpflegezeitgesetzes muss
die Ankiindigung spatestens drei Monate vor Beginn der Familienpflegezeit erfolgen. Wird Pflegezeit nach einer
Familienpflegezeit oder einer Freistellung nach § 2 Absatz 5 des Familienpflegezeitgesetzes in Anspruch genommen,
ist die Pflegezeit in unmittelbarem Anschluss an die Familienpflegezeit oder die Freistellung nach § 2 Absatz 5 des
Familienpflegezeitgesetzes zu beanspruchen und abweichend von Satz 1 dem Arbeitgeber spétestens acht Wochen
vor Beginn der Pflegezeit schriftlich anzukiindigen.
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(4) "Wenn nur teilweise Freistellung in Anspruch genommen wird, haben Arbeitgeber und Beschaftigte tber die
Verringerung und die Verteilung der Arbeitszeit eine schriftliche Vereinbarung zu treffen. 2Hierbei hat der Arbeitgeber
den Wiinschen der Beschaftigten zu entsprechen, es sei denn, dass dringende betriebliche Griinde entgegenstehen.

(5) 'Beschaftigte sind von der Arbeitsleistung vollstandig oder teilweise freizustellen, wenn sie einen min-
derjghrigen pflegebediirftigen nahen Angehérigen in hauslicher oder auBerhduslicher Umgebung betreuen. 2Die
Inanspruchnahme dieser Freistellung ist jederzeit im Wechsel mit der Freistellung nach Absatz 1 im Rahmen der
Gesamtdauer nach §4 Absatz 1 Satz 4 mdglich. Absatz 1 Satz 2 und die Absatze 2 bis 4 gelten entsprechend. “Be-
schaftigte kdnnen diesen Anspruch wahlweise statt des Anspruchs auf Pflegezeit nach Absatz 1 geltend machen.

(6) 'Beschaftigte sind zur Begleitung eines nahen Angehdrigen von der Arbeitsleistung vollstandig oder teilweise
freizustellen, wenn dieser an einer Erkrankung leidet, die progredient verlduft und bereits ein weit fortgeschrittenes
Stadium erreicht hat, bei der eine Heilung ausgeschlossen und eine palliativmedizinische Behandlung notwendig ist
und die lediglich eine begrenzte Lebenserwartung von Wochen oder wenigen Monaten erwarten lasst. “Beschéftigte
haben diese gegeniiber dem Arbeitgeber durch ein drztliches Zeugnis nachzuweisen. *Absatz 1 Satz 2, Absatz 3 Satz
1 und 2 und Absatz 4 gelten entsprechend. “§ 45 des Flinften Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberiihrt.

(7) Ein Anspruch auf Forderung richtet sich nach den §§3, 4, 5 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 sowie den §§6

bis 10 des Familienpflegezeitgesetzes.
§4
Dauer der Inanspruchnahme

(1) 'Die Pflegezeit nach §3 betrdgt fiir jeden pflegebedurftigen nahen Angeharigen langstens sechs Monate
(Hochstdauer). 2Fiir einen kirzeren Zeitraum in Anspruch genommene Pflegezeit kann bis zur Hochstdauer ver-
langert werden, wenn der Arbeitgeber zustimmt. 3Eine Verlangerung bis zur Hochstdauer kann verlangt werden,
wenn ein vorgesehener Wechsel in der Person des Pflegenden aus einem wichtigen Grund nicht erfolgen kann.
*Pflegezeit und Familienpflegezeit nach § 2 des Familienpflegezeitgesetzes diirfen gemeinsam die Gesamtdauer von
24 Monaten je pflegebediirftigem nahen Angehérigen nicht tiberschreiten. *Die Pflegezeit wird auf Berufsbildungs-
zeiten nicht angerechnet.

(2) st der nahe Angehdrige nicht mehr pflegebedirftig oder die hausliche Pflege des nahen Angehérigen
unmdglich oder unzumutbar, endet die Pflegezeit vier Wochen nach Eintritt der veranderten Umstande. 2Der Arbeit-
geber ist iiber die verinderten Umstande unverziiglich zu unterrichten. 3Im Ubrigen kann die Pflegezeit nur vorzeitig
beendet werden, wenn der Arbeitgeber zustimmt.

(3) "Fiir die Betreuung nach §3 Absatz 5 gelten die Absétze 1 und 2 entsprechend. 2Fiir die Freistellung nach
§3 Absatz 6 gilt eine Hochstdauer von drei Monaten je nahem Angehdrigen. Fiir die Freistellung nach §3 Ab-
satz 6 gelten Absatz 1 Satz 2, 3 und 5 sowie Absatz 2 entsprechend; bei zusatzlicher Inanspruchnahme von Pfle-
gezeit oder einer Freistellung nach §3 Absatz 5 oder Familienpflegezeit oder einer Freistellung nach §2 Absatz 5
des Familienpflegezeitgesetzes diirfen die Freistellungen insgesamt 24 Monate je nahem Angehdrigen nicht Uber-
schreiten.

(4) Der Arbeitgeber kann den Erholungsurlaub, der der oder dem Beschaftigten fiir das Urlaubsjahr zusteht, fir
jeden vollen Kalendermonat der vollstandigen Freistellung von der Arbeitsleistung um ein Zwdlftel kirzen.

§5
Kiindigungsschutz
(1) Der Arbeitgeber darf das Beschaftigungsverhaltnis von der Ankiindigung, héchstens jedoch zw6lf Wochen
vor dem angekiindigten Beginn, bis zur Beendigung der kurzzeitigen Arbeitsverhinderung nach § 2 oder der Frei-
stellung nach § 3 nicht kiindigen.
(2) "In besonderen Féllen kann eine Kiindigung von der fir den Arbeitsschutz zustandigen obersten Landes-

behdrde oder der von ihr bestimmten Stelle ausnahmsweise fir zuldssig erklart werden. ?Die Bundesregierung kann
hierzu mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschriften erlassen.
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§6
Befristete Vertrage

(1) "Wenn zur Vertretung einer Beschéftigten oder eines Beschéftigten fir die Dauer der kurzzeitigen Arbeits-
verhinderung nach § 2 oder der Freistellung nach § 3 eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeitnehmer eingestellt wird,
liegt hierin ein sachlicher Grund fiir die Befristung des Arbeitsverhaltnisses. 2Uber die Dauer der Vertretung nach
Satz 1 hinaus ist die Befristung flr notwendige Zeiten einer Einarbeitung zuléssig.

(2) Die Dauer der Befristung des Arbeitsvertrages muss kalendermaBig bestimmt oder bestimmbar sein oder
den in Absatz 1 genannten Zwecken zu entnehmen sein.

(3) 'Der Arbeitgeber kann den befristeten Arbeitsvertrag unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen kiindi-
gen, wenn die Freistellung nach §4 Abs. 2 Satz 1 vorzeitig endet. ?Das Kiindigungsschutzgesetz ist in diesen Fallen
nicht anzuwenden. Satz 1 gilt nicht, soweit seine Anwendung vertraglich ausgeschlossen ist.

(4) 'Wird im Rahmen arbeitsrechtlicher Gesetze oder Verordnungen auf die Zahl der beschaftigten Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer abgestellt, sind bei der Ermittlung dieser Zahl Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
die nach § 2 kurzzeitig an der Arbeitsleistung verhindert oder nach § 3 freigestellt sind, nicht mitzuzahlen, solange
fur sie auf Grund von Absatz 1 eine Vertreterin oder ein Vertreter eingestellt ist. 2Dies gilt nicht, wenn die Vertreterin
oder der Vertreter nicht mitzuzahlen ist. 3Die Satze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn im Rahmen arbeitsrecht-
licher Gesetze oder Verordnungen auf die Zahl der Arbeitsplatze abgestellt wird.

§7
Begriffshestimmungen

(1) Beschaftigte im Sinne dieses Gesetzes sind
1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,

2. die zu ihrer Berufshildung Beschaftigten,

3. Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbstandigkeit als arbeitnehmerahnliche Personen anzusehen
sind; zu diesen gehdren auch die in Heimarbeit Beschaftigten und die ihnen Gleichgestellten.

(2) "Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes sind natlirliche und juristische Personen sowie rechtsfahige Perso-
nengesellschaften, die Personen nach Absatz 1 beschaftigen. 2Fir die arbeitnehmerdhnlichen Personen, insbe-
sondere fiir die in Heimarbeit Beschaftigten und die ihnen Gleichgestellten, tritt an die Stelle des Arbeitgebers der
Auftraggeber oder Zwischenmeister.

(3) Nahe Angehdrige im Sinne dieses Gesetzes sind
1. GroBeltern, Eltern, Schwiegereltern, Stiefeltern,

2. Ehegatten, Lebenspartner, Partner einer eheéhnlichen oder lebenspartnerschaftsahnlichen Gemeinschaft, Ge-
schwister, Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehegatten, Lebenspartner der Geschwister und
Geschwister der Lebenspartner,

3. Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder, die Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder des Ehegatten oder Lebenspartners,
Schwiegerkinder und Enkelkinder.

(4) 'Pflegebediirftig im Sinne dieses Gesetzes sind Personen, die die Voraussetzungen nach den §§ 14 und 15
des Elften Buches Sozialgesetzbuch erfiillen. 2Pflegebedrftig im Sinne von § 2 sind auch Personen, die die Voraus-
setzungen nach den §§ 14 und 15 des Elften Buches Sozialgesetzbuch voraussichtlich erfiillen.

§8
Unabdingbarkeit

Von den Vorschriften dieses Gesetzes kann nicht zuungunsten der Beschaftigten abgewichen werden.
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Familienpflegezeitgesetz (FPfZG)
— Auszug -

§1
Ziel des Gesetzes
Durch die Einfiihrung der Familienpflegezeit werden die Méglichkeiten zur Vereinbarkeit von Beruf und fami-
lidrer Pflege verbessert.

§2
Familienpflegezeit

(1) "Beschéftigte sind von der Arbeitsleistung fiir langstens 24 Monate (Hochstdauer) teilweise freizustellen,
wenn sie einen pflegebedtrftigen nahen Angehérigen in hduslicher Umgebung pflegen (Familienpflegezeit). 2Wah-
rend der Familienpflegezeit muss die verringerte Arbeitszeit wochentlich mindestens 15 Stunden betragen. *Bei
unterschiedlichen wochentlichen Arbeitszeiten oder einer unterschiedlichen Verteilung der wochentlichen Arbeits-
zeit darf die wochentliche Arbeitszeit im Durchschnitt eines Zeitraums von bis zu einem Jahr 15 Stunden nicht unter-
schreiten (Mindestarbeitszeit). “Der Anspruch nach Satz 1 besteht nicht gegeniiber Arbeitgebern mit in der Regel
25 oder weniger Beschéftigten ausschlieBlich der zu ihrer Berufsbildung Beschaftigten.

(2) Pflegezeit und Familienpflegezeit diirfen gemeinsam 24 Monate je pflegebedirftigem nahen Angehérigen
nicht Gberschreiten (Gesamtdauer).

(3) Die §§ 5 bis 8 des Pflegezeitgesetzes gelten entsprechend.
(4) Die Familienpflegezeit wird auf Berufshildungszeiten nicht angerechnet.

(5) 'Beschaftigte sind von der Arbeitsleistung fir ldngstens 24 Monate (Hochstdauer) teilweise freizustellen,
wenn sie einen minderjahrigen pflegebediirftigen nahen Angehérigen in héuslicher oder auBerhéuslicher Umge-
bung betreuen. ?Die Inanspruchnahme dieser Freistellung ist jederzeit im Wechsel mit der Freistellung nach Ab-
satz 1 im Rahmen der Gesamtdauer nach Absatz 2 moglich. 3Absatz 1 Satz 2 bis 4 und die Absétze 2 bis 4 gelten
entsprechend. *Beschéftigte kdnnen diesen Anspruch wahlweise statt des Anspruchs auf Familienpflegezeit nach
Absatz 1 geltend machen.

§2a
Inanspruchnahme der Familienpflegezeit

(1) "Wer Familienpflegezeit nach § 2 beanspruchen will, muss dies dem Arbeitgeber spatestens acht Wochen
vor dem gewlinschten Beginn schriftlich ankiindigen und gleichzeitig erkldren, fiir welchen Zeitraum und in wel-
chem Umfang innerhalb der Gesamtdauer nach § 2 Absatz 2 die Freistellung von der Arbeitsleistung in Anspruch
genommen werden soll. ?Dabei ist auch die gewlinschte Verteilung der Arbeitszeit anzugeben. *Enthalt die Ankiin-
digung keine eindeutige Festlegung, ob die oder der Beschéftigte Pflegezeit nach § 3 des Pflegezeitgesetzes oder
Familienpflegezeit in Anspruch nehmen will, und liegen die Voraussetzungen beider Freistellungsanspriiche vor, gilt
die Erklarung als Anklindigung von Pflegezeit. *Wird die Familienpflegezeit nach einer Freistellung nach § 3 Absatz
1 oder Absatz 5 des Pflegezeitgesetzes zur Pflege oder Betreuung desselben pflegebediirftigen Angehdrigen in
Anspruch genommen, muss sich die Familienpflegezeit unmittelbar an die Freistellung nach § 3 Absatz 1 oder Ab-
satz 5 des Pflegezeitgesetzes anschlieBen. °In diesem Fall soll die oder der Beschaftigte mdglichst frihzeitig er-
kldren, ob sie oder er Familienpflegezeit in Anspruch nehmen wird; abweichend von Satz 1 muss die Ankiindigung
spatestens drei Monate vor Beginn der Familienpflegezeit erfolgen. *Wird eine Freistellung nach § 3 Absatz 1 oder
Absatz 5 des Pflegezeitgesetzes nach einer Familienpflegezeit in Anspruch genommen, ist die Freistellung nach §3
Absatz 1 oder Absatz 5 des Pflegezeitgesetzes in unmittelbarem Anschluss an die Familienpflegezeit zu beanspru-
chen und dem Arbeitgeber spatestens acht Wochen vor Beginn der Freistellung nach §3 Absatz 1 oder Absatz 5
des Pflegezeitgesetzes schriftlich anzukiindigen.
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(2) 'Arbeitgeber und Beschaftigte haben (iber die Verringerung und Verteilung der Arbeitszeit eine schriftliche
Vereinbarung zu treffen. 2Hierbei hat der Arbeitgeber den Wiinschen der Beschaftigten zu entsprechen, es sei denn,
dass dringende betriebliche Griinde entgegenstehen.

(3) "Fir einen kirzeren Zeitraum in Anspruch genommene Familienpflegezeit kann bis zur Gesamtdauer nach
§ 2 Absatz 2 verlangert werden, wenn der Arbeitgeber zustimmt. 2Eine Verlangerung bis zur Gesamtdauer kann ver-
langt werden, wenn ein vorgesehener Wechsel in der Person der oder des Pflegenden aus einem wichtigen Grund
nicht erfolgen kann.

(4) 'Die Beschaftigten haben die Pflegebediirftigkeit der oder des nahen Angehérigen durch Vorlage einer Be-
scheinigung der Pflegekasse oder des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung nachzuweisen. ?Bei in der
privaten Pflege-Pflichtversicherung versicherten Pflegebediirftigen ist ein entsprechender Nachweis zu erbringen.

(5) "Ist die oder der nahe Angehdrige nicht mehr pflegebediirftig oder die hausliche Pflege der oder des nahen
Angehdrigen unméglich oder unzumutbar, endet die Familienpflegezeit vier Wochen nach Eintritt der veranderten
Umsténde. Der Arbeitgeber ist hieriiber unverziiglich zu unterrichten. *Im Ubrigen kann die Familienpflegezeit nur
vorzeitig beendet werden, wenn der Arbeitgeber zustimmt.

(6) Die Absatze 1 bis 5 gelten entsprechend fiir die Freistellung von der Arbeitsleistung nach § 2 Absatz 5.
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Gesetz iiber die Durchfithrung von MaBnahmen des Arbeitsschutzes
zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes
der Beschéaftigten bei der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz — ArbSchG)
— Auszug -

ZWEITER ABSCHNITT
Pflichten des Arbeitgebers

§3
Grundpflichten des Arbeitgebers

(1) 'Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die erforderlichen MaBnahmen des Arbeitsschutzes unter Beriicksichtigung
der Umstande zu treffen, die Sicherheit und Gesundheit der Beschaftigten bei der Arbeit beeinflussen. 2Er hat die
MaBnahmen auf ihre Wirksamkeit zu Uberpriifen und erforderlichenfalls sich andernden Gegebenheiten anzupas-
sen. 3Dabei hat er eine Verbesserung von Sicherheit und Gesundheitsschutz der Beschaftigten anzustreben.

(2) Zur Planung und Durchfiihrung der MaBnahmen nach Absatz 1 hat der Arbeitgeber unter Beriicksichtigung
der Art der Tétigkeiten und der Zahl der Beschéftigten

1. fir eine geeignete Organisation zu sorgen und die erforderlichen Mittel bereitzustellen sowie

2. Vorkehrungen zu treffen, dass die MaBnahmen erforderlichenfalls bei allen Tatigkeiten und eingebunden in
die betrieblichen Flihrungsstrukturen beachtet werden und die Beschaftigten ihren Mitwirkungspflichten nach-
kommen kdnnen.

(3) Kosten flir MaBnahmen nach diesem Gesetz darf der Arbeitgeber nicht den Beschéftigten auferlegen.

§4
Allgemeine Grundsatze

Der Arbeitgeber hat bei MaBnahmen des Arbeitsschutzes von folgenden allgemeinen Grundsatzen auszu-
gehen:

1. die Arbeit ist so zu gestalten, dass eine Geféhrdung fir das Leben sowie die physische und die psychische
Gesundheit mdglichst vermieden und die verbleibende Gefahrdung mdglichst gering gehalten wird;

2. Gefahren sind an ihrer Quelle zu bekdampfen;

3. bei den MaBnahmen sind der Stand von Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene sowie sonstige gesicherte
arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse zu beriicksichtigen;

4. MaBnahmen sind mit dem Ziel zu planen, Technik, Arbeitsorganisation, sonstige Arbeitsbedingungen, soziale
Beziehungen und Einfluss der Umwelt auf den Arbeitsplatz sachgerecht zu verknpfen;

individuelle SchutzmaBnahmen sind nachrangig zu anderen MaBnahmen;
spezielle Gefahren fiir besonders schutzbediirftige Beschaftigtengruppen sind zu berticksichtigen;
den Beschéftigten sind geeignete Anweisungen zu erteilen;

mittelbar oder unmittelbar geschlechtsspezifisch wirkende Regelungen sind nur zuldssig, wenn dies aus bio-
logischen Griinden zwingend geboten ist.

© N o v

§5
Beurteilung der Arbeitsbedingungen

(1) Der Arbeitgeber hat durch eine Beurteilung der fir die Beschaftigten mit ihrer Arbeit verbundenen Gefahr-
dung zu ermitteln, welche MaBnahmen des Arbeitsschutzes erforderlich sind.
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(2) "Der Arbeitgeber hat die Beurteilung je nach Art der Tatigkeiten vorzunehmen. ?Bei gleichartigen Arbeits-
bedingungen ist die Beurteilung eines Arbeitsplatzes oder einer Tatigkeit ausreichend.

(3) Eine Gefdhrdung kann sich insbesondere ergeben durch
1. die Gestaltung und die Einrichtung der Arbeitsstatte und des Arbeitsplatzes,
2. physikalische, chemische und biologische Einwirkungen,

3. die Gestaltung, die Auswahl und den Einsatz von Arbeitsmitteln, insbesondere von Arbeitsstoffen, Maschinen,
Gerdten und Anlagen sowie den Umgang damit,

4. die Gestaltung von Arbeits- und Fertigungsverfahren, Arbeitsablaufen und Arbeitszeit und deren Zusammen-
wirken,

unzureichende Qualifikation und Unterweisung der Beschaftigten,
6. psychische Belastungen bei der Arbeit.

§6
Dokumentation
(1) 'Der Arbeitgeber muss iber die je nach Art der Tatigkeiten und der Zahl der Beschéftigten erforderlichen
Unterlagen verflgen, aus denen das Ergebnis der Gefahrdungsbeurteilung, die von ihm festgelegten MaBnahmen
des Arbeitsschutzes und das Ergebnis ihrer Uberpriifung ersichtlich sind. 2Bei gleichartiger Gefahrdungssituation ist
es ausreichend, wenn die Unterlagen zusammengefasste Angaben enthalten.

(2) Unfélle in seinem Betrieb, bei denen ein Beschaftigter getétet oder so verletzt wird, dass er stirbt oder fir
mehr als drei Tage vollig oder teilweise arbeits- oder dienstunfahig wird, hat der Arbeitgeber zu erfassen.

§12
Unterweisung

(1) 'Der Arbeitgeber hat die Beschaftigten Gber Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit wahrend
ihrer Arbeitszeit ausreichend und angemessen zu unterweisen. 2Die Unterweisung umfasst Anweisungen und Er-
lauterungen, die eigens auf den Arbeitsplatz oder den Aufgabenbereich der Beschaftigten ausgerichtet sind. *Die
Unterweisung muss bei der Einstellung, bei Veranderungen im Aufgabenbereich, der Einfiihrung neuer Arbeitsmittel
oder einer neuen Technologie vor Aufnahme der Tatigkeit der Beschaftigten erfolgen. “Die Unterweisung muss an
die Gefdhrdungsentwicklung angepasst sein und erforderlichenfalls regelméBig wiederholt werden.

(2) 'Bei einer Arbeitnehmeriberlassung trifft die Pflicht zur Unterweisung nach Absatz 1 den Entleiher. 2Er hat
die Unterweisung unter Beriicksichtigung der Qualifikation und der Erfahrung der Personen, die ihm zur Arbeits-
leistung tiberlassen werden, vorzunehmen. *Die sonstigen Arbeitsschutzpflichten des Verleihers bleiben unberihrt.

§14
Unterrichtung und Anhérung der Beschéaftigten des 6ffentlichen Dienstes
(1) Die Beschaftigten des offentlichen Dienstes sind vor Beginn der Beschéftigung und bei Veranderungen
in ihren Arbeitsbereichen iiber Gefahren fir Sicherheit und Gesundheit, denen sie bei der Arbeit ausgesetzt sein
konnen, sowie Uber die MaBnahmen und Einrichtungen zur Verhiitung dieser Gefahren und die nach § 10 Abs. 2
getroffenen MaBnahmen zu unterrichten.

(2) Soweit in Betrieben des Gffentlichen Dienstes keine Vertretung der Beschéftigten besteht, hat der Arbeit-
geber die Beschéftigten zu allen MaBnahmen zu héren, die Auswirkungen auf Sicherheit und Gesundheit der Be-
schaftigten haben kdnnen.
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DRITTER ABSCHNITT
Pflichten und Rechte der Beschéftigten

§16
Besondere Unterstiitzungspflichten
(1) Die Beschaftigten haben dem Arbeitgeber oder dem zustandigen Vorgesetzten jede von ihnen festgestellte
unmittelbare erhebliche Gefahr fir die Sicherheit und Gesundheit sowie jeden an den Schutzsystemen festgestellten
Defekt unverziiglich zu melden.

(2) 'Die Beschaftigten haben gemeinsam mit dem Betriebsarzt und der Fachkraft fir Arbeitssicherheit den
Arbeitgeber darin zu unterstitzen, die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Beschaftigten bei der Arbeit zu
gewahrleisten und seine Pflichten entsprechend den behérdlichen Auflagen zu erfiillen. 2Unbeschadet ihrer Pflicht
nach Absatz 1 sollen die Beschaftigten von ihnen festgestellte Gefahren fiir Sicherheit und Gesundheit und Mangel
an den Schutzsystemen auch der Fachkraft fiir Arbeitssicherheit, dem Betriebsarzt oder dem Sicherheitsbeauftrag-
ten nach § 22 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch mitteilen.

VIERTER ABSCHNITT
Verordnungsermachtigungen

§20
Regelungen fiir den 6ffentlichen Dienst

(1) Fir die Beamten der Lander, Gemeinden und sonstigen Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6f-
fentlichen Rechts regelt das Landesrecht, ob und inwieweit die nach § 18 erlassenen Rechtsverordnungen gelten.

(2) 'Fiir bestimmte Tatigkeiten im Gffentlichen Dienst des Bundes, insbesondere bei der Bundeswehr, der
Polizei, den Zivil- und Katastrophenschutzdiensten, dem Zoll oder den Nachrichtendiensten, kénnen das Bundes-
kanzleramt, das Bundesministerium des Innern, das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur, das
Bundesministerium der Verteidigung oder das Bundesministerium der Finanzen, soweit sie hierfir jeweils zustandig
sind, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates bestimmen, dass Vorschriften dieses Gesetzes
ganz oder zum Teil nicht anzuwenden sind, soweit 6ffentliche Belange dies zwingend erfordern, insbesondere zur
Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung der offentlichen Sicherheit. 2Rechtsverordnungen nach Satz 1 werden
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales und, soweit nicht das Bundesministerium des
Innern selbst erméchtigt ist, im Einvernehmen mit diesem Ministerium erlassen. ®In den Rechtsverordnungen ist
gleichzeitig festzulegen, wie die Sicherheit und der Gesundheitsschutz bei der Arbeit unter Berlicksichtigung der
Ziele dieses Gesetzes auf andere Weise gewahrleistet werden. “Fir Tatigkeiten im offentlichen Dienst der Lander,
Gemeinden und sonstigen landesunmittelbaren Kdrperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts
konnen den Sétzen 1 und 3 entsprechende Regelungen durch Landesrecht getroffen werden.

SECHSTER ABSCHNITT
Schlussvorschriften

§21
Zustandige Behorden, Zusammenwirken mit den Trédgern der gesetzlichen Unfallversicherung
(1) 'Die Uberwachung des Arbeitsschutzes nach diesem Gesetz ist staatliche Aufgabe. 2Die zusténdigen Be-
hérden haben die Einhaltung dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen
zu (iberwachen und die Arbeitgeber bei der Erfiillung ihrer Pflichten zu beraten.
(2) 'Die Aufgaben und Befugnisse der Trager der gesetzlichen Unfallversicherung richten sich, soweit nichts
anderes bestimmt ist, nach den Vorschriften des Sozialgesetzbuchs. 2Soweit die Trager der gesetzlichen Unfallver-



Ergdnzende Rechtsvorschriften

sicherung nach dem Sozialgesetzbuch im Rahmen ihres Praventionsauftrags auch Aufgaben zur Gewahrleistung
von Sicherheit und Gesundheitsschutz der Beschéftigten wahrnehmen, werden sie ausschlieBlich im Rahmen ihrer
autonomen Befugnisse tatig.

(3) 'Die zustandigen Landesbehdrden und die Unfallversicherungstréager wirken auf der Grundlage einer ge-
meinsamen Beratungs- und Uberwachungsstrategie nach § 20a Abs. 2 Nr. 4 eng zusammen und stellen den Er-
fahrungsaustausch sicher. “Diese Strategie umfasst die Abstimmung allgemeiner Grundsétze zur methodischen
Vorgehensweise bei

1. der Beratung und Uberwachung der Betriebe,

2. der Festlegung inhaltlicher Beratungs- und Uberwachungsschwerpunkte, aufeinander abgestimmter oder ge-
meinsamer Schwerpunktaktionen und Arbeitsprogramme und

3. der Forderung eines Daten- und sonstigen Informationsaustausches, insbesondere iber Betriebsbesichtigun-
gen und deren wesentliche Ergebnisse.

3Die zustandigen Landesbehdrden vereinbaren mit den Unfallversicherungstragern nach § 20 Abs. 2 Satz 3 des
Siebten Buches Sozialgesetzbuch die MaBnahmen, die zur Umsetzung der gemeinsamen Arbeitsprogramme nach
§20a Abs. 2 Nr. 2 und der gemeinsamen Beratungs- und Uberwachungsstrategie notwendig sind; sie evaluieren
deren Zielerreichung mit den von der Nationalen Arbeitsschutzkonferenz nach §20a Abs. 2 Nr. 3 bestimmten
Kennziffern.

(4) 'Die fur den Arbeitsschutz zustandige oberste Landesbehdrde kann mit Tragern der gesetzlichen Unfallver-
sicherung vereinbaren, dass diese in naher zu bestimmenden Tétigkeitsbereichen die Einhaltung dieses Gesetzes,
bestimmter Vorschriften dieses Gesetzes oder der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen tber-
wachen. 2In der Vereinbarung sind Art und Umfang der Uberwachung sowie die Zusammenarbeit mit den staat-
lichen Arbeitsschutzbehérden festzulegen.

(5) "Soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist, ist zustdndige Behdrde fiir die Durchfiihrung dieses Ge-
setzes und der auf dieses Gesetz gestiitzten Rechtsverordnungen in den Betrieben und Verwaltungen des Bundes
die Zentralstelle fir Arbeitsschutz beim Bundesministerium des Innern. 2im Auftrag der Zentralstelle handelt, soweit
nichts anderes bestimmt ist, die Unfallversicherung Bund und Bahn, die insoweit der Aufsicht des Bundesministe-
riums des Innern unterliegt; Aufwendungen werden nicht erstattet. *Im 6ffentlichen Dienst im Geschéftsbereich des
Bundesministeriums ftir Verkehr und digitale Infrastruktur fiihrt die Unfallversicherung Bund und Bahn, soweit die
Eisenbahn-Unfallkasse bis zum 31. Dezember 2014 Trager der Unfallversicherung war, dieses Gesetz durch. *Fiir
Betriebe und Verwaltungen in den Geschéftsbereichen des Bundesministeriums der Verteidigung und des Aus-
wartigen Amtes hinsichtlich seiner Auslandsvertretungen fiihrt das jeweilige Bundesministerium, soweit es jeweils
zustdndig ist, oder die von ihm jeweils bestimmte Stelle dieses Gesetz durch. *Im Geschaftsbereich des Bundesmi-
nisteriums der Finanzen fihrt die Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation dieses
Gesetz durch, soweit der Geschéftsbereich des ehemaligen Bundesministeriums fiir Post und Telekommunikation
betroffen ist. Die Satze 1 bis 4 gelten auch fir Betriebe und Verwaltungen, die zur Bundesverwaltung gehéren, fiir
die aber eine Berufsgenossenschaft Trager der Unfallversicherung ist. "Die zustandigen Bundesministerien kénnen
mit den Berufsgenossenschaften fiir diese Betriebe und Verwaltungen vereinbaren, dass das Gesetz von den Berufs-
genossenschaften durchgefiihrt wird; Aufwendungen werden nicht erstattet.
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Arbeitssicherheitsgesetz
— Auszug -

VIERTER ABSCHNITT
Gemeinsame Vorschriften

§16
Offentliche Verwaltung

In Verwaltungen und Betrieben des Bundes, der Lander, der Gemeinden und der sonstigen Kérperschaften,
Anstalten und Stiftungen des G6ffentlichen Rechts ist ein den Grundsétzen dieses Gesetzes gleichwertiger arbeits-
medizinischer und sicherheitstechnischer Arbeitsschutz zu gewéhrleisten.

ZWEITER ABSCHNITT
Betriebsarzte

§2
Bestellung von Betriebsarzten
(1) Der Arbeitgeber hat Betriebsarzte schriftlich zu bestellen und ihnen die in § 3 genannten Aufgaben zu tiber-
tragen, soweit dies erforderlich ist im Hinblick auf

1. die Betriebsart und die damit fiir die Arbeitnehmer verbundenen Unfall- und Gesundheitsgefahren,
2. die Zahl der beschéftigten Arbeitnehmer und die Zusammensetzung der Arbeitnehmerschaft und

3. die Betriebsorganisation, insbesondere im Hinblick auf die Zahl und die Art der fir den Arbeitsschutz und die
Unfallverhiitung verantwortlichen Personen.

(2) 'Der Arbeitgeber hat dafiir zu sorgen, dass die von ihm bestellten Betriebsarzte ihre Aufgaben erfiillen. 2Er
hat sie bei der Erfillung ihrer Aufgaben zu unterstiitzen; insbesondere ist er verpflichtet, ihnen, soweit dies zur Er-
fullung ihrer Aufgaben erforderlich ist, Hilfspersonal sowie Raume, Einrichtungen, Gerate und Mittel zur Verfligung
zu stellen. 3Er hat sie iiber den Einsatz von Personen zu unterrichten, die mit einem befristeten Arbeitsvertrag be-
schaftigt oder ihm zur Arbeitsleistung tiberlassen sind.

(3) 'Der Arbeitgeber hat den Betriebsarzten die zur Erflllung ihrer Aufgaben erforderliche Fortbildung unter
Beriicksichtigung der betrieblichen Belange zu ermdglichen. ?Ist der Betriebsarzt als Arbeitnehmer eingestellt, so ist
er flr die Zeit der Fortbildung unter Fortentrichtung der Arbeitsvergiitung von der Arbeit freizustellen. *Die Kosten
der Fortbildung trdgt der Arbeitgeber. “Ist der Betriebsarzt nicht als Arbeitnehmer eingestellt, so ist er fiir die Zeit
der Fortbildung von der Erfiillung der ihm (ibertragenen Aufgaben freizustellen.

§4
Anforderungen an Betriebsarzte
Der Arbeitgeber darf als Betriebsarzte nur Personen bestellen, die berechtigt sind, den arztlichen Beruf auszu-
tiben, und die tber die zur Erfillung der ihnen tibertragenen Aufgaben erforderliche arbeitsmedizinische Fachkunde
verfiigen.
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DRITTER ABSCHNITT
Fachkrafte flir Arbeitssicherheit

§5
Bestellung von Fachkréften fiir Arbeitssicherheit
(1) Der Arbeitgeber hat Fachkrafte fir Arbeitssicherheit (Sicherheitsingenieure, -techniker, -meister) schriftlich
zu bestellen und ihnen die in §6 genannten Aufgaben zu iibertragen, soweit dies erforderlich ist im Hinblick auf

1. die Betriebsart und die damit fiir die Arbeitnehmer verbundenen Unfall- und Gesundheitsgefahren,
2. die Zahl der beschéftigten Arbeitnehmer und die Zusammensetzung der Arbeitnehmerschaft,

3. die Betriebsorganisation, insbesondere im Hinblick auf die Zahl und Art der fiir den Arbeitsschutz und die
Unfallverhiitung verantwortlichen Personen,

4. die Kenntnisse und die Schulung des Arbeitgebers oder der nach § 13 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 3 des Arbeitsschutz-
gesetzes verantwortlichen Personen in Fragen des Arbeitsschutzes.

(2) 'Der Arbeitgeber hat daflir zu sorgen, dass die von ihm bestellten Fachkrafte fiir Arbeitssicherheit ihre Auf-
gaben erfiillen. 2Er hat sie bei der Erfiillung ihrer Aufgaben zu unterstiitzen; insbesondere ist er verpflichtet, ihnen,
soweit dies zur Erfiillung ihrer Aufgaben erforderlich ist, Hilfspersonal sowie Raume, Einrichtungen, Gerdte und
Mittel zur Verfiigung zu stellen. 3Er hat sie (iber den Einsatz von Personen zu unterrichten, die mit einem befristeten
Arbeitsvertrag beschaftigt oder ihm zur Arbeitsleistung tiberlassen sind.

(3) "Der Arbeitgeber hat den Fachkraften fiir Arbeitssicherheit die zur Erfillung ihrer Aufgaben erforderliche
Fortbildung unter Berlicksichtigung der betrieblichen Belange zu erméglichen. 2Ist die Fachkraft fiir Arbeitssicher-
heit als Arbeitnehmer eingestellt, so ist sie fir die Zeit der Fortbildung unter Fortentrichtung der Arbeitsvergtitung
von der Arbeit freizustellen. *Die Kosten der Fortbildung tragt der Arbeitgeber. “Ist die Fachkraft flir Arbeitssicher-
heit nicht als Arbeitnehmer eingestellt, so ist sie fiir die Zeit der Fortbildung von der Erfiillung der ihr Gibertragenen
Aufgaben freizustellen.

§6
Aufgaben der Fachkrafte fiir Arbeitssicherheit

'Die Fachkrafte fiir Arbeitssicherheit haben die Aufgabe, den Arbeitgeber beim Arbeitsschutz und bei der
Unfallverhiitung in allen Fragen der Arbeitssicherheit einschlieBlich der menschengerechten Gestaltung der Arbeit
zu unterstiitzen. %Sie haben insbesondere

1. den Arbeitgeber und die sonst fiir den Arbeitsschutz und die Unfallverhiitung verantwortlichen Personen zu
beraten, insbesondere bei

a) der Planung, Ausfiihrung und Unterhaltung von Betriebsanlagen und von sozialen und sanitaren Einrich-
tungen,

b) der Beschaffung von technischen Arbeitsmitteln und der Einfiihrung von Arbeitsverfahren und Arbeits-
stoffen,

¢) der Auswahl und Erprobung von Kérperschutzmitteln,

d) der Gestaltung der Arbeitsplatze, des Arbeitsablaufs, der Arbeitsumgebung und in sonstigen Fragen der
Ergonomie,

e) der Beurteilung der Arbeitsbedingungen,

2. die Betriebsanlagen und die technischen Arbeitsmittel insbesondere vor der Inbetriebnahme und Arbeitsver-
fahren insbesondere vor ihrer Einfiihrung sicherheitstechnisch zu iiberpriifen,
3. die Durchfiihrung des Arbeitsschutzes und der Unfallverhiitung zu beobachten und im Zusammenhang damit
a) die Arbeitsstatten in regelmaBigen Abstanden zu begehen und festgestellte Mangel dem Arbeitgeber
oder der sonst fiir den Arbeitsschutz und die Unfallverhiitung verantwortlichen Person mitzuteilen, MaB-
nahmen zur Beseitigung dieser Mangel vorzuschlagen und auf deren Durchfiihrung hinzuwirken,
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b) auf die Benutzung der Kérperschutzmittel zu achten,

¢) Ursachen von Arbeitsunfallen zu untersuchen, die Untersuchungsergebnisse zu erfassen und auszuwerten
und dem Arbeitgeber MaBnahmen zur Verhiitung dieser Arbeitsunfalle vorzuschlagen,

4. darauf hinzuwirken, dass sich alle im Betrieb Beschaftigten den Anforderungen des Arbeitsschutzes und der
Unfallverhiitung entsprechend verhalten, inshesondere sie (iber die Unfall- und Gesundheitsgefahren, denen
sie bei der Arbeit ausgesetzt sind, sowie Uber die Einrichtungen und MaBnahmen zur Abwendung dieser Ge-
fahren zu belehren und bei der Schulung der Sicherheitsbeauftragten mitzuwirken.

VIERTER ABSCHNITT
Gemeinsame Vorschriften

§9
Zusammenarbeit mit dem Betriebsrat

(1) Die Betriebsarzte und die Fachkrafte fiir Arbeitssicherheit haben bei der Erfillung ihrer Aufgaben mit dem
Betriebsrat zusammenzuarbeiten.

(2) 'Die Betriebsarzte und die Fachkréfte fiir Arbeitssicherheit haben den Betriebsrat iber wichtige Angelegen-
heiten des Arbeitsschutzes und der Unfallverhiitung zu unterrichten; sie haben ihm den Inhalt eines Vorschlags
mitzuteilen, den sie nach §8 Abs. 3 dem Arbeitgeber machen. 2Sie haben den Betriebsrat auf sein Verlangen in
Angelegenheiten des Arbeitsschutzes und der Unfallverhiitung zu beraten.

(3) 'Die Betriebsérzte und Fachkrafte flir Arbeitssicherheit sind mit Zustimmung des Betriebsrats zu bestellen
und abzuberufen. 2Das gleiche gilt, wenn deren Aufgaben erweitert oder eingeschrankt werden sollen; im Gbrigen
gilt §87 in Verbindung mit § 76 des Betriebsverfassungsgesetzes. *Vor der Verpflichtung oder Entpflichtung eines
freiberuflich tatigen Arztes, einer freiberuflich tatigen Fachkraft fiir Arbeitssicherheit oder eines iiberbetrieblichen
Dienstes ist der Betriebsrat zu horen.

§10
Zusammenarbeit der Betriebsarzte und der Fachkrafte fiir Arbeitssicherheit

'Die Betriebsdrzte und die Fachkrafte flir Arbeitssicherheit haben bei der Erfiillung ihrer Aufgaben zusam-
menzuarbeiten. 2Dazu gehort es insbesondere, gemeinsame Betriebsbegehungen vorzunehmen. *Die Betriebsérzte
und die Fachkrafte fiir Arbeitssicherheit arbeiten bei der Erfiillung ihrer Aufgaben mit den anderen im Betrieb ftir
Angelegenheiten der technischen Sicherheit, des Gesundheits- und des Umweltschutzes beauftragten Personen
zusammen.

§11
Arbeitsschutzausschuss

'Soweit in einer sonstigen Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist, hat der Arbeitgeber in Betrieben mit
mehr als zwanzig Beschaftigten einen Arbeitsschutzausschuss zu bilden; bei der Feststellung der Zahl der Beschaf-
tigen sind Teilzeitbeschaftigte mit einer regelméBigen wochentlichen Arbeitszeit von nicht mehr als 20 Stunden mit
0,5 und nicht mehr als 30 Stunden mit 0,75 zu berticksichtigen. 2Dieser Ausschuss setzt sich zusammen aus:

dem Arbeitgeber oder einem von ihm Beauftragten,

zwei vom Betriebsrat bestimmten Betriebsratsmitgliedern,
Betriebsarzten,

Fachkrdften fiir Arbeitssicherheit und

Sicherheitsbeauftragten nach § 22 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch.

3Der Arbeitsschutzausschuss hat die Aufgabe, Anliegen des Arbeitsschutzes und der Unfallverhiitung zu beraten.
“Der Arbeitsschutzausschuss tritt mindestens einmal vierteljahrlich zusammen.
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Sozialgesetzbuch (SGB) Siebtes Buch (VII)
— Auszug -

KAPITEL 2
Pravention

§22
Sicherheitsbeauftragte

(1) "In Unternehmen mit regelmaBig mehr als 20 Beschaftigten hat der Unternehmer unter Beteiligung des
Betriebsrates oder Personalrates Sicherheitsbeauftragte unter Berticksichtigung der im Unternehmen fiir die Be-
schaftigten bestehenden Unfall- und Gesundheitsgefahren und der Zahl der Beschéftigten zu bestellen. 2Als Be-
schaftigte gelten auch die nach § 2 Abs. 1 Nr. 2, 8 und 12 Versicherten. 3In Unternehmen mit besonderen Gefahren
fur Leben und Gesundheit kann der Unfallversicherungstrager anordnen, dass Sicherheitsbeauftragte auch dann zu
bestellen sind, wenn die Mindestbeschéftigtenzahl nach Satz 1 nicht erreicht wird. “Fiir Unternehmen mit geringen
Gefahren fir Leben und Gesundheit kann der Unfallversicherungstréger die Zahl 20 in seiner Unfallverhiitungsvor-
schrift erhohen.

(2) Die Sicherheitsbeauftragten haben den Unternehmer bei der Durchfiihrung der MaBnahmen zur Verhitung
von Arbeitsunfallen und Berufskrankheiten zu unterstiitzen, insbesondere sich von dem Vorhandensein und der
ordnungsgemaBen Benutzung der vorgeschriebenen Schutzeinrichtungen und personlichen Schutzausrlstungen zu
iiberzeugen und auf Unfall- und Gesundheitsgefahren fiir die Versicherten aufmerksam zu machen.

(3) Die Sicherheitsheauftragten diirfen wegen der Erflllung der ihnen iibertragenen Aufgaben nicht benach-
teiligt werden.

§23
Aus- und Fortbildung

(1) "Die Unfallversicherungstrager haben fiir die erforderliche Aus- und Fortbildung der Personen in den Unter-
nehmen zu sorgen, die mit der Durchfihrung der MaBnahmen zur Verhiitung von Arbeitsunféllen, Berufskrankhei-
ten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren sowie mit der Ersten Hilfe betraut sind. ?Fir nach dem Gesetz tber
Betriebsarzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkrafte fiir Arbeitssicherheit zu verpflichtende Betriebsarzte und
Fachkrafte fiir Arbeitssicherheit, die nicht dem Unternehmen angehdren, konnen die Unfallversicherungstrager ent-
sprechende MaBnahmen durchfiihren. *Die Unfallversicherungstrager haben Unternehmer und Versicherte zur Teil-
nahme an Aus- und Fortbildungslehrgdngen anzuhalten.

(2) 'Die Unfallversicherungstrager haben die unmittelbaren Kosten ihrer Aus- und Fortbildungsmafnahmen
sowie die erforderlichen Fahr-, Verpflegungs- und Unterbringungskosten zu tragen. ?Bei Aus- und Fortbildungs-
maBnahmen fiir Ersthelfer, die von Dritten durchgefiihrt werden, haben die Unfallversicherungstrager nur die Lehr-
gangsgebuhren zu tragen.

(3) Fir die Arbeitszeit, die wegen der Teilnahme an einem Lehrgang ausgefallen ist, besteht gegen den Unter-
nehmer ein Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts.

(4) Bei der Ausbildung von Sicherheitsbeauftragten und Fachkréften fiir Arbeitssicherheit sind die fiir den Ar-
beitsschutz zustandigen Landesbehérden zu beteiligen.

§24
Uberbetrieblicher arbeitsmedizinischer und sicherheitstechnischer Dienst
(1) "Unfallversicherungstrager konnen Uberbetriebliche arbeitsmedizinische und sicherheitstechnische Dienste
einrichten; das Néahere bestimmt die Satzung. ?Die von den Diensten gespeicherten Daten diirfen nur mit Einwil-
ligung des Betroffenen an die Unfallversicherungstrdger tibermittelt werden; § 203 bleibt unberihrt. *Die Dienste
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sind organisatorisch, raumlich und personell von den iibrigen Organisationseinheiten der Unfallversicherungstrager
zu trennen. “Zugang zu den Daten diirfen nur Beschaftigte der Dienste haben.

(2) 'In der Satzung nach Absatz 1 kann auch bestimmt werden, dass die Unternehmer verpflichtet sind, sich
einem Uberbetrieblichen arbeitsmedizinischen und sicherheitstechnischen Dienst anzuschlieBen, wenn sie innerhalb
einer vom Unfallversicherungstrager gesetzten angemessenen Frist keine oder nicht in ausreichendem Umfang Be-
triebsarzte und Fachkrafte flir Arbeitssicherheit bestellen. 2Unternehmer sind von der Anschlusspflicht zu befreien,
wenn sie nachweisen, dass sie ihre Pflicht nach dem Gesetz (iber Betriebsarzte, Sicherheitsingenieure und andere
Fachkrafte fiir Arbeitssicherheit erfillt haben.
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Gesetz zur Regelung des Statusrechts der
Beamtinnen und Beamten in den Landern
— Auszug -

ABSCHNITT 4
Zuweisung einer Tatigkeit bei anderen Einrichtungen

§20
Zuweisung

(1) Beamtinnen und Beamten kann mit ihrer Zustimmung voribergehend ganz oder teilweise eine ihrem Amt
entsprechende Tatigkeit zugewiesen werden

1. bei einer offentlichen Einrichtung ohne Dienstherrneigenschaft oder bei einer 6ffentlich-rechtlichen Religions-
gemeinschaft im dienstlichen oder 6ffentlichen Interesse oder

2. bei einer anderen Einrichtung, wenn offentliche Interessen es erfordern.

(2) Beamtinnen und Beamten einer Dienststelle, die ganz oder teilweise in eine 6ffentlich-rechtlich organisierte
Einrichtung ohne Diensthermeigenschaft oder eine privatrechtlich organisierte Einrichtung der 6ffentlichen Hand
umgewandelt wird, kann auch ohne ihre Zustimmung ganz oder teilweise eine ihrem Amt entsprechende Tatigkeit
bei dieser Einrichtung zugewiesen werden, wenn offentliche Interessen es erfordern.

(3) Die Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten bleibt unberihrt.

§22
Entlassung kraft Gesetz

(1) Beamtinnen und Beamte sind entlassen, wenn

1. die Voraussetzungen des § 7 Abs. 1 Nr. 1 nicht mehr vorliegen und eine Ausnahme nach § 7 Abs. 3 auch nach-
trdglich nicht zugelassen wird oder

2. sie die Altersgrenze erreichen und das Beamtenverhaltnis nicht durch ihren Eintritt in den Ruhestand endet.
(2) 'Die Beamtin oder der Beamte ist entlassen, wenn ein Gffentlich-rechtliches Dienst- oder Amtsverhéltnis
zu einem anderen Dienstherrn oder zu einer Einrichtung ohne Dienstherrneigenschaft begriindet wird, sofern nicht
im Einvernehmen mit dem neuen Dienstherrn oder der Einrichtung die Fortdauer des Beamtenverhéltnisses neben
dem neuen Dienst- oder Amtsverhéltnis angeordnet oder durch Landesrecht etwas anderes bestimmt wird. 2Dies gilt
nicht fiir den Eintritt in ein Beamtenverhaltnis auf Widerruf oder als Ehrenbeamtin oder Ehrenbeamter.
(3) Die Beamtin oder der Beamte ist mit der Berufung in ein Beamtenverhaltnis auf Zeit aus einem anderen Be-
amtenverhdltnis bei demselben Dienstherrn entlassen, soweit das Landesrecht keine abweichende Regelung trifft.
(4) Das Beamtenverhaltnis auf Widerruf endet mit Ablauf des Tages der Ablegung oder dem endgiiltigen Nicht-
bestehen der firr die Laufbahn vorgeschriebenen Priifung, sofern durch Landesrecht nichts anderes bestimmt ist.
(5) Das Beamtenverhéltnis auf Probe in einem Amt mit leitender Funktion endet mit Ablauf der Probezeit oder
mit Versetzung zu einem anderen Dienstherrn.

§23
Entlassung durch Verwaltungsakt

(1) 'Beamtinnen und Beamte sind zu entlassen, wenn sie
1. den Diensteid oder ein an dessen Stelle vorgeschriebenes Geldbnis verweigern,

2. nicht in den Ruhestand oder einstweiligen Ruhestand versetzt werden kénnen, weil eine versorgungsrechtliche
Wartezeit nicht erfullt ist,
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dauernd dienstunfahig sind und das Beamtenverhéltnis nicht durch Versetzung in den Ruhestand endet,
die Entlassung in schriftlicher Form verlangen oder

nach Erreichen der Altersgrenze berufen worden sind.

2Im Fall des Satzes 1 Nr. 3 ist § 26 Abs. 2 entsprechend anzuwenden.

(2) Beamtinnen und Beamte kénnen entlassen werden, wenn sie in Fallen des § 7 Abs. 2 die Eigenschaft als
Deutsche oder Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes verlieren.

(3) 'Beamtinnen auf Probe und Beamte auf Probe kénnen entlassen werden,

1. wenn sie eine Handlung begehen, die im Beamtenverhéltnis auf Lebenszeit mindestens eine Kiirzung der
Dienstbeziige zur Folge hatte,

2. wenn sie sich in der Probezeit nicht bewahrt haben oder

3. wenn ihr Aufgabengebiet bei einer Behorde von der Auflésung dieser Behorde oder einer auf landesrechtlicher
Vorschrift beruhenden wesentlichen Anderung des Aufbaus oder Verschmelzung dieser Behérde mit einer
anderen oder von der Umbildung einer Kdrperschaft beriihrt wird und eine andere Verwendung nicht mdglich
ist.

ZIm Fall des Satzes 1 Nr. 2 ist § 26 Abs. 2 bei allein mangelnder gesundheitlicher Eignung entsprechend anzuwen-
den.

(4) 'Beamtinnen auf Widerruf und Beamte auf Widerruf kénnen jederzeit entlassen werden. 2Die Gelegenheit
zur Beendigung des Vorbereitungsdienstes und zur Ablegung der Priifung soll gegeben werden.

§30
Einstweiliger Ruhestand

(1) 'Beamtinnen auf Lebenszeit und Beamte auf Lebenszeit kdnnen jederzeit in den einstweiligen Ruhestand
versetzt werden, wenn sie ein Amt bekleiden, bei dessen Ausiibung sie in fortdauernder Ubereinstimmung mit den
grundsatzlichen politischen Ansichten und Zielen der Regierung stehen miissen. Die Bestimmung der Amter nach
Satz 1 ist dem Landesrecht vorbehalten.

(2) Beamtinnen und Beamte, die auf Probe ernannt sind und ein Amt im Sinne des Absatzes 1 bekleiden,
kénnen jederzeit entlassen werden.

(3) 'Fiir den einstweiligen Ruhestand gelten die Vorschriften iiber den Ruhestand. 2§29 Abs. 2 und 6 gilt
entsprechend. *Der einstweilige Ruhestand endet bei erneuter Berufung in das Beamtenverhaltnis auf Lebenszeit
auch bei einem anderen Dienstherrn, wenn den Beamtinnen oder Beamten ein Amt verliehen wird, das derselben
oder einer gleichwertigen Laufbahn angehort wie das friihere Amt und mit mindestens demselben Grundgehalt
verbunden ist.

(4) Erreichen Beamtinnen und Beamte, die in den einstweiligen Ruhestand versetzt sind, die gesetzliche Alters-
grenze, gelten sie mit diesem Zeitpunkt als dauernd in den Ruhestand versetzt.
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Niedersachsisches Beamtengesetz
— Auszug -

VIERTES KAPITEL
Beendigung des Beamtenverhaltnisses

ERSTER ABSCHNITT
Entlassung und Verlust der Beamtenrechte

§30
Entlassung kraft Gesetzes (§ 22 BeamtStG)
(1) Die oberste Dienstbehdrde oder die von ihr bestimmte Behérde stellt das Vorliegen der Voraussetzungen des
§22 Abs. 1, 2 oder 3 BeamtStG sowie den Tag der Beendigung des Beamtenverhadltnisses fest.

(2) 'Fiir die Anordnung der Fortdauer des Beamtenverhaltnisses nach §22 Abs. 2 Satz 1 BeamtStG ist die
oberste Dienstbehdrde zustandig. 2Abweichend von §22 Abs. 2 S. 1 BeamtStG ist die Beamtin oder der Beamte
nicht entlassen, wenn ein 6ffentlich-rechtliches Dienstverhéltnis zu einem anderen Dienstherrn begriindet wird, um

1. eine Professur Uibergangsweise zu verwalten oder

2. als Gastwissenschaftlerin oder Gastwissenschaftler befristete Aufgaben in Lehre, Forschung, Weiterbildung
oder Kunst wahrzunehmen.

(3) Im Fall des § 22 Abs. 3 BeamtStG kann die oberste Dienstbehdrde die Fortdauer des Beamtenverhaltnisses
neben dem Beamtenverhaltnis auf Zeit anordnen.

(4) 'Beamtinnen und Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst sind mit dem Ablauf des Tages aus dem
Beamtenverhaltnis entlassen, an dem ihnen

1. das Bestehen der den Vorbereitungsdienst abschlieBenden Priifung oder

2. das endgiltige Nichtbestehen der den Vorbereitungsdienst abschlieBenden Priifung oder einer Zwischenpri-
fung

bekannt gegeben wird. 2Im Fall des Satzes 1 Nr. 1 endet das Beamtenverhaltnis jedoch friihestens mit dem Ablauf
der fur den Vorbereitungsdienst im Allgemeinen oder im Einzelfall festgesetzten Zeit.

§36
Hinausschieben des Ruhestandes

(1)'Auf Antrag der Beamtin oder des Beamten ist der Eintritt in den Ruhestand um bis zu einem Jahr hinaus-
zuschieben, wenn dienstliche Interessen nicht entgegenstehen. 2Unter den gleichen Voraussetzungen kann der
Eintritt in den Ruhestand um langstens zwei Jahre hinausgeschoben werden. Die Antrége sind jeweils spatestens
sechs Monate vor dem Eintritt in den Ruhestand, bei Lehrkréften an offentlichen Schulen spatestens bis zum Ende
des Schulhalbjahres, das dem Schulhalbjahr vorausgeht, in dem der Eintritt in den Ruhestand erfolgt, zu stellen.

(2) 'Wenn dienstliche Griinde die Fortflihrung der Dienstgeschafte durch eine bestimmte Beamtin oder einen
bestimmten Beamten erfordern, so kann der Eintritt in den Ruhestand mit Zustimmung der Beamtin oder des Beam-
ten um bis zu drei Jahre hinausgeschoben werden. 2Die Beamtin oder der Beamte kann unter Einhaltung einer Frist
von sechs Wochen verlangen, zum Schluss eines Kalendervierteljahres, bei Lehrkraften an offentlichen Schulen zum
Ende eines Schulhalbjahres, in den Ruhestand versetzt zu werden.

(3) 'Das Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand darf insgesamt die Dauer von drei Jahren nicht (iber-
schreiten. 2Der Anspruch nach Abs. 1°S. 1 vermindert sich um den Zeitraum, um den der Eintritt in den Ruhestand
nach Abs. 2 hinausgeschoben wurde.
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Tarifvertrag fiir den 6ffentlichen Dienst
— Auszug -

ABSCHNITT 1
Allgemeine Vorschriften

§2
Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit

(1) Der Arbeitsvertrag wird schriftlich abgeschlossen.

(2) "Mehrere Arbeitsverhdltnisse zu demselben Arbeitgeber dirfen nur begriindet werden, wenn die jeweils
{ibertragenen Tatigkeiten nicht in einem unmittelbaren Sachzusammenhang stehen. 2Andernfalls gelten sie als ein
Arbeitsverhaltnis.

(3) "Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. ?Sie kdnnen gesondert gekiindigt
werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist.

(4) 'Die ersten sechs Monate der Beschaftigung gelten als Probezeit, soweit nicht eine kiirzere Zeit vereinbart
ist. 2Bei Ubernahme von Auszubildenden im unmittelbaren Anschluss an das Ausbildungsverhéltnis in ein Arbeits-
verhaltnis entféllt die Probezeit.

§3
Allgemeine Arbeitshedingungen
(1) Die Beschaftigten haben (iber Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch gesetzliche Vorschriften vor-
gesehen oder vom Arbeitgeber angeordnet ist, Verschwiegenheit zu wahren; dies gilt auch tber die Beendigung
des Arbeitsverhdltnisses hinaus.

(2) 'Die Beschaftigten diirfen von Dritten Belohnungen, Geschenke, Provisionen oder sonstige Vergtinstigun-
gen in Bezug auf ihre Tatigkeit nicht annehmen. 2Ausnahmen sind nur mit Zustimmung des Arbeitgebers maglich.
*Werden den Beschaftigten derartige Vergiinstigungen angeboten, haben sie dies dem Arbeitgeber unverziiglich
anzuzeigen.

(3) 'Nebentatigkeiten gegen Entgelt haben die Beschaftigten ihrem Arbeitgeber rechtzeitig vorher schriftlich
anzuzeigen. 2Der Arbeitgeber kann die Nebentatigkeit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet
ist, die Erflllung der arbeitsvertraglichen Pflichten der Beschaftigten oder berechtigte Interessen des Arbeitgebers
zu beeintrachtigen. 3Fir Nebentatigkeiten bei demselben Arbeitgeber oder im tbrigen 6ffentlichen Dienst (§ 34 Abs.
3 Satz 3 und 4) kann eine Ablieferungspflicht zur Auflage gemacht werden; fir die Beschaftigten des Bundes sind
dabei die fir die Beamtinnen und Beamten des Bundes geltenden Bestimmungen maBgeblich.

(4) "Der Arbeitgeber ist bei begriindeter Veranlassung berechtigt, die/den Beschaftigte/n zu verpflichten, durch
arztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie/er zur Leistung der arbeitsvertraglich geschuldeten Tétigkeit in der
Lage ist. Bei der beauftragten Arztin/dem beauftragten Arzt kann es sich um eine Betriebsarztin/einen Betriebsarzt,
eine Personaldrztin/einen Personalarzt oder eine Amtsarztin/einen Amtsarzt handeln, soweit sich die Betriebspar-
teien nicht auf eine andere Arztin/einen anderen Arzt geeinigt haben. 3Die Kosten dieser Untersuchung trégt der
Arbeitgeber.

(5) 'Die Beschaftigten haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollstandigen Personalakten. %Sie kdnnen das Recht
auf Einsicht auch durch eine/n hierzu schriftlich Bevollmachtigte/n ausiiben lassen. 3Sie kénnen Auszlige oder Ko-
pien aus ihren Personalakten erhalten.

(6) Die Schadenshaftung der Beschaftigten, die in einem Arbeitsverhaltnis zu einem Arbeitgeber stehen, der

Mitglied eines Mitgliedverbandes der VKA ist, ist bei dienstlich oder betrieblich veranlassten Tatigkeiten auf Vorsatz
und grobe Fahrldssigkeit beschrankt.
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§4
Versetzung, Abordnung, Zuweisung, Personalgestellung
(1) "Beschaftigte kénnen aus dienstlichen oder betrieblichen Griinden versetzt oder abgeordnet werden. ?Sol-
len Beschéftigte an eine Dienststelle oder einen Betrieb auBerhalb des bisherigen Arbeitsortes versetzt oder voraus-
sichtlich langer als drei Monate abgeordnet werden, so sind sie vorher zu héren.

Protokollerkldrungen zu Absatz 1:

1. Abordnung ist die Zuweisung einer voriibergehenden Beschaftigung bei einer anderen Dienststelle oder einem
anderen Betrieb desselben oder eines anderen Arbeitgebers unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsver-
héltnisses.

2. Versetzung ist die Zuweisung einer auf Dauer bestimmten Beschéftigung bei einer anderen Dienststelle oder
einem anderen Betrieb desselben Arbeitgebers unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhaltnisses.

(2) 'Beschéftigten kann im dienstlichen/betrieblichen oder 6ffentlichen Interesse mit ihrer Zustimmung vorii-
bergehend eine mindestens gleich vergiitete Tatigkeit bei einem Dritten zugewiesen werden. 2Die Zustimmung kann
nur aus wichtigem Grund verweigert werden. *Die Rechtsstellung der Beschaftigten bleibt unberiihrt. “Bezlige aus
der Verwendung nach Satz 1 werden auf das Entgelt angerechnet.

Protokollerklarung zu Absatz 2:

Zuweisung ist — unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhéltnisses — die voriibergehende Beschaftigung
bei einem Dritten im In- und Ausland, bei dem der Allgemeine Teil des TVGD nicht zur Anwendung kommt.
(3) "Werden Aufgaben der Beschéftigten zu einem Dritten verlagert, ist auf Verlangen des Arbeitgebers bei wei-

ter bestehendem Arbeitsverhaltnis die arbeitsvertraglich geschuldete Arbeitsleistung bei dem Dritten zu erbringen
(Personalgestellung). 2§ 613a BGB sowie gesetzliche Kiindigungsrechte bleiben unbertihrt.

Protokollerkldarung zu Absatz 3:
'Personalgestellung ist — unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhéltnisses — die auf Dauer angelegte

Beschaftigung bei einem Dritten. ?Die Modalitaten der Personalgestellung werden zwischen dem Arbeitgeber und
dem Dritten vertraglich geregelt.

§5
Qualifizierung

(1) "Ein hohes Qualifikationsniveau und lebenslanges Lernen liegen im gemeinsamen Interesse von Beschaftig-
ten und Arbeitgebern. 2Qualifizierung dient der Steigerung von Effektivitét und Effizienz des 6ffentlichen Dienstes,
der Nachwuchsférderung und der Steigerung von beschaftigungsbezogenen Kompetenzen. *Die Tarifvertragspartei-
en verstehen Qualifizierung auch als Teil der Personalentwicklung.

(2) "Vor diesem Hintergrund stellt Qualifizierung nach diesem Tarifvertrag ein Angebot dar, aus dem fir die
Beschaftigten kein individueller Anspruch auBer nach Absatz 4 abgeleitet, aber das durch freiwillige Betriebsver-
einbarung wahrgenommen und néher ausgestaltet werden kann. 2Entsprechendes gilt fir Dienstvereinbarungen
im Rahmen der personalvertretungsrechtlichen Mdglichkeiten. Weitergehende Mitbestimmungsrechte werden
dadurch nicht berihrt.

(3) "QualifizierungsmaBnahmen sind

a) die Fortentwicklung der fachlichen, methodischen und sozialen Kompetenzen fiir die iibertragenen Tatigkeiten
(Erhaltungsqualifizierung),

b) der Erwerb zusatzlicher Qualifikationen (Fort- und Weiterbildung),
¢) die Qualifizierung zur Arbeitsplatzsicherung (Qualifizierung fir eine andere Tétigkeit; Umschulung) und
d) die Einarbeitung bei oder nach langerer Abwesenheit (Wiedereinstiegsqualifizierung).
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2Die Teilnahme an einer QualifizierungsmaBnahme wird dokumentiert und den Beschaftigten schriftlich be-
statigt.

(4) 'Beschaftigte haben - auch in den Fallen des Absatzes 3 Satz 1 Buchst. d - Anspruch auf ein regelmaBiges
Gesprach mit der jeweiligen Fiihrungskraft, in dem festgestellt wird, ob und welcher Qualifizierungsbedarf besteht.
“Dieses Gesprach kann auch als Gruppengesprach gefiihrt werden. 3Wird nichts anderes geregelt, ist das Gesprach
jahrlich zu fuhren.

(5) 'Die Kosten einer vom Arbeitgeber veranlassten QualifizierungsmaBnahme — einschlieBlich Reisekosten -
werden, soweit sie nicht von Dritten (ibernommen werden, grundsatzlich vom Arbeitgeber getragen. 2Ein mdglicher
Eigenbeitrag wird durch eine Qualifizierungsvereinbarung geregelt. *Die Betriebsparteien sind gehalten, die Grund-
satze einer fairen Kostenverteilung unter Berlicksichtigung des betrieblichen und individuellen Nutzens zu regeln.
“Ein Eigenbeitrag der Beschéftigten kann in Geld und/oder Zeit erfolgen.

(6) Zeiten von vereinbarten QualifizierungsmaBnahmen gelten als Arbeitszeit.

(7) Gesetzliche Forderungsmaglichkeiten kénnen in die Qualifizierungsplanung einbezogen werden.

(8) Fur Beschaftigte mit individuellen Arbeitszeiten sollen Qualifizierungsmanahmen so angeboten werden,
dass ihnen eine gleichberechtigte Teilnahme ermdglicht wird.

ABSCHNITT I
Arbeitszeit

§6
RegelmaBige Arbeitszeit

(1) 'Die regelmaBige Arbeitszeit betrdgt ausschlieBlich der Pausen fiir
a) die Beschaftigten des Bundes durchschnittlich 39 Stunden wochentlich,

b) die Beschaftigten der Mitglieder eines Mitgliedverbandes der VKA im Tarifgebiet West durchschnittlich 39

Stunden wochentlich, im Tarifgebiet Ost durchschnittlich 40 Stunden wdchentlich.

“Bei Wechselschichtarbeit werden die gesetzlich vorgeschriebenen Pausen in die Arbeitszeit eingerechnet. *Die
regelméBige Arbeitszeit kann auf fiinf Tage, aus notwendigen betrieblichen/dienstlichen Griinden auch auf sechs
Tage verteilt werden.

(2) "Fur die Berechnung des Durchschnitts der regelmaBigen wdchentlichen Arbeitszeit ist ein Zeitraum von bis
zu einem Jahr zugrunde zu legen. 2Abweichend von Satz 1 kann bei Beschéftigten, die standig Wechselschicht oder
Schichtarbeit zu leisten haben, ein langerer Zeitraum zugrunde gelegt werden.

(3) "Soweit es die betrieblichen/dienstlichen Verhaltnisse zulassen, wird die/der Beschaftigte am 24. Dezember
und am 31. Dezember unter Fortzahlung des Entgelts nach §21 von der Arbeit freigestellt. 2Kann die Freistellung
nach Satz 1 aus betrieblichen/dienstlichen Griinden nicht erfolgen, ist entsprechender Freizeitausgleich innerhalb
von drei Monaten zu gewahren. *Die regelmaBige Arbeitszeit vermindert sich firr jeden gesetzlichen Feiertag, sowie
fur den 24. Dezember und 31. Dezember, sofern sie auf einen Werktag fallen, um die dienstplanmaBig ausgefalle-
nen Stunden.

Protokollerklarung zu Absatz 3 Satz 3:
Die Verminderung der regelmaBigen Arbeitszeit betrifft die Beschaftigten, die wegen des Dienstplans am Feier-
tag frei haben und deshalb ohne diese Regelung nacharbeiten miissten.
(4) Aus dringenden betrieblichen/dienstlichen Griinden kann auf der Grundlage einer Betriebs-/Dienstverein-
barung im Rahmen des § 7 Abs. 1, 2 und des § 12 ArbZG von den Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes abgewichen
werden.
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Protokollerkldrung zu Absatz 4:

In vollkontinuierlichen Schichtbetrieben kann an Sonn- und Feiertagen die tdgliche Arbeitszeit auf bis zu zwolf
Stunden verldngert werden, wenn dadurch zusatzliche freie Schichten an Sonn- und Feiertagen erreicht werden.

(5) Die Beschaftigten sind im Rahmen begriindeter betrieblicher/dienstlicher Notwendigkeiten zur Leistung von
Sonntags-, Feiertags-, Nacht-, Wechselschicht-, Schichtarbeit sowie - bei Teilzeitbeschéftigung aufgrund arbeits-
vertraglicher Regelung oder mit ihrer Zustimmung - zu Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft, Uberstunden und Mehr-
arbeit verpflichtet.

(6) "Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann ein wochentlicher Arbeitszeitkorridor von bis zu 45 Stunden
eingerichtet werden. ?Die innerhalb eines Arbeitszeitkorridors geleisteten zusétzlichen Arbeitsstunden werden im
Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 festgelegten Zeitraums ausgeglichen.

(7) "Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann in der Zeit von 6 bis 20 Uhr eine tagliche Rahmenzeit von bis zu
zwolf Stunden eingefiihrt werden. ?Die innerhalb der taglichen Rahmenzeit geleisteten zusatzlichen Arbeitsstunden
werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 festgelegten Zeitraums ausgeglichen.

(8) Die Absétze 6 und 7 gelten nur alternativ und nicht bei Wechselschicht- und Schichtarbeit.

(9) Fir einen Betrieb/eine Verwaltung, in dem/der ein Personalvertretungsgesetz Anwendung findet, kann eine
Regelung nach den Absdtzen 4, 6 und 7 in einem landesbezirklichen Tarifvertrag - fiir den Bund in einem Tarifvertrag
auf Bundesebene - getroffen werden, wenn eine Dienstvereinbarung nicht einvernehmlich zustande kommt und der
Arbeitgeber ein Letztentscheidungsrecht hat.

Protokollerklarung zu §6:

Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der jeweils geltenden Mitbestimmungsrechte unabhéngig von den
Vorgaben zu Arbeitszeitkorridor und Rahmenzeit (Absétze 6 und 7) maglich. Sie diirfen keine Regelungen nach
Absatz 4 enthalten.

§7
Sonderformen der Arbeit
(1) "Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmaBigen Wechsel der tég-
lichen Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei denen Beschaftigte durchschnittlich langstens nach Ablauf eines
Monats erneut zur Nachtschicht herangezogen werden. 2Wechselschichten sind wechselnde Arbeitsschichten, in
denen ununterbrochen bei Tag und Nacht, werktags, sonntags und feiertags gearbeitet wird. *Nachtschichten sind
Arbeitsschichten, die mindestens zwei Stunden Nachtarbeit umfassen.

(2) Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmaBigen Wechsel des Beginns der tég-
lichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden in Zeitabschnitten von langstens einem Monat vorsieht, und die
innerhalb einer Zeitspanne von mindestens 13 Stunden geleistet wird.

(3) Bereitschaftsdienst leisten Beschaftigte, die sich auf Anordnung des Arbeitgebers auBerhalb der regelméaBi-
gen Arbeitszeit an einer vom Arbeitgeber bestimmten Stelle aufhalten, um im Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen.

(4) "Rufbereitschaft leisten Beschéftigte, die sich auf Anordnung des Arbeitgebers auBerhalb der regelmaBigen
Arbeitszeit an einer dem Arbeitgeber anzuzeigenden Stelle aufhalten, um auf Abruf die Arbeit aufzunehmen. 2Ruf-
bereitschaft wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass Beschaftigte vom Arbeitgeber mit einem Mobiltelefon oder
einem vergleichbaren technischen Hilfsmittel ausgestattet sind.

(5) Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr.

(6) Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die Teilzeitbeschéftigte tiber die vereinbarte regelmaBige Arbeitszeit
hinaus bis zur regelmaBigen wachentlichen Arbeitszeit von Vollbeschéftigten (§ 6 Abs. 1 Satz 1) leisten.

(7) Uberstunden sind die auf Anordnung des Arbeitgebers geleisteten Arbeitsstunden, die tiber die im Rah-
men der regelmaBigen Arbeitszeit von Vollbeschaftigten (§6 Abs. 1 Satz 1) fiir die Woche dienstplanmaBig bzw.
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betriebstiblich festgesetzten Arbeitsstunden hinausgehen und nicht bis zum Ende der folgenden Kalenderwoche
ausgeglichen werden.

(8) Abweichend von Absatz 7 sind nur die Arbeitsstunden Uberstunden, die

a) im Falle der Festlegung eines Arbeitszeitkorridors nach §6 Abs. 6 (iber 45 Stunden oder (iber die vereinbarte
Obergrenze hinaus,

b) im Falle der Einfiihrung einer taglichen Rahmenzeit nach §6 Abs. 7 auBerhalb der Rahmenzeit,

¢) im Falle von Wechselschicht- oder Schichtarbeit tiber die im Schichtplan festgelegten taglichen Arbeitsstunden
einschlieBlich der im Schichtplan vorgesehenen Arbeitsstunden, die bezogen auf die regelmaBige wachentliche
Arbeitszeit im Schichtplanturnus nicht ausgeglichen werden,

angeordnet worden sind.

§9
Bereitschaftszeiten
(1) 'Bereitschaftszeiten sind die Zeiten, in denen sich die/der Beschaftigte am Arbeitsplatz oder einer anderen
vom Arbeitgeber bestimmten Stelle zur Verfigung halten muss, um im Bedarfsfall die Arbeit selbstandig, ggf. auch
auf Anordnung, aufzunehmen und in denen die Zeiten ohne Arbeitsleistung tiberwiegen. 2Fiir Beschaftigte, in deren
Tatigkeit regelméBig und in nicht unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten fallen, gelten folgende Regelungen:
a) Bereitschaftszeiten werden zur Halfte als tarifliche Arbeitszeit gewertet (faktorisiert).

b) Sie werden innerhalb von Beginn und Ende der regelmaBigen tdglichen Arbeitszeit nicht gesondert ausgewie-
sen.

¢) Die Summe aus den faktorisierten Bereitschaftszeiten und der Vollarbeitszeit darf die Arbeitszeit nach § 6 Abs.
1 nicht Uberschreiten.

d) Die Summe aus Vollarbeits- und Bereitschaftszeiten darf durchschnittlich 48 Stunden wochentlich nicht tiber-
schreiten.

*Ferner ist Voraussetzung, dass eine nicht nur voriibergehend angelegte OrganisationsmaBnahme besteht, bei der
regelmaBig und in nicht unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten anfallen.

(2) "Im Bereich der VKA bedarf die Anwendung des Absatzes 1 im Geltungsbereich eines Personalvertretungs-
gesetzes einer einvernehmlichen Dienstvereinbarung. 2§ 6 Abs. 9 gilt entsprechend. 3Im Geltungsbereich des Be-
triebsverfassungsgesetzes unterliegt die Anwendung dieser Vorschrift der Mitbestimmung im Sinne des § 87 Abs.
1 Nr. 2 BetrVG.

(3) Im Bereich des Bundes gilt Absatz 1 fir Beschaftigte im Sinne des Satzes 2, wenn betrieblich Beginn und
Ende der tdglichen Arbeitszeit unter Einschluss der Bereitschaftszeiten fiir diese Beschaftigtengruppen festgelegt
werden.

Protokollerklarung zu § 9:
Diese Regelung gilt nicht fir Wechselschicht- und Schichtarbeit.

§10
Arbeitszeitkonto

(1) "Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann ein Arbeitszeitkonto eingerichtet werden. 2Fir einen Betrieb/
eine Verwaltung, in dem/der ein Personalvertretungsgesetz Anwendung findet, kann eine Regelung nach Satz 1
auch in einem landesbezirklichen Tarifvertrag — fiir den Bund in einem Tarifvertrag auf Bundesebene — getroffen
werden, wenn eine Dienstvereinbarung nicht einvernehmlich zustande kommt und der Arbeitgeber ein Letztent-
scheidungsrecht hat. 3Soweit ein Arbeitszeitkorridor (§ 6 Abs. 6) oder eine Rahmenzeit (§ 6 Abs. 7) vereinbart wird,
ist ein Arbeitszeitkonto einzurichten.
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(2) 'In der Betriebs-/Dienstvereinbarung wird festgelegt, ob das Arbeitszeitkonto im ganzen Betrieb/in der
ganzen Verwaltung oder Teilen davon eingerichtet wird. 2Alle Beschaftigten der Betriebs-/Verwaltungsteile, fir die
ein Arbeitszeitkonto eingerichtet wird, werden von den Regelungen des Arbeitszeitkontos erfasst.

(3) 'Auf das Arbeitszeitkonto kdnnen Zeiten, die bei Anwendung des nach § 6 Abs. 2 festgelegten Zeitraums als
Zeitguthaben oder als Zeitschuld bestehen bleiben, nicht durch Freizeit ausgeglichene Zeiten nach § 8 Abs. 1 Satz
5 und Abs. 2 sowie in Zeit umgewandelte Zuschldge nach § 8 Abs. 1 Satz 4 gebucht werden. ?Weitere Kontingente
(z.B. Rufbereitschafts-/Bereitschaftsdienstentgelte) konnen durch Betriebs-/Dienstvereinbarung zur Buchung frei-
gegeben werden. 3Die/Der Beschéftigte entscheidet fiir einen in der Betriebs-/Dienstvereinbarung festgelegten Zeit-
raum, welche der in Satz 1 genannten Zeiten auf das Arbeitszeitkonto gebucht werden.

(4) Im Falle einer unverziiglich angezeigten und durch arztliches Attest nachgewiesenen Arbeitsunfahigkeit
wadhrend eines Zeitausgleichs vom Arbeitszeitkonto (Zeiten nach Absatz 3 Satz 1 und 2) tritt eine Minderung des
Zeitguthabens nicht ein.

(5) In der Betriebs-/Dienstvereinbarung sind inshesondere folgende Regelungen zu treffen:

a) Die hochstmogliche Zeitschuld (bis zu 40 Stunden) und das hochstzuldssige Zeitguthaben (bis zu einem Viel-
fachen von 40 Stunden), die innerhalb eines bestimmten Zeitraums anfallen diirfen;

b) nach dem Umfang des beantragten Freizeitausgleichs gestaffelte Fristen fir das Abbuchen von Zeitguthaben
oder fiir den Abbau von Zeitschulden durch die/den Beschéftigten;

¢) die Berechtigung, das Abbuchen von Zeitguthaben zu bestimmten Zeiten (z. B. an so genannten Briickentagen)
vorzusehen;

d) die Folgen, wenn der Arbeitgeber einen bereits genehmigten Freizeitausgleich kurzfristig widerruft.

(6) "Der Arbeitgeber kann mit der/dem Beschaftigten die Einrichtung eines Langzeitkontos vereinbaren. 2In
diesem Fallist der Betriebs-/Personalrat zu beteiligen und — bei Insolvenzfahigkeit des Arbeitgebers — eine Regelung
zur Insolvenzsicherung zu treffen.

§11
Teilzeitbeschaftigung

(1) 'Mit Beschaftigten soll auf Antrag eine geringere als die vertraglich festgelegte Arbeitszeit vereinbart wer-
den, wenn sie
a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder
b) einen nach érztlichem Gutachten pflegebedirftigen sonstigen Angehérigen
tatsachlich betreuen oder pflegen und dringende dienstliche bzw. betriebliche Belange nicht entgegenstehen. 2Die
Teilzeitbeschaftigung nach Satz 1 ist auf Antrag auf bis zu fiinf Jahre zu befristen. 3Sie kann verldngert werden; der
Antrag ist spatestens sechs Monate vor Ablauf der vereinbarten Teilzeitbeschaftigung zu stellen. “Bei der Gestaltung
der Arbeitszeit hat der Arbeitgeber im Rahmen der dienstlichen bzw. betrieblichen Méglichkeiten der besonderen
personlichen Situation der/des Beschaftigten nach Satz 1 Rechnung zu tragen.

(2) Beschaftigte, die in anderen als den in Absatz 1 genannten Féllen eine Teilzeitbeschaftigung vereinbaren
wollen, kdnnen von ihrem Arbeitgeber verlangen, dass er mit ihnen die Mdglichkeit einer Teilzeitbeschaftigung mit
dem Ziel erortert, zu einer entsprechenden Vereinbarung zu gelangen.

(3) Ist mit friher Vollbeschaftigten auf ihren Wunsch eine nicht befristete Teilzeitbeschéftigung vereinbart wor-
den, sollen sie bei spaterer Besetzung eines Vollzeitarbeitsplatzes bei gleicher Eignung im Rahmen der dienstlichen
bzw. betrieblichen Méglichkeiten bevorzugt berlicksichtigt werden.

Protokollerklarung zu Abschnitt II:
Bei In-Kraft-Treten dieses Tarifvertrages bestehende Gleitzeitregelungen bleiben unberihrt.
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§18
(VKA) - Leistungsentgelt
(1) "Die leistungs- und/oder erfolgsorientierte Bezahlung soll dazu beitragen, die 6ffentlichen Dienstleistungen
zu verbessern. ?Zugleich sollen Motivation, Eigenverantwortung und Fiihrungskompetenz gestarkt werden.

(2) Das Leistungsentgelt ist eine variable und leistungsorientierte Bezahlung zusétzlich zum Tabellenentgelt.

(3) 'Ausgehend von einer vereinbarten ZielgroBe von 8 v. H. entspricht bis zu einer Vereinbarung eines hoheren
Vomhundertsatzes das fiir das Leistungsentgelt zur Verfligung stehende Gesamtvolumen 2,00 v. H. der standigen
Monatsentgelte des Vorjahres aller unter den Geltungsbereich des TVAD fallenden Beschéftigten des jeweiligen
Arbeitgebers. ?Das flir das Leistungsentgelt zur Verfligung stehende Gesamtvolumen ist zweckentsprechend zu
verwenden; es besteht die Verpflichtung zu jahrlicher Auszahlung der Leistungsentgelte.

Protokollerklérung zu Absatz 3 Satz 1:

'Standige Monatsentgelte sind insbesondere das Tabellenentgelt (ohne Sozialversicherungsbeitrage des Arbeit-
gebers und dessen Kosten fiir die betriebliche Altersvorsorge), die in Monatsbetrdgen festgelegten Zulagen ein-
schlieBlich Besitzstandszulagen sowie Entgelt im Krankheitsfall (§ 22) und bei Urlaub, soweit diese Entgelte in dem
betreffenden Kalenderjahr ausgezahlt worden sind; nicht einbezogen sind dagegen insbesondere Abfindungen,
Aufwandsentschadigungen, Einmalzahlungen, Jahressonderzahlungen, Leistungsentgelte, Strukturausgleiche, un-
standige Entgeltbestandteile und Entgelte der auBertariflichen Beschaftigten. 2Unstandige Entgeltbestandteile kon-
nen betrieblich einbezogen werden.

(4) 'Das Leistungsentgelt wird zusatzlich zum Tabellenentgelt als Leistungspramie, Erfolgspramie oder Leis-
tungszulage gewahrt; das Verbinden verschiedener Formen des Leistungsentgelts ist zulassig. 2Die Leistungspramie
ist in der Regel eine einmalige Zahlung, die im Allgemeinen auf der Grundlage einer Zielvereinbarung erfolgt; sie
kann auch in zeitlicher Abfolge gezahlt werden. *Die Erfolgspramie kann in Abhangigkeit von einem bestimmten
wirtschaftlichen Erfolg neben dem gemé&B Absatz 3 vereinbarten Startvolumen gezahlt werden. “Die Leistungszu-
lage ist eine zeitlich befristete, widerrufliche, in der Regel monatlich wiederkehrende Zahlung. °Leistungsentgelte
konnen auch an Gruppen von Beschaftigten gewahrt werden. ®Leistungsentgelt muss grundsatzlich allen Beschaf-
tigten zugénglich sein. 'Fir Teilzeitbeschéaftigte kann von § 24 Abs. 2 abgewichen werden.

Protokollerkldrungen zu Absatz 4:

1. 'Die Tarifvertragsparteien sind sich darliber einig, dass die zeitgerechte Einfiihrung des Leistungsentgelts sinn-
voll, notwendig und deshalb beiderseits gewollt ist. 2Sie fordern deshalb die Betriebsparteien dazu auf, recht-
zeitig vor dem 1. Januar 2007 die betrieblichen Systeme zu vereinbaren. 3Kommt bis zum 30. September 2007
keine betriebliche Regelung zustande, erhalten die Beschaftigten mit dem Tabellenentgelt des Monats Dezem-
ber 2008 6 v. H. des fiir den Monat September jeweils zustehenden Tabellenentgelts. *Das Leistungsentgelt
erhoht sich im Folgejahr um den Restbetrag des Gesamtvolumens. *Solange auch in den Folgejahren keine
Einigung entsprechend Satz 2 zustande kommt, gelten die Sétze 3 und 4 ebenfalls. °Fir das Jahr 2007 erhalten
die Beschaftigten mit dem Tabellenentgelt des Monats Dezember 2007 12 v. H. des fir den Monat September
2007 jeweils zustehenden Tabellenentgelts ausgezahlt, insgesamt jedoch nicht mehr als das Gesamtvolumen
gemaB Absatz 3 Satz 1, wenn bis zum 31. Juli 2007 keine Einigung nach Satz 3 zustande gekommen ist.

2. Die Tarifvertragsparteien bekennen sich zur weiteren Starkung der Leistungsorientierung im offentlichen
Dienst.

Protokollerklarung zu Absatz 4 Satz 3:
1. 'Die wirtschaftlichen Unternehmensziele legt die Verwaltungs-/Unternehmensfiihrung zu Beginn des Wirt-
schaftsjahres fest. 2Der wirtschaftliche Erfolg wird auf der Gesamtebene der Verwaltung/des Betriebes fest-
gestellt.
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2. 'Soweit Beschaftigte im Sinne von § 38 Abs. 5 Satz 1 eine Tatigkeit ausiiben, bei der Beamte im Vollstreckungs-
dienst eine Vollstreckungsdienstzulage nach der Vollstreckungsvergiitungsverordnung vom 6. Januar 2003
(BGBI. 1 S. 8) in der jeweils gliltigen Fassung beanspruchen kénnen, erhalten sie eine entsprechende Leistung
als Erfolgspramie, die neben dem im Ubrigen nach § 18 zustehenden Leistungsentgelt zu zahlen ist. ?Erhalten
Beamte im Vollstreckungsdienst eine entsprechende Zulage aufgrund einer landesrechtlichen Regelung, be-
stimmt sich die Hohe der Erfolgspramie nach Satz 1 nach dieser landesrechtlichen Regelung. *Dies gilt auch,
wenn ein System der leistungsbezogenen Bezahlung betrieblich nicht vereinbart ist. *Bei der Bemessung fiir die
Entgeltfortzahlung (§ 21) wird die Erfolgspramie nur berticksichtigt, wenn und soweit sie bei den entsprechen-
den Beziigen der Beamten beriicksichtigt wird. *Dariiber hinaus bleibt die Zahlung héherer Erfolgspramien bei
Uberschreiten vereinbarter Ziele moglich.

(5) "Die Feststellung oder Bewertung von Leistungen geschieht durch das Vergleichen von Zielerreichungen mit
den in der Zielvereinbarung angestrebten Zielen oder iiber eine systematische Leistungsbewertung. ?Zielvereinba-
rung ist eine freiwillige Abrede zwischen der Filhrungskraft und einzelnen Beschaftigten oder Beschaftigtengruppen
Uber objektivierbare Leistungsziele und die Bedingungen ihrer Erfiillung. *Leistungsbewertung ist die auf einem
betrieblich vereinbarten System beruhende Feststellung der erbrachten Leistung nach mdglichst messbaren oder
anderweitig objektivierbaren Kriterien oder durch aufgabenbezogene Bewertung.

(6) 'Das jeweilige System der leistungsbezogenen Bezahlung wird betrieblich vereinbart. 2Die individuellen
Leistungsziele von Beschaftigten bzw. Beschaftigtengruppen miissen beeinflussbar und in der regelmaBigen Ar-
beitszeit erreichbar sein. 3Die Ausgestaltung geschieht durch Betriebsvereinbarung oder einvernehmliche Dienstver-
einbarung, in der insbesondere geregelt werden:

- Verfahren der Einfiihrung von leistungs- und/oder erfolgsorientierten Entgelten,
—  zuldssige Kriterien fiir Zielvereinbarungen,

—  Ziele zur Sicherung und Verbesserung der Effektivitat und Effizienz, insbesondere fiir Mehrwertsteigerungen
(z. B. Verbesserung der Wirtschaftlichkeit, der Dienstleistungsqualitat, der Kunden-/Biirgerorientierung)

— Auswahl der Formen von Leistungsentgelten, der Methoden sowie Kriterien der systematischen Leistungs-
bewertung und der aufgabenbezogenen Bewertung (messbar, zahlbar oder anderweitig objektivierbar), ggf.
differenziert nach Arbeitshereichen, u. U. Zielerreichungsgrade,

—  Anpassung von Zielvereinbarungen bei wesentlichen Anderungen von Geschaftsgrundlagen,

—  Vereinbarung von Verteilungsgrundsatzen,

—  Uberpriifung und Verteilung des zur Verfiigung stehenden Finanzvolumens, ggf. Begrenzung individueller Leis-
tungsentgelte aus umgewidmetem Entgelt,

—  Dokumentation und Umgang mit Auswertungen iiber Leistungsbewertungen.

Protokollerkldrung zu Absatz 6:

Besteht in einer Dienststelle/in einem Unternehmen kein Personal- oder Betriebsrat, hat der Dienststellenleiter/
Arbeitgeber die jahrliche Ausschiittung der Leistungsentgelte im Umfang des Vomhundertsatzes der Protokollerkla-
rung Nr. 1 zu Absatz 4 sicherzustellen, solange eine Kommission im Sinne des Absatzes 7 nicht besteht.

(7) 'Bei der Entwicklung und beim standigen Controlling des betrieblichen Systems wirkt eine betriebliche
Kommission mit, deren Mitglieder je zur Halfte vom Arbeitgeber und vom Betriebs-/Personalrat aus dem Betrieb
benannt werden. ?Die betriebliche Kommission ist auch fiir die Beratung von schriftlich begriindeten Beschwerden
zustandig, die sich auf Mangel des Systems bzw. seiner Anwendung beziehen. *Der Arbeitgeber entscheidet auf
Vorschlag der betrieblichen Kommission, ob und in welchem Umfang der Beschwerde im Einzelfall abgeholfen wird.
“Folgt der Arbeitgeber dem Vorschlag nicht, hat er seine Grlinde darzulegen. *Notwendige Korrekturen des Systems
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bzw. von Systembestandteilen empfiehlt die betriebliche Kommission. ®Die Rechte der betrieblichen Mitbestimmung
bleiben unberiihrt.

(8) Die ausgezahlten Leistungsentgelte sind zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

Protokollerklarungen zu § 18:

1. 'Eine Nichterfllung der Voraussetzungen fiir die Gewahrung eines Leistungsentgelts darf fir sich genommen
keine arbeitsrechtlichen MaBnahmen ausldsen. 2Umgekehrt sind arbeitsrechtliche MaBnahmen nicht durch
Teilnahme an einer Zielvereinbarung bzw. durch Gewahrung eines Leistungsentgelts ausgeschlossen.

2. 'Leistungsgeminderte dtirfen nicht grundsétzlich aus Leistungsentgelten ausgenommen werden. 2lhre jeweili-
gen Leistungsminderungen sollen angemessen berticksichtigt werden.

3. Die Vorschriften des § 18 sind sowohl fiir die Parteien der betrieblichen Systeme als auch fir die Arbeitgeber
und Beschdftigten unmittelbar geltende Regelungen.

4. Die Beschéftigten in Sparkassen sind ausgenommen.

Die landesbezirklichen Regelungen in Baden-Wiirttemberg, in Nordrhein-Westfalen und im Saarland zu Leis-
tungszuschlagen zu § 20 BMT-G bleiben unberiihrt.

ABSCHNITT IV
Urlaub und Arbeitsbefreiung

§26
Erholungsurlaub

(1) 'Beschéftigte haben in jedem Kalenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub unter Fortzahlung des Entgelts
(§21). 2Bei Verteilung der wochentlichen Arbeitszeit auf finf Tage in der Kalenderwoche betragt der Urlaubsan-
spruch in jedem Kalenderjahr 30 Arbeitstage. >Bei einer anderen Verteilung der wochentlichen Arbeitszeit als auf
finf Tage in der Woche erhéht oder vermindert sich der Urlaubsanspruch entsprechend. “Verbleibt bei der Berech-
nung des Urlaubs ein Bruchteil, der mindestens einen halben Urlaubstag ergibt, wird er auf einen vollen Urlaubstag
aufgerundet; Bruchteile von weniger als einem halben Urlaubstag bleiben unberiicksichtigt. °Der Erholungsurlaub
muss im laufenden Kalenderjahr gewahrt und kann auch in Teilen genommen werden.

Protokollerklarung zu Absatz 1 Satz 5:

Der Urlaub soll grundsatzlich zusammenhangend gewahrt werden; dabei soll ein Urlaubsteil von zwei Wochen
Dauer angestrebt werden.
(2) Im Ubrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz mit folgenden MaBgaben:
a) 'Im Falle der Ubertragung muss der Erholungsurlaub in den ersten drei Monaten des folgenden Kalenderjahres
angetreten werden. ?Kann der Erholungsurlaub wegen Arbeitsunfahigkeit oder aus betrieblichen/dienstlichen
Grlinden nicht bis zum 31. Mdrz angetreten werden, ist er bis zum 31. Mai anzutreten.

b) Beginnt oder endet das Arbeitsverhaltnis im Laufe eines Jahres, erhalt die/der Beschaftigte als Erholungsurlaub
fir jeden vollen Monat des Arbeitsverhaltnisses ein Zwolftel des Urlaubsanspruchs nach Absatz 1; § 5 BUIIG
bleibt unberihrt.

¢) Ruht das Arbeitsverhéltnis, so vermindert sich die Dauer des Erholungsurlaubs einschlieBlich eines etwaigen
Zusatzurlaubs fiir jeden vollen Kalendermonat um ein Zwélftel.

d) Das nach Absatz 1 Satz 1 fort zu zahlende Entgelt wird zu dem in § 24 genannten Zeitpunkt gezahlt.
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ABSCHNITT V
Befristung und Beendigung des Arbeitsverhéltnisses

§30 - Befristete Arbeitsvertrage

(1) "Befristete Arbeitsvertrage sind nach MaBgabe des Teilzeit- und Befristungsgesetzes sowie anderer gesetz-
licher Vorschriften (iber die Befristung von Arbeitsvertragen zuldssig. 2Fiir Beschéftigte, auf die die Regelungen
des Tarifgebiets West Anwendung finden und deren Tatigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der
Angestellten unterlegen hatte, gelten die in den Absétzen 2 bis 5 geregelten Besonderheiten; dies gilt nicht fiir
Arbeitsverhaltnisse, fiir die die §§ 57a ff. HRG, das Gesetz Uber befristete Arbeitsvertrage in der Wissenschaft (Wis-
senschaftszeitvertragsgesetz) oder gesetzliche Nachfolgeregelungen unmittelbar oder entsprechend gelten.

(2) "KalenderméaBig befristete Arbeitsvertrége mit sachlichem Grund sind nur zuldssig, wenn die Dauer des ein-
zelnen Vertrages funf Jahre nicht tibersteigt; weitergehende Regelungen im Sinne von § 23 TzBfG bleiben unber(ihrt.
Beschaftigte mit einem Arbeitsvertrag nach Satz 1 sind bei der Besetzung von Dauerarbeitsplatzen bevorzugt zu
berticksichtigen, wenn die sachlichen und personlichen Voraussetzungen erfiillt sind.

(3) "Ein befristeter Arbeitsvertrag ohne sachlichen Grund soll in der Regel zwélf Monate nicht unterschreiten;
die Vertragsdauer muss mindestens sechs Monate betragen. 2Vor Ablauf des Arbeitsvertrages hat der Arbeitgeber
zu prifen, ob eine unbefristete oder befristete Weiterbeschaftigung méglich ist.

(4) "Bei befristeten Arbeitsvertragen ohne sachlichen Grund gelten die ersten sechs Wochen und bei befristeten
Arbeitsvertrdgen mit sachlichem Grund die ersten sechs Monate als Probezeit. 2Innerhalb der Probezeit kann der
Arbeitsvertrag mit einer Frist von zwei Wochen zum Monatsschluss gekiindigt werden.

(5) "Eine ordentliche Kiindigung nach Ablauf der Probezeit ist nur zuldssig, wenn die Vertragsdauer mindestens
zwolf Monate betragt. *Nach Ablauf der Probezeit betragt die Kiindigungsfrist in einem oder mehreren aneinander
gereihten Arbeitsverhdltnissen bei demselben Arbeitgeber

von insgesamt mehr als sechs Monaten vier Wochen,
von insgesamt mehr als einem Jahr sechs Wochen
zum Schluss eines Kalendermonats,

von insgesamt mehr als zwei Jahren drei Monate,
von insgesamt mehr als drei Jahren vier Monate

zum Schluss eines Kalendervierteljahres

3Eine Unterbrechung bis zu drei Monaten ist unschadlich, es sei denn, dass das Ausscheiden von der/dem Beschaf-
tigten verschuldet oder veranlasst war. “Die Unterbrechungszeit bleibt unberiicksichtigt.

Protokollerkldrung zu Absatz 5:
Bei mehreren aneinander gereihten Arbeitsverhdltnissen flhren weitere vereinbarte Probezeiten nicht zu einer
Verkiirzung der Kiindigungsfrist.
(6) Die §§31, 32 bleiben von den Regelungen der Absatze 3 bis 5 unberihrt.

§34-
Kiindigung des Arbeitsverhéltnisses
(1) 'Bis zum Ende des sechsten Monats seit Beginn des Arbeitsverhaltnisses betrdgt die Kiindigungsfrist zwei
Wochen zum Monatsschluss. 2m Ubrigen betragt die Kiindigungsfrist bei einer Beschaftigungszeit (Absatz 3 Satz
1und 2)
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bis zu einem Jahr ein Monat zum Monatsschluss

von mehr als einem Jahr 6 Wochen,
von mindestens 5 Jahren 3 Monate,
von mindestens 8 Jahren 4 Monate,
von mindestens 10 Jahren 5 Monate,
von mindestens 12 Jahren 6 Monate

zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

(2) "Arbeitsverhltnisse von Beschaftigten, die das 40. Lebensjahr vollendet haben und fir die die Regelungen
des Tarifgebiets West Anwendung finden, konnen nach einer Beschaftigungszeit (Absatz 3 Satz 1 und 2) von mehr
als 15 Jahren durch den Arbeitgeber nur aus einem wichtigen Grund gekiindigt werden.?Soweit Beschéftigte nach
den bis zum 30. September 2005 geltenden Tarifregelungen unkiindbar waren, verbleibt es dabei.

(3) 'Beschaftigungszeit ist die bei demselben Arbeitgeber im Arbeitsverhaltnis zurlickgelegte Zeit, auch wenn
sie unterbrochen ist. 2Unberiicksichtigt bleibt die Zeit eines Sonderurlaubs gemaB § 28, es sei denn, der Arbeitgeber
hat vor Antritt des Sonderurlaubs schriftlich ein dienstliches oder betriebliches Interesse anerkannt. *Wechseln Be-
schaftigte zwischen Arbeitgebern, die vom Geltungsbereich dieses Tarifvertrages erfasst werden, werden die Zeiten
bei dem anderen Arbeitgeber als Beschaftigungszeit anerkannt. “Satz 3 gilt entsprechend bei einem Wechsel von
einem anderen offentlich-rechtlichen Arbeitgeber.
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Tarifvertrag der Lander
— Auszug -

ABSCHNITT 1
Allgemeine Vorschriften

§2
Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit

(1) Der Arbeitsvertrag wird schriftlich abgeschlossen.

(2) 'Mehrere Arbeitsverhéltnisse zu demselben Arbeitgeber diirfen nur begriindet werden, wenn die jeweils
{ibertragenen Tatigkeiten nicht in einem unmittelbaren Sachzusammenhang stehen. 2Andernfalls gelten sie als ein
Arbeitsverhaltnis.

(3) "Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 2Sie kénnen gesondert gekiindigt
werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist.

(4) 'Die ersten sechs Monate der Beschaftigung gelten als Probezeit, soweit nicht eine kiirzere Zeit vereinbart
ist. 2Bei Ubernahme von Auszubildenden im unmittelbaren Anschluss an das Ausbildungsverhaltnis in ein Arbeits-
verhaltnis entféllt die Probezeit.

§3
Allgemeine Arbeitsbedingungen
(1) 'Die arbeitsvertraglich geschuldete Leistung ist gewissenhaft und ordnungsgemaB auszufiihren. 2Die Be-
schaftigten mussen sich durch ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlich demokratischen Grundordnung im Sinne des
Grundgesetzes bekennen.

(2) Die Beschéftigten haben iiber Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch gesetzliche Vorschriften vor-
gesehen oder vom Arbeitgeber angeordnet ist, Verschwiegenheit zu wahren; dies gilt auch tiber die Beendigung
des Arbeitsverhaltnisses hinaus.

(3) 'Die Beschéftigten diirfen von Dritten Belohnungen, Geschenke, Provisionen oder sonstige Verglnstigun-
gen mit Bezug auf ihre Tétigkeit nicht annehmen. 2Ausnahmen sind nur mit Zustimmung des Arbeitgebers méglich.
3Werden den Beschéftigten derartige Verglinstigungen angeboten, haben sie dies dem Arbeitgeber unverziiglich
anzuzeigen.

(4) '"Nebentatigkeiten gegen Entgelt haben die Beschaftigten ihrem Arbeitgeber rechtzeitig vorher schriftlich
anzuzeigen. 2Der Arbeitgeber kann die Nebentatigkeit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese ge-
eignet ist, die Erflillung der arbeitsvertraglichen Pflichten der Beschaftigten oder berechtigte Interessen des Arbeit-
gebers zu beeintrachtigen. 3Fir Nebentatigkeiten im 6ffentlichen Dienst kann eine Ablieferungspflicht nach den
Bestimmungen, die beim Arbeitgeber gelten, zur Auflage gemacht werden.

(5) "Der Arbeitgeber ist bei begriindeter Veranlassung berechtigt, Beschaftigte zu verpflichten, durch &rzt-
liche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie zur Leistung der arbeitsvertraglich geschuldeten Tatigkeit in der Lage
sind. ?Bei dem beauftragten Arzt kann es sich um einen Betriebsarzt, Personalarzt oder Amtsarzt handeln, soweit
sich die Betriebsparteien nicht auf einen anderen Arzt geeinigt haben. *Die Kosten dieser Untersuchung tragt der
Arbeitgeber.

(6) 'Die Beschéftigten haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollstandigen Personalakten. 2Sie kdnnen das Recht
auf Einsicht auch durch eine/n hierzu schriftlich Bevollmachtigte/n ausliben lassen. 3Sie kénnen Ausziige oder Ko-
pien aus ihren Personalakten erhalten. “Die Beschaftigten missen tiber Beschwerden und Behauptungen tatsachli-
cher Art, die fiir sie unglinstig sind oder ihnen nachteilig werden kdnnen, vor Aufnahme in die Personalakten gehért
werden. *lhre AuBerung ist zu den Personalakten zu nehmen.
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(7) Fir die Schadenshaftung der Beschaftigten finden die Bestimmungen, die fiir die Beamten des jeweiligen
Landes jeweils gelten, entsprechende Anwendung.

§4
Versetzung, Abordnung, Zuweisung, Personalgestellung
(1) 'Beschéftigte kdnnen aus dienstlichen oder betrieblichen Griinden versetzt oder abgeordnet werden. 2Sollen
Beschaftigte an eine Dienststelle oder einen Betrieb auBerhalb des bisherigen Arbeitsortes versetzt oder voraus-
sichtlich langer als drei Monate abgeordnet werden, so sind sie vorher zu héren.

Protokollerkldrungen zu §4 Absatz 1:

1. Abordnung ist die vom Arbeitgeber veranlasste voriibergehende Beschaftigung bei einer anderen Dienststelle
oder einem anderen Betrieb desselben oder eines anderen Arbeitgebers unter Fortsetzung des bestehenden
Arbeitsverhaltnisses.

2. Versetzung ist die vom Arbeitgeber veranlasste, auf Dauer bestimmte Beschéftigung bei einer anderen Dienst-
stelle oder einem anderen Betrieb desselben Arbeitgebers unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhélt-
nisses.

(2) 'Beschaftigten kann im dienstlichen/betrieblichen oder 6ffentlichen Interesse mit ihrer Zustimmung vortiber-
gehend eine mindestens gleich vergiitete Tatigkeit bei einem Dritten zugewiesen werden. 2Die Zustimmung kann
nur aus wichtigem Grund verweigert werden. *Die Rechtsstellung der Beschaftigten bleibt unberihrt. “Beziige aus
der Verwendung nach Satz 1 werden auf das Entgelt angerechnet.

Protokollerklarung zu § 4 Absatz 2:

Zuweisung ist — unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhaltnisses — die voriibergehende Beschaftigung
bei einem Dritten im In- und Ausland, bei dem der TV-L nicht zur Anwendung kommt.

(3) 'Werden Aufgaben der Beschaftigten zu einem Dritten verlagert, ist auf Verlangen des Arbeitgebers bei wei-
ter bestehendem Arbeitsverhaltnis die arbeitsvertraglich geschuldete Arbeitsleistung bei dem Dritten zu erbringen
(Personalgestellung). 2§ 613a BGB sowie gesetzliche Kiindigungsrechte bleiben unberiihrt.

Protokollerklarung zu §4 Absatz 3:

'Personalgestellung ist — unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhéltnisses — die auf Dauer angelegte
Beschaftigung bei einem Dritten. 2Die Modalitaten der Personalgestellung werden zwischen dem Arbeitgeber und
dem Dritten vertraglich geregelt.

§5
Qualifizierung
(1) 'Ein hohes Qualifikationsniveau und lebenslanges Lernen liegen im gemeinsamen Interesse von Beschéftig-
ten und Arbeitgebern. 2Qualifizierung dient der Steigerung von Effektivitat und Effizienz des 6ffentlichen Dienstes,
der Nachwuchsférderung und der Steigerung von beschéftigungsbezogenen Kompetenzen. *Die Tarifvertragspar-
teien verstehen Qualifizierung auch als Teil der Personalentwicklung.

(2) "Vor diesem Hintergrund stellt Qualifizierung nach diesem Tarifvertrag ein Angebot dar. 2Aus ihm kann fir
die Beschaftigten kein individueller Anspruch auBer nach Absatz 4 abgeleitet werden. 3Es kann durch freiwillige
Betriebsvereinbarung wahrgenommen und néher ausgestaltet werden. “Entsprechendes gilt fir Dienstvereinbarun-
gen im Rahmen der personalvertretungsrechtlichen Méglichkeiten. *Weitergehende Mitbestimmungsrechte werden
dadurch nicht berihrt.

(3) 'QualifizierungsmaBnahmen sind
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a) die Fortentwicklung der fachlichen, methodischen und sozialen Kompetenzen fiir die (ibertragenen Tatigkeiten
(Erhaltungsqualifizierung),

b) der Erwerb zusatzlicher Qualifikationen (Fort- und Weiterbildung),

¢) die Qualifizierung zur Arbeitsplatzsicherung (Qualifizierung fir eine andere Tétigkeit; Umschulung) und

d) die Einarbeitung bei oder nach langerer Abwesenheit (Wiedereinstiegsqualifizierung).

“Die Teilnahme an einer QualifizierungsmaBnahme wird dokumentiert und den Beschaftigten schriftlich bestatigt.

(4) 'Beschaftigte haben — auch in den Féllen des Absatzes 3 Satz 1 Buchstabe d — Anspruch auf ein regelmaBi-
ges Gesprach mit der jeweiligen Fiihrungskraft. 2In diesem wird festgestellt, ob und welcher Qualifizierungsbedarf
besteht. *Dieses Gesprach kann auch als Gruppengesprach geflihrt werden. “Wird nichts anderes geregelt, ist das
Gesprach jahrlich zu fuhren.

(5) Zeiten von vereinbarten QualifizierungsmaBnahmen gelten als Arbeitszeit.

(6) 'Die Kosten einer vom Arbeitgeber veranlassten QualifizierungsmaBnahme — einschlieBlich Reisekosten —
werden grundsatzlich vom Arbeitgeber getragen, soweit sie nicht von Dritten Gbernommen werden. 2Ein mdglicher
Eigenbeitrag wird in einer Qualifizierungsvereinbarung geregelt. *Die Betriebsparteien sind gehalten, die Grundsat-
ze einer fairen Kostenverteilung unter Berlicksichtigung des betrieblichen und individuellen Nutzens zu regeln. *Ein
Eigenbeitrag der Beschaftigten kann in Geld und/oder Zeit erfolgen.

(7) 'Fiir eine QualifizierungsmaBnahme nach Absatz 3 Satz 1 Buchstabe b oder c kann eine Riickzahlungspflicht
der Kosten der QualifizierungsmaBnahme in Verbindung mit der Bindung der/des Beschaftigen an den Arbeitgeber
vereinbart werden. 2Dabei kann die/der Beschaftigte verpflichtet werden, dem Arbeitgeber Aufwendungen oder
Teile davon fir eine QualifizierungsmaBnahme zu ersetzen, wenn das Arbeitsverhdltnis auf Wunsch der/des Be-
schaftigten endet. 3Dies gilt nicht, wenn die/der Beschaftigte nicht innerhalb von sechs Monaten entsprechend
der erworbenen Qualifikation durch die QualifizierungsmaBnahme beschéftigt wird, oder wenn die Beschéftigte
wegen Schwangerschaft oder Niederkunft gekiindigt oder einen Auflésungsvertrag geschlossen hat. “Die Hohe des
Riickzahlungsbetrages und die Dauer der Bindung an den Arbeitgeber missen in einem angemessenen Verhéltnis
stehen.

(8) Gesetzliche Forderungsmaglichkeiten kdnnen in die Qualifizierungsplanung einbezogen werden.

(9) Fur Beschéftigte mit individuellen Arbeitszeiten sollen Qualifizierungsmafnahmen so angeboten werden,
dass ihnen eine gleichberechtigte Teilnahme ermdglicht wird.

Abschnitt 2
Arbeitszeit

§6
RegelmaBige Arbeitszeit

(1) 'Die durchschnittliche regelméBige wdchentliche Arbeitszeit ausschlieBlich der Pausen

a) wird fir jedes Bundesland im Tarifgebiet West auf der Grurldlage der festgestellten tatsachlichen durchschnitt-
lichen wochentlichen Arbeitszeit im Februar 2006 ohne Uberstunden und Mehrarbeit (tariflich und arbeits-
vertraglich vereinbarte Arbeitszeit) wegen der gekiindigten Arbeitszeitbestimmungen von den Tarifvertrags-
parteien nach den im Anhang zu § 6 festgelegten Grundsdtzen errechnet,

b) betrdgt im Tarifgebiet West 38,5 Stunden fir die nachfolgend aufgefiihrten Beschaftigten:

aa) Beschéftigte, die standig Wechselschicht- oder Schichtarbeit leisten,

bb) Beschéftigte an Universitdtskliniken, Landeskrankenhausern, sonstigen Krankenhausern und psychiatrischen
Einrichtungen, mit Ausnahme der Arztinnen und Arzte nach Buchstabe d,
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cc) Beschéftigte in StraBenmeistereien, Autobahnmeistereien, Kfz-Werkstatten, Theatern und Blhnen, Hafenbe-
trieben, Schleusen und im Kiistenschutz,

dd) Beschéftigte in Einrichtungen fiir schwerbehinderte Menschen (Schulen, Heime) und in heilpadagogischen Ein-
richtungen,
ee) Beschéftigte, fir die der TVGD gilt oder auf deren Arbeitsverhaltnis vor der Einbeziehung in den TV-L der TVGD

angewandt wurde,
ff) Beschaftigte in Kindertagesstatten in Bremen,

a9

Beschaftigte, fir die durch landesbezirkliche Vereinbarung eine regelmaBige wochentliche Arbeitszeit von 38,5
Stunden festgelegt wurde,

¢) betrdgt im Tarifgebiet Ost 40 Stunden,

d) betragt fiir Arztinnen und Arzte im Sinne des §41 (Sonderregelungen fiir Arztinnen und Arzte an Universitats-
kliniken) im Tarifgebiet West und im Tarifgebiet Ost einheitlich 42 Stunden.

Bei Wechselschichtarbeit werden die gesetzlich vorgeschriebenen Pausen in die Arbeitszeit eingerechnet. *Die
regelmaBige Arbeitszeit kann auf fiinf Tage, aus dringenden betrieblichen/dienstlichen Griinden auch auf sechs
Tage verteilt werden. “Die unterschiedliche Hohe der durchschnittlichen regelméBigen wochentlichen Arbeitszeit
nach Satz 1 Buchstaben a und b bleibt ohne Auswirkung auf das Tabellenentgelt und die in Monatsbetrdgen fest-
gelegten Entgeltbestandteile.

(2) 'Fiir die Berechnung des Durchschnitts der regelmaBigen wochentlichen Arbeitszeit ist ein Zeitraum von bis
zu einem Jahr zugrunde zu legen. 2Abweichend von Satz 1 kann bei Beschaftigten, die standig Wechselschicht- oder
Schichtarbeit zu leisten haben, sowie fir die Durchfiihrung so genannter Sabbatjahrmodelle ein léngerer Zeitraum
zugrunde gelegt werden.

(3) 'Soweit es die betrieblichen/dienstlichen Verhéltnisse zulassen, wird die/der Beschaftigte am 24. Dezember
und am 31. Dezember unter Fortzahlung des Tabellenentgelts und der sonstigen in Monatsbetrdgen festgelegten
Entgeltbestandteile von der Arbeit freigestellt. 2Kann die Freistellung nach Satz 1 aus betrieblichen/dienstlichen
Griinden nicht erfolgen, ist entsprechender Freizeitausgleich innerhalb von drei Monaten zu gewahren. *Die regel-
méBige Arbeitszeit vermindert sich fir jeden gesetzlichen Feiertag, sowie flr den 24. Dezember und 31. Dezember,
sofern sie auf einen Werktag fallen, um die dienstplanmaBig ausgefallenen Stunden.

Protokollerkldarung zu § 6 Absatz 3 Satz 3:

Die Verminderung der regelméBigen Arbeitszeit betrifft die Beschaftigten, die wegen des Dienstplans am Feier-
tag frei haben und deshalb ohne diese Regelung nacharbeiten missten.

(4) Aus dringenden betrieblichen/dienstlichen Griinden kann auf der Grundlage einer Betriebs-/Dienstverein-
barung im Rahmen des § 7 Absatz 1, 2 und des § 12 Arbeitszeitgesetz von den Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes
abgewichen werden.

Protokollerkldrung zu § 6 Absatz 4:

In vollkontinuierlichen Schichtbetrieben kann an Sonn- und Feiertagen die tagliche Arbeitszeit auf bis zu zwolf
Stunden verléngert werden, wenn dadurch zusétzliche freie Schichten an Sonn- und Feiertagen erreicht werden.

(5) Die Beschéftigten sind im Rahmen begriindeter betrieblicher/dienstlicher Notwendigkeiten zur Leistung von
Sonntags-, Feiertags-, Nacht-, Wechselschicht-, Schichtarbeit sowie — bei Teilzeitbeschaftigung aufgrund arbeits-
vertraglicher Regelung oder mit ihrer Zustimmung — zu Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft, Uberstunden und
Mehrarbeit verpflichtet.

(6) 'Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann ein wdchentlicher Arbeitszeitkorridor von bis zu 45 Stunden

eingerichtet werden. ?Die innerhalb eines Arbeitszeitkorridors geleisteten zusatzlichen Arbeitsstunden werden im
Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 festgelegten Zeitraums ausgeglichen.
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(7) 'Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann in der Zeit von 6 bis 20 Uhr eine tdgliche Rahmenzeit von bis zu
zwolf Stunden eingeflihrt werden. ?Die innerhalb der tdglichen Rahmenzeit geleisteten zusatzlichen Arbeitsstunden
werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 festgelegten Zeitraums ausgeglichen.

(8) Die Absatze 6 und 7 gelten nur alternativ und nicht bei Wechselschicht- und Schichtarbeit.

(9) Fiir einen Betrieb/eine Verwaltung, in dem/der ein Personalvertretungsgesetz Anwendung findet, kann
eine Regelung nach den Absétzen 4, 6 und 7 in einem landesbezirklichen Tarifvertrag getroffen werden, wenn eine
Dienstvereinbarung nicht einvernehmlich zustande kommt und der Arbeitgeber ein Letztentscheidungsrecht hat.

(10) 'In Verwaltungen und Betrieben, in denen auf Grund spezieller Aufgaben (zum Beispiel Ausgrabungen,
Expeditionen, Schifffahrt) oder saisonbedingt erheblich verstarkte Tétigkeiten anfallen, kann fir diese Tatigkeiten
die regelmaBige Arbeitszeit auf bis zu 60 Stunden in einem Zeitraum von bis zu sieben Tagen verlangert werden. 2In
diesem Fall muss durch Verkiirzung der regelméBigen wochentlichen Arbeitszeit bis zum Ende des Ausgleichszeit-
raums nach Absatz 2 Satz 1 ein entsprechender Zeitausgleich durchgefiihrt werden. 3Die Sétze 1 und 2 gelten nicht
flr Beschaftigte gemaB §§ 41 bis 43.

(11) 'Bei Dienstreisen gilt nur die Zeit der dienstlichen Inanspruchnahme am auswartigen Geschaftsort als
Arbeitszeit. 2F(ir jeden Tag einschlieBlich der Reisetage wird jedoch mindestens die auf ihn entfallende regelmaBi-
ge, durchschnittliche oder dienstplanmaBige Arbeitszeit bericksichtigt, wenn diese bei Nichtberticksichtigung der
Reisezeit nicht erreicht wiirde. *Uberschreiten nicht anrechenbare Reisezeiten insgesamt 15 Stunden im Monat,
so werden auf Antrag 25 v.H. dieser Uberschreitenden Zeiten bei fester Arbeitszeit als Freizeitausgleich gewahrt
und bei gleitender Arbeitszeit im Rahmen der jeweils geltenden Vorschriften auf die Arbeitszeit angerechnet. “Der
besonderen Situation von Teilzeitbeschaftigten ist Rechnung zu tragen. *Soweit Einrichtungen in privater Rechts-
form oder andere Arbeitgeber nach eigenen Grundsatzen verfahren, sind diese abweichend von den Sétzen 1 bis
4 maBgebend.

§7
Sonderformen der Arbeit
(1) "Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmaBigen Wechsel der tég-
lichen Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei denen Beschaftigte durchschnittlich langstens nach Ablauf eines
Monats erneut zur Nachtschicht herangezogen werden. 2Wechselschichten sind wechselnde Arbeitsschichten, in
denen ununterbrochen bei Tag und Nacht, werktags, sonntags und feiertags gearbeitet wird. *Nachtschichten sind
Arbeitsschichten, die mindestens zwei Stunden Nachtarbeit umfassen.

(2) Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmaBigen Wechsel des Beginns der tag-
lichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden in Zeitabschnitten von langstens einem Monat vorsieht, und die
innerhalb einer Zeitspanne von mindestens 13 Stunden geleistet wird.

(3) Bereitschaftsdienst leisten Beschaftigte, die sich auf Anordnung des Arbeitgebers auBerhalb der regelméaBi-
gen Arbeitszeit an einer vom Arbeitgeber bestimmten Stelle aufhalten, um im Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen.

(4) 'Rufbereitschaft leisten Beschaftigte, die sich auf Anordnung des Arbeitgebers auBerhalb der regelmaBigen
Arbeitszeit an einer dem Arbeitgeber anzuzeigenden Stelle aufhalten, um auf Abruf die Arbeit aufzunehmen. 2Ruf-
bereitschaft wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass Beschaftigte vom Arbeitgeber mit einem Mobiltelefon oder
einem vergleichbaren technischen Hilfsmittel ausgestattet sind.

(5) Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr.

(6) Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die Teilzeitbeschaftigte ber die vereinbarte regelméBige Arbeitszeit
hinaus bis zur regelmaBigen wachentlichen Arbeitszeit von Vollbeschaftigten (§6 Absatz 1 Satz 1) leisten.

(7) Uberstunden sind die auf Anordnung des Arbeitgebers geleisteten Arbeitsstunden, die iiber die im Rahmen
der regelmaBigen Arbeitszeit von Vollbeschaftigten (§ 6 Absatz 1) fiir die Woche dienstplanmaBig beziehungsweise
betriebsiiblich festgesetzten Arbeitsstunden hinausgehen und nicht bis zum Ende der folgenden Kalenderwoche
ausgeglichen werden.
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(8) Abweichend von Absatz 7 sind nur die Arbeitsstunden Uberstunden, die

a) im Falle der Festlegung eines Arbeitszeitkorridors nach § 6 Absatz 6 iiber 45 Stunden oder (iber die vereinbarte
Obergrenze hinaus,

b) im Falle der Einfiihrung einer taglichen Rahmenzeit nach §6 Absatz 7 auBerhalb der Rahmenzeit,

¢) im Falle von Wechselschicht- oder Schichtarbeit tiber die im Schichtplan festgelegten taglichen Arbeitsstunden
einschlieBlich der im Schichtplan vorgesehenen Arbeitsstunden, die bezogen auf die regelmaBige wachentliche
Arbeitszeit im Schichtplanturnus nicht ausgeglichen werden,

angeordnet worden sind.

§9
Bereitschaftszeiten
(1) 'Bereitschaftszeiten sind die Zeiten, in denen sich die/der Beschaftigte am Arbeitsplatz oder einer anderen
vom Arbeitgeber bestimmten Stelle zur Verfligung halten muss, um im Bedarfsfall die Arbeit selbstdndig, gegebe-
nenfalls auch auf Anordnung, aufzunehmen; in ihnen iiberwiegen die Zeiten ohne Arbeitsleistung. 2Fiir Beschaf-
tigte, in deren Tatigkeit regelmaBig und in nicht unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten fallen, gelten folgende
Regelungen:

a) Bereitschaftszeiten werden zur Halfte als tarifliche Arbeitszeit gewertet (faktorisiert).

b) Sie werden innerhalb von Beginn und Ende der regelmaBigen tdglichen Arbeitszeit nicht gesondert ausgewie-
sen.

¢) Die Summe aus den faktorisierten Bereitschaftszeiten und der Vollarbeitszeit darf die Arbeitszeit nach §6 Ab-
satz 1 nicht Uberschreiten.

d) Die Summe aus Vollarbeits- und Bereitschaftszeiten darf durchschnittlich 48 Stunden wochentlich nicht tiber-
schreiten.

*Ferner ist Voraussetzung, dass eine nicht nur voriibergehend angelegte OrganisationsmaBnahme besteht, bei der
regelmaBig und in nicht unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten anfallen.

(2) 'Die Anwendung des Absatzes 1 bedarf im Geltungsbereich eines Personalvertretungsgesetzes einer einver-
nehmlichen Dienstvereinbarung. 2§ 6 Absatz 9 gilt entsprechend.

(3) "Fur Hausmeisterinnen/Hausmeister und fir Beschaftigte im Rettungsdienst und in Rettungsdienstleitstel-
len, in deren Tatigkeit regelmaBig und in nicht unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten fallen, gilt Absatz 1 ent-
sprechend; Absatz 2 findet keine Anwendung. 2Fiir Beschaftigte im Rettungsdienst und in Rettungsdienstleitstellen
betrdgt in diesem Fall die zuldssige tdgliche Hochstarbeitszeit zwolf Stunden zuzliglich der gesetzlichen Pausen.

Protokollerklarung zu §9 Absatz 1 und 2:
Diese Regelung gilt nicht fiir Wechselschicht- und Schichtarbeit.

§10
Arbeitszeitkonto

(1) 'Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann ein Arbeitszeitkonto eingerichtet werden. 2Fiir einen Betrieb/eine
Verwaltung, in dem/der ein Personalvertretungsgesetz Anwendung findet, kann eine Regelung nach Satz 1 auch
in einem landesbezirklichen Tarifvertrag getroffen werden, wenn eine Dienstvereinbarung nicht einvernehmlich zu-
stande kommt und der Arbeitgeber ein Letztentscheidungsrecht hat. *Soweit ein Arbeitszeitkorridor (§ 6 Absatz 6)
oder eine Rahmenzeit (§ 6 Absatz 7) vereinbart wird, ist ein Arbeitszeitkonto einzurichten.

(2) 'In der Betriebs-/Dienstvereinbarung wird festgelegt, ob das Arbeitszeitkonto im ganzen Betrieb/in der
ganzen Verwaltung oder Teilen davon eingerichtet wird. 2Alle Beschéftigten der Betriebs-/Verwaltungsteile, fiir die
ein Arbeitszeitkonto eingerichtet wird, werden von den Regelungen des Arbeitszeitkontos erfasst.
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(3) 'Auf das Arbeitszeitkonto konnen Zeiten, die bei Anwendung des nach § 6 Absatz 2 festgelegten Zeitraums
als Zeitguthaben oder als Zeitschuld bestehen bleiben, nicht durch Freizeit ausgeglichene Zeiten nach §8 Absatz
1 Satz 5 und Absatz 4 sowie in Zeit umgewandelte Zuschldge nach §8 Absatz 1 Satz 4 gebucht werden. 2Weitere
Kontingente (zum Beispiel Rufbereitschafts-/Bereitschaftsdienstentgelte) kdnnen durch Betriebs-/Dienstvereinba-
rung zur Buchung freigegeben werden. *Die/Der Beschéftigte entscheidet fiir einen in der Betriebs-/Dienstvereinba-
rung festgelegten Zeitraum, welche der in Satz 1 beziehungsweise Satz 2 genannten Zeiten auf das Arbeitszeitkonto
gebucht werden.

(4) Im Falle einer unverziiglich angezeigten und durch &rztliches Attest nachgewiesenen Arbeitsunfahigkeit
wahrend eines Zeitausgleichs vom Arbeitszeitkonto (Zeiten nach Absatz 3 Satz 1 und 2) tritt eine Minderung des
Zeitguthabens nicht ein.

(5) In der Betriebs-/Dienstvereinbarung sind insbesondere folgende Regelungen zu treffen:

a) Die hochstmogliche Zeitschuld (bis zu 40 Stunden) und das hochstzuldssige Zeitguthaben (bis zu einem Viel-
fachen von 40 Stunden), die innerhalb eines bestimmten Zeitraums anfallen diirfen;

b)  Fristen fiir das Abbuchen von Zeitguthaben oder fiir den Abbau von Zeitschulden durch die/den Beschaftigten;

¢) die Berechtigung, das Abbuchen von Zeitguthaben zu bestimmten Zeiten (zum Beispiel an so genannten Brii-
ckentagen) vorzusehen;
d) die Folgen, wenn der Arbeitgeber einen bereits genehmigten Freizeitausgleich kurzfristig widerruft.
(6) 'Der Arbeitgeber kann mit der/dem Beschaftigten die Einrichtung eines Langzeitkontos vereinbaren. ?In
diesem Fall ist der Betriebs-/Personalrat zu beteiligen und - bei Insolvenzfahigkeit des Arbeitgebers - eine Regelung
zur Insolvenzsicherung zu treffen.

§1
Teilzeitbeschaftigung
(1) 'Mit Beschéftigten soll auf Antrag eine geringere als die vertraglich festgelegte Arbeitszeit vereinbart wer-
den, wenn sie

a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder
b) einen nach arztlichem Gutachten pflegebediirftigen sonstigen Angehérigen

tatsdchlich betreuen oder pflegen und dringende dienstliche beziehungsweise betriebliche Belange nicht entgegen-
stehen.

“Die Teilzeitbeschaftigung nach Satz 1 ist auf Antrag auf bis zu fiinf Jahre zu befristen. 3Sie kann verlangert
werden; der Antrag ist spatestens sechs Monate vor Ablauf der vereinbarten Teilzeitbeschéftigung zu stellen. “Bei
der Gestaltung der Arbeitszeit hat der Arbeitgeber im Rahmen der dienstlichen beziehungsweise betrieblichen Mdg-
lichkeiten der besonderen persénlichen Situation der/des Beschaftigten nach Satz 1 Rechnung zu tragen.

(2) Beschéftigte, die in anderen als den in Absatz 1 genannten Féllen eine Teilzeitbeschaftigung vereinbaren
wollen, kdnnen von ihrem Arbeitgeber verlangen, dass er mit ihnen die Mdglichkeit einer Teilzeitbeschaftigung mit
dem Ziel errtert, zu einer entsprechenden Vereinbarung zu gelangen.

(3) Ist mit friiher Vollbeschaftigten auf ihren Wunsch eine nicht befristete Teilzeitbeschaftigung vereinbart wor-
den, sollen sie bei spaterer Besetzung eines Vollzeitarbeitsplatzes bei gleicher Eignung im Rahmen der dienstlichen
beziehungsweise betrieblichen Mdglichkeiten bevorzugt beriicksichtigt werden.

Protokollerklarung zu Abschnitt I1:

'Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der jeweils geltenden Mitbestimmungsrechte unabhéngig von den
Vorgaben zu Arbeitszeitkorridor und Rahmenzeit (§6 Absatz 6 und 7) méglich; dies gilt nicht bei Schicht- und
Wechselschichtarbeit. 2In den Gleitzeitregelungen kann auf Vereinbarungen nach § 10 verzichtet werden. 3Sie diir-
fen keine Regelungen nach §6 Absatz 4 enthalten. “Bei In-Kraft-Treten dieses Tarifvertrages bestehende Gleitzeit-
regelungen bleiben unberiihrt.
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ABSCHNITT IV
Urlaub und Arbeitsbefreiung

§26
Erholungsurlaub

(1) 'Beschéftigte haben in jedem Kalenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub unter Fortzahlung des Entgelts
(8§21). 2Bei Verteilung der wéchentlichen Arbeitszeit auf fiinf Tage in der Kalenderwoche betragt der Urlaubsanspruch
in jedem Kalenderjahr 30 Arbeitstage. *Arbeitstage sind alle Kalendertage, an denen die Beschaftigten dienstplan-
méBig oder betriebstiblich zu arbeiten haben oder zu arbeiten hétten, mit Ausnahme der auf Arbeitstage fallenden
gesetzlichen Feiertage, fiir die kein Freizeitausgleich gewahrt wird. “Bei einer anderen Verteilung der wochent-
lichen Arbeitszeit als auf fiinf Tage in der Woche erhdht oder vermindert sich der Urlaubsanspruch entsprechend.
>Verbleibt bei der Berechnung des Urlaubs ein Bruchteil, der mindestens einen halben Urlaubstag ergibt, wird er
auf einen vollen Urlaubstag aufgerundet; Bruchteile von weniger als einem halben Urlaubstag bleiben unberiick-
sichtigt. ®Der Erholungsurlaub muss im laufenden Kalenderjahr gewahrt werden; er kann auch in Teilen genommen
werden.

Protokollerklarung zu § 26 Absatz 1 Satz 6:

Der Urlaub soll grundsétzlich zusammenhdangend gewahrt werden; dabei soll ein Urlaubsteil von zwei Wochen
Dauer angestrebt werden.

(2) Im Ubrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz mit folgenden MaBgaben:

a) 'Im Falle der Ubertragung muss der Erholungsurlaub in den ersten drei Monaten des folgenden Kalenderjahres
angetreten werden. ?Kann der Erholungsurlaub wegen Arbeitsunfahigkeit oder aus betrieblichen/dienstlichen
Grlinden nicht bis zum 31. Mdrz angetreten werden, ist er bis zum 31. Mai anzutreten.

b) Beginnt oder endet das Arbeitsverhaltnis im Laufe eines Jahres, steht als Erholungsurlaub fiir jeden vollen
Monat des Arbeitsverhaltnisses ein Zwolftel des Urlaubsanspruchs nach Absatz 1 zu; § 5 Bundesurlaubsgesetz
bleibt unberihrt.

¢) Ruht das Arbeitsverhéltnis, so vermindert sich die Dauer des Erholungsurlaubs einschlieBlich eines etwaigen
tariflichen Zusatzurlaubs fir jeden vollen Kalendermonat um ein Zwolftel.

d) Das Entgelt nach Absatz 1 Satz 1 wird zu dem in § 24 genannten Zeitpunkt gezahlt.

ABSCHNITT V
Befristung und Beendigung des Arbeitsverhéltnisses

§30
Befristete Arbeitsvertrage

(1) 'Befristete Arbeitsvertrdge sind zuldssig auf Grundlage des Teilzeit- und Befristungsgesetzes sowie anderer
gesetzlicher Vorschriften tiber die Befristung von Arbeitsvertragen. Fir Beschaftigte, auf welche die Regelungen
des Tarifgebiets West Anwendung finden und deren Tatigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung
der Angestellten unterlegen hatte, gelten die Besonderheiten in den Absatzen 2 bis 5; dies gilt nicht fiir Arbeits-
verhdltnisse, fir welche die §§ 57a ff. Hochschulrahmengesetz beziehungsweise gesetzliche Nachfolgeregelungen
unmittelbar oder entsprechend gelten.

(2) 'KalendermaBig befristete Arbeitsvertrage mit sachlichem Grund sind nur zuldssig, wenn die Dauer des ein-
zelnen Vertrages fiinf Jahre nicht iibersteigt; weitergehende Regelungen im Sinne von § 23 Teilzeit- und Befristungs-
gesetz bleiben unberiihrt. 2Beschéftigte mit einem Arbeitsvertrag nach Satz 1 sind bei der Besetzung von Dauer-
arbeitsplatzen bevorzugt zu berticksichtigen, wenn die sachlichen und personlichen Voraussetzungen erfiillt sind.
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(3) 'Ein befristeter Arbeitsvertrag ohne sachlichen Grund soll in der Regel zwdlf Monate nicht unterschreiten;
die Vertragsdauer muss mindestens sechs Monate betragen. 2Vor Ablauf des Arbeitsvertrages hat der Arbeitgeber
zu priifen, ob eine unbefristete oder befristete Weiterbeschaftigung maglich ist.

(4) 'Bei befristeten Arbeitsvertrdgen ohne sachlichen Grund gelten die ersten sechs Wochen und bei befristeten
Arbeitsvertrdgen mit sachlichem Grund die ersten sechs Monate als Probezeit. ZInnerhalb der Probezeit kann der
Arbeitsvertrag mit einer Frist von zwei Wochen zum Monatsschluss gekiindigt werden.

(5) 'Eine ordentliche Kiindigung nach Ablauf der Probezeit ist nur zulssig, wenn die Vertragsdauer mindestens
zwolf Monate betrdgt. 2Nach Ablauf der Probezeit betrdgt die Kiindigungsfrist in einem oder mehreren aneinander
gereihten Arbeitsverhaltnissen bei demselben Arbeitgeber

von insgesamt mehr als sechs Monaten vier Wochen
von insgesamt mehr als einem Jahr sechs Wochen
zum Ende eines Kalendermonats,

von insgesamt mehr als zwei Jahren drei Monate
von insgesamt mehr als drei Jahren vier Monate

zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

3Eine Unterbrechung bis zu drei Monaten ist unschddlich, es sei denn, dass das Ausscheiden von der/dem Beschaf-
tigten verschuldet oder veranlasst war. *Die Unterbrechungszeit bleibt unberticksichtigt.

Protokollerklarung zu § 30 Absatz 5:

Bei mehreren aneinander gereihten Arbeitsverhaltnissen fiihren weitere vereinbarte Probezeiten nicht zu einer
Verkiirzung der Kiindigungsfrist.

(6) Die §§31 und 32 bleiben von den Regelungen der Absatze 3 bis 5 unbertihrt.

§34
Kiindigung des Arbeitsverhéltnisses
(1) 'Die Kiindigungsfrist betragt bis zum Ende des sechsten Monats seit Beginn des Arbeitsverhaltnisses zwei
Wochen zum Monatsschluss. 2im Ubrigen betrégt die Kiindigungsfrist bei einer Beschaftigungszeit (Absatz 3 Satz
1und 2)

bis zu einem Jahr ein Monat zum Monatsschluss
von mehr als einem Jahre 6 Wochen
von mindestens 5 Jahren 3 Monate
von mindestens 8 Jahren 4 Monate
von mindestens 10 Jahren 5 Monate
von mindestens 12 Jahren 6 Monate

zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

(2) "Arbeitsverhaltnisse von Beschaftigten, die das 40. Lebensjahr vollendet haben und unter die Regelungen
des Tarifgebiets West fallen, konnen nach einer Beschaftigungszeit (Absatz 3 Satz 1 und 2) von mehr als 15 Jahren
durch den Arbeitgeber nur aus einem wichtigen Grund gekiindigt werden. *Soweit Beschaftigte nach den bis zum
31. Oktober 2006 geltenden Tarifregelungen unkiindbar waren, bleiben sie unkiindbar.

(3) 'Beschaftigungszeit ist die Zeit, die bei demselben Arbeitgeber im Arbeitsverhaltnis zurlickgelegt wurde,
auch wenn sie unterbrochen ist. 2Unberiicksichtigt bleibt die Zeit eines Sonderurlaubs gemaB § 28, es sei denn, der
Arbeitgeber hat vor Antritt des Sonderurlaubs schriftlich ein dienstliches oder betriebliches Interesse anerkannt.
3Wechseln Beschaftigte zwischen Arbeitgebern, die vom Geltungsbereich dieses Tarifvertrages erfasst werden,
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werden die Zeiten bei dem anderen Arbeitgeber als Beschaftigungszeit anerkannt. “Satz 3 gilt entsprechend bei
einem Wechsel von einem anderen 6ffentlich-rechtlichen Arbeitgeber.
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Tarifvertrag Versorgungsbetriebe
— Auszug -

§2
Arbeitsvertrag, Probezeit
(1) 'Der Arbeitsvertrag wird schriftlich unter Angabe der Entgeltgruppe abgeschlossen. ?Nebenabreden sind
schriftlich zu vereinbaren. 3In der Nebenabrede kann vereinbart werden, dass sie jederzeit mit einer Frist von zwei
Wochen zum Monatsende gesondert gekiindigt werden kann.

(2) 'Die ersten drei Monate der Beschaftigung gelten als Probezeit. 2im Arbeitsvertrag kann auf eine Probezeit
verzichtet oder eine andere Probezeit, langstens von sechs Monaten, vereinbart werden. *Bei Einstellung von Auszu-
bildenden in unmittelbarem Anschluss an das Ausbildungsverhéltnis in ein ausbildungsadaquates Arbeitsverhaltnis
entfallt die Probezeit, wenn die Ausbildung iberwiegend im {ibernehmenden Betrieb stattgefunden hat; im Ubrigen
soll von einer Probezeit abgesehen werden, wenn der Arbeitnehmer in unmittelbarem Anschluss an ein erfolgreich
abgeschlossenes Ausbildungsverhaltnis bei demselben Arbeitgeber eingestellt wird.

Protokollerklarung zu § 2 Abs. 2 Satz 3

Satz 3 1. Halbsatz findet auch dann Anwendung, wenn bei Verbundausbildung innerhalb eines Konzerns im
Sinne des § 18 des Aktiengesetzes die Aushildung (iberwiegend fiir den zu iibernehmenden Betrieb stattgefunden
hat.

§3
Allgemeine Pflichten
(1) 'Der Arbeitnehmer hat die ihm Ubertragenen Aufgaben gewissenhaft und ordnungsgemaB auszufiihren. 2Er
ist verpflichtet, den Anordnungen des Arbeitgebers nachzukommen.

(2) 'Jede entgeltliche Nebenbeschaftigung muss dem Arbeitgeber rechtzeitig vor Austibung schriftlich ange-
zeigt werden. 2Der Arbeitgeber kann die Ausiibung einer Nebenbeschaftigung untersagen, wenn sie geeignet ist,
die Erfiillung der arbeitsvertraglichen Pflichten des Arbeitnehmers oder berechtigte Interessen des Arbeitgebers zu
beeintrachtigen.

(3) 'Der Arbeitgeber ist bei gegebener Veranlassung berechtigt, den Arbeitnehmer durch einen Vertrauensarzt
dahingehend untersuchen zu lassen, ob er zur Leistung der arbeitsvertraglich geschuldeten Tatigkeit in der Lage ist.
“Die Kosten dieser Untersuchung trdgt der Arbeitgeber.

(4) "Werden Aufgaben der Arbeitnehmer zu einem Dritten verlagert, ist auf Verlangen des Arbeitgebers bei wei-
ter bestehendem Arbeitsverhaltnis die arbeitsvertraglich geschuldete Arbeitsleistung bei dem Dritten zu erbringen
(Personalgestellung). 2§ 613a BGB sowie gesetzliche Kiindigungsrechte bleiben unberiihrt.

(5) Landesbezirklich kann eine tber § 1 Abs. b AUG hinausgehende Uberlassungshéchstdauer vereinbart
werden.

(6) Die Schadenshaftung der Beschéftigten ist bei dienstlich oder betrieblich veranlassten Tatigkeiten auf Vor-
satz und grobe Fahrlassigkeit beschrankt.

Protokollerkldrung zu § 3 Abs. 3
Vertrauensarzt ist derjenige, der gemeinsam von den Betriebsparteien festgelegt worden ist.

Protokollerklarung zu § 3 Abs. 4
'Personalgestellung ist — unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhéltnisses — die auf Dauer angelegte
Beschaftigung bei einem Dritten. 2Die Modalitéten der Personalgestellung werden zwischen dem Arbeitgeber und
dem Dritten vertraglich geregelt.
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§7
Teilzeitbeschaftigung
(1) Wiinscht der vollbeschéftigte Arbeitnehmer Teilzeitarbeit, so ist dem Rechnung zu tragen, wenn die betrieb-
lichen Verhéltnisse es zulassen.

(2) Ist mit einem friiher vollbeschéftigten Arbeitnehmer auf seinen Wunsch eine nicht befristete Teilzeitbeschaf-
tigung vereinbart worden, soll der Arbeitnehmer bei spéterer Besetzung eines Vollzeitarbeitsplatzes bei gleicher
Eignung im Rahmen der betrieblichen Méglichkeiten bevorzugt berticksichtigt werden.

(3) Bei teilzeitbeschaftigten Arbeitnehmern sind die Leistungen nach §6 Abs. 1 und § 16 Abs. 1 sowie die
Leistung des Arbeitgebers und der Eigenbetrag des Arbeitnehmers nach § 17 Abs. 2 entsprechend dem Verhéltnis
der vereinbarten durchschnittlichen regelmaBigen Arbeitszeit zur regelmaBigen Arbeitszeit eines entsprechenden
vollbeschéftigten Arbeitnehmers zu bemessen.

Protokollerklérung zu § 7 Abs. 1

(1) "Mit vollbeschaftigten Arbeitnehmern soll auf Antrag eine geringere als die regelmaBige Arbeitszeit (§ 8)
vereinbart werden, wenn sie

a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder
b) einen nach arztlichem Gutachten pflegebediirftigen sonstigen Angehérigen

tatséchlich betreuen oder pflegen und dringende betriebliche Belange nicht entgegenstehen. ?Die Teilzeitbeschafti-
gung ist auf Antrag auf bis zu fiinf Jahre zu befristen. 3Sie kann verlangert werden; der Antrag ist spatestens sechs
Monate vor Ablauf der vereinbarten Teilzeitbeschaftigung zu stellen. *§7 Abs. 1 gilt sinngemaB auch fiir Arbeit-
nehmer, die einen Antrag auf Beurlaubung ohne Fortzahlung des Entgeltes stellen.

(2) Wiinscht der teilzeitbeschaftigte Arbeitnehmer eine weitere Reduzierung seiner Arbeitszeit, so gilt die Re-
gelung entsprechend.

§8
RegelmaBige Arbeitszeit
(1) 'Die regelmaBige Arbeitszeit betrdgt ausschlieBlich der Pausen fiir die in §6 Abs. 4 Satz 2 genannten
Arbeitnehmer durchschnittlich 39 Stunden wéchentlich sowie fiir die in §6 Abs. 4 Satz 3 genannten Arbeitnehmer
durchschnittlich 40 Stunden wdchentlich. 2Bei Wechselschichtarbeit werden die gesetzlich vorgeschriebenen Pau-
sen in die Arbeitszeit eingerechnet. *Die regelmaBige Arbeitszeit kann auf fiinf Tage, aus notwendigen betrieblichen
Grlinden auch auf sechs Tage verteilt werden.

(2) 'Fiir die Berechnung des Durchschnitts der regelmaBigen wochentlichen Arbeitszeit ist ein Zeitraum von bis
zu einem Jahr zugrunde zu legen. ?Bei Arbeitnehmern, die standig Wechselschicht- oder Schichtarbeit zu leisten
haben, kann ein ldngerer Zeitraum zugrunde gelegt werden.

(3) 'Die regelmaBige Arbeitszeit vermindert sich fir jeden gesetzlichen Feiertag, der auf einen Werktag fallt,
um die dienstplanmaBig ausgefallenen Stunden. 2Soweit es die betrieblichen Verhaltnisse zulassen, wird der Arbeit-
nehmer am 24. Dezember und am 31. Dezember unter Fortzahlung des Entgeltes nach §6 Abs. 3 von der Arbeit
freigestellt. °Kann die Freistellung nach Satz 2 aus betrieblichen Griinden nicht erfolgen, ist entsprechender Freizeit-
ausgleich innerhalb von drei Monaten zu gewahren.

(4) Aus dringenden betrieblichen Griinden (z.B. Revision, Stérungen, auBergewdhnliche Reparaturarbeiten)
kann auf der Grundlage einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung im Rahmen der §§ 7 und 12 ArbZG von den Vor-
schriften des Arbeitszeitgesetzes abgewichen werden.

(5) Der Arbeitnehmer ist im Rahmen begriindeter betrieblicher Notwendigkeiten zur Leistung von Sonntags-,
Feiertags-, Nacht-, Wechselschicht-, Schichtarbeit sowie zu Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft, Uberstunden und
Mehrarbeit verpflichtet.
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(6) 'Durch Betriebs- oder Dienstvereinbarung kann ein wéchentlicher Arbeitszeitkorridor von bis zu 45 Stunden
eingerichtet werden. 2Die innerhalb eines Arbeitszeitkorridors geleisteten zusatzlichen Arbeitsstunden werden im
Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 festgelegten Zeitraumes ausgeglichen.

(7) 'Durch Betriebs- oder Dienstvereinbarung kann in der Zeit von 6 bis 21 Uhr eine tagliche Rahmenzeit von bis
zu 13 Stunden eingefiihrt werden. 2Die innerhalb der taglichen Rahmenzeit geleisteten zusatzlichen Arbeitsstunden
werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 festgelegten Zeitraumes ausgeglichen.

(8) Die Absdtze 6 und 7 gelten nur alternativ und nicht bei Wechselschicht- und Schichtarbeit.

(9) Fir einen Betrieb, in dem ein Personalvertretungsgesetz Anwendung findet, kann eine Regelung nach Ab-
satz 4, Absatz 6 Satz 1 und Absatz 7 Satz 1 in einem landesbezirklichen Tarifvertrag getroffen werden, wenn eine
Dienstvereinbarung nicht einvernehmlich zustande kommt.

Protokollerklarung zu § 8 Abs. 3 Satz 1

Die Verminderung der regelmaBigen Arbeitszeit betrifft die Arbeitnehmer, die wegen des Dienstplans am Feier-
tag frei haben und deshalb ohne diese Regelung nacharbeiten missten.

Protokollerkldrung zu § 8 Abs. 4

Wenn es zum Erhalt einer regelmaBigen Schichtfolge erforderlich ist, kann an Sonn- und Feiertagen die tagliche
Arbeitszeit verlangert werden.

§9
Sonderformen der Arbeit

(1) "Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmaBigen Wechsel der tég-
lichen Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei denen der Arbeitnehmer durchschnittlich ldngstens nach Ablauf
eines Monats erneut zur Nachtschicht herangezogen wird. 2Wechselschichten sind wechselnde Arbeitsschichten, in
denen ununterbrochen bei Tag und Nacht, werktags, sonntags und feiertags gearbeitet wird. *Nachtschichten sind
Arbeitsschichten, die mindestens zwei Stunden Nachtarbeit umfassen.

(2) Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmaBigen Wechsel des Beginns der tag-
lichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden in Zeitabschnitten von langstens einem Monat vorsieht, und die
innerhalb einer Zeitspanne von mindestens 13 Stunden geleistet wird.

(3) Bereitschaftsdienst leistet der Arbeitnehmer, der sich auf Anordnung des Arbeitgebers auBerhalb der re-
gelmaBigen Arbeitszeit an einer vom Arbeitgeber bestimmten Stelle aufhalt, um im Bedarfsfall die Arbeit aufzu-
nehmen.

(4) 'Rufbereitschaft leistet der Arbeitnehmer, der sich auf Anordnung des Arbeitgebers auBerhalb der regel-
méBigen Arbeitszeit an einer dem Arbeitgeber anzuzeigenden Stelle aufhalt, um auf Abruf die Arbeit aufzunehmen.
ZRufbereitschaft wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber mit einem Europieper,
einem Funktelefon oder einem vergleichbaren technischen Hilfsmittel ausgestattet ist. *Der Arbeitgeber darf Ruf-
bereitschaft nur anordnen, wenn erfahrungsgemaB lediglich in Ausnahmefallen Arbeit anfallt.

(5) Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr.

(6) Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die der teilzeitbeschaftigte Arbeitnehmer iiber die vereinbarte regel-
maBige Arbeitszeit hinaus bis zur regelméaBigen wochentlichen Arbeitszeit eines Vollbeschaftigten (§ 8 Abs. 1 Satz
1) leistet.

(7) Uberstunden sind die auf Anordnung des Arbeitgebers geleisteten Arbeitsstunden, die {iber die im Rahmen
der regelmaBigen Arbeitszeit eines Vollbeschaftigten (§8 Abs. 1 Satz 1) fiir die Woche dienstplanmaBig bzw. be-
triebstblich festgesetzten Arbeitsstunden hinausgehen.

(8) Abweichend von Absatz 7 sind nur die Arbeitsstunden Uberstunden, die
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a) im Falle der Festlegung eines Arbeitszeitkorridors nach §8 Abs. 6 (iber 45 Stunden oder (iber die vereinbarte
Obergrenze hinaus,

b) im Falle der Einfiihrung einer taglichen Rahmenzeit nach § 8 Abs. 7 auBerhalb der Rahmenzeit,

¢) im Falle von Wechselschicht- oder Schichtarbeit tiber die im Schichtplan festgelegten taglichen Arbeitsstunden
einschlieBlich der im Schichtplan vorgesehenen Arbeitsstunden, die bezogen auf die regelmaBige wachentliche
Arbeitszeit im Schichtplanturnus nicht ausgeglichen werden,

angeordnet worden sind.

§11
Arbeitszeitkonto

(1) 'Durch Betriebs- oder Dienstvereinbarung kann ein Arbeitszeitkonto eingerichtet werden. 2Fir einen Betrieb,
in dem ein Personalvertretungsgesetz Anwendung findet, kann eine Regelung nach Satz 1 auch in einem landes-
bezirklichen Tarifvertrag getroffen werden, wenn eine Dienstvereinbarung nicht einvernehmlich zustande kommt.
3Soweit ein Arbeitszeitkorridor (§ 8 Abs. 6) oder eine Rahmenzeit (§8 Abs. 7) vereinbart wird, ist ein Arbeitszeit-
konto einzurichten.

(2) "In der Betriebs- oder Dienstvereinbarung wird festgelegt, ob das Arbeitszeitkonto im ganzen Betrieb oder
Teilen davon eingerichtet wird. 2Alle Arbeitnehmer der Betriebsteile, fir die ein Arbeitszeitkonto eingerichtet wird,
werden von den Regelungen des Arbeitszeitkontos erfasst.

(3) "Auf das Arbeitszeitkonto kdnnen Zeiten, die bei Anwendung des nach § 8 Abs. 2 festgelegten Zeitraumes
als Zeitguthaben oder als Zeitschuld bestehen bleiben, nicht durch Freizeit ausgeglichene Zeiten nach § 10 Abs.
1 Satz 5 und Abs. 2 sowie im Verhaltnis 1:1 in Zeit umgewandelte Zuschldge nach § 10 Abs. 1 Satz 4, Rufbereit-
schaftsentgelte nach § 10 Abs. 3 sowie landesbezirklich festgelegte Bereitschaftsdienstentgelte gebucht werden.
Der Arbeitnehmer entscheidet fir einen in der Betriebs- oder Dienstvereinbarung festgelegten Zeitraum, welche
der in Satz 1 genannten Zeiten auf das Arbeitszeitkonto gebucht werden.

(4) In der Dienst- oder Betriebsvereinbarung sind insbesondere folgende Regelungen zu treffen:

a) Die hochstmagliche Zeitschuld (bis zu 40 Stunden) und das hochstzuldssige Zeitguthaben (bis zu einem Viel-
fachen von 40 Stunden), die innerhalb eines bestimmten Zeitraumes anfallen durfen;

b) nach dem Umfang des beantragten Freizeitausgleichs gestaffelte Fristen fiir das Abbuchen von Zeitguthaben
oder fiir den Abbau von Zeitschulden durch den Arbeitnehmer;

¢) die Berechtigung, das Abbuchen von Zeitguthaben zu bestimmten Zeiten (z.B. an sogenannten Briickentagen)
vorzusehen;

d) die Folgen, wenn der Arbeitgeber einen bereits genehmigten Freizeitausgleich kurzfristig widerruft.

(5) 'Der Arbeitgeber kann mit dem Arbeitnehmer die Einrichtung eines Langzeitkontos vereinbaren. ?In diesem
Fall ist der Betriebsrat zu beteiligen und eine Regelung zur Insolvenzsicherung zu treffen.

Protokollerklarung zu § 11 Abs. 3

Eine Buchung von in Zeit umgewandelten Entgeltbestandteilen auf das Arbeitszeitkonto fihrt dazu, dass sie bei
der Bemessungsgrundlage fir die Fortzahlung des Entgelts nach § 6 Abs. 3 nicht berlicksichtigt werden.

§14
Erholungsurlaub, Zusatzurlaub
(1) 'Die Arbeitnehmer haben in jedem Kalenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub unter Fortzahlung des Ar-
beitsentgelts (§ 6 Abs. 3). ?Der Urlaub muss im laufenden Kalenderjahr gewahrt und kann auch in Teilen genommen
werden; dabei muss der Urlaub in ganzen Tagen genommen werden.
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(2) 'Fine Ubertragung des Urlaubs auf das nichste Kalenderjahr erfolgt nur dann, wenn dringende betrieb-
liche oder in der Person des Arbeitnehmers liegende Griinde dies rechtfertigen. 2m Falle der Ubertragung muss
der Urlaub in den ersten drei Monaten des folgenden Kalenderjahres angetreten werden. *Kann der Urlaub wegen
Arbeitsunfahigkeit nicht bis zum 31. Mérz angetreten werden, ist er bis zum 1. Mai anzutreten.

(3) "Bei Verteilung der wochentlichen Arbeitszeit auf fiinf Tage in der Kalenderwoche betragt der Urlaubsan-
spruch 30 Arbeitstage. ?Bei anderer Verteilung der Arbeitszeit in der Kalenderwoche erhoht oder vermindert sich
der Urlaubsanspruch entsprechend. 3Féllt in den Urlaub ein gesetzlicher Feiertag, der auf einen Werktag fallt, an
dem der Arbeitnehmer dienstplanmaBig zu arbeiten hatte, verlangert sich der Erholungsurlaub um einen Arbeitstag.
“Satz 3 gilt auch dann, wenn ein gesetzlicher Feiertag, der tiblicherweise auf einen Werktag fallt, ausnahmsweise
auf einen Sonntag fallt, an dem der Arbeitnehmer dienstplanmaBig zu arbeiten hétte.

(4) "Bei Schichtarbeit erhalt der Arbeitnehmer fiir je vier zusammenhangende Monate einen zusétzlichen Ur-
laubstag. 2Bei Wechselschichtarbeit erhélt der Arbeitnehmer firr je zwei zusammenhangende Monate einen zusatzli-
chen Urlaubstag. *Fir Arbeitnehmer, die Schichtarbeit oder Wechselschichtarbeit leisten, ohne die Voraussetzungen
des Satzes 1 oder 2 zu erfiillen, soll bei annéhernd gleicher Belastung die Gewahrung zusatzlicher Urlaubstage
durch Betriebs- oder Dienstvereinbarung geregelt werden.

(5) Beginnt oder endet das Arbeitsverhaltnis im Laufe eines Jahres, erhalt der Arbeitnehmer als Urlaub fiir jeden
vollen Monat des Beschaftigungsverhaltnisses ein Zwolftel des Urlaubsanspruchs nach Absatz 3; §5 des Bundes-
urlaubsgesetzes (BUrlG) bleibt unberihrt.

(6) Abweichend von § 11 Abs. 2 BUrlG wird das nach Absatz 1 Satz 1 fortzuzahlende Entgelt zu dem in § 6 Abs.
2 Satz 2 genannten Zeitpunkt gezahlt.

§15
Sonderurlaub, Arbeitsbefreiung
(1) Der Arbeitnehmer kann bei Vorliegen eines wichtigen Grundes unter Verzicht auf die Fortzahlung des Ent-
gelts Sonderurlaub erhalten, wenn die betrieblichen Verhéltnisse es zulassen.

(2) Dem Arbeitnehmer kann in dringenden Fallen in Anlehnung an §616 BGB Arbeitsbefreiung unter Fortzah-
lung des Arbeitsentgelts (§ 6 Abs. 3) aufgrund einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung gewahrt werden.

(3) 'Zur Teilnahme an Tagungen kann den gewahlten Vertretern der Bezirksvorstande, der Landesbezirks-
vorstande, der Landesbezirksfachbereichsvorstande, der Landesbezirksfachgruppenvorsténde, der Bundesfach-
bereichsvorstande, der Bundesfachgruppenvorstande, des Bundesfachausschusses kommunale Versorger und des
Gewerkschaftsrates auf Anfordern der vertragschlieBenden Gewerkschaften Arbeitsbefreiung bis zu sechs Werk-
tagen im Jahr unter Fortzahlung des Arbeitsentgelts (§ 6 Abs. 3) erteilt werden, sofern nicht dringende betriebliche
Interessen entgegenstehen. 2Zur Teilnahme an Tarifverhandlungen mit der Vereinigung der kommunalen Arbeit-
geberverbande oder ihrer Mitgliedverbande kann auf Anfordern einer der vertragschlieBenden Gewerkschaften
Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Arbeitsentgelts (§ 6 Abs. 3) ohne zeitliche Begrenzung erteilt werden.

(4) Zur Teilnahme an Sitzungen von Priifungs- und Berufshildungsausschiissen nach dem Berufsbildungsgesetz
sowie fiir eine Tétigkeit in Organen von Sozialversicherungstrager kann den Mitgliedern Arbeitsbefreiung unter
Fortzahlung des Arbeitsentgelts (§ 6 Abs. 3) gewéhrt werden, sofern nicht dringende betriebliche Interessen ent-
gegenstehen.

§19
Beendigung des Arbeitsverhéltnisses

(1) 'Das Arbeitsverhaltnis endet, ohne dass es einer Kiindigung bedarf,
a) mit Ablauf des Monats, in dem der Arbeitnehmer das gesetzlich festgelegte Alter zum Erreichen einer ab-
schlagsfreien Regelaltersrente vollendet hat,
b) jederzeitim gegenseitigen Einvernehmen (Auflésungsvertrag),
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¢) beieinem befristeten oder auflésend bedingten Arbeitsverhéltnis nach den Regelungen des Arbeitsvertrages,
d) mit Ablauf des Monats, in dem der Bescheid eines Rentenversicherungstrdgers, in dem festgestellt wird, dass
der Arbeitnehmer voll erwerbsgemindert ist, zugestellt wird.

?Im Falle von Satz 1 Buchst. d hat der Arbeitnehmer den Arbeitgeber von der Zustellung des Rentenbescheides un-
verziiglich zu unterrichten. *Beginnt die Rente wegen voller Erwerbsminderung erst nach der Zustellung des Renten-
bescheides, endet das Arbeitsverhaltnis mit Ablauf des dem Rentenbeginn vorangehenden Tages.

(2) 'Im Falle teilweiser Erwerbsminderung priift der Arbeitgeber zumutbare Beschéftigungsmdglichkeiten. 2Sind
solche nicht vorhanden, endet das Arbeitsverhéltnis mit Ablauf des Monats, in dem der Rentenbescheid zugestellt
worden ist. *Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. “Liegt bei einem Arbeitnehmer, der schwerbehindert im Sinne des
SGB IX ist, im Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses nach Satz 2 oder 3 die nach §92 SGB IX erfor-
derliche Zustimmung des Integrationsamtes noch nicht vor, endet das Arbeitsverhdltnis mit Ablauf des Tages der
Zustellung des Zustimmungsbescheides des Integrationsamtes.

(3) 'Das Arbeitsverhdltnis endet nicht, wenn nach dem Bescheid des Rentenversicherungstragers eine Rente
auf Zeit gewahrt wird. ?In diesem Fall ruht das Arbeitsverhaltnis fiir den Zeitraum, fiir den eine Rente auf Zeit ge-
wahrt wird.

(4) Nach MaBgabe des Absatzes 5 kénnen unbefristete Arbeitsverhaltnisse jederzeit, befristete Arbeitsverhalt-
nisse in der Probezeit gekiindigt werden.

(5) "Bis zum Ende des sechsten Monats seit Beginn des Arbeitsverhaltnisses betragt die Kiindigungsfrist zwei
Wochen zum Monatsschluss. 2Im Ubrigen betragt die Kiindigungsfrist bei einer Betriebszugehdrigkeit (§ 4)

bis zu einem Jahr ein Monat zum Monatsschluss,

von mehr als einem Jahr 6 Wochen,

von mindestens 5 Jahren 3 Monate,

von mindestens 8 Jahren 4 Monate,

von mindestens 10 Jahren 5 Monate,

von mindestens 12 Jahren 6 Monate,

von mindestens 15 Jahren 7 Monate

zum Schluss eines Kalendervierteljahres.
(6) Kiindigung, Auflésungsvertrag und Befristung bediirfen der Schriftform.

Protokollerklarung zu § 19 Abs. 2
Der Arbeitgeber kann eine Weiterbeschaftigung, die der Arbeitnehmer innerhalb von zwei Wochen nach Zu-
gang des Rentenbescheides schriftlich beantragt, nur ablehnen, wenn dringende betriebliche Griinde entgegen-
stehen.
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Niedersachsisches Gesetz iiber den Bildungsurlaub
fir Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen
(Niedersachsisches Bildungsurlaubsgesetz — NBildUG)
— Auszug -

§1

Bildungsurlaub dient der Erwachsenenbildung im Sinne des Niedersachsischen Erwachsenenbildungsgesetzes.

§2

(1) "Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen haben einen Anspruch auf Bildungsurlaub zur Teilnahme an nach
§ 10 dieses Gesetzes anerkannten Bildungsveranstaltungen. %Ein Anspruch auf Bildungsurlaub nach diesem Gesetz
besteht nicht, wenn dem Arbeitnehmer oder der Arbeitnehmerin fiir die Bildungsveranstaltung nach anderen Geset-
zen, tarifvertraglichen oder betrieblichen Vereinbarungen Freistellung von der Arbeit mindestens fir die Zeitdauer
nach Absatz 4 und unter Lohnfortzahlung mindestens in Héhe des nach § 5 zu zahlenden Entgelts zusteht. *Dassel-
be gilt, wenn dem Arbeitnehmer oder der Arbeitnehmerin Freistellung nach den anderen Regelungen nur deshalb
nicht zusteht, weil diese bereits fir andere Bildungsveranstaltungen in Anspruch genommen wurde.

(2) 'Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen sind Arbeiter und Arbeiterinnen, Angestellte sowie die zu ihrer
Berufsaushildung Beschaftigten. 2Als Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen gelten auch

1. die in Heimarbeit Beschaftigten und die ihnen gleichgestellten Personen,

2. andere Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbstandigkeit als arbeitnehmerdhnliche Personen anzu-
sehen sind, und

3. Beschéftigte im Sinne von §40 Abs. 2 des Bundessozialhilfegesetzes, die in Werkstatten fiir Behinderte tatig
sind.

(3) Der Anspruch auf Bildungsurlaub kann erstmals nach sechsmonatigem Bestehen des Beschaftigungsver-
héltnisses geltend gemacht werden.

(4) "Der Anspruch des Arbeitnehmers oder der Arbeitnehmerin auf Bildungsurlaub umfasst fiinf Arbeitstage
innerhalb des laufenden Kalenderjahres. 2Arbeitet der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin regelmaBig an mehr
oder an weniger als fiinf Arbeitstagen in der Woche, so andert sich der Anspruch auf Bildungsurlaub entsprechend.

(5) Bei einem Wechsel des Beschaftigungsverhaltnisses wird auf den Anspruch der Bildungsurlaub angerech-
net, der schon vorher in dem betreffenden Kalenderjahr gewahrt wurde.

(6) "Ein nicht ausgeschopfter Bildungsurlaubsanspruch des vorangegangenen Kalenderjahres kann noch im
laufenden Kalenderjahr geltend gemacht werden. 2Soweit der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin zustimmt, konnen
im laufenden Kalenderjahr auch die nicht ausgeschépften Bildungsurlaubsanspriiche der beiden Kalenderjahre un-
mittelbar vor dem vorangegangenen Kalenderjahr geltend gemacht werden; dies gilt jedoch nur, wenn sie gemein-
sam mit den Bildungsurlaubsanspriichen des laufenden und des vorangegangenen Kalenderjahres fir eine zusam-
menhangende Bildungsveranstaltung geltend gemacht werden. *Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin kann
verlangen, dass der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin eine Zustimmung nach Satz 2 in schriftlicher Form erklart.

(7) Der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin ist verpflichtet, bei Beendigung des Beschaftigungsverhaltnisses
auf Verlangen eine Bescheinigung darlber auszustellen, ob und in welchem Umfange dem Arbeitnehmer oder der
Arbeitnehmerin in den vorangegangenen drei Kalenderjahren und im laufenden Kalenderjahr Bildungsurlaub nach
diesem Gesetz gewahrt worden ist.
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§3

'Der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin kann die Gewahrung von Bildungsurlaub ablehnen, sobald die Ge-
samtzahl der Arbeitstage, die im laufenden Kalenderjahr von den Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen fiir Zwe-
cke des Bildungsurlaubs nach diesem Gesetz in Anspruch genommen worden sind, das Zweieinhalbfache der Zahl
der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die am 30. April des Jahres nach diesem Gesetz bildungsurlaubsbe-
rechtigt waren, erreicht hat. “Betragt der Bildungsurlaub, den der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin danach zu
gewahren hat, weniger als fiinf Tage, so entsteht fiir den Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin in diesem Kalenderjahr
keine Verpflichtung, Bildungsurlaub zu gewahren. 3Ergibt im Ubrigen die Teilung der errechneten Bildungsurlaubs-
tage durch finf Resttage, so gilt das gleiche fir die Resttage. *Die Bildungsurlaubstage, fir die eine Verpflichtung
zur Gewdhrung von Bildungsurlaub in einem Kalenderjahr nicht entstanden ist, werden bei der Berechnung im
folgenden Kalenderjahr beriicksichtigt.

§4

Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen diirfen wegen der Inanspruchnahme von Bildungsurlaub nach diesem
Gesetz nicht benachteiligt werden.

§5
'Bildungsurlaub wird vom Arbeitgeber oder von der Arbeitgeberin ohne Minderung des Arbeitsentgelts ge-
wahrt. Das fortzuzahlende Entgelt fir die Zeit des Bildungsurlaubs wird entsprechend den Bestimmungen des
Gesetzes zur Regelung der Lohnzahlung an Feiertagen vom 2. August 1951 (Bundesgesetzbl. | S. 479), geéndert
durch Artikel 20 des Haushaltsstrukturgesetzes vom 18. Dezember 1975 (Bundesgesetzbl. | S. 3091), berechnet.

§6
(1) Der Anspruch auf Erholungsurlaub sowie der Anspruch auf Freistellung von der Arbeit nach anderen Geset-
zen, tarifvertraglichen oder betrieblichen Vereinbarungen werden durch dieses Gesetz nicht beriihrt.

(2) Von den Vorschriften dieses Gesetzes darf vom Arbeitgeber oder von der Arbeitgeberin nur zugunsten des
Arbeitnehmers oder der Arbeitnehmerin abgewichen werden. Abweichungen von § 2 Abs. 6 Satz 2 Halbsatz 2 sind
unzuldssig.

§7
Erkrankt ein Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin wéhrend des Bildungsurlaubs und ist wegen der Erkran-
kung eine Teilnahme an der Bildungsveranstaltung nicht mdglich, so ist die Zeit der Erkrankung auf den Bildungsur-
laub nicht anzurechnen, wenn die Erkrankung und die dadurch bedingte Unfahigkeit, an der Bildungsveranstaltung
teilzunehmen, dem Arbeitgeber oder der Arbeitgeberin durch eine arztliche Bescheinigung nachgewiesen werden.

§8
(1) Die Inanspruchnahme und die zeitliche Lage des Bildungsurlaubs sind unter Angabe der Bildungsveranstal-
tung dem Arbeitgeber oder der Arbeitgeberin so frih wie mdglich, in der Regel mindestens vier Wochen vorher,
schriftlich mitzuteilen.

(2) 'Der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin kann unbeschadet der Regelung des § 3 die Gewahrung von Bil-
dungsurlaub fir den mitgeteilten Zeitraum nur ablehnen, wenn zwingende betriebliche oder dienstliche Belange
entgegenstehen; die Erholungswiinsche anderer Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, denen unter sozialen Ge-
sichtspunkten eine Verlegung des Erholungsurlaubs nicht zuzumuten ist, sind vorrangig zu berlicksichtigen. ?Bei
der Gewahrung des Bildungsurlaubs haben diejenigen Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen den Vorrang, die im
Verhéltnis zu den Ubrigen Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen den Bildungsurlaub in geringerem Umfang in
Anspruch genommen haben. 3Haben Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen an Schulen oder Hochschulen ihren
Erholungsurlaub in der unterrichtsfreien oder vorlesungsfreien Zeit zu nehmen, so gilt das gleiche fir den Bildungs-
urlaub.
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(3) Den zu ihrer Berufsausbildung Beschéftigten kann die Gewahrung von Bildungsurlaub fir den mitgeteilten
Zeitraum nur abgelehnt werden, wenn besondere betriebliche oder dienstliche Ausbildungsmafnahmen entgegen-
stehen.

(4) Hat der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin die nach Absatz 1 rechtzeitig mitgeteilte Teilnahme an einer
Bildungsveranstaltung nicht spatestens zwei Wochen vor Beginn der Veranstaltung schriftlich abgelehnt, so gilt der
Bildungsurlaub als bewilligt.

(5) Ist der Bildungsurlaub fiir das vorangegangene Kalenderjahr versagt worden, so kénnen dem Anspruch
auf Bildungsurlaub im laufenden Jahr Versagungsgriinde nach Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 1 nicht entgegengehalten
werden.

(6) Die Teilnahme an der Bildungsveranstaltung ist dem Arbeitgeber oder der Arbeitgeberin nachzuweisen.

271



272

Ergénzende Rechtsvorschriften

Niedersachsisches Hochschulgesetz
— Auszug -

ZWEITES KAPITEL
Die Hochschule als Kdrperschaft

ERSTER ABSCHNITT
Grundlagen

§15
Selbstverwaltung
'Die Hochschule ist eine Kérperschaft des offentlichen Rechts mit dem Recht der Selbstverwaltung. 2Sie regelt
ihre Angelegenheiten in der Grundordnung und anderen Ordnungen.

§33
Wissenschaftliche und kiinstlerische Hilfskréfte; studentische Hilfskrafte
(1) 'Wissenschaftliche und kiinstlerische sowie studentische Hilfskrafte iben Hilfstatigkeiten fiir Forschung und
Lehre aus und unterstltzen Studierende in Tutorien. 2Sie kdnnen auch mit Aufgaben in Verwaltung, technischem
Betriebsdienst, Rechenzentren, Bibliotheken und in der Krankenversorgung beschéftigt werden, wenn sie dabei mit
dem absolvierten Studium zusammenhdngende Kenntnisse und Fahigkeiten nutzen kdnnen oder wenn die Tatigkeit
fachlich als vorteilhaft fir das Studium betrachtet werden kann.

(2) "Wissenschaftliche und kiinstlerische sowie studentische Hilfskrafte werden in befristeten Angestelltenver-
héltnissen mit weniger als der Halfte der regelmaBigen Arbeitszeit der Angestellten im offentlichen Dienst beschaf-
tigt. 2Die Einstellung als wissenschaftliche oder kiinstlerische Hilfskraft setzt den Abschluss eines Hochschulstu-
diums voraus. 3 Als studentische Hilfskraft kann eingestellt werden, wer in einem Studiengang immatrikuliert ist, der
zu einem berufsqualifizierenden Abschluss fiihrt; das Arbeitsverhaltnis endet spatestens mit der Exmatrikulation.

§42
Gleichstellungsbeauftragte

(1) "Der Senat wahlt auf Vorschlag der Kommission fir Gleichstellung eine Gleichstellungsbeauftragte. 2Die
Gleichstellungsbeauftragte wird bei erstmaliger Wahl fir die Dauer von sechs Jahren, bei Wiederwahl fir die Dauer
von acht Jahren bestellt. 3Mit Zustimmung des Senats ist die Bestellung fiir jeweils eine weitere Amtszeit ohne
Ausschreibung und abweichend von Satz 1 zulassig. “Die Gleichstellungsbeauftragte ist hauptberuflich zu beschéf-
tigen. °§ 38 Abs. 6 Satze 1 und 3 gilt entsprechend. ®Die Grundordnung regelt das Néhere zur Errichtung und zum
Verfahren der Kommission fiir Gleichstellung sowie zum Verfahren der Wahl der Gleichstellungsbeauftragten. "Die
Gleichstellungsbeauftragte und ihre Vertreterin diirfen der Personalvertretung nicht angehdren und nur in ihrer
Eigenschaft als Gleichstellungsbeauftragte oder als deren Vertreterin mit Personalangelegenheiten befasst sein.

(2) 'Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt auf die Erfilllung des Gleichstellungsauftrags nach §3 Abs. 3 hin.
%Sie wirkt inshesondere bei der Entwicklungsplanung, bei der Erstellung des Gleichstellungsplans sowie bei Struk-
tur- und Personalentscheidungen mit. Sie kann Versammlungen einberufen. “Sie ist gegentber dem Senat be-
richtspflichtig und unterrichtet die Offentlichkeit iiber die Wahrnehmung ihrer Aufgaben. 5Bei der Erfiillung ihrer
Aufgaben ist sie nicht an fachliche Auftrage und Weisungen gebunden

(3) 'Die Gleichstellungsbeauftragte hat gegentiber dem Prasidium ein Vortragsrecht. 2Zur Erfillung ihrer Auf-
gaben kann sie an den Sitzungen anderer Organe, Gremien und Kommissionen, zu denen sie wie ein Mitglied zu
laden ist, mit Antrags- und Rederecht teilnehmen; sie ist insbesondere bei bevorstehenden PersonalmaBnahmen
rechtzeitig und umfassend zu beteiligen. Die Gleichstellungsbeauftragte kann Bewerbungsunterlagen einsehen.
“Sie ist zur Verschwiegenheit verpflichtet.
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(4) "Ist eine den Gleichstellungsauftrag beriihrende Entscheidung eines Organs gegen das Votum der Gleich-
stellungsbeauftragten getroffen worden, so kann sie innerhalb von zwei Wochen eine erneute Entscheidung verlan-
gen (Widerspruch), soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. ?Die erneute Entscheidung darf friihestens eine
Woche nach Einlegung des Widerspruchs und erst nach einem besonderen Einigungsversuch erfolgen. 3In derselben
Angelegenheit ist der Widerspruch nur einmal zulassig. “Eine Entscheidung darf erst nach Ablauf der Widerspruchs-
frist oder Bestatigung der Entscheidung ausgefiihrt werden.

(5) 'An den Fakultaten kénnen Gleichstellungsbeauftragte durch den Fakultatsrat gewahlt werden. 2 An ande-
ren in der Grundordnung bestimmten Organisationseinheiten kdnnen Gleichstellungsbeauftragte bestellt werden.
3 In der Grundordnung sind fir die Gleichstellungsbeauftragten nach den Séatzen 1 und 2 das Verfahren der Wahl
oder Bestellung, die Amtszeit, die Aufgaben und die Befugnisse zu regeln.

(6) §3 Abs. 4 sowie die §§7, 12 und 13 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes vom 14. August 2006
(BGBI. IS. 1897) gelten entsprechend fir alle Mitglieder und Angehérigen der Hochschule, die keine Beschaftigten
der Hochschule sind.

§48
Dienstrechtliche Befugnisse

(1) Das Fachministerium ernennt oder bestellt und entlasst die Mitglieder des Présidiums.

(2) "Das Fachministerium beruft die Professorinnen und Professoren. ?Das Prasidium legt ihm den Berufungs-
vorschlag mit den Stellungnahmen der am Verfahren beteiligten Organe und Stellen vor. *Das Fachministerium
kann von der Reihenfolge des Berufungsvorschlags nach Anhérung des Prasidiums abweichen oder den Berufungs-
vorschlag insgesamt zuriickgeben. “Das Fachministerium kann seine Befugnisse zur Berufung der Professorinnen
und Professoren jeweils befristet auf drei Jahre auf die Hochschule tibertragen. 5im Fall der Ubertragung nach
Satz 4 entscheidet das Présidium im Einvernehmen mit dem Hochschulrat tber die Berufung. ®Sie haben dabei
landertibergreifende Vereinbarungen, durch die das Land in Angelegenheiten der Berufung von Professorinnen und
Professoren verpflichtet wird, zu beachten. "Die Prasidentin oder der Prasident ernennt oder bestellt und entlasst
die Professorinnen und Professoren

(3) 'Das an den Hochschulen tétige Personal wird im Landesdienst beschaftigt. 2Das Fachministerium ist Dienst-
vorgesetzter der hauptberuflichen Mitglieder des Présidiums sowie der nebenberuflichen Mitglieder des Prasidiums,
soweit deren Tatigkeit als Mitglied des Présidiums betroffen ist. 3Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter des
Hochschulpersonals ist die Présidentin oder der Prasident.

§58
Stiftungsuniversitaten — Dienstrechtliche Befugnisse
(1) 'Die Stiftung besitzt Dienstherrnfahigkeit im Sinne des § 2 BeamtStG. 2Die Beamtinnen und Beamten der
Stiftung werden von der Présidentin oder dem Prdsidenten ernannt, soweit sie oder er nicht die Befugnis zur Er-
nennung tibertragen hat.

(2) 'Das Fachministerium beruft die Professorinnen und Professoren. 2Das Prasidium legt ihm den Berufungsvor-
schlag mit den Stellungnahmen der am Verfahren beteiligten Organe und Stellen nach Anhérung des Stiftungsrats
vor. *Das Fachministerium kann von der Reihenfolge des Berufungsvorschlags nach Anhérung des Présidiums ab-
weichen oder den Berufungsvorschlag insgesamt zuriickgeben. “Das Fachministerium kann seine Befugnisse auf die
Hochschule in der Weise Ubertragen, dass das Prasidium im Einvernehmen mit dem Stiftungsrat die Professorinnen
und Professoren beruft. °In diesen Fallen ist die Zustimmung des Stiftungsrats zu der Ausschreibung erforderlich,
wenn die Professur nicht der in der Zielvereinbarung nach § 1 Abs. 3 verankerten Entwicklungsplanung mit Denomi-
nation der Professuren entspricht. ®Die Hochschule hat in diesen Fallen landertibergreifende Vereinbarungen, durch
die das Land in Angelegenheiten der Berufung von Professorinnen und Professoren verpflichtet wird, zu beachten.

273



274

Ergénzende Rechtsvorschriften

(3) "Der Stiftungsrat ist Dienstvorgesetzter der hauptberuflichen Mitglieder des Présidiums sowie der neben-
beruflichen Mitglieder des Prasidiums, soweit deren Tatigkeit als Mitglied des Prasidiums betroffen ist. 2Dienstvor-
gesetzte oder Dienstvorgesetzter des Hochschulpersonals ist die Prasidentin oder der Prasident.

(4) 'Fur die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Stiftung finden die fiir die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer des Landes geltenden Tarifvertrdge und sonstigen Bestimmungen Anwendung. 2Die Stiftung ist verpflichtet,
die beim Land erworbenen arbeits- und tarifvertraglichen Rechte anzuerkennen und einem vom Land gefiihrten
Arbeitgeberverband, der Mitglied in der Tarifgemeinschaft deutscher Lander ist, beizutreten sowie zur Sicherung
der Anspriiche auf eine zusatzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung der Beschaftigten sicherzustellen, dass
die nach der Satzung der Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander fir eine Beteiligungsvereinbarung gefor-
derten tatsachlichen und rechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden und erhalten bleiben.

§59
NHG - Stiftungsuniversitaten — Organe

(1) Organe der Stiftung sind der Stiftungsrat und das Prasidium der Hochschule.

(2) Organe der Stiftung Universitat Gottingen sind der Stiftungsrat, der Stiftungsausschuss Universitdt, der
Stiftungsausschuss Universitatsmedizin, das Prasidium der Universitat und der Vorstand der Universitatsmedizin.
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Niedersachsisches Schulgesetz (NSchG)
— Auszug -

ZWEITER TEIL
Schulverfassung

§34
Gesamtkonferenz

(1) In der Gesamtkonferenz wirken die an der Unterrichts- und Erziehungsarbeit der Schule Beteiligten in pad-
agogischen Angelegenheiten zusammen.

(2) Die Gesamtkonferenz entscheidet, soweit nicht die Zustandigkeit einer Teilkonferenz oder einer Bildungs-
gangs- oder Fachgruppe gegeben ist, iiber

1. das Schulprogramm,

die Schulordnung,

die Geschafts- und Wahlordnungen der Konferenzen und Ausschiisse,
den Vorschlag der Schule nach §44 Abs. 3 sowie

Grundsatze flr

a) Leistungsbewertung und Beurteilung,

b) Klassenarbeiten und Hausaufgaben sowie deren Koordinierung.

Al N

(3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter unterrichtet die Gesamtkonferenz iiber alle wesentlichen Angelegen-
heiten der Schule.

§35
Teilkonferenzen

(1) 'Flr Facher oder Gruppen von Fachern richtet die Gesamtkonferenz Fachkonferenzen ein. 2Diese entschei-
den im Rahmen der Beschlisse der Gesamtkonferenz iiber die Angelegenheiten, die ausschlieBlich den jeweiligen
fachlichen Bereich betreffen, insbesondere die Art der Durchfiihrung der Lehrpléne und Rahmenrichtlinien (§ 122
Abs. 1 und 2) sowie die Einfiihrung von Schulbiichern. 3Bei Angelegenheiten, die nicht ausschlieBlich den fachlichen
Bereich einer Fachkonferenz betreffen, entscheidet die Gesamtkonferenz, welche Konferenz fiir die Angelegenheit
zustandig ist.

(2) 'Fur jede Klasse ist eine Klassenkonferenz zu bilden. Diese entscheidet im Rahmen der Beschllsse der Ge-
samtkonferenz iiber die Angelegenheiten, die ausschlieBlich die Klasse oder einzelne ihrer Schilerinnen und Schiiler
betreffen, insbesondere iiber
1. das Zusammenwirken der Fachlehrkrafte,
die Koordinierung der Hausaufgaben,
die Beurteilung des Gesamtverhaltens der Schiilerinnen und Schiler (allgemeine Urteile),
wichtige Fragen der Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten,

AR e

Zeugnisse, Versetzungen, Abschliisse, Ubergange, Uberweisungen, Zuriicktreten und Uberspringen.

3Soweit die Schule nicht in Klassen gegliedert ist oder wenn eine Klasse von nicht mehr als zwei Lehrkréften
unterrichtet wird, bestimmt die Gesamtkonferenz, welche Konferenz die Aufgaben nach Satz 2 wahrnimmt.

(3) 'Die Gesamtkonferenz kann fiir weitere organisatorische Bereiche, insbesondere fiir Jahrgange und Schul-

stufen, zusatzliche Teilkonferenzen einrichten. 2Diese entscheiden iiber Angelegenheiten, die ausschlieBlich den
jeweiligen Bereich betreffen, sofern die Gesamtkonferenz sie ihnen tibertragen hat.
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(4) Teilkonferenzen konnen ihren Vorsitzenden mit deren Einverstandnis bestimmte Aufgaben ihrer Zustandig-
keitsbereiche zur selbstandigen Erledigung Gbertragen.

(5) Die Absatze 1, 3 und 4 gelten nicht fir die berufsbildenden Schulen.
§35a
Bildungsgangs- und Fachgruppen an berufsbildenden Schulen

(1) "An berufsbildenden Schulen richtet die Schulleiterin oder der Schulleiter im Benehmen mit dem Schulvor-
stand Bildungsgangs- und Fachgruppen ein. 2Diesen gehdren als Mitglieder an:

1. die in dem jeweiligen Bereich tatigen Lehrkréfte und padagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und

2. die Referendarinnen und Referendare, die in dem jeweiligen Bereich eigenverantwortlich Unterricht erteilen.
3Fir die Sitzungen der Bildungsgangs- und Fachgruppen gilt §36 Abs. 4 Sétze 1 und 2 sowie Abs. 5 Satz 1
entsprechend.

(2) 'Die Bildungsgangs- und Fachgruppen entscheiden iber die fachlichen und unterrichtlichen Angelegen-
heiten, die den jeweiligen Bildungsgang oder das Fach betreffen, insbesondere tiber

1. die curriculare und fachdidaktische Planung der Bildungsgange und Facher im Rahmen der Lehrplane (§ 122),

2. die Planung, Durchfiihrung und Evaluation von MaBnahmen zur Qualitatssicherung und zur Entwicklung der
Qualitdt des Unterrichts,

3. die Abstimmung des Fortbildungsbedarfs,
4. die Einflhrung von Schulbiichern sowie
5. die Zusammenarbeit mit Betrieben und weiteren an der Aus- und Weiterbildung beteiligten Einrichtungen.

“Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann den Bildungsgangs- oder Fachgruppen weitere Aufgaben iibertragen.
3Bildungsgangs- und Fachgruppen kénnen ihre Zustandigkeit fiir Entscheidungen Uber bestimmte Angelegenheiten
einem Ausschuss tibertragen. *Uber die Zusammensetzung des Ausschusses entscheidet die Bildungsgangs- oder
Fachgruppe.

§38a
Aufgaben des Schulvorstandes

(3) Der Schulvorstand entscheidet (iber

1. die Inanspruchnahme der den Schulen im Hinblick auf ihre Eigenverantwortlichkeit von der obersten Schul-
behdrde eingerdumten Entscheidungsspielrdume,

2. den Plan (iber die Verwendung der Haushaltsmittel und die Entlastung der Schulleiterin oder des Schulleiters,
die Beteiligung berufshildender Schulen an MaBnahmen Dritter (§ 21 Abs. 3),

Antrage an die Schulbehorde auf Genehmigung einer Ganztagsschule (§ 23 Abs. 1 Satz 1) oder eines Ganz-
tagsschulzugs (§ 23 Abs. 5 Satz 1),
die Zusammenarbeit mit anderen Schulen (§ 25 Abs. 1),

6. das Filhren der Eingangsstufe (§ 6 Abs. 4 Satz 1) und das Fiihren des 3. und 4. Schuljahrgangs als padagogische
Einheit (§ 6 Abs. 4 Satz 3),

7. die Vorschldge an die Schulbehérde zur Besetzung der Stelle der Schulleiterin oder des Schulleiters (§ 45 Abs.1
Satz 3), der Stelle der standigen Vertreterin oder des standigen Vertreters (§ 52 Abs. 3 Satz 1) sowie anderer
Beforderungsstellen (§ 52 Abs. 3 Satz 2),

8. die Abgabe der Stellungnahmen zur Herstellung des Benehmens bei der Besetzung der Stelle der Schulleiterin
oder des Schulleiters (§ 45 Abs. 2 Satz 1 und §48 Abs. 2 Satz 1) und bei der Besetzung der Stelle der standigen
Vertreterin oder des standigen Vertreters (§ 52 Abs. 3 Satz 3),
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9. die Form, in der die Oberschule gefiihrt wird (§ 10 a Abs. 2 Satz 1), und dartber, in welchen Fachern und Schul-
jahrgangen der Oberschule der Unterricht jahrgangsbezogen und in welchen er schulzweigspezifisch erteilt
wird,

10. die Ausgestaltung der Stundentafel,

11. Schulpartnerschaften,

12. die von der Schule bei der Namensgebung zu treffenden Mitwirkungsentscheidungen (§ 107),
13. Antrége an die Schulbehdrde auf Genehmigung von Schulversuchen (§ 22),

1

4. Vorschlage der berufsbildenden Schulen an den Schultrdger fir Antrdge auf Genehmigung schulorganisatori-
scher Entscheidungen sowie

15. Grundsadtze fir
a) die Tatigkeit der padagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an Grundschulen,
b) die Durchfiihrung von Projektwochen,
¢) die Werbung und das Sponsoring in der Schule und
d)  diejahrliche Uberpriifung der Arbeit der Schule nach §32 Abs. 3.

§43
Stellung der Schulleiterin und des Schulleiters

(1) Jede Schule hat eine Schulleiterin oder einen Schulleiter, die oder der die Gesamtverantwortung fir die
Schule und fir deren Qualitatssicherung und Qualitatsentwicklung tragt.

(2) 'Die Schulleiterin ist Vorgesetzte und der Schulleiter ist Vorgesetzter aller an der Schule tatigen Personen,
besucht und berat die an der Schule tatigen Lehrkrafte im Unterricht und trifft MaBnahmen zur Personalwirtschaft
einschlieBlich der Personalentwicklung. 2Sie oder er sorgt fir die Einhaltung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten und der Schulordnung.

(3) 'Die Schulleiterin oder der Schulleiter entscheidet in allen Angelegenheiten, in denen nicht eine Konferenz,
der Schulvorstand, eine Bildungsgangsgruppe oder eine Fachgruppe zustdndig ist. 2Sie oder er trifft die notwen-
digen MaBnahmen in Eilfallen, in denen die vorherige Entscheidung eines der in Satz 1 genannten Gremien nicht
eingeholt werden kann, und unterrichtet hiervon das Gremium unverziglich.

(4) Die Schulleiterin oder der Schulleiter fihrt die laufenden Verwaltungsgeschafte; sie oder er hat dabei ins-
besondere
1. die Schule nach auBen zu vertreten,

2. den Vorsitz in der Gesamtkonferenz und im Schulvorstand zu fiihren,

3. an berufsbildenden Schulen die Leiterin oder den Leiter einer Bildungsgangs- oder Fachgruppe im Benehmen
mit dieser zu bestimmen,

4. jahrlich einen Plan Uber die Verwendung der Haushaltsmittel zu erstellen, die Budgets (§32 Abs. 4 und § 111
Abs. 1) zu bewirtschaften und Uber die Verwendung der Haushaltsmittel gegentiber dem Schulvorstand Rech-
nung zu legen sowie

5. jahrlich einen Plan iiber den Personaleinsatz zu erstellen.

(5) 'Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat innerhalb von drei Tagen Einspruch einzulegen, wenn nach ihrer
oder seiner Uberzeugung ein Beschluss einer Konferenz, des Schulvorstandes, eines Ausschusses, einer Bildungs-
gangs- oder Fachgruppe
1. gegen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften verstéBt,

2. gegen eine behordliche Anordnung verstdBt,
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3. gegen allgemein anerkannte padagogische Grundsatze oder BewertungsmaBstébe verst6Bt oder

4. von unrichtigen tatséachlichen Voraussetzungen ausgeht oder auf sachfremden Erwdgungen beruht.

2Uber die Angelegenheit hat die Konferenz, der Schulvorstand oder der Ausschuss in einer Sitzung, die frihestens
am Tag nach der Einlegung des Einspruchs stattfinden darf, nochmals zu beschlieBen. *Halt die Konferenz, der
Schulvorstand oder der Ausschuss den Beschluss aufrecht, so holt die Schulleiterin oder der Schulleiter die Entschei-
dung der Schulbehérde ein. “In dringenden Fallen kann die Entscheidung vor einer nochmaligen Beschlussfassung
nach Satz 3 eingeholt werden. *Der Einspruch und das Einholen einer schulbehérdlichen Entscheidung haben auf-
schiebende Wirkung. ®Die Satze 1 bis 5 gelten in Bezug auf Entscheidungen, die der oder dem Vorsitzenden einer
Teilkonferenz tibertragen worden sind, entsprechend.

§44
Kollegiale Schulleitung

(1) "Die Schulbehérde kann einer allgemein bildenden Schule auf ihren Antrag widerruflich eine besondere
Ordnung genehmigen, die eine kollegiale Schulleitung vorsieht. 2Die besondere Ordnung muss bestimmen, aus wie
viel Mitgliedern das Leitungskollegium besteht. *Der Antrag bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der stimm-
berechtigten Mitglieder der Gesamtkonferenz. “Er kann nur im Benehmen mit dem Schultréger gestellt werden.

(2) 'Zu den Mitgliedern einer kollegialen Schulleitung gehdren

die Schulleiterin oder der Schulleiter,

die standige Vertreterin oder der standige Vertreter der Schulleiterin oder des Schulleiters,
die Inhaberinnen und Inhaber von héherwertigen Amtern mit Schulleitungsaufgaben und

> W =

bis zu drei hauptamtliche oder hauptberufliche Lehrkrafte als zusatzliche Mitglieder.
?Die §§45, 48, 49 und 52 bleiben unberiihrt.

(3) 'Die zusatzlichen Mitglieder des Leitungskollegiums (Absatz 2 Satz 1 Nr. 4) werden mit ihrem Einverstand-
nis von der Schulbehdrde auf Vorschlag der Schule fir die Dauer von sechs Jahren bestellt; § 49 gilt entsprechend.
2Griinde fiir die Ablehnung eines Vorschlages werden der Schule nicht bekannt gegeben.

(4) "Das Leitungskollegium regelt nach Anhdrung der Gesamtkonferenz die Wahrnehmung seiner Aufgaben
durch eine Geschéftsordnung. 2Der Schulleiterin oder dem Schulleiter bleiben vorbehalten:

1. die Aufgaben nach §43 Abs. 1 und 2, Abs. 4 Nrn. 1 und 2 und Abs. 5,
2. der Vorsitz im Leitungskollegium,

3. die dienstrechtlichen Befugnisse, soweit sie der Schule tibertragen sind,
4. die Befugnisse nach §86 Abs. 1 und § 111 Abs. 2.

(5) 'Die besondere Ordnung nach Absatz 1 kann auch bestimmen, dass die hoherwertigen Amter mit Ausnah-
me des ersten Befdrderungsamtes der Lehrkréfte an Gymnasien, Abendgymnasien und Kollegs mit einer Lehrbefa-
higung, die den Zugang zum zweiten Einstiegsamt der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Bildung
eroffnet, zundchst zeitlich begrenzt fiir die Dauer von zwei Jahren Ubertragen werden. 2Wird diese Bestimmung der
besonderen Ordnung vor Ablauf der Ubertragungszeit widerrufen, so behalten die Inhaberinnen und Inhaber von
Amtern mit zeitlicher Begrenzung diese Amter bis zum Ende der Ubertragungszeit. 3Die Ubertragung eines hdher-
wertigen Amtes nach Satz 1 darf nicht vor Ablauf eines Jahres seit Beendigung der Probezeit erfolgen; § 20 Abs. 3
Satz 3 des Niederséchsischen Beamtengesetzes findet entsprechende Anwendung.

(6) 'Erfillt die bisherige Inhaberin oder der bisherige Inhaber eines Amtes mit zeitlicher Begrenzung nach Ab-
lauf der Ubertragungszeit die Voraussetzungen fir eine emeute Ubertragung dieses Amtes, so wird es auf Lebens-
zeit verliehen. ?Die Vorschriften iber Stellenausschreibungen und die stellenwirtschaftlichen Bestimmungen bleiben
unbertihrt. 3§ 20 Abs. 2 und 3 des Niederséchsischen Beamtengesetzes ist nicht anzuwenden.
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(7) "Absatz 6 gilt entsprechend, wenn die bisherige Inhaberin oder der bisherige Inhaber eines Amtes mit zeit-
licher Begrenzung nach Ablauf der Ubertragungszeit die Voraussetzungen fiir die Ubertragung eines anderen Amtes
mit zeitlicher Begrenzung erfillt. 2Ist dies ein Amt mit hoherem Endgrundgehalt als das zuvor wahrgenommene
Amt mit zeitlicher Begrenzung, so wird vor seiner zeitlich begrenzten Ubertragung zunéchst ein Amt auf Lebenszeit
verliehen, das mit demselben Endgrundgehalt verbunden ist wie das zuvor wahrgenommene Amt mit zeitlicher
Begrenzung.

(8) 'Ist vor Ablauf der Ubertragungszeit mindestens ein weiteres Amt mit zeitlicher Begrenzung tibertragen
worden, so wird, wenn Amter mit zeitlicher Begrenzung iiber einen Zeitraum von insgesamt zwei Jahren ununter-
brochen wahrgenommen wurden, ein solches Amt nach MaBgabe der folgenden Sétze auf Lebenszeit verliehen.
2Ist das Endgrundgehalt des zuletzt iibertragenen Amtes nicht hoher als diejenigen der zuvor iibertragenen Amter,
so ist das zuletzt Ubertragene Amt auf Lebenszeit zu verleihen. 3Ist das Endgrundgehalt des zuletzt Gbertragenen
Amtes héher als das Endgrundgehalt eines der zuvor tibertragenen Amter, so wird ein Amt auf Lebenszeit verliehen,
das dem wahrgenommenen Amt mit dem zweithdchsten Endgrundgehalt entspricht; die zeitliche Begrenzung des
zuletzt Ubertragenen Amtes bleibt unberhrt. “Absatz 6 Satz 3 und der Vorbehalt hinsichtlich der stellenwirtschaft-
lichen Bestimmungen (Absatz 6 Satz 2) gelten entsprechend.

§45
Bestellung der Schulleiterinnen und Schulleiter

(1) 'Das Land hat die Stellen der Schulleiterinnen und Schulleiter auszuschreiben. Der Schultrdger ist zur Be-
kanntgabe der Ausschreibung berechtigt. *Die Schule und der Schultréger sind tiber die Bewerbungen zu unterrich-
ten und kénnen Besetzungsvorschldge machen.

(2) "Vor Besetzung der Stellen nach Absatz 1 setzt sich die Schulbehdrde mit der Schule und mit dem Schul-
trdger ins Benehmen, falls sie deren Vorschlag nicht entsprechen will oder diese keinen Vorschlag vorgelegt haben.
2Kommt eine Einigung innerhalb von acht Wochen nicht zustande, so entscheidet die Schulbehérde. *Auf Verlangen
eines der Beteiligten findet in dieser Zeit eine mindliche Erérterung statt.

(3) Eine Lehrkraft, die der Schule angehdrt, soll zur Schulleiterin oder zum Schulleiter nur bestellt werden, wenn
besondere Griinde dies rechtfertigen.

§48
Ausnahmen
(1) §45 findet keine Anwendung,

1. wenn die Stelle mit einer Lehrkraft besetzt werden soll, die mehrere Jahre in der Schulverwaltung oder wahrend
einer Beurlaubung in leitender Stellung

a) im Auslandsschuldienst oder
b) im Dienst von Schulen in freier Tragerschaft tétig war,

2. wenn die Stelle aus dienstlichen Griinden mit der Inhaberin oder dem Inhaber eines entsprechenden Beforde-
rungsamtes besetzt werden soll,

3. inden Fallen des §48 Satz 1 der Niedersachsischen Landeshaushaltsordnung und des § 28 Abs. 4 des Nieder-
sdchsischen Beamtengesetzes,
4. bei Errichtung neuer Schulen, insbesondere bei Schulen im Entstehen, oder

fur die Schulen im Geschéaftsbereich des Sozialministeriums.

(2) 'In den Féllen des Absatzes 1 Nrn. 1 bis 3 setzt sich die Schulbehdrde vor Besetzung der Stelle mit der Schule
und mit dem Schultrdger ins Benehmen. 2Auf Verlangen der Schule oder des Schultrdgers findet eine miindliche Er-
orterung statt. *Kommt eine Einigung innerhalb von acht Wochen nicht zustande, so entscheidet die Schulbehdrde.
“In den Fallen des Absatzes 1 Nr. 4 setzt sich die Schulbehérde mit dem Schultrager ins Benehmen. *Dieser kann die
in Satz 2 genannte Erdrterung verlangen. ®Satz 3 ist anzuwenden.

279



280

Ergénzende Rechtsvorschriften

§49
Benachrichtigung des Schultrégers

Von jeder Besetzung der Stelle einer Schulleiterin oder eines Schulleiters ist der Schultrdger zu unterrichten.

DRITTER TEIL
Lehrkréfte sowie tbrige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

§50
Allgemeines
(1) 'Die Lehrkrafte erziehen und unterrichten in eigener padagogischer Verantwortung. 2Sie sind an Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, Entscheidungen der Schulleiterin oder des Schulleiters oder der kollegialen Schulleitung,
Beschllisse des Schulvorstands, Beschliisse der Konferenzen und deren Ausschiisse nach § 39 Abs. 1, Beschliisse der
Bildungsgangs- und Fachgruppen sowie an Anordnungen der Schulaufsicht gebunden.

(2) 'Die Lehrkrafte an den 6ffentlichen Schulen stehen in einem unmittelbaren Dienstverhéltnis zum Land. 2Fir
die Erteilung von Religionsunterricht kdnnen Bedienstete der Religionsgemeinschaften des éffentlichen Rechts und
deren 6ffentlich-rechtlicher Verbande, Anstalten und Stiftungen beschaftigt werden.

§51
Dienstrechtliche Sonderregelungen

(1) 'Die Lehrkrafte erteilen Unterricht grundsatzlich in solchen Fachern und Schulformen, fir die sie die Lehrbe-
fahigung erworben haben, die Lehrkrafte mit der Lehrbeféhigung fiir Schulformen der allgemein bildenden Schulen
auch in Gesamtschulen und Oberschulen. ?Dariber hinaus haben die Lehrkréfte Unterricht in anderen Fachern und
Schulformen zu erteilen, wenn es ihnen nach Vorbildung oder bisheriger Tétigkeit zugemutet werden kann und fiir
den geordneten Betrieb der Schule erforderlich ist. 3Vor der Entscheidung sind sie zu horen. “Sie sind verpflichtet,
Aufgaben im Rahmen der Eigenverwaltung der Schule und andere schulische Aufgaben auBerhalb des Unterrichts
zu iibernehmen.

(2) Die Lehrkréfte sind verpflichtet, sich zur Erhaltung der Unterrichtsbefahigung in der unterrichtsfreien Zeit
fortzubilden.

(3) 'Das duBere Erscheinungsbild von Lehrkraften in der Schule darf, auch wenn es von einer Lehrkraft aus
religiésen oder weltanschaulichen Griinden gewahlt wird, keine Zweifel an der Eignung der Lehrkraft begriinden,
den Bildungsauftrag der Schule (§ 2) (iberzeugend erfiillen zu kénnen. 2Dies gilt nicht fiir Lehrkrafte an Schulen in
freier Tragerschaft.

(4) "Absatz 3 gilt auch fur Lehrkréfte im Vorbereitungsdienst, soweit sie eigenverantwortlichen Unterricht er-
teilen. 2Fir sie konnen im Einzelfall Ausnahmen zugelassen werden.

§52
Besetzung der Stellen der Lehrkréfte
(1) 'Das Land hat die Stellen der standigen Vertreterinnen und Vertreter der Schulleiterinnen und Schulleiter
auszuschreiben. 2Die anderen Stellen sind in geeigneten Féllen auszuschreiben. 3Der Schultrdger ist zur Bekannt-
gabe der Ausschreibung berechtigt.

(2) Im Benehmen mit dem Schultrdger kann von der Ausschreibung der Stellen nach Absatz 1 Satz 1 aus den
Griinden des §48 Abs. 1 abgesehen werden.
(3) 'Die Schule und der Schultrdger sind bei Stellen nach Absatz 1 Satz 1 Giber die Bewerbungen zu unterrichten

und kdnnen Besetzungsvorschldge machen. 2Fiir die Schule gilt dies auch bei anderen Beforderungsstellen. 3Bei der
Besetzung von Stellen nach Absatz 1 Satz 1 ist §48 Abs. 2 entsprechend anzuwenden.
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(4) Von der Besetzung der Stellen nach Absatz 1 Satz 1 und der anderen Beforderungsstellen ist der Schultréager
zu unterrichten.

(5) Die Besetzung der Stellen der Lehrkrafte an offentlichen Grundschulen und Hauptschulen richtet sich un-
beschadet des Artikels 3 Abs. 3, des Artikels 7 Abs. 3 Satz 3 und des Artikels 33 Abs. 2 und 3 des Grundgesetzes
nach der bekenntnismaBigen Zusammensetzung der Schiilerschaft.

(6) Der Austausch von Lehrkraften zwischen Schulen, Schulbehorden und Hochschulen ist zu fordern.

(7) 'Das Amt der Fachmoderatorin oder des Fachmoderators fiir Gesamtschulen wird zunachst zeitlich begrenzt
fur die Dauer von zwei Jahren (ibertragen. 2Erfillt die bisherige Inhaberin oder der bisherige Inhaber dieses Amtes
nach Ablauf der Ubertragungszeit die Voraussetzungen fiir eine emeute Ubertragung dieses Amtes, so wird es auf
Lebenszeit verliehen; §44 Abs. 6 Sdtze 2 und 3 sowie Abs. 7 und 8 gilt entsprechend.

§53
Ubrige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

(1) 'Die Schulassistentinnen und Schulassistenten sowie die padagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
an den offentlichen Schulen stehen in einem Beschéaftigungsverhéltnis zum Land. ?Fir die Durchfiihrung der auBer-
unterrichtlichen Angebote an Ganztagsschulen oder an Grundschulen kénnen auBer den Lehrkraften und padago-
gischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auch Personen eingesetzt werden, die fir eine Einrichtung tatig sind,
die sich verpflichtet hat, auBerunterrichtliche Angebote durchzufihren. *Das Verwaltungspersonal zur Personal-
und Mittelbewirtschaftung an den Gffentlichen berufsbildenden Schulen steht in einem Beschaftigungsverhéltnis
zum Land; es kann auch in einem Beschéftigungsverhaltnis zu einer Einrichtung stehen, die sich verpflichtet hat,
an diesen Schulen Verwaltungsleistungen zu erbringen. “Die anderen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stehen in
einem Beschaftigungsverhaltnis zum Schultréger oder zu einer Einrichtung, die sich verpflichtet hat, an der Schule
Leistungen fiir den Schultréger zu erbringen.

(2) Fur padagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gilt § 51 Abs. 3 entsprechend.

(3) Sowohl der Schultrager als auch das Land konnen an 6ffentlichen Schulen Arbeitsgelegenheiten im Sinne
des § 16 d des Zweiten Buchs des Sozialgesetzbuchs fiir erwerbsfahige Hilfebed(rftige schaffen.

SECHSTER TEIL
Schultrdgerschaft

§106
Errichtung, Aufhebung und Organisation von 6ffentlichen Schulen

(8) 'Die Schultrdger bediirfen fiir schulorganisatorische Entscheidungen nach den Absatzen 1 bis 4 und 6 der
Genehmigung der Schulbehérde. 2Die Genehmigung zur Errichtung und Erweiterung von Schulen mit Ausnahme
der Berufsschule kann auch dann versagt werden, wenn nach den personellen, sachlichen und fachspezifischen
Gegebenheiten die Erfiillung des Bildungsauftrages der Schule nicht gesichert ist. 3§ 176 Abs. 1 Satz 2 des Nieder-
sachsischen Kommunalverfassungsgesetzes ist nicht anzuwenden. “Wird die Genehmigung fir eine Schule der in
§5 Abs. 3 Nr. 3 Buchst. a genannten Schulformen beantragt, so kann die Schulbehérde zundchst den Sekundarbe-
reich | genehmigen.
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Niedersachsisches Sparkassengesetz (NSpG)
— Auszug -

ERSTER ABSCHNITT
Allgemeine Vorschriften

§3
Rechtsnatur

Sparkassen sind rechtsfahige Anstalten des offentlichen Rechts.

ZWEITER ABSCHNITT
Verwaltung der Sparkassen

§8
Organe

Organe der Sparkasse sind der Vorstand und der Verwaltungsrat.

§9
Vorstand

(1) 'Der Vorstand besteht aus der oder dem Vorsitzenden und einem weiteren Mitglied oder weiteren Mitglie-
dern. 2Die Zahl der Mitglieder wird durch die Satzung der Sparkasse bestimmt.

(2) Vorstandsmitglieder werden mit Zustimmung des Tragers durch den Verwaltungsrat fir die Dauer von
langstens fiinf Jahren bestellt.

(3) Die oder der Vorsitzende des Vorstands verteilt die Geschafte im Rahmen der vom Verwaltungsrat zu er-
lassenden Geschéftsordnung.

10
Aufgaben des Vorstinds, Berichtspflichten

(1) 'Der Vorstand leitet die Sparkasse in eigener Verantwortung. 2Er vertritt die Sparkasse gerichtlich und auBer-
gerichtlich. *Er hat bei seiner Geschéaftsfiihrung die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschéftsleiters
anzuwenden. *Vorstandsmitglieder, die ihre Pflichten verletzen, sind der Sparkasse zum Ersatz des hieraus ent-
standenen Schadens als Gesamtschuldner verpflichtet. °Eine Pflichtverletzung liegt nicht vor, wenn das Vorstands-
mitglied bei einer unternehmerischen Entscheidung ohne grobe Fahrldssigkeit annehmen durfte, auf der Grundlage
angemessener Information zum Wohl der Sparkasse zu handeln.

(2) Auf Verlangen des Verwaltungsrats hat der Vorstand diesem Uber bestimmte Angelegenheiten der Spar-
kasse zu berichten.

(3) 'Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat regelmaBig und rechtzeitig zu berichten tiber
1. die beabsichtigte Geschaftspolitik und andere grundsétzliche Fragen der kiinftigen Geschéaftsfiihrung,
2. den Gang der Geschafte und die Lage der Sparkasse,
3. Geschéfte und Entwicklungen, die fiir die Sparkasse von besonderer Bedeutung sein kdnnen.
“Die Berichte haben den Grundsatzen einer gewissenhaften und getreuen Rechenschaft zu entsprechen.

(4) "Der oder dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats ist aus sonstigen wichtigen Anléssen zu berichten. 2Die
oder der Vorsitzende des Verwaltungsrats hat die anderen Mitglieder des Verwaltungsrats Uber diese Berichte
spatestens in der ndchsten Sitzung zu unterrichten.
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(5) Gegentiber Vorstandsmitgliedern wird die Sparkasse durch den Verwaltungsrat gerichtlich und auBerge-
richtlich vertreten.

§1
Zusammensetzung des Verwaltungsrats

(1) 'Der Verwaltungsrat besteht aus 9, 12, 15 oder 18 Mitgliedern. ?Er setzt sich zusammen aus
1. der oder dem Vorsitzenden,
2. funf, sieben, neun oder elf vom Trager entsandten Mitgliedern und
3. den Mitgliedern, die nach dem Niederséchsischen Personalvertretungsgesetz gewahlt werden.

2) 'Die Mitglieder des Verwaltungsrats sind ehrenamtlich tétig. 2Sie handeln nach ihrer freien, nur durch die
Riicksicht auf das offentliche Wohl und die Aufgabe der Sparkasse bestimmten Uberzeugung und sind an Auftrage
und Weisungen nicht gebunden. 3Sie haben Anspruch auf angemessene Aufwandsentschadigung und Ersatz ihres
Verdienstausfalls. “Die Sparkassenaufsichtsbehorde wird ermdchtigt, das Nahere durch Verordnung zu regeln, ins-
besondere Pauschal- und Hochstbetrége festzusetzen.

(3) 'Die Mitglieder des Vorstands sollen an den Sitzungen des Verwaltungsrats teilnehmen. 2Sie haben be-
ratende Stimme.

§13
Mitglieder des Verwaltungsrats

(1) Die Mitglieder des Verwaltungsrats sollen wirtschaftliche Erfahrung und Sachkunde besitzen.

(2) 'Ist der Trager der Sparkasse eine kommunale Kérperschaft, so missen die vom Trager entsandten Mit-
glieder (§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2) zur Vertretung des Tragers wahlbar sein. Bei Zweckverbandssparkassen, deren
Trager nur kommunale Korperschaften als Mitglieder angehdren, miissen die vom Trdger entsandten Mitglieder
(§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2) zur Vertretung eines der Verbandsmitglieder wahlbar sein. 3Von den Mitgliedern des Ver-
waltungsrats, die von der Vertretung des Trdgers entsandt werden, darf nicht mehr als die Halfte dieser Vertretung
angehdren. “Als Mitglied im Sinne des Satzes 3 gilt auch das nach § 12 Abs. 1 zur oder zum Vorsitzenden gewahlte
zusatzliche Mitglied der Vertretung des Tragers.

(3) st der Trdger ein Zweckverband, dem neben kommunalen Kérperschaften auch Sparkassen in privater
Rechtsform angehéren (§ 7 Abs. 3), so missen die von den kommunalen Verbandsmitgliedern entsandten Verwal-
tungsratsmitglieder (§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2) zur Vertretung eines der kommunalen Verbandsmitglieder wahlbar
sein. 2Fir die auf die kommunalen Verbandsmitglieder entfallenden Mitglieder des Verwaltungsrats gilt Absatz 2
Sétze 3 und 4 entsprechend.

(4) Ist der Trager der Niedersachsische Sparkassen- und Giroverband (§ 29 Abs. 3) oder eine andere juristische
Person des Gffentlichen Rechts (§30), so muss die Hélfte der vom Trdger entsandten Mitglieder des Verwaltungs-
rats (§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2) zur Vertretung einer kommunalen Kérperschaft im Geschéftsgebiet der Sparkasse
wahlbar sein.

(5) Das Verfahren zur Bestimmung der von kommunalen Trdgern (§ 1 Abs. 1 Satz 1) zu entsendenden Mitglieder
des Verwaltungsrats richtet sich nach § 51 Abs. 2, 4 und 9 der Niederséchsischen Gemeindeordnung.

(6) Scheidet ein Verwaltungsratsmitglied vorzeitig aus dem Verwaltungsrat aus, so entsendet der Trager, der
das Verwaltungsratsmitglied entsandt hat, fiir den Rest der Wahlperiode des Verwaltungsrats ein neues Verwal-
tungsratsmitglied.

(7) "In den Féllen der Absatze 2 und 3 wird der Verwaltungsrat fir die Dauer der Wahlperiode der kommunalen
Trager gebildet, ansonsten betragt die Amtszeit fiinf Jahre. 2Der Verwaltungsrat iibt seine Tatigkeit dar(iber hinaus
bis zum Zusammentreten des neu gebildeten Verwaltungsrats aus.

(8) In Féllen der Zusammenlegung, des Tragerwechsels und des Eintritts einer privaten Sparkasse im Sinne von
§7 Abs. 3 in einen bestehenden Sparkassenzweckverband wird ein neuer Verwaltungsrat gebildet.
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§14
AusschlieBungsgriinde

(1) Dem Verwaltungsrat diirfen nicht angehdren

1. Personen, die untereinander oder mit einem Mitglied des Vorstands bis zum dritten Grade verwandt, bis zum
zweiten Grade verschwdgert, verheiratet, durch eine Lebenspartnerschaft oder durch Adoption verbunden
sind,

2. Beschéftigte des Trdgers oder der Sparkasse mit Ausnahme der nach § 110 des Niederséchsischen Personalver-
tretungsgesetzes gewahlten Vertreterinnen und Vertreter sowie mit Ausnahme der oder des Vorsitzenden,

3. Personen, die Inhaberinnen oder Inhaber, persénlich haftende Gesellschafterinnen oder personlich haftende
Gesellschafter, Vorstands-, Verwaltungsrats- oder Aufsichtsratsmitglieder, Leiterinnen oder Leiter oder Be-
schaftigte eines Unternehmens sind, das gewerbsmdBig Finanzdienstleistungsgeschafte betreibt oder vermit-
telt,

4. Personen, die bereits in zehn juristischen Personen des dffentlichen oder privaten Rechts Mitglied in einem
Aufsichtsrat oder in einem vergleichbaren Gremium sind,

5. Personen, die gesetzliche Vertreterinnen oder gesetzliche Vertreter eines von der Sparkasse abhangigen Unter-
nehmens sind,

6. Personen, die gesetzliche Vertreterinnen oder gesetzliche Vertreter einer Kapitalgesellschaft sind, deren Auf-
sichtsrat ein Vorstandsmitglied der Sparkasse angehért.

(2) Dem Verwaltungsrat dirfen ferner solche Personen nicht angehdren, ber deren Vermdgen wahrend der
letzten zehn Jahre das Insolvenzverfahren eréffnet worden ist oder die wéhrend dieser Zeit die eidesstattliche Ver-
sicherung nach §807 der Zivilprozessordnung oder § 284 der Abgabenordnung abgegeben haben.

(3) Absatz 1 Nr. 3 gilt nicht fiir Mitglieder in Verwaltungs- oder Aufsichtsraten von éffentlich-rechtlichen Kredit-
instituten und privatrechtlichen Unternehmen der Sparkassenfinanzgruppe sowie im Verbandsvorstand des Nieder-
sdchsischen Sparkassen- und Giroverbands.

(4) Ein Mitglied des Verwaltungsrats scheidet aus, wenn bei ihm die Voraussetzungen des Absatzes 1 oder 2

eintreten.

§15
Schweigepflicht
(1) 'Die Mitglieder des Verwaltungsrats sind zur Verschwiegenheit, insbesondere Gber vertrauliche Angelegen-
heiten und Geheimnisse der Sparkasse verpflichtet. 2Sie diirfen die bei ihrer Tétigkeit erworbene Kenntnis vertrau-
licher Angelegenheiten nicht unbefugt verwerten. 3Dies gilt auch fir die Zeit nach der Beendigung der Tatigkeit.

(2) 'Die Mitglieder des Verwaltungsrats diirfen ohne vorherige Genehmigung iiber Angelegenheiten der Spar-
kasse weder vor Gericht noch auBergerichtlich aussagen oder Erklarungen abgeben. ?Die Genehmigung erteilt der
Verwaltungsrat, in Eilfdllen die oder der Vorsitzende des Verwaltungsrats.

§16
Aufgaben des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat berdt den Vorstand und tberwacht dessen Geschaftsfiihrung.

(2) 'Der Verwaltungsrat stellt die Mitglieder des Vorstands fiir die Dauer von ldngstens fiinf Jahren an. %Er be-
stimmt mit Zustimmung des Tragers die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Vorstands und deren oder dessen
Stellvertreterin oder Stellvertreter. *Der Verwaltungsrat kann die Bestellung zum Mitglied des Vorstands und die
Ernennung zur oder zum Vorsitzenden und zur oder zum stellvertretenden Vorsitzenden widerrufen, wenn ein wich-
tiger Grund vorliegt, insbesondere grobe Pflichtverletzung sowie mangelnde fachliche oder persénliche Eignung.
“Die Abberufung bedarf der Zustimmung des Tragers.
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(3) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschaftsordnung und erlésst eine Geschaftsanweisung tber die Zustan-
digkeit des Kreditausschusses und der anderen Ausschiisse des Verwaltungsrats.

(4) Der Verwaltungsrat beschlieBt tber

1. die Geschaftsordnung fiir den Vorstand,

2. die vom Vorstand beabsichtigte Geschaftspolitik und andere grundsatzliche Fragen der kiinftigen Geschafts-
ausrichtung,

3. die Aufnahme stiller Einlagen sowie die Festsetzung des Hchstbetrags fiir die Gewahrung von Genussrechten
und die Begriindung nachrangiger Verbindlichkeiten als haftende Eigenmittel; die Aufnahme stiller Einlagen als
haftende Eigenmittel bedarf auBerdem der Zustimmung des Tragers,

4. das Eingehen und die Aufgabe von Beteiligungen an Unternehmen, die nicht der Sparkassenfinanzgruppe an-
gehdren, nach MaBgabe der Wertgrenzen seiner Geschaftsordnung,

5. den Erwerb, die VerduBerung und die Belastung von Grundstiicken nach MaBgabe der Wertgrenzen seiner Ge-
schaftsordnung; sollen jedoch Grundstiicke erworben werden, um Verluste bei einer Zwangsversteigerung zu
vermeiden, oder sollen so erworbene Grundstiicke verauBert werden, so ist der Vorstand zustandig,

6. die Errichtung, Ubertragung, Verlegung und Aufldsung von Zweigstellen,
den Neubau und Umbau von Verwaltungsgebduden nach MaBgabe der Wertgrenzen seiner Geschaftsordnung,

8. den Lagebericht, den Jahresabschluss, die Entlastung des Vorstands und die Verwendung des Jahresiiberschus-
ses nach §24.

(5) Der Verwaltungsrat kann beschlieBen, dass bestimmte Geschafte und MaBnahmen, die fir die Sparkasse
von besonderer Bedeutung sind, seiner vorherigen Zustimmung bediirfen.
(6) Fiir die Mitglieder des Verwaltungsrats gelten bei der Ausiibung ihrer Tatigkeit die Sorgfaltspflichten und

Verantwortlichkeiten der Vorstandsmitglieder (§ 10 Abs. 1 Satze 3 bis 5) entsprechend.

§21
Beschéftigte der Sparkasse

(1) Die Rechtsverhaltnisse der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestands-
beamten der Sparkasse bestimmen sich nach den fiir die Gemeinden und Landkreise in Niedersachsen geltenden
Rechtsvorschriften, soweit nicht durch Rechtsvorschriften etwas anderes bestimmt ist.

(2) § 15 gilt fir die Mitglieder des Vorstands und die tbrigen Beschaftigten der Sparkasse entsprechend.

(3) Fir dienstrechtliche MaBnahmen und fiir die Entbindung von der Schweigepflicht (Absatz 2) ist hinsichtlich
der Vorstandsmitglieder der Verwaltungsrat und hinsichtlich der brigen Beschaftigten der Sparkasse der Vorstand
zustandig.
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Niedersachsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)
— Auszug -

ERSTER TEIL
Grundlagen der Kommunalverfassung

§8
Gleichstellungsbeauftragte
(1) 'Kommunen, die nicht Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden sind, haben eine Gleichstellungsbe-
auftragte zu bestellen. 2Die Gleichstellungsbeauftragten der Gemeinden und Samtgemeinden mit mehr als
20 000 Einwohnerinnen und Einwohnern, der Landkreise und der Region Hannover sind hauptberuflich mit mindes-
tens der Halfte der regelmaBigen Arbeitszeit zu beschaftigen.

(2) 'Die Vertretung entscheidet tber die Berufung und Abberufung der hauptberuflich beschaftigten Gleich-
stellungsbeauftragten; fiir die Abberufung ist die Mehrheit der Mitglieder der Vertretung erforderlich. 2Betreffen
die in §107 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 2 Halbsatz 1 genannten Beschliisse Beschaftigte, die das Amt
der Gleichstellungsbeauftragten hauptberuflich innehaben oder hierflir vorgesehen sind, so ist ausschlieBlich die
Vertretung zustdndig. *Der Hauptausschuss kann eine standige Stellvertreterin der hauptberuflich beschaftigten
Gleichstellungsbeauftragten bestellen; die Bestellung weiterer Stellvertreterinnen ist fir abgegrenzte Aufgaben-
bereiche zulassig. “Die Gleichstellungsbeauftragte soll vor der Bestellung gehért werden. °Ist eine standige Stellver-
treterin nicht bestellt, so soll der Hauptausschuss eine andere Beschaftigte mit der Wahrnehmung der Geschafte
beauftragen, wenn die Gleichstellungsheauftragte voraussichtlich langer als sechs Wochen an der Austibung ihres
Amtes gehindert ist; die Amtszeit der voriibergehenden Stellvertreterin endet zu dem Zeitpunkt, an dem die Gleich-
stellungsbeauftragte ihre Tatigkeit wieder aufnimmt.

(3) In Samtgemeinden und in Gemeinden, in denen die Gleichstellungsbeauftragte nicht hauptberuflich tétig
ist, regelt die Vertretung durch Satzung die Berufung und Abberufung der Gleichstellungsbeauftragten sowie deren
Stellvertretung; die Regelungen sollen dem Absatz 2 entsprechen.

(4) 'Gemeinden und Samtgemeinden mit mehr als 20 000 Einwohnerinnen und Einwohnern erhalten vom Land
einen finanziellen Ausgleich fiir die Beschaftigung hauptberuflicher Gleichstellungsbeauftragter, der als jahrliche
Pauschale gewahrt wird. 2lm Jahr 2018 betrigt die Hohe der jahrlichen Pauschale 1791 294 Euro. 3Andern sich die
standardisierten Personalkostensatze oder die Anzahl der Kommunen nach Satz 1, so erhoht oder vermindert sich
die Pauschale im jeweils folgenden Jahr um den entsprechenden Betrag. “Der Betrag nach Satz 2 oder 3 wird auf die
Gemeinden und Samtgemeinden zu gleichen Teilen aufgeteilt; er wird zum 20. Juni eines jeden Jahres ausgezahlt.
*Die §§ 19 und 20 Abs. 1 Sdtze 1 und 2, Abs. 2 Satze 1 und 2 des Niedersdchsischen Gesetzes iiber den Finanzaus-
gleich (NFAG) gelten entsprechend.

§9
Verwirklichung der Gleichberechtigung
(1) 'Die Absétze 2 bis 6 gelten fir hauptberuflich beschaftigte Gleichstellungsbeauftragte. ?Ist die Gleichstel-
lungsbeauftragte nicht hauptberuflich tatig, so regelt die Vertretung die Aufgaben, Befugnisse und Beteiligungs-
rechte der Gleichstellungsbeauftragten durch Satzung. *Die Regelungen sollen den Absétzen 2 bis 6 entsprechen.

(2) 'Die Gleichstellungsheauftragte soll dazu beitragen, die Gleichberechtigung von Frauen und Mannern zu
verwirklichen. 2Sie wirkt nach MaBgabe der Absatze 4 und 5 an allen Vorhaben, Entscheidungen, Programmen und
MaBnahmen mit, die Auswirkungen auf die Gleichberechtigung der Geschlechter und die Anerkennung der gleich-
wertigen Stellung von Frauen und Mannern in der Gesellschaft haben. 3Die Gleichstellungsbeauftragte kann zur
Verwirklichung der in Satz 1 genannten Zielsetzung Vorhaben und MaBnahmen anregen, die Folgendes betreffen:
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1. die Arbeitsbedingungen in der Verwaltung,
2. personelle, wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten des 6ffentlichen Dienstes der Kommune oder

3. bei Gemeinden und Samtgemeinden Angelegenheiten der ortlichen Gemeinschaft, bei Landkreisen und der
Region Hannover Angelegenheiten im gesetzlichen Aufgabenbereich.

“Die Vertretung kann der Gleichstellungsbeauftragten weitere Aufgaben zur Férderung der Gleichberechti-
gung von Frauen und Mannern iibertragen. °Die Gleichstellungsbeauftragte kann der Vertretung hierftir Vorschlage
unterbreiten.

(3) 'Die Gleichstellungsheauftragte ist unmittelbar der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwal-
tungsbeamten unterstellt. 2Bei der rechtmaBigen Erflllung ihrer Aufgaben ist sie nicht weisungsgebunden.

(4) 'Die Gleichstellungsbeauftragte kann an allen Sitzungen der Vertretung, des Hauptausschusses, der Aus-
schiisse der Vertretung, der Ausschlisse nach § 73, der Stadtbezirksrate und der Ortsrate teilnehmen. 2Sie ist auf ihr
Verlangen zum Gegenstand der Verhandlung zu héren. 3Die Gleichstellungsbeauftragte kann verlangen, dass ein
bestimmter Beratungsgegenstand auf die Tagesordnung der Sitzung der Vertretung, des Hauptausschusses, eines
Ausschusses der Vertretung, des Stadtbezirksrates oder des Ortsrates gesetzt wird. “Widerspricht sie in Angelegen-
heiten, die ihren Aufgabenbereich beriihren, einem Beschlussvorschlag des Hauptausschusses, so hat die Hauptver-
waltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte die Vertretung zu Beginn der Beratung auf den Widerspruch
und seine wesentlichen Griinde hinzuweisen. *Satz 4 ist auf Beschlussvorschlage, die an den Hauptausschuss, den
Jugendhilfeausschuss, die Stadtbezirksrate und die Ortsrate gerichtet sind, entsprechend anzuwenden. ®Die Gleich-
stellungsbeauftragte ist auf Verlangen der Vertretung verpflichtet, Auskunft Gber ihre Tatigkeit zu geben; dies gilt
nicht fir Angelegenheiten, die der Geheimhaltung nach §6 Abs. 3 Satz 1 unterliegen.

(5) 'Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte hat die Gleichstellungsbeauftragte in
allen Angelegenheiten, die den Aufgabenbereich der Gleichstellungsbeauftragten bertihren, rechtzeitig zu betei-
ligen und ihr die erforderlichen Auskiinfte zu erteilen. “Dies gilt insbesondere in Personalangelegenheiten. *Die
Gleichstellungsheauftragte ist in dem fiir die sachgerechte Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Umfang
berechtigt, die Akten der Kommunalverwaltung einzusehen. *Personalakten darf sie nur mit Zustimmung der be-
troffenen Beschaftigten einsehen.

(6) Die Gleichstellungsbeauftragte kann die Offentlichkeit iber Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs in-
formieren.

(7) 'Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte berichtet der Vertretung gemeinsam
mit der Gleichstellungsbeauftragten tiber die MaBnahmen, die die Kommune zur Umsetzung des Verfassungsauf-
trags aus Artikel 3 Abs. 2 der Niedersachsischen Verfassung, die Gleichberechtigung von Frauen und Ménnern zu
verwirklichen, durchgefihrt hat, und Uber deren Auswirkungen. 2Der Bericht ist der Vertretung jeweils nach drei
Jahren, beginnend mit dem Jahr 2004, zur Beratung vorzulegen.

FUNFTER TEIL
Innere Kommunalverfassung

ERSTER ABSCHNITT
Vertretung

§58
Zustandigkeit der Vertretung

(1) Die Vertretung beschlieBt ausschlieBlich tber
1. die grundlegenden Ziele der Entwicklung der Kommune,
2. Richtlinien, nach denen die Verwaltung gefthrt werden soll,
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. den Namen, eine Bezeichnung, das Wappen, die Flagge und das Dienstsiegel der Kommune,

. Gebietsanderungen und den Abschluss von Gebietsanderungsvertragen,

. Satzungen und Verordnungen,

. die Verleihung und Entziehung von Ehrenbezeichnungen,

. die Erhebung 6ffentlicher Abgaben (GebUhren, Beitrage und Steuern) und Umlagen,

. die Festlegung allgemeiner privatrechtlicher Entgelte, es sei denn, dass deren jahrliches Aufkommen einen in

der Hauptsatzung festgesetzten Betrag voraussichtlich nicht iibersteigt,

. die Haushaltssatzung, das Haushaltssicherungskonzept, tiber- und auBerplanmaBige Aufwendungen, Auszah-

lungen und Verpflichtungen nach MaBgabe der §§ 117 und 119 sowie (ber das Investitionsprogramm,

.den Haushalts- oder den Wirtschaftsplan und den Hochstbetrag der Liquiditatskredite der Eigenbetriebe,
. den Jahresabschluss, den konsolidierten Gesamtabschluss, die Zufiihrung zu Uberschussriicklagen (§ 123 Abs.

1 Satz 1) und die Entlastung der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten,

.den Jahresabschluss der Eigenbetriebe und die Entlastung der Betriebsleitung sowie den Lagebericht und die

Verwendung des Jahresgewinns oder die Behandlung des Jahresverlustes,

. die Errichtung, Griindung, Ubernahme, wesentliche Erweiterung, teilweise oder vollstindige VerduBerung,

Aufhebung oder Auflsung von Unternehmen, von kommunalen Anstalten und von Einrichtungen im Rahmen
des Wirtschaftsrechts, inshesondere von Eigenbetrieben, von Gesellschaften und von anderen Vereinigungen
in einer Rechtsform des privaten Rechts, sowie iiber die Wirtschaftsfiihrung von Einrichtungen als Eigenbetrie-
be oder als selbstandige Einrichtungen im Sinne von § 139,

. die Beteiligung an Gesellschaften und anderen Vereinigungen in einer Rechtsform des privaten Rechts sowie

die Anderung der Beteiligungsverhaltnisse,

die Verpachtung von Unternehmen und Einrichtungen der Kommune oder solchen, an denen die Kommune
beteiligt ist, die Ubertragung der Betriebsfiihrung dieser Unternehmen und Einrichtungen auf Dritte sowie den
Abschluss von sonstigen Rechtsgeschéften im Sinne von § 148,

. die Verfiigung tiber Vermégen der Kommune, insbesondere Schenkungen und Darlehen, die VerduBerung oder

Belastung von Grundstiicken und die VerduBerung von Anteilen an einer Gesellschaft oder anderen Vereini-
gung in einer Rechtsform des privaten Rechts, ausgenommen Rechtsgeschéfte, deren Vermdgenswert eine von
der Hauptsatzung bestimmte Hohe nicht (ibersteigt,

Richtlinien fir die Aufnahme von Krediten (§ 120 Abs. 1 Satz 2),

. die Ubernahme von Biirgschaften, den Abschluss von Gewahrvertragen, die Bestellung von Sicherheiten fiir

Dritte sowie diejenigen Rechtsgeschafte, die den vorgenannten Verpflichtungen oder der Aufnahme von Kre-
diten wirtschaftlich gleichstehen, es sei denn, dass das Rechtsgeschaft einen in der Hauptsatzung bestimmten
Betrag nicht tibersteigt, oder zu den Rechtsgeschéften der laufenden Verwaltung gehort,

die Mitgliedschaft in kommunalen Zusammenschliissen, die Anderung der Beteiligungsverhéltnisse an gemein-
samen kommunalen Anstalten und den Abschluss von Zweckvereinbarungen, wenn die Zweckvereinbarungen
Aufgabentibertragungen zum Inhalt haben,

. die Errichtung, Zusammenlegung und Aufhebung von Stiftungen, die Anderung des Stiftungszwecks sowie

die Verwendung des Stiftungsvermdgens, es sei denn, dass das von der Entscheidung betroffene Stiftungsver-
mdgen einen in der Hauptsatzung bestimmten Betrag nicht iibersteigt,

die Ubernahme neuer Aufgaben, fiir die keine gesetzliche Verpflichtung besteht, und

. Vertrége der Kommune mit Mitgliedern der Vertretung, sonstigen Mitgliedern von Ausschiissen, von Stadtbe-

zirksraten und von Ortsraten oder mit der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten, es
sei denn, dass es sich um Vertrage aufgrund einer férmlichen Ausschreibung oder um Geschafte der laufenden
Verwaltung, deren Vermdgenswert einen in der Hauptsatzung bestimmten Betrag nicht tbersteigt, handelt.



7.

Ergdnzende Rechtsvorschriften

VIERTER ABSCHNITT
Hauptverwaltungsbeamtin oder Hauptverwaltungsbeamter

§85
Zustandigkeit

(1) 'Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte
bereitet die Beschliisse des Hauptausschusses vor,

fuhrt die Beschliisse der Vertretung und des Hauptausschusses aus und erfillt die Aufgaben, die ihr oder ihm
vom Hauptausschuss iibertragen worden sind,

entscheidet Uber MaBnahmen auf dem Gebiet der Verteidigung einschlieBlich des Schutzes der Zivilbevolke-
rung und Uber MaBnahmen zur Erfiillung von sonstigen Aufgaben, die das Land im Auftrag des Bundes aus-
flhrt oder zu deren Ausfiihrung die Bundesregierung Einzelweisungen erteilen kann,

entscheidet (iber gewerberechtliche und immissionsschutzrechtliche Genehmigungen und sonstige MaBnah-
men,

erflllt die Aufgaben, die der Geheimhaltung unterliegen (§ 6 Abs. 3 Satz 1),

fihrt Weisungen der Kommunal- und der Fachaufsichtsbehérden aus, soweit dabei kein Ermessensspielraum
gegeben ist, und

fuhrt die nicht unter die Nummern 1 bis 6 fallenden Geschafte der laufenden Verwaltung.

%Sie oder er soll im Rahmen der Vorbereitung der Beschliisse des Hauptausschusses die Ausschiisse der Vertretung
beteiligen. *Die Biirgermeisterin oder der Blirgermeister und die Oberbiirgermeisterin oder der Oberbiirgermeister
bereiten darliber hinaus die Beschllsse der Stadtbezirksrate und der Ortsrate vor und fiihren sie aus.

(2) 'Die Landrétin oder der Landrat und die Regionsprasidentin oder der Regionsprasident erfiillen die Auf-

gaben der Kommune als Kommunal- und Fachaufsichtsbehdrde. 2Sie benétigen die Zustimmung des Hauptaus-
schusses bei Entscheidungen Gber

1.

die erforderlichen Bestimmungen, wenn ein Vertrag tber eine Gebietsanderung oder eine Vereinbarung anlass-
lich des Zusammenschlusses oder der Neu- oder Umbildung von Samtgemeinden nicht zustande kommt oder
weitere Gegenstande zu regeln sind (§ 26 Abs. 2, § 100 Abs. 1 Satz 8, § 101 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 2 und § 102
Abs. 3 Satz 2),

die Genehmigung, den Bestand des Stiftungsvermdgens anzugreifen oder es anderweitig zu verwenden (§ 135
Abs. 3), und

kommunalaufsichtliche Genehmigungen, die versagt werden sollen.
3Stimmt der Hauptausschuss nicht zu, so entscheidet die Kommunalaufsichtsbehdrde.
(3) 'Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte leitet und beaufsichtigt die Verwaltung;

sie oder er regelt die Geschaftsverteilung im Rahmen der Richtlinien der Vertretung. ?Sie oder er ist Dienststellen-
leiterin oder Dienststellenleiter im Sinne der Geheimhaltungsvorschriften.
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SECHSTER TEIL
Samtgemeinden

ZWEITER ABSCHNITT
Mitgliedsgemeinden der Samtgemeinde

§106
Amt der Gemeindedirektorin oder des Gemeindedirektors
(1) 'Der Rat kann in der ersten Sitzung fir die Dauer der Wahlperiode, bei einem Wechsel im Amt der Biirger-
meisterin oder des Biirgermeisters sowie auf Antrag der Biirgermeisterin oder des Biirgermeisters fir die Dauer der
restlichen Wahlperiode beschlieBen, dass die Blrgermeisterin oder der Blirgermeister nur folgende Aufgaben hat:

1. die reprasentative Vertretung der Gemeinde,
2. den Vorsitz im Rat und im Verwaltungsausschuss,

3. die Einberufung des Rates und des Verwaltungsausschusses einschlieBlich der Aufstellung der Tagesordnung
im Benehmen mit der Gemeindedirektorin oder dem Gemeindedirektor und

4. die Verpflichtung der Ratsfrauen und Ratsherren sowie die Belehrung iiber ihre Pflichten.

2In diesem Fall werden die tibrigen Aufgaben von der Samtgemeindebiirgermeisterin oder dem Samtgemeinde-
biirgermeister wahrgenommen, wenn sie oder er dazu bereit ist. *Anderenfalls bestimmt der Rat, dass die Gbrigen
Aufgaben

1. einem anderen Ratsmitglied,

2. der allgemeinen Stellvertreterin oder dem allgemeinen Stellvertreter der Samtgemeindebiirgermeisterin oder
des Samtgemeindeblrgermeisters oder

3. einem anderen Mitglied des Leitungspersonals der Samtgemeinde

iibertragen werden. “Die Ubertragung bedarf in den Fallen des Satzes 3 Nrn. 1 und 3 der Zustimmung der betroffe-
nen Person. *Die mit den Ubrigen Aufgaben betraute Person ist in das Ehrenbeamtenverhéltnis zu berufen und fiihrt
die Bezeichnung Gemeindedirektorin oder Gemeindedirektor, in Stadten Stadtdirektorin oder Stadtdirektor. ®Die fiir
sie auszustellenden Urkunden werden von der Blrgermeisterin oder dem Biirgermeister und einem weiteren Rats-
mitglied unterzeichnet. Mit der Aushandigung der Urkunde endet das Ehrenbeamtenverhéltnis der Biirgermeisterin
oder des Biirgermeisters nach § 105 Abs. 2 Satz 1. 8Der Rat beschlieBt, wer die Gemeindedirektorin oder den Ge-
meindedirektor vertritt. °Die Gemeindedirektorin oder der Gemeindedirektor gehért dem Verwaltungsausschuss
mit beratender Stimme an.

SIEBENTER TEIL
Beschaftigte

§107
Rechtsverhaltnisse der Beschaftigten

(1) 'Die Kommunen beschaftigen zur Erfiillung ihrer Aufgaben fachlich geeignete Beamtinnen, Beamte, Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer (Beschaftigte). 2Dem Leitungspersonal muss in kreisfreien und groBen selbstan-
digen Stadten, in Landkreisen und in der Region Hannover eine Beamtin oder ein Beamter mit der Befdhigung
zum Richteramt angehéren. 3In den tbrigen Kommunen, die nicht Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden sind,
muss dem Leitungspersonal eine Beamtin oder ein Beamter mit der Beféhigung fir die Laufbahn der Laufbahn-
gruppe 2 der Fachrichtung Allgemeine Dienste angehéren, die oder der mit der dem Erwerb der Befahigung zugrun-
de liegenden Qualifikation vertiefte Kenntnisse des allgemeinen und besonderen Verwaltungsrechts erworben hat.

(2) "Soweit die Eingruppierung und Vergtitung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht durch beson-
dere bundes- oder landesgesetzliche Vorschrift oder durch Tarifvertrag geregelt ist, muss sie derjenigen vergleich-
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barer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Landes entsprechen; die oberste Kommunalaufsichtsbehorde kann
Ausnahmen zulassen. 2Zur Vergitung im Sinne des Satzes 1 gehdren auch auBer- und iibertarifliche sonstige Geld-
zuwendungen (Geld- und geldwerte Leistungen), die die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer unmittelbar oder
mittelbar von ihrem Arbeitgeber erhalten, auch wenn sie Uber Einrichtungen geleistet werden, zu denen die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer einen eigenen Beitrag leisten.

(3) 'Die Kommunen stellen einen Stellenplan auf. ?Darin sind die vorhandenen Stellen nach Art und Wertigkeit
gegliedert auszuweisen. *Der Stellenplan ist einzuhalten; Abweichungen sind nur zuldssig, soweit sie aufgrund
gesetzlicher oder tarifrechtlicher Varschriften zwingend erforderlich sind.

(4) 'Die Vertretung beschlieBt im Einvernehmen mit der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwal-
tungsbeamten Gber die Ernennung, Versetzung zu einem anderen Dienstherrn, Versetzung in den Ruhestand und
Entlassung der Beamtinnen und Beamten; die Vertretung kann diese Befugnisse fiir bestimmte Gruppen von Be-
amtinnen und Beamten dem Hauptausschuss oder der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungs-
beamten (ibertragen. 2Der Hauptausschuss beschlieBt im Einvernehmen mit der Hauptverwaltungsbeamtin oder
dem Hauptverwaltungsbeamten iiber die Einstellung, Eingruppierung und Entlassung von Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern; er kann diese Befugnisse allgemein oder fiir bestimmte Gruppen von Arbeitnehmerinnen oder
Arbeitnehmern der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten (ibertragen.

(5) 'Oberste Dienstbehdrde, hohere Dienstvorgesetzte und Dienstvorgesetzte der Hauptverwaltungsbeamtin
oder des Hauptverwaltungsbeamten ist die Vertretung. 2Entscheidungen, die mit der Versetzung in den Ruhestand
oder der Entlassung zusammenhéngen, trifft die Kommunalaufsichtsbehdrde. *Dies gilt nicht fir Entscheidungen
iiber die Festsetzung von Versorgungshezligen oder Altersgeld. *Fr die Entscheidung tiber die Verglitung von Reise-
kosten und die Gewahrung von Beihilfen sowie fir die Entgegennahme der Anzeige des Erholungsurlaubs und der
Verhinderung infolge kurzzeitiger Erkrankung ist die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte
als Organ der Kommune zusténdig; § 1 Abs. 1 des Niedersachsischen Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung
mit § 20 des Verwaltungsverfahrensgesetzes bleibt unberthrt. °Entscheidungen oder andere MaBnahmen, die mit
der Verschwiegenheitspflicht,
der Annahme von Belohnungen, Geschenken und sonstigen Vorteilen mit Ausnahme der Falle des § 111 Abs. 7,
Sonderurlaub von zusammenhangend héchstens zehn Tagen,
dem Mutterschutz,
der Elternzeit,
den Umzugskosten,
dem Trennungsgeld sowie
der Anzeige einer Verhinderung infolge einer langfristigen Erkrankung zusammenhdngen, kann die Vertretung
auf den Hauptausschuss Ubertragen.

SFiir die Ubrigen Beamtinnen und Beamten der Kommune ist oberste Dienstbehdrde die Vertretung; hoherer Dienst-
vorgesetzter ist der Hauptausschuss und Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter die Hauptverwaltungsbeamtin
oder der Hauptverwaltungsbeamte.
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(6) 'In den Fallen, in denen beamtenrechtliche Vorschriften die oberste Dienstbehdrde ermachtigen, die ihr
obliegenden Aufgaben auf andere Behorden zu (ibertragen, ist die oder der hhere Dienstvorgesetzte zusténdig;
diese oder dieser kann einzelne Befugnisse auf die Dienstvorgesetzte oder den Dienstvorgesetzten iibertragen.
“Die Vertretung kann die Gewahrung von Beihilfen nach §80 NBG und abweichend von Satz 1 die Befugnisse zur
Festsetzung von Versorgungsbeziigen und Altersgeld auf eine der Aufsicht des Landes unterstehende juristische
Person des Gffentlichen Rechts als eigene Aufgabe (ibertragen. *Hat die Vertretung vor dem 1. Januar 2013 die
versorgungsrechtlichen Befugnisse nach Satz 2 (ibertragen, so gilt diese Ubertragung auch fiir die Befugnisse zur
Festsetzung von Altersgeld. “Die Vertretung kann eine der Aufsicht des Landes unterstehende juristische Person
des offentlichen Rechts mit der Wahrnehmung einzelner weiterer Aufgaben der Personalverwaltung beauftragen.

291



292

Ergénzende Rechtsvorschriften

Niedersachsisches Nichtraucherschutzgesetz (Nds. NiRSG)

§1
Rauchverbot
(1) "Das Rauchen ist in Niedersachsen verboten in vollstandig umschlossenen Raumlichkeiten

1. von Gebauden fiir Landesbehdrden, Gerichte oder sonstige Einrichtungen des Landes sowie von Gebduden fiir
die der Aufsicht des Landes unterliegenden Korperschaften, Anstalten oder Stiftungen des 6ffentlichen Rechts,
mit Ausnahme derjenigen Personen oder Stellen, denen auBerhalb des 6ffentlichen Bereichs Aufgaben der 6f-
fentlichen Verwaltung tibertragen worden sind, und mit Ausnahme von Raumlichkeiten, die anderen Zwecken
als der Erfullung 6ffentlicher Aufgaben dienen,

2. von Gebéuden fiir den Niedersachsischen Landtag, auch soweit diese von den Fraktionen und Abgeordneten
genutzt werden,

3. von Krankenh&usern, einschlieBlich der Privatkrankenanstalten, sowie von Vorsorge- und Rehabilitationsein-
richtungen im Sinne des § 107 des Fiinften Buchs des Sozialgesetzbuchs vom 20. Dezember 1988 (BGBI. I S.
2477, 2482), zuletzt gedndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 20. April 2007 (BGBI. | S. 554),

4. von Heimen und sonstigen Einrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 1 bis 5 des Heimgesetzes in der Fassung vom
5. November 2001 (BGBI. I S. 2970), zuletzt geéndert durch Artikel 78 der Verordnung vom 31. Oktober 2006
(BGBI. I S. 2407),
von Schulen im Sinne des § 1 Abs. 2 des Niedersachsischen Schulgesetzes,

6. von Einrichtungen, die Kinder oder Jugendliche aufnehmen (§45 Abs. 1 Satz 1 oder 2 des Achten Buchs des
Sozialgesetzbuchs in der Fassung vom 14. Dezember 2006, BGBI. | S. 3134), geandert durch Artikel 2 Abs. 23
des Gesetzes vom 19. Februar 2007, BGBI. | S. 122), unabhéngig davon, ob die Einrichtungen einer Erlaubnis
bedrfen,

7. von Hochschulen und Berufsakademien sowie von Volkshochschulen und sonstigen Einrichtungen der Erwach-
senenbildung im Sinne des § 2 Abs. 2 des Niedersachsischen Erwachsenenbildungsgesetzes,

8. von Sporthallen und Hallenbddern sowie von sonstigen Gebauden, in denen Sport ausgeiibt wird, soweit die
Raumlichkeiten 6ffentlich zugénglich sind und der Sportausiibung dienen,

9. von Einrichtungen, die der Bewahrung, Vermittlung, Auffiihrung oder Ausstellung kiinstlerischer, unterhalten-
der oder historischer Inhalte oder Werke dienen, soweit die Raumlichkeiten 6ffentlich zuganglich sind,

10. von Gaststatten einschlieBlich der Diskotheken und der im Reisegewerbe wahrend einer Veranstaltung betrie-
benen Gaststatten, soweit die Raumlichkeiten fir Gaste zugéanglich sind, und

11. von Verkehrsflughafen, wenn die Raumlichkeiten fir Reisende zuganglich sind; dies gilt nicht fiir vollstandig
umschlossene Raume, die anderen Zwecken als dem Aufenthalt der Fluggaste oder deren Abfertigung dienen.

2Bei 6ffentlichen Schulen im Sinne des § 1 Abs. 3 des Niedersachsischen Schulgesetzes und bei Einrichtungen der

Kinder- oder Jugendhilfe im Sinne des Satzes 1 Nr. 6 ist das Rauchen auch auf den zur Einrichtung gehdrenden

Hof- und Freiflachen verboten.

(2) 'Das Rauchverbot nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 10 gilt nicht, wenn im Gaststdttenbetrieb nur

1. Getranke und zubereitete Speisen an Hausgaste von Beherbergungsbetrieben oder

2. unentgeltliche Kostproben

verabreicht werden. 2Wird eine Gaststatte auf einer Teilflache einer vollstandig umschlossenen Raumlichkeit offen
betrieben, so ist das Rauchen in der gesamten Raumlichkeit verboten.

(3) Fur vollstandig umschlossene Réumlichkeiten, deren Flache auf Dauer gemeinschaftlich mit anderen Ein-
richtungen genutzt wird, gilt ein Rauchverbot nur, wenn fir alle an der Nutzung beteiligten Einrichtungen ein
Rauchverbot nach Absatz 1 Satz 1 gilt.
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(4) Auf die Rauchverbote ist an den offentlichen Zugangen der Einrichtungen und der Gebaude deutlich sicht-
bar hinzuweisen.

§2
Ausnahmen vom Rauchverbot
(1) Abweichend von § 1 Abs. 1 Satz 1 gilt das Rauchverbot nicht in
1. Haft- und Vernehmungsraumen der Justizvollzugseinrichtungen und der Polizei,
2. Patientenzimmern von Einrichtungen, in denen Personen aufgrund gerichtlicher Entscheidung untergebracht
werden,
3. den Raumen von Heimen und von Einrichtungen der palliativen Versorgung, die Bewohnerinnen oder Bewoh-
nern zur privaten Nutzung tiberlassen sind,
4. Réumen, die zu Wohnzwecken Uberlassen sind,

vollstandig umschlossenen Raumen von Einrichtungen nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, in denen die behandelnde
Arztin oder der behandelnde Arzt einer Patientin oder einem Patienten im Einzelfall das Rauchen erlaubt, weil
ein Rauchverbot die Erreichung des Therapieziels gefahrden wiirde oder die Patientin oder der Patient das
Krankenhaus nicht verlassen kann,

6. vollstandig umschlossenen Nebenrdumen von Gebduden oder Einrichtungen im Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 1
Nrn. 1 bis 4, 7, 9 und 11, die an ihrem Eingang deutlich sichtbar als Raucherraum gekennzeichnet sind.

(2) 'Das Rauchverbot nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 gilt nicht in dem vollstdndig umschlossenen Nebenraum
einer Gaststatte, der an seinem Eingang deutlich sichtbar als Raucherraum gekennzeichnet ist. 2Satz 1 gilt nicht in
Gaststatten, die in einem engen raumlichen oder funktionalen Zusammenhang mit Einrichtungen nach § 1 Abs. 1
Satz 1 Nrn. 3, 5 und 6 stehen.

§3
Verantwortlichkeit fiir die Umsetzung des Rauchverbotes

'Fiir die Einhaltung der nach diesem Gesetz bestehenden Verpflichtungen sind verantwortlich

1. die Inhaberin oder der Inhaber des Hausrechts fiir die jeweilige Einrichtung im Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 1 Nrn.
1 bis 9 oder fiir die Rdumlichkeit in § 1 Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 3,

2. die Betreiberin oder der Betreiber der Gaststatte im Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 oder des Flughafens nach
§1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11

und die von diesen Beauftragten. 2Wenn einer verantwortlichen Person nach Satz 1 ein VerstoB gegen das Rauch-
verbot bekannt wird, hat sie im Rahmen des Hausrechts die erforderlichen MaBnahmen zu ergreifen, um derartige
VerstoBe zu verhindern.

§4
Verantwortung fiir 6ffentliche Spielplatze

Die Verantwortung der Gemeinden fiir die Beschaffenheit der 6ffentlichen Spielpldtze umfasst auch den Schutz
der Benutzerinnen und Benutzer vor Passivrauchen und vor Gefahren, die von beim Rauchen entstehenden Abfallen
ausgehen.

§5
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich

1. entgegen § 1 Abs. 1 Satz 1 oder 2, Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 3 raucht, ohne dass eine Ausnahme nach §2 vor-
liegt,
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2. einer Hinweispflicht nach § 1 Abs. 4 nicht nachkommt oder
3. inden Fallen des § 3 Satz 2 MaBnahmen nicht ergreift.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuBe geahndet werden.
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Der vorliegende Text ist eine Entwurfsfassung aus dem Jahr 2019.
Der Abdruck erfolgt vor dem Hintergrund der mit der Digitalisierung einhergehenden grundlegenden Verénde-

rung vieler Arbeitsplétze im 6ffentlichen Dienst und der daraus resultierenden Notwendigkeit fiir Personalratsgremi-
en, sich frilhzeitig mit dieser Thematik und ihren Folgen auseinanderzusetzen und eigene Spezialisten auszubilden.
Auch wenn sich ggf. der hier abgedruckte Text nicht im Wortlaut in der endglltigen Gesetzesfassung wiederfinden
wird, gibt er doch zu zentralen Themen eine klare Richtung vor, die mit groBer Wahrscheinlichkeit nicht mehr veran-
dert wird. Dies folgt insbesondere auch daraus, dass der Bund fiir seinen Zustandigkeitsbereich mit dem Gesetz zur
Forderung der elektronischen Verwaltung (E-Government-Gesetz — EGovG) bereits Vorgaben gemacht hat, die in
den Landes- und Kommunaldienststellen bei Aufgaben des (ibertragenen Wirkungskreise zu berticksichtigen sind.

Niedersachsisches Gesetz iiber digitale Verwaltung
und Informationssicherheit (NDiG)
— Auszug -
ZWEITER TEIL
Digitale Verwaltung

§3
Geltungsbereich

(1) Dieser Teil gilt fir die 6ffentlich-rechtliche Verwaltungstatigkeit des Landes, der Kommunen sowie der sons-

tigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts, soweit nicht besondere
Rechtsvorschriften des Landes inhaltsgleiche oder entgegenstehende Bestimmungen enthalten.

(2) Dieser Teil gilt nicht fiir

. die Hochschulen in staatlicher Verantwortung und Teile von Behdrden des Landes, die mit Forschungsaufgaben

betraut und deren informationstechnischen Systeme nicht mit dem Landesdatennetz verbunden sind,

die Kirchen, Religionsgesellschaften und Weltanschauungsgemeinschaften sowie ihre Verbénde und Einrich-
tungen,

3. die 6ffentlich-rechtlichen Kreditinstitute und 6ffentlich-rechtliche Versicherungsanstalten,

o N o U

. die landesunmittelbaren Korperschaften der gesetzlichen Kranken-, Renten- und Unfallversicherung sowie der

sozialen Pflegeversicherung,
Beliehene,

. den Norddeutschen Rundfunk und die Niedersachsische Landesmedienanstalt,

die Nordwestdeutsche Forstliche Versuchsanstalt,

. die Schulen im Sinne des Niedersachsischen Schulgesetzes und die Schulen im Sinne des Niedersachsischen

Gesetzes (iber Schulen fiir Gesundheitsfachberufe und Einrichtungen fir die praktische Ausbildung,

die den Landeshildungszentren angeschlossenen padagogischen Bereiche, wenn deren informationstechnische
Systeme nicht mit dem Landesdatennetz verbunden sind,

. die Strafverfolgung, die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten, die Rechtshilfe fiir das Ausland

in Straf- und Zivilsachen und fiir MaBnahmen des Richterdienstrechts sowie

. alle Einrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 2 des Gesetzes (iber Tageseinrichtungen fir Kinder.

(3) Fiir

das Justizministerium und seinen Geschéaftsbereich, soweit diese nicht bereits von den Absatzen 1 und 2 erfasst
sind,
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. die Verwaltungstatigkeit nach dem Zweiten Buch des Sozialgesetzbuchs,
. die Landtagsverwaltung,
. die Tatigkeit der Finanzbehdrden nach der Abgabenordnung und dem Finanzverwaltungsgesetz,
. den Landesrechnungshof,
. die Vergabekammer Niedersachsen,
. die von der oder dem Landesbeauftragten fir den Datenschutz geleitete Behorde,
. die Wasser- und Bodenverbande,
. die Realverbande sowie die Forst- und die Jagdgenossenschaften und
. die Zweckverbande im Sinne des Niedersachsischen Gesetzes (iber die kommunale Zusammenarbeit sowie den
Regionalverband ,GroBraum Braunschweig”
gilt nur § 10 Abs. 4.
(4) Unabhéngig von den Absétzen 1 bis 3 gilt §6 Abs. 3 und 4 fir
1. die niederséchsische Auftraggeber im Sinne des § 98 des Gesetzes gegen Wettbewerbsheschrankungen (GWB)
in Bezug auf Auftrage, die in den Anwendungsbereich des Teils 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschran-
kungen fallen, und
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2. die offentlichen Auftraggeber im Sinne des § 2 Abs. 5 des Niedersachsischen Tariftreue- und Vergabegesetzes
in Bezug auf Auftrage, deren geschatzter Auftragswert den jeweils maBgeblichen Schwellenwert gemaB § 106
GWB nicht erreicht.

§4
Elektronischer Zugang zur Verwaltung
(1) 'Die Behorden sind, auch wenn sie nicht Bundesrecht ausfiihren, verpflichtet, auch einen Zugang fir die
Ubermittlung elektronischer Dokumente zu ergffnen. 2Dies gilt unabhéngig davon, ob die Dokumente mit einer
qualifizierten elektronischen Signatur versehen sind.

(2) 'Die Behorden sind verpflichtet, einen Zugang nach Absatz 1 auch iiber Nutzerkonten anzubieten. 2Diese
miissen die Bereitstellung und Entgegennahme von Daten zum Zweck der Inanspruchnahme von Behérdenleistun-
gen ermdglichen. 3Sie sind durch technische und organisatorische MaBnahmen gegen den unberechtigten Zugriff
Dritter zu schiitzen. *Die Behorden sollen die Nutzerkonten bei der Kommunikation in Verwaltungsverfahren nutzen.

(3) Die Behdrden sind verpflichtet, einen Zugang nach Absatz 1 auch durch eine De-Mail-Adresse im Sinne des
De-Mail-Gesetzes oder einen anderen schriftformersetzenden Dienst anzubieten.

(4) Die Behorden des Landes sind verpflichtet, in elektronisch durchgefihrten Verwaltungsverfahren, in denen
sie die Identitat einer Person aufgrund einer Rechtsvorschrift festzustellen haben oder aus anderen Griinden eine
Identifizierung fir notwendig erachtet wird, einen elektronischen Identitdtsnachweis nach § 18 des Personalaus-
weisgesetzes (PAuswG) oder nach § 78 Abs. 5 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) anzubieten.

§5
Elektronische Informationen und Verwaltungsportal
(1) Die Behorden stellen, auch wenn sie nicht Bundesrecht ausfihren, Uber 6ffentlich zugéngliche Netze in
allgemein verstandlicher Sprache Informationen Uber ihre Aufgaben, ihre Anschrift, ihre Geschéftszeiten sowie ihre
postalische, telefonische und elektronische Erreichbarkeit zur Verfigung.

(2) Die Behdrden haben, auch wenn sie nicht Bundesrecht ausfihren, tber 6ffentlich zugéngliche Netze in
allgemein verstandlicher Sprache (iber ihre nach auBen wirkende 6ffentlich-rechtliche Tatigkeit, damit verbundene
Gebiihren, beizubringende Unterlagen, die zustandige Ansprechstelle und ihre Erreichbarkeit zu informieren sowie
erforderliche Formulare bereitzustellen.
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(3) Die Informationen nach den Absétzen 1 und 2 sowie nach §3 Abs. 1 und 2 des E-Government-Gesetzes
(EGovG) sind aktuell zu halten.

(4) 'Die obersten Landesbehdrden stellen sicher, dass die Informationen nach Absatz 2 und § 3 Abs. 2 EGovG
fir die Kommunen elektronisch bereitstehen, soweit diese fiir die Ausfiihrung von Bundes- oder Landesrecht zu-
standig sind. *Die Kommunen kénnen diese Informationen fiir Zwecke nach Absatz 2 und § 3 Abs. 2 EGovG ver-
wenden und dabei Ergdnzungen vornehmen.

(5) "Zur Ausfihrung des § 1 des Onlinezugangsgesetzes stellt das fir zentrale IT-Steuerung zustandige Mi-
nisterium ein niedersachsisches Verwaltungsportal bereit und verkniipft es mit dem Portalverbund von Bund und
Ladndern. ?Die Behdrden bieten ihre Verwaltungsleistungen auch Gber das niedersdchsische Verwaltungsportal an.

§6
Elektronische Bezahlmdglichkeiten und Rechnungen
(1) Fallen im Rahmen eines elektronisch durchgefihrten Verwaltungsverfahrens Verwaltungskosten oder sons-
tige Forderungen an, so muss die Behdrde die Einzahlung dieser Verwaltungskosten oder die Begleichung dieser
sonstigen Forderungen durch Teilnahme an mindestens einem im elektronischen Geschaftsverkehr tiblichen und
hinreichend sicheren Zahlungsverfahren erméglichen, auch wenn nicht Bundesrecht ausgefihrt wird.

(2) Die Behérden sollen es ermdglichen, dass Zahlungen nach Absatz 1 so geleistet werden kdnnen, dass die
Gutschrift sofort bei der empfangenden Behdrde erkennbar ist, wenn die Hohe der Verwaltungskosten feststeht und
die Verwaltungsleistung erst nach der Zahlung erbracht wird.

(3) Die Auftraggeber nach §3 Abs. 4 stellen sicher, dass elektronische Rechnungen aufgrund von Auftrégen
nach §3 Abs. 4 nach MaBgabe der Verordnung nach Absatz 4 empfangen und verarbeitet werden kdnnen.

(4) 'Die Landesregierung wird ermachtigt, durch Verordnung Vorschriften zur Ausgestaltung des elektronischen
Rechnungsverkehrs zu erlassen. 2Diese Vorschriften konnen sich beziehen auf

1. die Art und Weise der Verarbeitung elektronischer Rechnungen,

2. die Anforderungen an elektronische Rechnungen hinsichtlich der von diesen zu erfiillenden Voraussetzungen,
den Schutz personenbezogener Daten, das zu verwendende Rechnungsdatenmodell und die Verbindlichkeit
der elektronischen Form sowie

3. Ausnahmen fiir sicherheitsspezifische Auftrage.

§7
Nachweise
(1) 'Wird ein Verwaltungsverfahren elektronisch durchgefihrt, so kénnen die vorzulegenden Nachweise, auch
wenn nicht Bundesrecht ausgefiihrt wird, elektronisch eingereicht werden, es sei denn, dass durch Rechtsvor-
schrift etwas anderes bestimmt ist oder die Behorde fir bestimmte Verfahren oder im Einzelfall die Vorlage eines
Papieroriginals verlangt. ?Die Behorde entscheidet nach pflichtgeméaBem Ermessen, welche Art der elektronischen
Einreichung zur Ermittlung des Sachverhalts zuldssig ist.

(2) 'Die zustandige Behdrde kann erforderliche Nachweise, die von einer deutschen 6ffentlichen Stelle stam-
men, mit der Einwilligung der Verfahrensbeteiligten direkt bei der ausstellenden 6ffentlichen Stelle elektronisch
einholen, auch wenn nicht Bundesrecht ausgefthrt wird. 2Zu diesem Zweck diirfen die anfordernde Behdrde und die
abgebende offentliche Stelle die erforderlichen personenbezogenen Daten verarbeiten, auch wenn nicht Bundes-
recht ausgefuhrt wird.

§8
Elektronische Formulare

!Ist durch Rechtsvorschrift die Verwendung eines bestimmten Formulars, das ein Unterschriftsfeld vorsieht,
vorgeschrieben, so wird allein dadurch nicht die Anordnung der Schriftform bewirkt, auch wenn nicht Bundesrecht

297



298

Ergénzende Rechtsvorschriften

ausgeflhrt wird. 2Bei einer flr die elektronische Versendung an die Behdrde bestimmten Fassung des Formulars
entfallt das Unterschriftsfeld, auch wenn nicht Bundesrecht ausgefthrt wird.

§10
Elektronische Aktenfiihrung

(1) Die Behorden konnen ihre Akten elektronisch fihren.

(2) 'Die Behorden des Landes sollen neu anzulegende Akten ab dem 1. Januar 2026 elektronisch fiihren. 2Jede
oberste Landeshehdrde stellt ab dem 1. Januar 2023 sicher, dass auf Arbeitsplatzen ihres Geschaftsbereichs, auf
denen Verwaltungsleistungen (iber das Niedersachsische Verwaltungsportal erbracht werden, neu anzulegende
Akten elektronisch gefiihrt werden. *Bei Vorliegen besonderer Griinde kénnen im Einvernehmen mit der oder dem
IT-Bevollméachtigten der Landesregierung jeweils spatere Termine nach den Satzen 1 und 2 festgelegt werden. “Die
oder der IT-Bevollmachtigte der Landesregierung kann das Einvernehmen verweigern, wenn die Terminverschie-
bung nicht ausreichend begriindet ist und durch die Festlegung spaterer Termine die flachendeckende Einfihrung
der elektronischen Aktenfihrung erheblich beeintrachtigt wiirde.

(3) "'Wird eine Akte elektronisch geftihrt, so sind die Einhaltung der Grundsatze der ordnungsgemaBen Akten-
fihrung sowie die Lesbarkeit, die Integritat und Authentizitat, die Verfiigharkeit und die Vertraulichkeit der Akte
sicherzustellen. 2Akten oder Aktenteile kénnen weiterhin in Papierform gefihrt werden, wenn die Anforderungen
nach Satz 1 nicht oder nur mit einem unverhaltnismaBigen Aufwand erfiillt werden kénnen.

(4) "Der Austausch elektronisch gefiihrter Akten innerhalb einer Behdrde und zwischen Behdrden soll auf
elektronischem Wege erfolgen. 2Die Landesregierung wird erméchtigt, technische Verfahren und Standards fir den
Austausch zwischen Behdrden nach Satz 1 durch Verordnung zu regeln.

(5) Einsichtnahme in eine elektronisch gefihrte Akte wird gewdhrt, indem
ein Aktenausdruck zur Verfigung gestellt wird,

die elektronischen Dokumente auf einem Bildschirm wiedergegeben werden,
die elektronischen Dokumente Ubermittelt werden oder

der lesende Zugriff auf den Inhalt der Akte erméglicht wird.

W~ =

§11
Ubertragen und Vernichten von Dokumenten in Papierform

(1) 'Soweit die Behdrden des Landes Akten elektronisch fiihren, ibertragen sie die Dokumente, die in Papier-
form oder in anderer korperlicher Form vorliegen, erforderlichenfalls in elektronische Dokumente und speichern die-
se in einer elektronischen Akte. 2Bei der Ubertragung in elektronische Dokumente ist nach dem Stand der Technik
sicherzustellen, dass die elektronischen Dokumente mit den Dokumenten in Papierform oder in anderer korperlicher
Form bildlich und inhaltlich iibereinstimmen, wenn sie lesbar gemacht werden. 3Von der Ubertragung der Doku-
mente in Papierform oder anderer korperlicher Form in elektronische Dokumente kann abgesehen werden, wenn
die Ubertragung unverhaltnismaBigen Aufwand erfordert.

(2) 'Sind in Papierform oder in anderer kérperlicher Form vorliegende Dokumente nach Absatz 1 {ibertragen
und zur elektronischen Akte genommen worden, so sollen sie vernichtet oder zuriickgegeben werden, wenn eine
Aufbewahrung aus rechtlichen Griinden nicht erforderlich ist. 2Fiir MaBnahmen der Qualitatssicherung kann die
Vernichtung von Dokumenten aufgeschoben werden.

(3) 'Kommunen sowie sonstige der Aufsicht des Landes unterstehende juristische Personen des offentlichen
Rechts konnen in Papierform oder in anderer kérperlicher Form vorliegende Dokumente, wenn sie iibertragen und
zu einer elektronischen Akte nach § 10 Abs. 1 genommen worden sind, vernichten oder zurlickgeben, wenn eine
Aufbewahrung aus rechtlichen Griinden nicht erforderlich ist. 2Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.
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Tarifvertrag
tiber den Rationalisierungsschutz fiir Angestellte
(RatSchTV Ang) vom 9. Januar 1987
— Auszug -

Vorbemerkung:

Rationalisierung einschlieBlich der Nutzung des technischen Fortschritts hat den Zweck, die Aufgaben der Ver-
waltungen und Betriebe anforderungsgerecht, wirtschaftlich und kostenginstig zu erfiillen. Bei der Durchfiihrung
von RationalisierungsmaBnahmen sind die sich aus dem Arbeitsverhaltnis ergebenden Belange der Arbeitnehme-
rinnen zu beriicksichtigen und soziale Harten méglichst zu vermeiden. Diesem Ziel dienen die nachstehenden Vor-
schriften. Fir MaBnahmen, die nicht unter diesen Tarifvertrag fallen, bleiben die einschldgigen gesetzlichen und
tarifvertraglichen Vorschriften unberiihrt.

§1
Begriffshestimmung
(1) 'RationalisierungsmaBnahmen im Sinne dieses Tarifvertrages sind vom Arbeitgeber veranlasste erhebliche
Anderungen der Arbeitstechnik oder wesentliche Anderungen der Arbeitsorganisation mit dem Ziel einer rationel-
leren Arbeitsweise, wenn diese MaBnahmen fiir Angestellte zu einem Wechsel der Beschéftigung oder zur Beendi-
gung des Arbeitsverhéltnisses fiihren.

2Unter den Voraussetzungen des Unterabsatzes 1 kommen als MaBnahmen z. B. in Betracht:

QU

(=)
= =

Stilllegung oder Aufldsung einer Verwaltung/eines Betriebes bzw. eines Verwaltungs-/Betriebsteils,
Verlegung oder Ausgliederung einer Verwaltung/eines Betriebes bzw. eines Verwaltungs-/Betriebsteils,
Zusammenlegung von Verwaltungen/Betrieben bzw. von Verwaltungs-/Betriebsteilen,

Verlagerung von Aufgaben zwischen Verwaltungen/ Betrieben,

© o o

Einflihrung anderer Arbeitsmethoden und Fertigungsverfahren, auch soweit sie durch Nutzung technischer
Veranderungen bedingt sind.

(2) "MaBnahmen, deren Ziel der Abbau von Arbeitsbelastungen ist (durch die z.B. die Lage der Arbeitszeit
gedndert oder die Dienstplangestaltung oder duBere Umsténde der Arbeit verbessert werden), sind keine MaBnah-
men im Sinne des Absatzes 1. 2MaBnahmen mit dem Ziel einer rationelleren Arbeitsweise sind unter den Voraus-
setzungen des Absatzes 1 Unterabs. 1 jedoch auch dann RationalisierungsmaBnahmen, wenn durch sie zugleich
Arbeitsbelastungen abgebaut werden.

(3) Dieser Tarifvertrag gilt nicht fir Félle des Betriebstibergangs im Sinne des §613 a BGB.

Protokollnotizen zu Absatz I:

1. '0b eine Anderung erheblich bzw. wesentlich ist, ist von der Auswirkung der MaBnahme her zu beurteilen.
“Eine RationalisierungsmaBnahme liegt auch dann vor, wenn sich aus der begrenzten Anwendung einzelner
Anderungen zundchst zwar keine erheblichen bzw. wesentlichen Auswirkungen ergeben, aber eine Fortset-
zung der Anderungen beabsichtigt ist, die erhebliche bzw. wesentliche Auswirkungen haben wird. 3Eine An-
derung, die fir die gesamte Verwaltung bzw. den gesamten Betrieb nicht erheblich bzw. nicht wesentlich ist,
kann fiir einen Verwaltungs- bzw. Betriebsteil erheblich bzw. wesentlich sein. “Ist die Anderung erheblich bzw.
wesentlich, ist es nicht erforderlich, dass sie flir mehrere Angestellte zu einem Wechsel der Beschaftigung oder
zur Beendigung des Arbeitsverhaltnisses fihrt.
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2. Keine MaBnahmen im Sinne des Abs. 1 sind MaBnahmen, die unmittelbar z. B. durch
- voraussichtlich nicht nur kurzfristigen Nachfrageriickgang,
— eine von Dritten (insbesondere durch gesetzgeberische MaBnahmen) verursachte Aufgabeneinschrdn-
kung,
—  Wegfall zweckgebundener Drittmittel
veranlasst sind.
3. Eine wesentliche Anderung der Arbeitsorganisation kann auch vorliegen, wenn aufgrund von Arbeitsvertrégen

geleistete Arbeiten kiinftig aufgrund Werkvertrages durchgefiihrt werden sollen (z. B. bei Privatisierung des
Reinigungsdienstes).

§2
Unterrichtungspflicht
(1) "Der Arbeitgeber hat die zustandige Personalvertretung/Betriebsvertretung rechtzeitig und umfassend tiber
eine vorgesehene Rationalisierungsmafnahme zu unterrichten. %Er hat die personellen und sozialen Auswirkungen
mit der Personalvertretung/Betriebsvertretung zu beraten.

(2) 'Die Beteiligungsrechte der Personalvertretungen/Betriebsvertretungen sind zu beachten. 2Sie werden durch
diesen Tarifvertrag nicht berhrt.

(3) Unbeschadet der Absatze 1 und 2 soll der Arbeitgeber die Angestellten, deren Arbeitsplatze von der vorge-
sehenen RationalisierungsmaBnahme voraussichtlich betroffen werden, rechtzeitig vor deren Durchfiihrung unter-
richten.

§3
Arbeitsplatzsicherung

(1) 'Der Arbeitgeber ist dem von einer RationalisierungsmaBnahme im Sinne des § 1 betroffenen Angestellten
nach den Absatzen 2 bis 5 zur Arbeitsplatzsicherung verpflichtet. 2Die Sicherung setzt erforderlichenfalls eine Fort-
bildung oder Umschulung des Angestellten voraus.

(2/1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dem Angestellten einen mindestens gleichwertigen Arbeitsplatz zu si-
chern.

(2/2) Ein Arbeitsplatz ist gleichwertig im Sinne des Unterabsatzes 1, wenn sich durch die neue Tatigkeit die
bisherige Eingruppierung nicht andert und der Angestellte in der neuen Tatigkeit vollbeschaftigt bzw. im bisherigen
Umfang nicht vollbeschéftigt bleibt.

(2/3) Bei der Sicherung eines gleichwertigen Arbeitsplatzes bei demselben Arbeitgeber gilt folgende Reihen-
folge:

a) Arbeitsplatz in derselben Verwaltung/demselben Betrieb an demselben Ort,

b) Arbeitsplatz in derselben Verwaltung/demselben Betrieb an einem anderen Ort oder in einer anderen Verwal-
tung/einem anderen Betrieb an demselben Ort,

) Arbeitsplatz in einer anderen Verwaltung/einem anderen Betrieb an einem anderen Ort. Von der vorstehenden

Reihenfolge kann im Einvernehmen mit dem Angestellten abgewichen werden.

(2/4) Steht ein gleichwertiger Arbeitsplatz nach MaBgabe des Unterabsatzes 3 nicht zur Verfiigung, soll der
Angestellte entsprechend fortgebildet oder umgeschult werden, wenn ihm dadurch ein gleichwertiger Arbeitsplatz
bei demselben Arbeitgeber zur Verfligung gestellt werden kann.

(3) Kann dem Angestellten kein Arbeitsplatz im Sinne des Absatzes 2 zur Verfiigung gestellt werden, ist der
Arbeitgeber verpflichtet, dem Angestellten einen anderen Arbeitsplatz anzubieten. Absatz 2 Unterabs. 3 und 4 gilt
entsprechend.

Die spatere Bewerbung um einen gleichwertigen Arbeitsplatz ist im Rahmen der Auswahl unter gleichgeeigne-
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ten Bewerbern bevorzugt zu berticksichtigen.

(4) Kann dem Angestellten kein Arbeitsplatz im Sinne der Absatze 2 und 3 zur Verfiigung gestellt werden, ist
der Arbeitgeber verpflichtet, sich um einen Arbeitsplatz bei einem anderen Arbeitgeber des dffentlichen Dienstes
an demselben Ort zu bemiihen.

(5) Kann dem Angestellten kein Arbeitsplatz im Sinne der Absatze 2 bis 4 zur Verfiigung gestellt werden, kann
der Arbeitgeber dem Angestellten auch einen Arbeitsplatz bei einem anderen Arbeitgeber im Sinne des § 29 Abschn.
B Abs. 7 BAT, vorzugsweise an demselben Ort, nachweisen.

(6) Der Angestellte ist verpflichtet, einen ihm angebotenen Arbeitsplatz im Sinne der Absatze 2 bis 5 anzuneh-
men, es sei denn, dass ihm die Annahme nach seinen Kenntnissen und Fahigkeiten billigerweise nicht zugemutet
werden kann.

Protokollnotiz zu Absatz 4:
Offentlicher Dienst im Sinne des Abs. 4 ist eine Beschaftigung

a) beim Bund, bei einem Land, bei einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband oder bei einem sonstigen
Mitglied eines Arbeitgeberverbandes, der der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbénde oder der
Tarifgemeinschaft deutscher Lander angehort,

b) bei einer Kdrperschaft, Anstalt oder Stiftung des 6ffentlichen Rechts, die den BAT/BAT-0 oder einen Tarifver-
trag wesentlich gleichen Inhalts anwendet.

§4
Fortbildung, Umschulung

(1/1) Ist nach §3 eine Fortbildung oder Umschulung erforderlich, hat sie der Arbeitgeber rechtzeitig zu ver-
anlassen oder auf seine Kosten durchzufiihren.

(1/2) Der Angestellte darf seine Zustimmung zu einer Fortbildungs- oder UmschulungsmaBnahme nicht willkiir-
lich verweigern.

(2) "Der Angestellte ist fiir die zur Fortbildung oder Umschulung erforderliche Zeit, langstens fiir zwélf Monate,
von der Arbeit freizustellen. 2Fiir ganze Arbeitstage der Freistellung ist die Urlaubsvergtitung zu zahlen, im Ubrigen
sind die Beziige fortzuzahlen. 3Wird durch die Fortbildung oder Umschulung die durchschnittliche regelmaBige
wdchentliche Arbeitszeit diberschritten, ist dem Angestellten ein entsprechender Freizeitausgleich bis zur Dauer der
vereinbarten regelmaBigen wéchentlichen Arbeitszeit zu gewdhren.

(3) Setzt der Angestellte nach der Fortbildung oder Umschulung aus einem von ihm zu vertretenden Grunde
das Arbeitsverhaltnis nicht fir mindestens einen der Dauer der Fortbildung oder Umschulung entsprechenden Zeit-
raum fort, ist der Arbeitgeber berechtigt, das nach Absatz 2 Satz 2 gezahlte Entgelt und die Kosten der Fortbildung
oder Umschulung zurtickzufordern.

Protokollnotiz zu Absatz 1 Unterabs. 2:

Gibt ein Angestellter/eine Angestellte, der/die das 55. Lebensjahr vollendet hat, seine/ihre Zustimmung zu einer
Fortbildungs- oder UmschulungsmaBnahme nicht, kann dies nicht als willkiirliche Verweigerung angesehen werden.

§5
Besonderer Kiindigungsschutz
(1) "Ist dem Angestellten eine andere Tatigkeit {bertragen worden, darf das Arbeitsverhéltnis wahrend der
ersten neun Monate dieser Tatigkeit weder aus betriebsbedingten Griinden noch wegen mangelnder Einarbeitung
gekiindigt werden. 2Wird die andere Tatigkeit bereits wahrend der Fortbildung oder Umschulung ausgeibt, ver-
langert sich die Frist auf zwolf Monate.
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(2/1) 'Eine Kiindigung mit dem Ziel der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses darf nur dann ausgesprochen
werden, wenn dem Angestellten ein Arbeitsplatz nach § 3 Abs. 2 bis 5 nicht angeboten werden kann oder der Ange-
stellte einen Arbeitsplatz entgegen § 3 Abs. 6 nicht annimmt. 2Die Kiindigungsfrist betragt drei Monate zum Schluss
eines Kalendervierteljahres, soweit sich nicht aus § 53 Abs. 2 BAT eine ldngere Kiindigungsfrist ergibt.

(2/2) 'Bei Angestellten, die beim Wechsel der Beschaftigung eine Beschaftigungszeit (§ 19 BAT ohne die nach
§72 Abschn. A Ziff. | BAT beriicksichtigten Zeiten) von mehr als 15 Jahren zurlickgelegt und das 40. Lebensjahr
vollendet haben, diirfen Kiindigungen mit dem Ziel der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses im Zusammenhang mit
RationalisierungsmaBnahmen nur dann ausgesprochen werden, wenn der Angestellte einen gleichwertigen Arbeits-
platz bei demselben Arbeitgeber entgegen § 3 Abs. 6 nicht annimmt. 2Fiir diese Kiindigung aus wichtigem Grunde
betrdgt die Kiindigungsfrist sechs Monate zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

(3) Der Angestellte, der auf Veranlassung des Arbeitgebers im gegenseitigen Einvernehmen oder aufgrund
einer Kiindigung durch den Arbeitgeber aus dem Arbeitsverhaltnis ausgeschieden ist, soll auf Antrag bevorzugt
wieder eingestellt werden, wenn ein fiir ihn geeigneter Arbeitsplatz zur Verfiigung steht.

§6
Vergiitungssicherung

(1) Ergibt sich in den Féllen des § 3 Abs. 2 und 3 eine Minderung der Vergiitung, ist der Arbeitgeber verpflichtet,
dem Angestellten die Vergiitung auf der Grundlage des Sicherungsbetrages (Absatz 2) zu wahren.
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Der Weg einer MaBnahme im Personalrat

Tatigkeiten des Personalrates — Personalrats-
arbeit: Was heiBt das eigentlich?

Arbeitsmittel und Ausstattung des Personalrats

Zusammenarbeit des Personalrates mit der Dienst-
stelle

Hierarchie der Beteiligungsrechte im Nieders. Per-
sonalvertretungsgesetz

Das Zusammenspiel zwischen ortlichen
Personalraten und dem Gesamtpersonalrat

Beteiligungsrechte des Personalrats bei der
Planung und Durchfiihrung von personellen
MaBnahmen

Merkblatt Eingruppierung

Losungsschema bei arbeitsschutzrechtlichen Pro-
blemen und die Anwendung von §66 | Nr.11 NPersVG

Information des Personalrats bei Digitalisierungs-
projekten

Der Wirtschaftsausschuss

Fristen bei der Ubernahme von Jugend- und Auszu-
bildendenvertretungsmitgliedern gem. § 58 NPersVG
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Der Weg einer MaBnahme im Personalrat

ﬁﬁckgabe von 5611 die Dienststelle hitich
nterlagen mit per- NPersVG . t
sonenbezogenen beantragt €ine mit allenl
Daten MaBnahme Informationen

bei dem/ der
Vorsitzenden
oder V.i.A.

der/die
Vor-
sitzende

§681
NPersVG

Mitteilung an die
Dienststelle

8§68l
NPersVG

Fristbeginn mit
Zugang beim PR-
Vorsitz

§681
NPersVG

2-Wochen-Frist
beachten (oder
Wochen- oder

3-Tades -Frist)

Uberpriifung der
Informationen
auf Vollstandigkeit

Beschluss-
aussetzung

rechtzeitige
Einladung

auch auf Antrag von s
der Mitglieder, einer

§2911

_Sitzungs-_ NPersVG Gruppe, der JAV, der SBV
niederschrif oder der Dienst- sl
stellenleitung §2911
NPersVG Tagesordnung

Beschluss-
fassung

Thema muss auf
der Tagesordnung
stehen

Beschluss- .
eingeladen

fahigkeit .
e eingeladen werden
werden konnen: miissen:

Abstimmung nur
unter Anwesenden

§301V
Nr. 1
NPersVG

§291
NPersVG

§3111

Befangenheit N;;’S‘(/G §§26,27
wiG S |tZU ng NPersVG
Gruppenvotum des
beachten Personal- §56 |+l
NPersVG

rats

§1781IV
SGB IX
§30VL,S.3

NPersVG

Nichtoffentlich-
keit

Leitung durch
den/die
VorsitzendeN

§2911
NPersVG

grds. wahrend
der Arbeitszeit

§30V
NPersVG

§301
NPersVG
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Personalratsarbeit: Was hei3t das eigentlich?

Gem. §39 Abs. 2 NPersVG sind alle Personalratsmitglieder fiir die folgenden Tatigkeiten (Wahr-nehmung perso-
nalvertretungsrechtlicher Aufgaben) freigestellt. Freigestellt zu sein bedeutet, dass die Ublicherweise geschuldete
Arbeit nicht gemacht werden muss. Sie muss auch nicht nachgeholt werden. Der Arbeitgeber hat fiir entsprechende

Entlastung zu sorgen. Dazu muss der Personalrat mitteilen, in welchem Umfang Entlastung notwendig ist.

Die hier dargestellte Freistellung beinhaltet nicht die generelle Freistellung gem. § 39 Abs. 3 NPersVG!

wahrnehmen kann

Tatigkeiten, die jedes Mitglied jederzeit

Tatigkeiten, die der vorherigen Beschlussfassung

des Gremiums bediirfen

Teilnahme an den Per-
sonalratssitzungen und
deren Vor- und Nachbe-
reitung

§§29, 30 NPersVG

Teilnahme an Sprechstun-
den des Personalrats

§36 Abs. 1 NPersVG

Aufsuchen der Beschéf-
tigten am Arbeitsplatz

§36 Abs. 2 S. 1 NPersVG

Aufsuchen der Beschéf-
tigten am Arbeitsplatz

§36 Abs. 2S. 1i.V.m. §59
Nrn. 1, 2, 4 NPersVG

Teilnahme an der Perso-
nalratsarbeit dienlichen
Schulungen

§40S. 1 NPersVG

Teilnahme an fiir die
Personalratsarbeit erfor-
derlichen Schulungen

§40S. 1 NPersVG i.V.m.
§37 Abs. 1 S. 2 NPersVG

Teilnahme und Vor- und
Nachbereitung der Perso-
nalversammlung

§42 NPersVG

Teilnahme an den Sitzun-
gen der Jugend- und Aus-
zubildendenvertretung

§53 Abs. 3 NPersVG

Teilnahme an Personalge-
sprachen auf Wunsch von
Betroffenen

§60 Abs. 3 Nr. 3 NPersVG

Sichtung von Bewer-
bungsunterlagen

§60 Abs. 2 Nr. 1i.V.m.
Abs. 3 Nr. 2 NPersVG

Einsicht in Personalakten
auf Wunsch des Betrof-
fenen

§60 Abs. 2 S. 2 NPersVG

Teilnahme an Vorstel-
lungsgesprachen

§60 Abs. 3 Nr. 2 NPersVG

Teilnahme am Vierteljah-
resgesprach

§62 NPersVG

Teilnahme an miindlichen
Priifungen der Dienst-
stelle

§60 Abs. 3 Nr. 1 NPersVG

Teilnahme an Planungs-
oder Projektgruppen der
Dienststelle

§60 Abs. 3 S. 3 NPersVG

Bearbeitung von
Dienst-vereinbarungsent-
wiirfen im Rahmen von
Arbeits- oder Projekt-
gruppen des Personal-
rates

§§65, 66, 67, 75 NPersVG

Beisitzer auf Seiten des
Personalrats in der Eini-

§§71, 107c NPersVG

gungsstelle
Mitarbeit im Arbeits- §77 Abs. 3 NPersVG in
schutzausschuss Verbindung mit § 11

Arbeitssicherheitsgesetz
in Verbindung mit
§116 NPersVG

(zu beachten: Einschrankung bei Schulpersonalvertretungen gem.

§§99, 100 NPersVG)
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Arbeitsmittel und Ausstattung des Personalrats

Um im Zeitalter der Digitalisierung als Personalrat erfolgreich arbeiten zu kdnnen, bedarf es einiger Infrastruktur,
auf die fir alle Personalratsmitglieder die Mdglichkeit des jederzeitigen Zugangs bestehen sollte.

Die folgende Liste gibt einen kleinen Uberblick Giber notwendige Ausstattung fiir die Personalratsarbeit ohne den
Anspruch auf Vollstandigkeit.

Es gilt der Grundsatz, dass die Arbeitsfahigkeit des Personalrats sichergestellt sein muss. Die Erforderlichkeit von
Sachmitteln (§ 37 NPersVG) hangt also ganz erheblich von der Struktur der Dienststelle, namentlich von der GroBe des
Gremiums, raumliche Zergliedertheit der Dienststelle, Heterogenitét der Tatigkeitsfelder und Diversitat der Beschaf-
tigten sowie Kenntnis- und Erfahrungsstand der Personalratsmitglieder ab. Bezliglich der Beschaffung ist stets ein Be-
schluss des Personalrats zu fassen, dass der Arbeitgeber mit der Beschaffung des entsprechenden Sachmittels beauf-
tragt wird. Der Personalrat darf ohne vorherige Absprache mit dem Arbeitgeber keine Sachmittel selbst beschaffen.

Die Erforderlichkeit eines Sachmittels sollte in der Sitzung diskutiert und die Argumente in das Sitzungsprotokoll
aufgenommen werden, um die Abwdgung ggf. bei einer gerichtlichen Auseinandersetzung belegen zu kénnen.
Réumlichkeiten:

—  Biiroraum, in dem vertrauliche Gespréche gefiihrt werden konnen (muss der Personalrat auch der SBV zur Ver-
figung stellen!)

- Sitzungsraum, der mit erforderlichen Moderationsmaterialien wie Stellwénden und Flipchart ausgestattet ist und
ggf. auch tiber die Digitaltechnik verflgt, um auf digitale Akten zugreifen zu konnen und die Inhalte iiber Monitor
oder Video-Projektor prasentieren zu kdnnen

—  abschlieBbarer Schrank, in dem vertrauliche Unterlagen gelagert werden kdnnen
- langfristig gesundheitsforderliche Sitzmébel

Technik:
- PCoder Notebook, je nach Bedarf
- Bliroverwaltungssoftware, die auch auf anderen Arbeitsplatzen des Arbeitgebers Gblich ist

—  Drucker/Kopierer, bei denen der Arbeitgeber keinen Zugriff auf die im internen Speicher abgelegten digitalen
Kopien hat

- ggf. Faxgerat
- ggf. Mobiltelefone, ggf. internetfahig

- Telefonanschluss und dienstliche E-Mail-Adresse des Personalrats mit E-mail-Verwaltungsprogramm und in der
Dienststelle genutzte Verschlisselungssoftware

- geschitzten internen Server-Bereich fiir den Personalrat, in dem datenschutzrelevante Dateien hinterlegt werden
konnen, auf die alle Personalratsmitglieder jederzeit Zugriff haben kénnen

— Intranet-Seite des Personalrats

Literatur:

Bei vielen Blichern ist es heute schon méglich, Uber eine Online-Version schneller gezielt Textstellen zu suchen.
Daher kann ein hoher Preis manchmal durch die Online-Version trotzdem wirtschaftlich sein. Insbesondere der BUND-
Verlag bietet fiir viele umfangreichere Werke digitale Zugriffsmdglichkeiten an.

—  Kommentierung zum NPersVG
—  Basiskommentar von Fricke und Anderen (BUND-Verlag)
—  Kommentar von Bieler/Miiller-Fritsche (Kommunal- und Schul-Verlag)

- Kommentar von Dembowski (Loseblattsammlung - Erich Schmidt Verlag) (vermutlich erst ab 7er Gremium — hoher
Arbeitsaufwand — ggf. Exemplar der Dienststelle nutzen)
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- Kommentierung zum Niedersachsischen Beamtengesetz

- Kommentierung zum TV6D oder TV-L

—  Kompaktkommentar Arbeitsrecht von Wedde (BUND-Verlag)
—  Kommentierung zum Teilzeit- und Befristungsgesetz

—  Kommentierung zum Datenschutzrecht

- Gesetzessammlung ,Arbeits- und Sozialordnung” von Michael Kittner (BUND-Verlag) (Diese Sammlung ist unter
preislichen Gesichtspunkten nicht mit den ,Beck-Texten Arbeitsgesetze” vergleichbar, da ,der Kittner” zu vielen
Gesetzen Priifungsschemata beinhaltet, die in den Beck-Texten konzeptionell nicht vorkommen. Die ,Beck-Ar-
beitsgesetze" sind fiir professionelle Anwender konzipiert, die Arbeits- und Sozialordnung hingegen fiir gesetz-
liche Interessenvertretungen, die in der Regel keine gelibten Rechtsanwenderinnen sind.

—  Kommentar zum Sozialgesetzbuch IX

Fachzeitschriften:

Da sowohl Gesetzgebung als auch soziale Verhaltnisse und Rechtsprechung permanenter Veranderung unterlie-
gen, ist es notwendig, als Personalrat auch regelméBig tber Fachzeitschriften auf dem Laufenden zu bleiben. Auch bei
den Fachzeitschriften ist es haufig so, dass ein Online-Zugriff auf die Artikel mit umfangreicher digitaler Suchfunktion
bezliglich der Zeitschrift und héufig auch ergédnzenden Materialien mdglich ist. Dariiber rechtfertigt sich auch hier
manchmal ein hoher Preis.

Zeitschriften, die der Personalrat abonniert, sollten jeweils von einem verantwortlichen Mitglied durchgesehen und
in den Sitzungen Gber fir die eigene Arbeit relevante Artikel berichtet werden, damit alle Personalratsmitglieder stets
auf dem neuesten Stand sind und die Gelegenheit bekommen, bei Interesse gezielt Artikel nachzulesen.

— der Personalrat (BUND-Verlag) — Grundlagenwissen

—  Personalrat und Mitbestimmung (BUND-Verlag) — Grundlagenwissen

- die Personalvertretung (Erich Schmidt Verlag) — Grundlagenwissen

- Schwerbehindertenrecht und Inklusion (BUND-Verlag) - Schwerbehindertenrecht

—  Gute Arbeit (BUND-Verlag) — Arbeits- und Gesundheitsschutz

- Arbeitsschutz und Mitbestimmung (BUND-Verlag) — Arbeits- und Gesundheitsschutz

—  Arbeit und Gesundheit (Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung) — Arbeits- und Gesundheitsschutz
—  SiBe-Report (Gesetzliche Unfallversicherung Niedersachsen/Bremen) - Arbeits- und Gesundheitsschutz
- Computer und Arbeit (BUND-Verlag) — Datenschutz und Leistungskontrolle

—  Arbeit und Recht (BUND-Verlag) — Arbeitsrecht allgemein

- Die offentliche Verwaltung (Kohlhammer-Verlag) Verwaltungsrecht allgemein mit gelegentlichen Beitrdgen zum
Beamtenrecht und Tarifrecht des offentlichen Dienstes (Ggf. reicht es aus, im Bedarfsfall Einsicht in die Exempla-
ren des Arbeitgebers zu nehmen)

—  Neue Zeitschrift fir Arbeitsrecht (Beck-Verlag) — Arbeitsrecht allgemein (Diese Zeitschrift ist sicherlich erst ab
einer PersonalratsgroBe von 9 Mitgliedern aufwarts lohnenswert — ggf. reicht es, im Bedarfsfall in die Exemplare
des Arbeitgebers Einsicht zu nehmen.)

Datenbanken:

Im digitalen Zeitalter nutzen immer mehr Dienststellen Rechts-Datenbanken wie ,Juris”. Wenn in den Dienststel-
len solche Datenbanken genutzt werden, sollte der Personalrat einen eigenen digitalen Zugang verlangen.

Biiropersonal:

Spatestens wenn dem Personalrat eine volle Freistellung gem. § 39 Abs. 3 NPersVG zusteht, sollte dem Gremium
zumindest in Teilzeit eine Birokraft zur Verfligung stehen.
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Hierarchie der Beteiligungsrechte im Niedersachsischen Personal-

vertretungsgesetz

Informationsrechte
e §60Abs. 1und 2 NPersVG

e §60a NPersVG
e §77Abs. 4 und 5 NPersVG

Personalrat (oder Wirtschaftsaus-
schuss) ist von der Dienststellen-
leitung rechtzeitig und umfassend zu
informieren

Teilnahmerechte

e §60Abs. 3, Nrn. 1 bis 3 NPersVG
Vorstellungs-, Prifungs- und Personalgesprache

e §60Abs.3S. 3 NPersVG
Teilnahme an Planungs- und Projekt-gruppen der Dienststellen-
leitung

e §77Abs. 2 und 3 NPersVG
Besprechungen und Begehungen im Zusammenhang mit dem
Arbeits- und Gesundheitsschutz

Personalrat entsendet ein oder meh-
rere Mitglieder, um die Information
des Personalrats sicherzustellen und
bringt, soweit eine Beschluss-
fassung besteht, die Positionen des
Personalrats dort ein

Kein Zustimmungserfordernis
e Bagatellfalle des § 64 Abs. 2 und 4 NPersVG,
o Falle des §65Abs. 3, § 105 Abs. 5 und 6, § 107 Abs. 4 NPersVG

nur Informationsrechte, keine dariiber
hinaus- gehende Beteiligung des
Personalrats

Benehmensherstellung
Félle des § 75 NPersVG

Ubergeordnete Dienststelle entschei-
det endgliltig

Mitbestimmung
von §§65, 66, 67 und 75 NPersVG nicht erfasste personenbezogene
Falle der Generalkausel des § 64 Abs. 3 NPersVG

keine Anrufung der Einigungsstelle
(§70 Abs. 4 NPersVG)

(Kollektive Regelungen, die nicht von §§65, 66, 67 oder § 75 Nrn. 4
bis 9 erfasst werden, fallen unter die Benehmensherstellung gem.
§75 (1) Nr. 10 NPersVG.)

oberste Dienstbehorde entscheidet
endgiiltig

Mitbestimmung
Einigungsstelle beschlieBt in den Fallen des §65 Abs. 1 und 2 und
§67 Abs. 1 eine Empfehlung an die oberste Dienstbehorde

Letztentscheidungsrecht der obersten
Dienstbehdrde

Mitbestimmung
Einigungsstelle entscheidet in den Fallen des § 66 Abs. 1 abschlie-
Bend (§72 Abs. 5, § 107d Abs. 5 NPersVG)

uneingeschrankte Mitbestimmung,
eingeschranktes Aufhebungsrecht
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Das Zusammenspiel zwischen ortlichen Personalraten und dem
Gesamtpersonalrat (GPR)

Wann wird ein GPR gewahlt?

Grundsatzlich wird ein Gesamtpersonalrat gebildet, wenn eine Kérperschaft, Anstalt oder Stiftung (iber mehrere
Dienststellen verfligt, in denen Leitungen eingesetzt sind, die in personalvertretungsrechtlichen Fragen entschei-
dungsbefugt sind (§49 i.V.m. §6 NPersVG).

Die Zustandigkeit des Gesamtpersonalrats folgt aus der Zustandigkeit der jeweiligen Dienststellenleitung. Ange-
legenheiten, die durch die Geschaftsverteilung der Ebene der drtlichen Dienststellenleitung zur Entscheidung zu-
gewiesen sind, werden vom ortlichen Personalrat entschieden (§ 79 NPersVG).

Bei allen Angelegenheiten, die die Entscheidungskompetenz der ortlichen Dienststellenleitungen tbersteigen, ist
der Gesamtpersonalrat zu beteiligen.

Beispiel:

Die drtliche Dienststellenleitung darf Einstellungsentscheidungen mit einer Vergiitung bis EG 8 treffen.
O ortlicher Personalrat entscheidet

Einstellungsentscheidungen mit Verglitung ab EG 9 bestimmt der Gesamtpersonalrat mit.

Der Gesamtpersonalrat ist auch zustandig, wenn MaBnahmen fir mehrere értliche Dienststellen wirksam werden.

Beispiel:

Die Gesamtdienststellenleitung machte in drei von finf értlichen Dienststellen gleitende Arbeitszeiten ein-
fihren. In den anderen zwei Dienststellen soll weiterhin eine feste Arbeitszeit gelten.

Die Gesamtdienststellenleitung will in der gesamten Behorde ein Alkoholverbot verhangen.

Ortliche Personalrate kénnen ihre Zustandigkeit auch auf den GPR tibertragen (§ 80 Il NPersVG).
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Der Begriff der Stammdienststelle:

Jede Verwaltung hat eine Organisationseinheit, die die wesentlichen personellen und organisatorischen Entschei-
dungen trifft; ein sog. Haupt-, Organisations- oder Personalamt, -Dezernat oder -Abteilung.

Die Leitung dieser ortlichen Dienststelle hat haufig vollstandige Entscheidungskompetenz in allen ihren Bereich be-
treffenden personalvertretungsrechtlichen Angelegenheiten. Diese értliche Dienststelle nennt man , Stammdienst-
stelle”. Der értliche Personalrat dieser Dienststelle wird (iblicherweise in allen personellen, organisatorischen und
sozialen Angelegenheiten mitbestimmen kdnnen, die nicht die Gesamtdienststelle oder mehrere értliche Personal-
réte betreffen.

Beteiligung des GPR

In Beteiligungsangelegenheiten, die die gesamte Dienststelle betreffen, sieht das NPersVG eine organisierte Be-
teiligung der értlichen Personalrate nicht vor. Da der GPR ein von den drtlichen Personalrdten personell vollkommen
unabhangiges Gremium ist, kann also der Fall eintreten, dass der GPR keine Informationen (iber die Position des
ortlichen Personalrats zu der MaBnahme hat und auch kein GPR Mitglied in der betroffenen Dienststelle arbeitet. Es
empfiehlt sich also stets, vor der Beschlussfassung zu einer MaBnahme die 6rtlichen Personalratsgremien zu héren
und ggf. fir die Beratung im GPR die értlichen Personalratsvorsitzenden als sachkundige Personen zur entsprechen-
den GPR-Sitzung einzuladen.

In Angelegenheiten, die der GPR quasi fiir einen drtlichen Personalrat entscheidet, weil die 6rtliche Dienststellen-
leitung nicht entscheiden darf, muss er den ortlichen Personalrat vor der Abstimmung anhéren (§80 I, S. 2 i.V.m.
§791V, S. 1). Diese Anhdrung fiihrt aber nicht dazu, dass sich die Fristen gem. §68 Il oder § 76 | und Il NPersVG
verlangern.
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Merkblatt Eingruppierung

Grundsatzlich gilt: Eine Einstellung (§ 65 (2) Nr. 1. NPersVG) und eine Eingruppierung (§ 65 (2) Nr. 2 NPersVG)
sind zwei unabhangig voneinander bestehende MaBnahmen, die jeweils ein Mitbestimmungsverfahren aus-
I6sen. Beides kann in einem Schreiben (ibergeben werden. Die gleiche Situation entsteht bei der Ubertragung
niedriger oder hoherwertiger Tatigkeiten (§ 65 (2) Nr. 3 NPersVG) und dem entgelttechnischen Vollzug mit der
Hoher- oder Herabgruppierung gem. § 65 (2) Nr. 2 NPersVG.

Entgeltfragen sind Machtfragen. Im Gremium sollten mindestens ein bis zwei Personen zu diesem Thema ge-
schult sein.

Das Mitbestimmungsrecht bei Ein-, Hoher- oder Herabgruppierungen ist in erster Linie eine Richtigkeitskon-
trolle.

Der Personalrat hat jederzeit die Aufgabe, die Einhaltung des Tarifvertrags zu iiberwachen. Die Entgeltordnung
ist Teil des Tarifvertrags.

Der Personalrat bendtigt folgende Informationen:

o Entgeltgruppe, Fallgruppe und Stufe

o die vom Arbeitgeber iibertragene und auszuiibende Tatigkeit (Stellenbeschreibung)
o flr die Bewertung zugrunde gelegte Arbeitsvorgange und zeitliche Anteile
0

die in den Arbeitsvorgéngen erfillten Tatigkeitsmerkmale und eine Begriindung, wie diese ausgefiillt
werden

Eingruppierungsrecht ist Individualrecht. Die Beschéaftigten miissen ihre Anspriiche selbst geltend machen.
Eine Bitte auf Uberpriifung der Eingruppierung reicht hierfiir nicht aus. Um ihre Anspriiche auf Uberpriifung
und Korrektur der Eingruppierung innerhalb der sechsmonatigen Ausschlussfrist der § 37 TVGD, § 37 TV-L bzw.
§20 TV-V zu wahren, sollten Anspriiche schriftlich beim Arbeitgeber geltend gemacht werden.

Der Personalrat kann vor allem unterstitzend wirken. Sein rechtlicher Einfluss greift nur bei vom Arbeitgeber
initiierten personellen Verdnderungen im Sinne von §65 (2) Nrn. 1 bis 3. Rechtliche Beratung sollten sich Kol-
leginnen bei ihrer Gewerkschaft oder ihrem Anwalt holen.

Fiir Arbeitsplatzbeschreibungen empfiehlt sich die Griindung einer Stellenbewertungskommission auf der Basis
einer Dienstvereinbarung.
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Losungsschema bei arbeitsschutzrechtlichen Problemen
und die Anwendung von §66 | Nr. 11 NPersVG

Bei arbeitsschutzrechtlichen Fragestellungen empfiehlt es sich, die folgenden Prifungsschritte zu absolvieren:

Gibt es spezialgesetzliche Regelungen, in denen das Thema behandelt wird? Solche finden sich z.B. im ArbZG,
BUIIG, EFZG, TzBfG, MiLoG, FPfZG- oder PflegeZG, MuSchG oder beamtenrechtlichen Vorschriften.

Antwort lautet ,ja":

Fall mit Anwendung dieser Vorschriften 1dsen

Antwort lautet ,ja":

©

gemeinsam mit Fachkraft fiir Arbeitssicherheit und
Betriebsarzt Losungen erarbeiten und dem Arbeit-

geber gem. §66 Abs. 1 Nr.

111.V.m. §69 NPersVG

als Initiativantrag vorlegen; ggf. Regelung tiber die

Einigungsstelle erzwingen

Antwort lautet ,nein":

Sind die Themen in Unfallverhiitungsvorschriften

geregelt?

©

Antwort ,ja":

UVV bzw. zu ihr erlas-
sene ,berufsgenossen-
schaftliche Informa-
tionen"recherchieren
und deren Anwendung
verlangen

bei Nichtbefolgung:
LUK/GUV einschalten

A

Antwort ,nein":

in anderen Mit-
bestimmungsfeldern
nach Lésungen
suchen oder auf die
Generalklauseln

§618 BGB,

8§83, 4 ArbSchG
verweisen

A

Antwort lautet ,nein”:

Ist die Gefahr in einer Geféhrdungsbeurteilung

bereits beschrieben?

|

Antwort lautet ,nein”:
ggf. unter Zuhilfenahme der Gewerbeaufsicht,

dem Technischen Aufsichtsbeamten des GUV/

der LUK, und von Fachkraft fiir Arbeitssicherheit
und Betriebsarzt klaren, ob Arbeitsschutz-Ver-
ordnungen greifen; (ArbStattV, GefahrstoffVo,
PSA-Benutzungs-VO, StrahlenschutzVO, Larm/
VibrationsVO, LastenhandhabungsVO, Arbeitsme-
dizin-VO, BetriebssicherheitsVO)

A

Antwort lautet ,ja":

zu der jeweiligen Verordnung ergangene technische
Regeln (ASR) priifen; Geben die technischen Regeln
dem Arbeitgeber Gestaltungsspielraum (Ermessen)?

©

Antwort ,ja":

Ermessen des Arbeit-
gebers 16st Mitbestim-
mungsrecht gem. § 66
Abs. 1 Nr. 11 NPersVG
aus; Personalrat kann
auch im Wege eines Ini-
tiativantrages gem. §69
NPersVG tétig werden;

ggf. Regelung Uber die
Einigungsstelle
erzwingen

bei Nichtbefolgung:
Gewerbeaufsicht
einschalten

|

Antwort ,nein”:

Arbeitgeber auffor-
dern, die MaBnahme
entsprechend der ASR
umzusetzen

bei Nichtbefolgung:
Gewerbeaufsicht ein-
schalten
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Information des Personalrats bei Digitalisierungsprojekten

Sowohl die bundesrechtliche Vorschrift der §§ 2 bis 5 E-Government-Gesetz als auch die §§4 bis 8 des Entwurfs

fiir ein niedersdchsiches E-Government-Gesetz (NDSG — siehe S. 133) (bitte den aktuellen Gesetzestext nach Verab-
schiedung beschaffen!) sehen vor, dass die Verwaltung des Landes und der Kommunen (ggf. soweit sie Bundesauf-
gaben wahrnehmen) Anfang bis Mitte des nachsten Jahrzehnts alle Dienstleistungen fiir die Biirgerlnnen auch digital
vorhalten missen. Dies wird zu grundlegenden Umwalzungen in vielen Verwaltungen fiihren. Um als Personalrat diesen
Prozess wirkungsvoll mitgestalten zu kdnnen, ist es notwendig in der Planungsphase umfassend beteiligt zu werden.
Im Wesentlichen werden sich die Veranderungen {iber den Einsatz von Hard- und Software ergeben. Der inhaltliche
Hauptaspekt liegt diesbezliglich bei §67 Abs. 1 Nr. 2 NPersVG, also bei der technischen Leistungskontrolle. Es werden
aber auch noch zahlreiche andere Beteiligungsrechte beriihrt.

Diese und die folgende Ubersicht dienen dem Personalrat als Checkliste, um alle fiir die Wahrnehmung der Be-

teiligungsrechte (siehe néchste Ubersicht) erforderlichen Informationen einfordern zu kénnen.

Der Personalrat benGtigt bei Einfihrung der E-Akte oder anderen Digitalisierungs- oder Softwareprojekten min-

destens die folgenden Informationen:

Organisation

Name, Sinn, Zweck und Einsatzgebiet der Software,
bei Fremdbestimmtheit des Einsatzes der Software: Rechtsgrundlagen, die die Verwendung generell und den
konkreten Umfang der Verwendung vorschreiben incl. ggf. geschlossener Vertrage,

Organisation der Projektphase (personell, zeitlich, raumlich, technisch),
Terminplanung in Bezug auf Projektphase, Test- und Probephase und endgiltige Einfiihrung,
betroffene Organisationseinheiten/Arbeitsplatze in Bezug auf Anwendung und Administration

Software

Liste aller Funktionen, die die Software ermdglichen soll, und Beschreibung, wie diese Aufgaben bisher bearbeitet
werden,

Liste aller Leistungsmodule der Software und Infos tber ihre Abschaltbarkeit,

Anpassbarkeit der Software seitens des Anbieters auf Besonderheiten in der Dienststelle (raumlich, technisch,
personell [schwerbehindertengerecht])

Einbindung/Verkntpfung mit bestehenden oder noch geplanten Softwaresystemen,

Screenshots aller Desktopseiten und Gutachten zur Softwareergonomie und Barrierefreiheit,

Supportorganisation durch eigenes Personal oder Dritte, ggf. Vorlage von Vertragsentwiirfen,

Datenschutz

Liste aller Daten, die die Software von den Anwenderlnnen speichert,

Ausdrucke aller mdglichen Auswertungen, die Leistungskontrolle ermdglichen kénnten,

Stellungnahme von Betriebsarzt und Fachkraft fiir Arbeitssicherheit (insbes. psychische Belastungen, Beanspru-
chung der Augen),

Stellungnahme der/des Datenschutzbeauftragten,

Erkldrung, wie Leistungs- und Verhaltenskontrolle verhindert wird

Schulung

notwendige (zusatzliche oder neue) Kompetenzen der Anwenderinnen bei Einfiihrung,
Ausbildungs- oder Schulungskonzept fiir Anwenderinnen und Administratorinnen (Dauer, zeitliche Lage, Ort, Re-
ferenten)
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Arbeitszeit
Entstehen im Rahmen der Einflihrung des Systems fiir bestimmte Beschaftigtengruppen besondere Anforderungen

an deren Dienstzeiten?

Verdndern sich durch Betrieb und Nutzung der Software Arbeitszeiten fir die Nutzerinnen?
Ist die Nutzung der Software im Rahmen von Tele- oder mobilem Arbeiten geplant?

Beteiligungsrechte des Personalrats

Informationsrechte

Beratungs- und
Teilnahmerechte

Mitbestimmung in personellen
Angelegenheiten

§62 NPersVG Vierteljahrs-
gesprach

Hier hat die Dienststelle

alle fir die Beteiligung des Personal-
rats erforderlichen Informationen
preiszugeben.

§62 NPersVG Vierteljahres-
gesprach

Hier erfahren alle Personalratsmit-
glieder und die SBV und JAV im
Dialog, also mit der Méglichkeit,

Fragen zu stellen, auf die ein Beant-

wortungsanspruch besteht, was die
Dienststelle genau plant.

§65 I Nr. 30,
§65 Il Nr. 22 NPersVG

e Personalentwicklung

e Entsteht aus dem Qualifikations-
niveau und/oder der demografi-
schen Situation der Dienststelle
Handlungsbedarf?

o Gibt es beziiglich Geschlechter-
gerechtigkeit oder der Forderung
Schwerbehinderter oder der
Entfristung befristet Beschéftigter
Handlungsbedarf?

§60 Il Nr. 5 NPersVG

Ausdrucke personenbezogener
Daten zur Kontrolle der
Einhaltung von EDV- Dienstverein-
barungen

§77 | NPersVG

Beratung mit externen Stellen des
Arbeits- und Gesundheitsschutzes

§65 I Nr. 22 und §65 Il Nrn. 13
und 14 NPersVG

Qualifizierung erforderlich?

Wer darf wann auf Schulung und
von wem werden welche Inhalte
geschult?

§77 Il NPersVG

Teilnahme an den Besprechungen
der internen Arbeitsschutzverant-
wortlichen

§65 I Nr. 26,
§65 Il Nr. 20 NPersVG

Ablehnung von Tele- und mobiler
Arbeit

§60 IlI, S. 2 und 3 NPersVG

Information tber und

Beteiligung in Vorbereitungs-
und/oder Projekt- und
Planungsgruppen der Dienststelle

§60 111, S. 2 und 3 NPersVG

Information iiber und Beteiligung
in Vorbereitungs- und/ oder Pro-
jekt- und Planungsgruppen der
Dienststelle




Rationalisierung

Schaubilder

- Veranderungen an eingruppierungsrelevanten Arbeitsvorgangen an den Arbeitspldtzen der Anwenderlnnen,
- Verdnderungen bezlglich der Gestaltung von Arbeitsstatten,
— erwartetes Einspar- oder Rationalisierungspotenzial incl. kurz-, mittel- und langfristiger Auswirkungen auf den

Stellenplan oder das Personalkostenbudget

bei Digitalisierungsprojekten

Mitbestimmung in sozialen
Angelegenheiten

Mitbestimmung in organisato-
rischen Angelegenheiten

Benehmensherstellung in orga-
nisatorischen Angelegenheiten

§59 Nr. 2,877,866 I Nr. 11

NPersVG

Beachtung des Gesundheitsschut-

zes?

o \Werden Gefahrdungsbeurteilun-
gen automatisch Uberarbeitet?

e \Werden Einlogg-Zeiten technisch
begrenzt?

e Zwingt die Software zu Pausen
nach bestimmter Nutzungsdauer?

§67 I Nr. 2 NPersVG

psych. Belastung durch technische
Leistungskontrolle

Welche Daten werden erfasst,
gespeichert und kénnen von wem
ausgelesen oder verandert werden?

§75 1 Nr. 4 NPersVG
Organisationsénderungen

Wird mit der Einfihrung der neuen
Technik auch die Organisations-
struktur in der Dienststelle wesent-
lich geéndert?

§66 I Nr. 1 & 2 Arbeitszeiten

Andern sich durch die neue Technik
Arbeitszeiten fiir Anwenderlnnen
oder Systembetreuerlnnen?

§67 I Nr. 3 NPersVG

Raumlich technische Verander-un-
gen am Arbeitsplatz

Andert sich die Gestaltung des
Schreibtischs z.B. durch zusétzliche
Monitore?

§75 1 Nrn. 4 und 6 NPersVG

Erhofft man sich durch die Digitali-
sierung einen Stellenabbau?

§66 I Nr. 10 NPersVG

Ordnung in der Dienststelle
Werden im Kontext der Digitalisie-
rung neue Regelungen geschaffen,
z.B. Uiber den Umgang mit dienst-
lichen Geraten bei Telearbeit, dem
Umgang mit Passwortern oder der
Nutzung von Druckern?

§67 INr.4i.V.m

§66 | Nr. 11 NPersVG

Erhéhung des Leistungsdrucks

e Verursachung oder Verstarkung
psychischer Belastungen

e \Werden die Grundsatze altersge-
rechten Arbeitens bericksichtigt?

§751Nrn. 8,9

NPersVG

Raum-, Gebédude- und Bauplanung
Werden kiinftig weniger Biros
eingeplant oder andere raumliche
Veranderungen vorgenommen?

§67 | Nr. 7 NPersVG
Mehrarbeit & Uberstunden

Wird/werden bei Einfiihrung und
(Probe-)betrieb planbare Mehrarbeit
oder Uberstunden notwendig?
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Durchfiihrung der Mitbestimmung

Durchfiihrung der Mitbestimmung

Das Nichteinigungs- und
Benehmensherstellungsverfahren allgemein
und fiir besondere Verwaltungszweige
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Glossar

AGG — Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz

ASiG — Arbeitssicherheitsgesetz

ArbSchG — Arbeitsschutzgesetz

BayVGH — Bayerischer Verwaltungsgerichtshof

BDSG — Bundesdatenschutzgesetz

BeamtStG — Beamtenstatusgesetz

BEM — Betriebliches Eingliederungsmanagement

BFDG — Gesetz Uber den Bundesfreiwilligendienst

BGB — Biirgerliches Gesetzbuch

BGBI — Bundesgesetzblatt

BKV — Berufskrankheiten-Verordnung

BPersVG — Bundespersonalvertretungsgesetz

BVerwG — Bundesverwaltungsgericht

DS-GVO — Datenschutzgrundverordnung

EG — Entgeltgruppe

FPfZG — Familienpflegezeitgesetz

GG — Grundgesetz

GVBI — Gesetz- und Verordnungsblatt

KAGR — Kommunale Anstalt 6ffentlichen Rechts

KSchG - Kiindigungsschutzgesetz

LoB — Leistungsorientierte Bezahlung

MuSchG — Mutterschutzgesetz

NArchG — Gesetz Uber die Sicherung und Nutzung von Archivgut in Niedersachsen
NBG — Niedersachsisches Beamtengesetz

NBildUG — Niedersdchsisches Bildungsurlaubsgesetz

Nds. GVBI — Niedersachsisches Gesetz- und Verordnungsblatt
Nds. MBI — Niederséchsisches Ministerialblatt

Nds. NiRSG — Niedersachsisches Nichtraucherschutzgesetz
NDIG — Gesetz Uber digitale Verwaltung und Informationssicherheit
NDSG — Niederséchsisches Datenschutzgesetz

NGG — Niedersdchsisches Gleichberechtigungsgesetz

NHG — Niedersachsisches Hochschulgesetz

NiRSG — Nichtraucherschutzgesetz

NKomVG — Niedersachsisches Kommunalverfassungsgesetz
NPersVG — Niedersdchsisches Personalvertretungsgesetz
NSchG — Niedersdchsisches Schulgesetz

NSpG — Niedersachsisches Sparkassengesetz
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PflegeZG — Pflegezeitgesetz

PR — Personalrat

RatSchTVAng — Tarifvertrag Uber den Rationalisierungsschutz fiir Angestellte
SBV — Schwerbehindertenvertretung

SGB — Sozialgesetzbuch

StGB — Strafgesetzbuch

TVG - Tarifvertragsgesetz

TVOD — Tarifvertrag fiir den offentlichen Dienst

TV-V — Tarifvertrag Versorgungsbetriebe

TZBfG — Teilzeit- und Befristungsgesetz

VKA — Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbande

VO-PersVPol — Verordnung iiber Dienststellen im Sinne des Personalvertretungsrechts im Bereich der Polizei
VwVIG — Verwaltungsverfahrensgesetz

WissZeitVG — Wissenschaftszeitvertragsgesetz

WO-PersV — Wahlordnung fir die Personalvertretungen im Land Niedersachsen
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Noch kein Gewerkschaftsmitglied?

DGB
GEWERKSCHAFTSMITGLIED

LET R

Einfach das Beitrittsformular online ausfullen:

www.dgb.de/service/mitglied-werden

Rechtsschutz, tarifliche Leistungen, Unterstlitzung bei Tarifkonflikten und Weiter-
bildung - dies sind nur vier von acht guten Griinden, Mitglied in einer DGB-
Gewerkschaft zu werden. Auf unserer Website finden Sie weitere iberzeugende
Argumente, Teil dieser starken Gemeinschaft zu werden.



www.niedersachsen-bremen-sachsenanhalt.dgb.de
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	§ 48 Amtszeit und Geschäftsführung der Stufenvertretungen
	§ 49 Gesamtpersonalrat

	VIERTES KAPITEL – Jugend- und Auszubildendenvertretungen
	§ 50 Bildung; Wahlberechtigung und Wählbarkeit
	§ 51 Zusammensetzung
	§ 52 Wahlvorschriften; Amtszeit
	§ 53 Vorsitz; Geschäftsführung
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